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tieBcMclitliclie Entwicklimg des üeuei vertr^s. 



Die Anfänge des Heuervertrags lassen sidi nidit bestimmen, 
jedoch können wir seine Spiiron bis in die niiitezeit. der Sarazenen- 
lierrschaft (7. — 10. Jahrhumleit ) /uiück vcrtolgen: Der vorher allgi'- 
nieiu verbreitete Betrieb des Seehandela durch Sklaven verschwindet 
und die freie Arbeit wird zur Regel. Die Börner hatten zwar in der 
Schift'sbesatznng neben den Sklaven auch Freie verwendet, in den 
(Quellen siiitl uns indessen für den mit im'itii aliircschlossenfii Dienst- 
vertrag von den aUgenteiueu Beätiuimuu^eu abweichende llegein niclit 
überliefert; man behandelte ihn wohl als gewöhnliche Dienstmiete nach 
dem Vorbihle der lucatio conductio rei. 

Im ("it'hiete des MittelUuKh'scIicn Meeres waren es die vier ita- 
lienist lu'ii Hiunk'lsrvpuMiken Ainalti, Pisa, Venediji und Genua, welclie 
vollständig unabhängig von einander auf die Ausgestaltung des See- 
rechta der damaligen Zeit einen massgebenden £influs8 ausQbteu, um 
daini im 14. Jahrhundert dem catalanischen Hechte weidii u ztt mtlSBen, 
das bald die älteren (.Hiellen fast vollständig zu verdräugeu wusste. 
Dieser Prozess war jedoch durchaus kein gleichmässiger. 

Nach der im 11. Jahrhundert eutst^mdenen Tabula Amalphitaua 
stehen Rheder und Schiffsbesatzung in der Kegel in einem Gesell- 
schaftsvcrhältnisse. der sog. colonna. Die Schiffslciite haheii nicht nur 
nautische Dienste zu leisten, sondern nclinu ii /iiLilfi» h auch die Stellung 
von I nternchuiern ein und haben als solclie das iiecht, vielfach sogar 
die Pflicht^ fttr Anschaffung von Ladungsgegenstanden zu sorgen. Wirt^ 
schaftlich mögen ja wohl schon damals (lif kapitalkräftigen Rheder 
das Uehergewicht gehabt haben, da es dni Si liifTsIciiten vielfach an 
Geldmitteln fehlte und sie deshalb gezwungeil waren , bei ersLeren 
solche aufzunehmen. lu rechtlicher Beziehung dagegen konnte von 
einem Abhängigkeitsverhftltnis der Schifisbesatzung, von einer Schiffs- 
gewalt in (kn Händen Einzelner, keine Rede sein: Rheder und Schiffs- 
besatzung waren socii und die Herrschaft über fias Srhiff stand der 
Gesamtheit zu, abgesehen von einigen wenigen Fällen, in welchen die 
Schiffsbesatzung als Partei zu betrachten war. Hier sollte derselben 
jeder Eintiuss auf die Entscheidung entzogen sein. 

In l'i<:t trat auf Grund des constitutum usus vom Jahre IDil 
( veigl. Wagiiei S. 04 ; bestritten) der Rheder vollständig zurück : die 
Schiffsbesatzung war hier lediglich abhängig von der Genossenschaft 
der Ladungsinteressenteu, welclie ihrerseits ein Schiff kauften o<ler 

1 
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mieteten, dann die supei"salientes , d. s. Schiffsleute und Bewaffnete, 
gegen bestimmten Lohn anwarben und diesen ztigleich das Recht ein- 
räumten, ein Quantum Waren mitführen zu dürlen. — Daneben kennt 
tias Pisanische Recht allerdings noch eine andere, jedoch wenig ge- 
bräuchliche Kenn. 

Auch in Venedig standen sich im \'\. Jahrhundert nicht Ivliodor 
und Schiffsbesatzuug gegenüber, aut dti ciiica Seite finden wir viel- 
mehr die (ieuosseuschat't des liheders und der Laduugsiuteresseuten, 
auf der andern die Schiffsbesatzung. Vorherrschend war jedoch der 
Einfluss der Ladungsinteressenten: So durfte ohne ihre Genehmigung 
kein Schiffsmann entlassen werden. Andererseits aber wurde die Heuer 
vom Schiffsüigentümer, dem patrouus, bezahlt. Die Stelluug des uuu- 
clerus, des heutigen Kapitäns, war im venetiauischen Rechte von viel 
geringerer Redeutuug wie heute, denn dort kommt er lediglich als 
Mitglied des aus vier, spitter fünf l'fi- imk'u bestehenden Ausschusses 
in Ik'tracht, dem Hllertlings nicht nui' udmluistrative , sondern sogar 
richterliche Funktionen zustanden. 

In Genua endlich steht die Besatzung nur zum Rheder in einem 
Abhängigkeitsverhältnisse. Wie bei uns stehen sich also hier Rheder 
und Schiffsbesatzung als die buiden beim AbscUuss des Heuervertrags 
beteiligten Parteieu gegenüber. 

Im späteren Mittehilter hat, wie bereits angedeutet, das im 13. 
oder 14. Jahrhundert in Spanien entstandene Konsulat der See (con^ 
solat del mar) die grösste Verbreitung erlangt und die in demselben 
vorausgesetzten Zustände hai>en sicli für das ganze Mittelmeergebiet 
wesentlich gleichförmig gestaltet: Der Heuervertrag wird abgeschlossen 
durch Eintragung in das Kartular des SehiffiBschreibers oder durch 
Handschlag. Die SdiiffiriMsatzung tritt in Beziehungen zum senyor de 
nau, der dem patroiuis entspriclit und entweder geschäftsführender 
Rheder ist oder das Sciiiti in commenda hat. Aber diese Bezieh- 
ungen — wenigstens soweit sie die Heuerforderung selbst betreffen 
— sind ihrerseits wiederum abhängig von dem Vertragsverhältniase 
des senyor de nau zu den Ladungsinteressenten. Der Grundsatz: 
„Fracht ist die Mutter der Gage" wird dureliiietührt, d. h. wird 
keine Fracht verdieut, so fallt auch die Heuer weg, mit der Er- 
höhung der Fracht hat auch eine solche der Heuer einzutreten. 
In England hat sich dieser Grundsatz „Freight is the mother of wages* 
weniirsteus beschränkt bis zur Merchant shipping Act lHr)4 zu er- 
lialten vermocht, während u. a. Holland, Italien, Spanien und Portugal 
(vergl. BoYExs S. 236) auch heute noch darauf beharren. In der fran- 
zosischen Theorie wie Praxis dagegen gehen die Meinungen aber die 
Haftung des Rheders für die Heuer noch sehr aufeinander. In Deutsch- 
land haftet der Rheder schon seit der Einführung des alten Handels- 
gesetzbuchs (Art. 453) für die Forderungen der Schiffsbesatzuug aus 
Dienst* und Heuervertrttgen mit seinem gesamten Vermögen. Die 
in diesem Gesetze getroffenen Ausnahmen wurden durch 68 der S.O. 
vom 27. Dezember 1872 sämtlich m Gunsten der Seliiffsninnnschaft 
aufgelioluMi. England hatte triihei die persönliche Haftung des Rhe- 
dei-s liir die Heuerfordei ung um unter der Voraussetzung des Nach- 
weises guter Führung von Seiten der Schiffsmannschaft anerkannt, 
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steht aber jetzt auf demselben Standpunkte wie unser deutsches Recht, 
Iflsst also den Rheder onbedingt haften. 

Der Heiu'rlohn wird im coiisolat del mar ref^elniftssig für die 
gauze Klüse iixiert, jedoch keimt dieses auch eine Verlieueruug nach 
zurückgelegter Meileiualil, auf Frachtauteil uud die Mouatsheuer. 

Wie ob«i bemerkt^ sind die Beziehungen des senyor de nau zu 
den Ladungsiuteresseuteii bezüglich der Heuerford ltuii^ auch mai>s- 
ji;L'lieiul für die Schiffsbesatzutig. Die Gehoi-samspflicht der Schiffsbe- 
satzung dagegen besteht alleiu dem seuyor de uau gegenüber, welcher 
in den wichtigsten Fällen seinerseits an die Zustimmung der Mann- 
schaft gebunden ist, mit der zusammen er den SehÜbmt bildet. Der 
seuyor de nau eiitlässt die Schiffsmannschaft, 7:11 wdcher auch der 
Kapitän, der >u^. notxer ^jerechnet wird, ist al»Lr fUr den Fall der 
Ausübung diuseä Hechtes vertragsinässig verpdichtet , eine Ergun/uiig 
vorzunehmen. Die Schiffialeute sind dem Gonsulat als Ladnngsinteres^ 
senten unbekannt, wenn b\e auch wie im Pisanischen Rechte die Be- 
fugnis haben, eine Quaiitiiät Waren mit/ufUhren. Der Unterschied zeigt 
sich besonders darin, dass nach dem cousolat del mar bei der havarie- 
grosse eine Leistungspflicbt der Schilfeleute nicht besteht und dass 
dieselben nur fUr eigene Rechnung Waren mitnelimen dürfen. Diese 
Befugnis verscluifft den ScliitMi iit -ii deiiinacli nicht mdw die Stellung 
von Unteraehmeni, sie ist viemehr als reines Accessorium der üeuer- 
forderung anzuseilen. 

Diese im Gebiete des MitteUSndischen Meeres geltenden Orundsfttze 
entsprechen grossenteils denen der nordischen Gebiete (vorjil, Seerecht 
von Oleron, Wishysehes Seerecht; iiambur'^er Seliiffsreclit ; Lül)isc!ias 
Seerecht). Ein Unterschied jedoch zwischen diesen beiden grossen 
Rechtsgebieten tritt besonders scharf hervor: im Nordm ist der Ka« 
piUin viel früher die erste Pension auf dem Schiffe wie im Süden. Mit 
dem Aiisirang des Mittelaltei's tritt nun aber der Seehandel des Nordens 
in den V ordergrund und wird nnissgebend auch für die Entwicklung 
deä iieuervertrags in den Ul)rigen Gebieten. 

Im 16. Jahrhundert verschwinden die noch Obrig gebliebenen 
Reste des GesellschaftsverhftHlllsses fast vollständig und an ihre Stelle 
tritt mehr und mehr die reine Dienstniiete. Der bereits besprochene 
Grundsatz: „Fracht ist die Mutter der Gage" wird allmählich autge- 
hoben, die beschränkte Haftung des Rheders für die Heuerforderung 
eingeführt: Der Schiffsmanu verliert also jetzt seinen Anspruch auf 
die Ileucr nur, wenn die fortiine de mer des Rheders tmtergeht. So- 
lange und soweit solelte ;iher vorhanden ist, bleild die Haftung des 
Rheders besteheu, mag nun die Reise gewinnbriugeud gewesen sein 
oder nicht Jedoch war diese Haftung ursprünglich rein dinglich bis 
man mit der Zeit diesen (irundsatz für zu hart fand und die persön- 
liche llaftnnL' fls s lüvdi-iN für tlie lleiirTforderun«; einführte (s, oben). 
Nur einige wenige IJe^tinuuuugcn tiuden sich noch, welche an das 
alte Societätsverhältnis erinnern, nämlich einmal die Vomhrift, dass 
der Untei'gang des Schiffes ipso jure die Auflosung de» Dienstverhält- 
nisses bewirke, dann die Zulässigkeit der Beteiligunp iler Schiffsleute 
an Fraciit oder Gewiim, welche in Deutschland wohl nur noch bei der 
GeüütemUuder Seefischerei Üblich ist. 
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Bezüglich der Heiierforderunii des SdiiflFsinanns fiudeu wir im 
Norden zu Be^imi «Ii s Ki. Jahrhunderts als herrschendes System eine 
düppelLe Art der \ crt;ütuug des itüeders für die Dieu&te dier Schitfs- 
bc8iü;zung. Der Sdiiffsmann erlilllt zunächst eine filr die hftufigsteu 
Reisen üixniüssig bestimmte Geldsumme, für deren Auszahlung »ich 
gewisse Usancen heransgchildet hnlxüi. Hei örtlicher VcrliiiiLTcninix der 
Heise musste ausserdem ein „Versegelgeld" hezahlt werden, wahrend 
bei blüss zeitlicher Verlängerung der Rheder nur die Beköstigung der 
Mannschaft zu bestreiten hatte. Die zweite Art der Vergütung bestand 
darin, ilass jeder Schitfsmann das Recht hatte, eine bestimmte, je nach 
seinem Hang verschieden bemessen«'. (JuantitUt Waren frachtfrei mit- 
zunehmen. Diese sog. Führung wurde vieüacli dadurch noch besonders 
begünstigt, dass ihr seitens des Staate» das Privileg der Zollfreiheit 
zugestanden wurde. Dass eine solche ItegUnstigung zu Missbräuchen 
fuhren musste. lie;jt auf di-r Hand, imd so sehen wir detin auch bald, 
wi;" die Rheder, deren Interessen l)ei den veränderten N'erliültnissen 
durcli eine solche Einrichtung gefährdet wurden, Beseitigung dieses 
Rechtes verlangen. Durch die Gesetzgebung stark begünstigt, gelang 
es ihnen schliesslich auch, ihr Ziel vollstftndig zu erreiclien i veiigl. S.(), 
§ 87 im Anselilnss an das alte II.G.R. von 1861 Art. 534). 

Die Heuer/^dilung erfährt eine durchgreifende ündjildung und 
zwar zunächst nicht durch die Gesetzgebung, sondern infolge der ele- 
mentaren Kraft der Verhältnisse: frtther kam es selten vor, dass ein 
Schiff ohne bestimmtes Endziel und olme im Voraus genau erfolgte 
Bestinnnung der .Vidandestelleii auslief, jetzt brachte es die riesige 
Eutwickluug der Schitiaiirt nut sicii, dass eine ganze Reihe neuer 
SchifTahrtswuge und neuer Kombinationen derselben auftauchten, welche 
längere Zeit in Ans|)rucli nahmen als die bisher üblich gewesenen 
Reisen, Dazu kam die häutige Uidtestiinnitheit der bis zur lleindcehr 
einzuhaltenileii Hoiit<' zu Beginn der Reise. Deswegen wurde auch die 
iieuerberechnimg zu Beginn der Reise unmöglich und man war ge- 
zwungen, zur monatlichen Berechnung der Heuer Oberzugehen, wie sie 
heutzutage die Regel bildet. 

Auf der i>ei's(MieiirerIitliclieii Seite tles lleuervertrags tritt die 
Stellung des Kapitäns immer markanter liervor. Im IVüheu Mittelalter 
standen Kapitän und Schiffsleute als socii nebeneinander und neben dem 
Rheder und den Ladungsiutere.ssenten , im IT). Jahrhundert steht die 
IIen*sehaft über das Schiff noeli in vielen Beziehmyjjen der (Jcsamtlieit 
der Besatzung zu, zum Teil auch den Ladun^^hinteressenlen. Allinäh- 
licli aber belieu sich die Vornehmsten der Besatzung, die Schiffsoffiziere, 
neben dem Kapitän von der Mannschaft ab und nehmen an der Herr- 
schaft ttbm* das Schiff teil. Einzelne («esetzgebungen suchen die Sdiiffs- 
Oftiziere innerhalb eines bestiimiifen (iesciiäftskreises von dem Kapitän 
unabhängig zu stellen, wie die ordonnance de la mai ine Ludwigs XiV. 
von 1681, alle aber machen es dem Kapitän zur l^fÜcht, iu bestimmten 
wichtigeren Fällen jene Personen als Schiffsrat um sich zu Versammeln 
uufl sich den Melirlieit>l»e>elilüssen derselben zu fügen. <'ianz rindei"s 
heute: Der Kapitän allein i:?t Herr über das Schiff, er allein dem- 
gemäss verantwortlich für alles, was geschieht, mag er nun einen Schiffs- 
rat berufen haben, wozu er nach manchen Gesetzgebungen (z. Ii. Oester- 



Dlgltlzed by Google 



— 5 — 



reicli - l iigani , Argcntinipn ) vcrpttiditct ist, oder niclil . mag seine 
Meinung im Schiifsrat durchgedrungen seiu oder eiue andere, der er 
sich dann «ngeschloßsen hat (vergU § 618 H.G.B.)* 

An Inhalt allerdings hat die Schiffsgewalt seit dem Mittelalter 
immer mehr verloren : Während sie früher sogar die (xericlitsbarkeit 
in Kapitalsachen in sicli schloss, hat sie jetzt im Verhältnis zur Schiffs- 
mannschaft lediglich die Bedeutung einer allerdings weitgehenden 
Disziplinargewalt angenommen, gegen deren Missbrauch eine ganze 
Ueihe f?ps(^t/licher Garantien gegeben sind. In Beziehung auf ihren 
Umfang andt icrseits ist die Macht des Kapitäns in neuerer Zeit be- 
deutend ausgedehnt worden: Heute ist der ScUiffsmann verpdicbtet, 
jede , wenn auch nur in loaeni Zusammenhang mit dem Schiffsdienste 
stehende Handlung aufBefehl das Kapitftns auszuführen (vei^l. ^ 34 S. 0.), 
im MiffelalttT dagegen war die Art und das Mass der von ihm m 
leistenden Dienste genau umschrieben. 

Seine erste gesetzliche, kraft Partikidarreclits im ^uuz Deutsch- 
land (leltung beanspruchende R^lung hat der Heuervertrag gefunden 
im 5. Buche des alten Handelsgesetz!) uchs vom 24. -luni 18*>1, das 
alxT IffH^lich seine privatreclitlicliL' Seit«' regelte, die dem öffentlichen 
Rechte angehörenden Beziehungen dagegen fast vollständig Uberging. 
Vom Norddeutschen Bund am 5. Juni 1869 mm Bnndesgesets; crklftrt. 
wurde es nach F.rrichtung des Deutschen Reiches /uiii Kci« lis^^'sct/, 
erhobeti. Bereits am 9. Mai ISTi Ic-ite imlessen der Heicliskanzler 
«lern Reichstage den Kiitwm f einer .Seeniannsordnunfjj vor. iler „das 
gesamte Material vuUständig und erschöpfend regeln und eine selb- 
ständige, in sich ahgeschlossene, nach allen Seiten hin leicht über- 
sichtliche und fasslit lic (irundlage bieten sollte.'' Nicht nur die privat- 
rechtlichen Recht.sverhältiiisse (1er Schiffsmannschaft sollten also ge- 
regelt werden, sondern auch die polizeilichen, disziplinarrechtlichen, 
strafiteditlichen und prozessualen Bestimmungen sollten Aufnahme in 
die Seenmnnsordnung finden. In diesem Sinne kam denn auch die 
Seemannsorrlmni? vom 27. Dezendier 1872 zu Staudt', durch welche 
Buch V Titel 4 des alten Hanrlelsgesetzbuclis aufgeiioiien wurde. In- 
haltlich unterschied sie sicli in privatrechtlicher Hinsicht vom alten 
Handeli^^esetzbuche insbesondere dadurch, dass sie die dem Schiffs- 
manne bei nicht motivierter vorzeitiger Entla.ssung gebührende .Vb- 
tindmvj: uenauer fixierte, zur Abwendung des Anspnirbs auf freie 
Zuriickbeförilerung eine Hr-satzleistung zulicss und die Haftung <les 
Rheders flir die Ansprüche aus <len Dienst- und lleuerverl ragen 
ausflelinte. 

Die im Laufe der letzten drei .Tahrzehnte erftdgte gewaltige U\i\- 
wälznnir im Schiffahrt.swe.sen: die trrosse Vermehrung der I>ampfschiffe, 
das Zurückgehen der Segelschiffahrt, die veränderte Zusammensetzung 
der Schiffsmannschaft und — last not least — die total veränderten 
Anschauungen unserer (iesetzgebung über Sozialpolitik verlaiiiiten v.r- 
bieteriseh iiacli einer Xeurcutdiiiitr <ler SccmaiMisnrdnufii:. wclclir nach 
langen und euigehenden Vorbenitungen und Verhandlungen um 2. Juni 
1902 im Reichsgesetzblatt verkündet wurde. Dieses Oesetz bedeutet 
bezüglich der sozialen f'flrsofge flir die Schiffsmannschaft in privat» 
rechtlicher Hinsicht Unbestrittenermassen einen grossen Fortschritt, 
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wie aus folfieiulen. besonders iti die Augen fallenden Verbesserungen 
hervorgehen dürfte: Die Bestimniungeu des Gesetzes sind anders als 
nach der alten Seemannsordnung grundsätzlich zwingenden Rechts; 
die Schilboffiziere werden aus der SchiffinnaiuiflGhaft herau^ehobra 
und in manchen Bezieh iiii*reii Sonderbestimmunfren unterworfen: neben 
der bisher fast ausscliliesslich berücksichtigten Anheuerung für di« 
Reise kommt jetzt auch die moderne Anheuerung auf Zeit zu ihrem 
Rechte; die Arbeitszeit im Hafen wird genau geregelt; es wird be- 
stiinnit, wann Ueherstundeiilohii ^'efonlerr werden kann: Riibe/eiten 
im Hafen wie auf der Fahrt werden einueführt; die VerptliclitunL' zur 
Sonn- und Festtagsarlieit wird stark beschränkt; der Schiffsniaim wird 
möglichst gesichert gegen Entziebung seines Arbdtsverdienstes durch 
Dritte und vor Uebervorteilung bei der Lohnzahlung; die Aiisi)ni( he 
in Erkrankun-^stalbMi und bei vorzeitiger Entlassuni;, sowie die Kiick- 
beförderungsansurüche werden den heutigen Verhältnissen angepasst; 
die Fälle, in welchen jeder Teil zur alsbaldigen Auflösung des Dienst- 
verhältni88«8 berechtigt ist, werden genau festgelegt. 

Damit dtlrffe der Beweis dafUr erbracht sein, dass der lleuer- 
vertrag in arbeiterfreundlirheni Sinne neu geregelt worden ist, weni^i- 
steus soweit seine privatrechiliche Seite in Frage kommt. Seine 
öffentlich-rechtliche Seite allerdings, insbesondere die disziplinar- und 
strafrechtlichen Bestimmungen werden vor allem TOB der Soaaldemo- 
kratie als viel zu weitgehend scharf bekämpft. 
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Begi'iff des Heueryertrags. 

T>fr HeiRTvcrtratj ist ein Vertnig dt"- I;ll^'(l^'r,^ mit deiii Kapitän, 
den bcliirtsüttizieiea uder <ler Schitfsniaiin^JcliuH über zeitliche, ent- 
geltliche Leistung von Diensten uuf einem bestimmten Schiff^. 

Zu den beim Heuerrertrage beteiligten Personen gehört also auf 
der einen Seite der Kheder, d. i. der pjgentUiner eines ilini /um Er- 
werbe durch die Seefahrt dienenden Schiftes (§ 484 H.(i.B.). In ij 510 
Ai)S. 1 H.G.B, ist ihm übrigens der sug. Ausrilster gleichgestellt. 
Bestritten ist, ob mm Begritfe des Rheders die Gewerfostn&ssigkeit des 
Erwtiilis (lurdi die Seefahrt gehört SciiuOdeb, Zeitschrift für ges. 
U.R., Band 32 S. 81 und Endfmann S. 41 hnhaupten. die Gewerbs- 
mässigkeit sei ein notwendiges Hegritisnierknuil Waünbe S. 151, 
CosACK S. 134 und SciJAi»b S. 73 treten dieser Ansicht entgegen. 
Gewerbfimftssigkeit bedeutet die dauernde Erwerbsabsicht, die Absieht, 
sich eine dauemde Erwerb8(|uelle zn verschaffen. Schröder meint 
min. schon flas Erfordernis eines von dem Rheder oder .\usrüster an- 
gestellten Schitfspersonals spreche für seine Ansicht Inwiefern dies 
der Fall sein soll, ist mir nicht klaff denn jeder SchiSseigentttmer, 
der sein Scliilf verwenden will, muss zu diesem Zwecke das entspre- 
diende Schiffspei"sonal engacricren. mag es sich nun um eine private 
Vergnügungsfahrt liandehi oder um einrnaligeii oder wie<lerholt( n Er- 
werb durcli Seefahrt oder Binnenschiffahrt. Scuuödeu zieht ferner 
ans der gegenteiligen AufCiissung die nach seiner Anncht undenkbare 
Konsequenz, dass der Besitzer eines nur für Privatzwecke bestimmten, 
gelegentlich ;il)cr auch zur Güter- und Personcubcfördcnin« verwen- 
deten Schities je nach den Unistäuden bald als ilheder, bald als Xicht- 
rheder zn behandeln wftre. Diese Schlussfbigerung ist richtig, aber 
durchaus nicht umlenkbar, beruht ja doch dei <it'.zensatz zwischen 
Rheder und Niditrhedt r wesentlich auf der Verschiedenheit der Haf- 
tung des ScIiitVseigentüniers b(v.\v. Ausrüsters für ein VcvsclmMcii der 
Schiffsbesatzung Dritten gegenüber. Dass für die Ue;;clung dieser 
Frage das Vorhandensein der dauernden oder nur vorübergehenden 
Erwerli-ilt icht von massgebendem Eintluss gewe^^en >ein könne, wird 
man doch wohl kaum behaupten \voll»'ii. § 184 H.G.n. spricht nur 
davon, dass das Schiff dem Eigenlüuicr zum Erwerbe durch diu See- 
fahrt dienen müsse, dass es also von ihm zu diesem Zwecke verwendet 
werden mttsse, ohne Rücksicht auf die eigentliche oder ui*sprüngliche 
Bestimmung des Schiffes, ohne Rücksicht aber auch darauf, ob dieae 
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Verwendung jils daueiiule gedacht Ist oder nicht. I>cr Kij^'rntüTuer 
eines Flussschiffes kann diisselbe gelegentlich auch zum Krwerbe durch 
die SeeMrt verwenden, für die Zeit dieser VervenduDg ist er aber 
dann Rheder im Sinne des § 484 H.G.B. Der Charakter des Schiffes 
als Fluss- resj). Seescliiff di^eixen wird durch eine vordbersrelieiide 
anderweitige Verwendung nicht geändert. Eben darin, dass in ?; 484 
H.G.B. nicht gefordert wird, das Schiff müsse auch zum Erwerbe 
durch die Seefohrt beetimmt sein, liegt meines Erachtens zu$;leich auch, 
dass (lewerbsmässigkeit kein Erfordernis des Iihederbegriffs sein kann. 

Die Bedeutung der eben behandelten Streitfni^i! vvird dadurch 
sehr verringert, dass nach § 1 Ö.O. (vergl. mit ii.(ies. betr. das Flag- 
genrecht fUr KauffahrteischifTe vom 29. Juni 1899) die Vorschriften 
derselben nur Anwendung linden auf die zum Erwerbe durch die See- 
fahrt bestinnnten Schiffe (sog. Kauffahrteischiffe) mit Ein - hluss der 
IjOtsen-, Hochseefischerei-, Bergungs- und Schlepiifahrzeuge, suwie nach 
der Kaiserlichen Verordnung vom 1. .Marz li»Oü auf Biuuenschifte, 
welche ausschliesslich auf der unteren Donau oder in Ostasien auf 
dem Sikiang, Jangtsekiang, Peiho oder deren Nebenflüssen verkehren, 
bei beiden Kategorien unter der VnrauFset/^iin«: . das? sie ilas Hecht, 
die Iteiciistlagge zu führen, ausüben dürfen. Binnenschiffe aber sind 
nach dem Binnenschiffahrtsgesetze vom 15. Juni 1896 zvlt Schiffohrt 
auf Flüssen oder sonstigtm Binnengewässern bestimmte und hierzu ver- 
wendet!' "Schiffe. Die I*t'stiuinuingen der Seemannsordminp finden dem- 
nacli nur .\nwendung, wenn der Veilrai^suegner der Schiffsoftiziere und 
der Schiffsmannschaft aus dem Schiffalu lsbetriebe ein Gewerbe macht. 
Die Streitfrage ist also von Bedeutung nur fttr den Heuervertrag zwi- 
schen Rheder und Kapitän. 

Die bleiche beschränkte Bedentung hat die Streitfrage, ob der 
Erwerb durch die Seefahrt ein inimittelbarer sein müsse oder ob auch 
mittelbarer Erwerb zum Rhederbegriffe genügt;, mit andern Worten, 
ob als Erwerb durch die Seefahrt nicht bloss der Erwerb durch Han- 
delsgeschiiffe. d. h. durch Güter- oder Personenbefürderung, sondern 
auch «inr( h anderw(>itiiie Geschäfte, wie Bugsieren von Schiffen, llilfe- 
leistutig und Bergung oder Seefischerei zu betrachten sei. Einig ist 
die Literatur darüber, dass die Schleppschifßihrt zum Rhcdereigewwbe 
gehört. Was aber Hilfeleistung und Bergung, sowie Seefischerei an- 
belangt, so behauptet ScFn:"'r»iMt a. a. O. t^e'^en die -Mirleni Schriftsteller, 
man könne hier von einer iihederei nicht sprechen, denn soweit HiUe- 
leistiing und Bergung in Betracht kommen, könne es sich, abgesehen 
vom G( \vei i)e des Lotsen^ doch nur um einzelne gelegentliche gewinn- 
bringende Unternehmungen handeln, aber unmöglich um ein prinzipiell 
anf solche gerichtetes (iewerbe. Diese Ansicht wird widerlegt durdi 
die obigen Ausführungen, nach denen Gewerbsmässigkeit nicht zum 
Rhederbegriffe gehört Bezt^lich des Lotsengewerb^ und der See- 
Hscherei sagt SrnuimKu, durch die Seefahrt wenle ein solclies (bewerbe 
erst ennötrlirht, aber die Seefahrt als suh-he sei nielit (Quelle des Ge- 
werbes. Dies ist allerdings richtig, allein auch bei dem sog. iiiniiittel- 
baren Erwerbe kann, wie das U.Ger., Band 32 S. 109 mit Becht aus- 
führt, von einer Unmittelbarkeit keine Rede sein, und ausserdem ist 
die Seefahrt in diesen beiden Fftllen nicht „nur ein unterstllbmides 
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Mnnient untcr{?cür(lneter Art", sontlcrn das uiii/ij^o Mittel zur Errei- 
chung des Zwecki^, nho unlösbar luit der Ausübung dos eigeotlicheu 
Gewerbes selbst verbunden. 

Der Rheder, der „Kaufmaon des Seerechts*, ist Kaufmimn im 
Sinne des Handelsgesetzbuchs nur, wenn er entweder aus dem Betriebe 
von Gnindhaiidels'iieschäften ein Gewerbe nuicht (H.G.B. § 1 Abs. 2 
Zfr. 5j, oder wenn seine t'iriua mit Rücksicht auf die Art und den 
UmfADg seines Geschäftsbetriebes im Handelsregister eingetragen ist 
(H.G.B. § S). Ipso jure ist denuuiLli ih r Rheder Kaufmann in den 
Fällen des unmittelbaren Erwerbe.*^ durch die St-cfahrt, er wiid es 
aber erst durch Eintragung im Haudelsrej^ister in ticji Fällen des 
mittclbai'eu Erwerbes. Darnach beurteilt sich auch die Frage, ob der 
Abschluss des Heumeitra^B auf Seiten des Rheders ein Handelsge- 
schäft ist oder nicht (vergl. hierzu Mothre zur alten 8.0. S. 41). 
Anderer Ansicht Loewe S -j^.^ und dio ganze Literatur, welche Ge- 
werbsmässigkeit als Begrirti^iHerknial des Klietlers ansieht. 

Dem Rheder stellen als Gegenpartei gegenüber entweder der 
Kafiitän oder einer der Schiffsoffiidere oder aber Mitglieder der Schiffs- 
inaiins( haft. Meistens wird der Heuervertrag mit einer jeden dieser 
l'ei"souen gesondert ahueschlossen werden, es steht indessen nichts ent- 
gegen, dass mehrere derselben durch ein und denselben Vertrag sich 
verpflichten. Nicht ist der Henervertrag ein Dienstfertrag zwischen 
Rhedei und Schiffsbesatzung, denn zur Schiffsbesatzung gehören nach 
dem durch (»esetz vom 2. .luni 1902 foruu ll abtreänderten 45 481 H.Ci.B. 
der Kapitiln fin dor Aiisdrucksweise des H.G.B. „Schiffer"), die Schiffs- 
offiziere, die ächitisiiianuschaft, sowie alle übrigen auf dem Schifte 
angestellten Personen. Damit ist zugleich das Verhftitnis der Begriffe 
., Schiffsbesatzung" im Sinne des {5 481 H.G.B, und „Schiffsmannschaft" 
im Sinne der S.O. zu einander festgestellt. — Interessant ist es, zu 
konstatieren, dass das Handelsgesetzbuch einen eiuheitlicheu Begriff 
der Schiffsmannschaft nicht kennt. Dies ist aber erst seit dem eben 
erwähnten G( setze vtun 2. Juni VMr2 der Fall, welches, ohne die Ab- 
sicht, eine saclili ln \ nderung )i i h izuführen. die Schiffsotli/'.it l e ent- 
sprechend der 8.0. 2 neben der >( hiffsmannschaft ah zur Besatzung 
gehörige l*ei"souen besonders hervorheben wollte, um die in § 481 
H.O.B. enthaltene Umschreibung des BegriflTes der Schiflbbesatzung mit 
dem § 2 S.O. in Einklang zu bringen, welcher die Schiffsoffiziere als 
eine besondere Klasse der Mitglieder der Besatzung aus der Schifts- 
mannschaft ausscheidet (Motive S. 207). Da eiue sachliche Aenderung 
der Vorschriften des Handelsgesetzbuchs dadurch nicht beabsichtigt 
war, muss eine vemunftgemässe Auslegung dazu führen, in den 519 
Abs. 2. 52C. .\lis. 2, 780 H.G.B, unter der Schiffsmannschaft auch die 
Scbi^^'-ofliziere zu verstehen. Das tileirli.« i;ilt für ü 109 Abs. 8 G.V.G. 
und 5;$ i*04 und 933 C.r.O., sowie auch für § 6 li.(iew.O. (vergl. 
P APPENHEIM, Deutsche Juristenzeitung 1900 Nr. 9). — Die Schiffs- 
besatzung umfasst im Gegensatze zur Schiffsmannschaft auch den Ka* 
pitän und die Srhiffsnffiziere Tm Scliiffsmann /n •^dn. ninss man 
nicht nur auf dem Schiffe an^iesLellt sein, man nius.s viehiiehr auch 
angestellt sein fUr Bechuung des Rheders und zwecks Leistung von 
Diensten w&hrend der Fahrt. Sind die beiden letzten Erfordernisse 
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nicht vorhanden, so kann man nicht von einem Heuervertrage der 
Schiifsmanuschaft im Sinne der Seemaimsordnung sprechen, souderu 
lediglieh von emem Dienstvertrage eines Mitglieds der Scfaiffbbeeatzung 
und fiir einen solchen Dienstvertra^ sind dann die Bestimmungen der 
Gewerbeordnunp: masjsKebend. Sänitlirlie Mitglieder der Hchifirsliesatzung 
sind auf Grund eines Dienstvertrages zur I^eistung von Arbeit ver- 
pflichtet, es ist ako ausgeschlossen, dass eines derselben lediglich auf 
Grund eines Werkvertrafiis mit dem Rheder seinen Verpflichtungen 
nachkommt, denn die Anstellung ist ein den Dienstverträgen eigen- 
tUnilirhPr I^ejrriff. Zum mindesten ungenau deshalb Pebels S. 16. 
Wenn die iSeeraaunsürdüuug (z. B. in § 53j von Dienst- und Heuer- 
vertrftgen des Kapitllns und der znr Schüünnannschaft gehdrigen Per- 
sonen spricht, so will sie damit wohl diejenigen Fälle treffen, in wel- 
chen eine Heuer im Sinne dos 81 SO mchi L^eschuldet wird, der 
Schiffsmann also z.B. auf ( Jewinnanteil angenouimen ist (anders Wag ni,r 
S. 183). Eine andere Bedeutung dagegen kommt den Dienst- uud 
Heuervertrftgen der Schiflisbesatsang des § 487 H.G.B. zu. Dienst- 
vertrttge im Sinne dieses Paragraphen sind nämlich ausser den eben- 
genannten auch die Dienstverträge der nicht zur Schiffsmannschaft 
gehörigen, aber auf dem Schiffe angestellten Personen mit Ausnahme 
des Kapitäns und der Schiffsoffiziere. — Pappenheim (Zeitschrift für 
ges. H.R., Band 44 S. 597 ff.) ver\vi8cht den deutlichen ( ie;zensatz der 
beiden he.«;procheneii PiOiJintTe. indem er ansfiilirt. zur Schiffsbesatzung 
gehören diejenijien Personen, wekiie dem Ilerrscliaftsverhaude des Rhe- 
ders als eines solchen angehören, uud diese Augehörigkeit werde be- 
gründet durch die Anstellung. Anstellung bedeutet nun aber nur die 
Begründung der Verpflichtung zur GehorsamsleistulUif gegenüber den 
Anordnunjjen des Dienstherrn im Gegensätze znr reinen, freien Lei- 
stungsptiicht. Die allgemeine, unbestimmte Au.sdrucksweise Pappen- 
HEiHS hat deshalb nur dann einen Sinn, wenn dieses Herrschaftsver- 
hältnis als ein besonderes, von den allgemeinen Bestimmungen abwei- 
( lit ndes sich darstellt, was nur dann der Fall ist. wenn die Bestimm- 
ungen der Seemannsordnung Anwendnn? finden können, und die^s wie- 
derum ist nur möglich bezüglich der im Heuerveilragsverhältnis zum 
Rheder stehenden Personen. Aus § 481 H.G.B, er^ht sich aber, dass 
eine solche Auffassung des Begriffes der Schiffsbesatzung nicht richtig 
ist. d<"ni <ons-t hfittrn ja die Worte ..sowie alle üliritren auf dem 
Schiti'o anj^estrliti'H l'ersoneu" ^'ar keinen Sirni Die rnrichtigkeit der 
Ansicht Pappenhkims ergibt t*ich weiterhin, wie Schaps S, 70 richtig 
bemerkt, auch aus den ^ 487, 764 Zfr. 3, 768, 768 Zfir. S, 901 ff. 
H.G.B. Die Praxis steht ebenfalls auf einem andern Standpunkte, 
indem sie den Lotsen wie die Schleiipermannschaft zur Sehiffshesatzung 
rechnet, trotzdem diese dem Herrschaftsverbaude des Khedere als eines 
solchen, mag man dies YerlAltnis nun aufTas^, wie man will, nicht 
angehören. ~ A^lm sehen von den §§ 63 und 65 S.O., die auch fUr den 
Heuervertra;.; des Kapitäns p-elten. regelt die Seemannsordnun? nur den 
Heuervertraii des iilieders mit den Schiffsoffizieren und der Schitfs- 
numnschaft, während der Heuervertrag des Rheders mit dem ivapituu 
im Handelsgesetzbuch (§§ 611—665) behandelt wird. Fttr die Übrigen 
Mitglieder der Schiffsbäatzung dagegen ist, wie bemerkt, die Gewerbe- 
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Ordnung ma8?^'t.'l>oii(I. Die ITeiiervcrtr.ljrc der Schiffsoffiziere und der 
Schittsniannschatt sind sich sehr ahnlieh, denn nach § 3 Abs. 2 S.O. 
tiudeu auf die Schiffsoffiziere grundsätzlich die tiiv die Schiffsmanu- 
Bchaft oder den SchiffiBmann gelteaden Vorschriften Anwendung. Die 
fttr die Rechtsstellong der Scliiffsoffiziere sich ergebenden Besonder- 
heiten werden unten in § 7 behandelt werden. Andererseits aber weist 
der Heuervertrag zwischen Rheder und Kapitiin wichtige .Abweichungen 
auf. Dieser Vertrag ist nämlich nicht ein reiner Dienstvertr^ , anf 
Grund des Vertrags erhält vielmdir der Kapitän kraft (fesetzus zu- 
gleich auch eine weitiielicnde Vertretiinjrsmacht, eine Art ILindlungs- 
vollinarht. P-i die Besprechung des Heuevvertrags des Ka|)itäns nicht 
in den liahmun der vorliegeudcu Abhaudlung fällt, mag dieser kurze 
Hinweis genfigen. 

Die Begriffsbestimmungen des § 2 Abs. 1 und 2 S.O. bieten 
keinen Ani tss m '/weifebi, wohl aber ist der Begriff des Schiffsmanns 
auch heute uucli scharf bestritten. 

Die Seemannsordnung definiert: 

«Schiffsmann ist jede zum Dienste auf dem Schiffe wflh- 

rend der Fahrt für Rechnunpc des Rheders angestellte Person, 

ohne Ti literschied, ob die Anmusterung erfolgt ist oder niclit." 

l^Das englische Recht bezeichnet in sect 742 Merchaut sbipping 
Act 18d4 als seamen alle Powinen mit Ansnalinie des Kapitllns, Lotsen 
und der Schiffiqttngen, welche sind employed or engaged in any capa- 
city on board any ship.) 

Die Motive S. 38, wie auch v. Hipprl S. 10, Knitschky S. öh3, 
folgern aus dieser Definition, dass nicht zur Schiffsmaunscliaft gehören 
Personen, welche, wie die PrivatlotBen, nur zu einem vorabetgehenden 
Zwecke dem Schiff ihre Dienste widmen, oder welche — wie die von 
grösseren Rhedereien für Instandhaltungsarbeiten f Anstrei« hfn Repa- 
rieren der Takelage u. dergl.) ihrer Schiffe während de^ Auteuüialtcs 
im Heimatsliafen dauernd angenommenen Leute oder wie die das Lö- 
sehen und Laden besorgenden Scbauerleute — zwar Arbeiten verrichten, 
welche \v;ilirt'n(l der Reise von den Scliiflsleuten geleistet zu werden 
pflegen, die aber das Siliitt' nicht dauernd he^'leiten. hie bezüglich 
der zur ersten Kategorie der el>en genannten Tersonen gehörigen Pri- 
mtlotsen entstandenen Zweifel sind dadurch beseitigt worden, dass die 
Lotsen durch ausdrückliche Gesetzesvorschrift (§ 2 Abs. 3 Satz 3 S.O.) 
als nicht mr Snhiffsmannschfift gehörig bezeichnet werden. Was aber 
die übrigen i'ersonen anbelangt, die nur zu eintnn vorübergehenden 
Zwecke zur Dienstleistung auf dem Schiffe veqtHiclitet sind, so ist 
gegen die Motive und gegrai die gesamte Uteratur mit Ausnahme von 
BuYExs S. 154 .'ichilrfstens zu behaupten, dass sie zur Schiffsmann- 
schaft ;.rehoieii unter der Vornussetz n}z, dass sie zu Diensten -für 
Rechnung de« Rheders" und zu Diensten „während der Fahrt" sich 
verpflichtet liaben. Die Entstehunfzsgrachichte spricht allerdings gegen 
mich, d. h. dafUr, dass nur ein dauerndes Dienstverhältnis ins Auge 
nr,.f;i<v;f wurde, allein die5?er Gedanke hat eben im Gesetze keinen .\ns- 
druck gefunden. Das Reichsgericht, Band 25 S. 440 der Entscheid- 
ungen in Strafsachen huldigt zwar der Auffassung, begriffliches Re- 
quisit der «AnsteUung" sei die dauernde und organische Verknüpfung 
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der fci^soii mit »leiii Schittsdieiiste. Ihisö dieser Bcurirt' der .. Aiistelliiiig" 
uicht eiuuial für das Strafreelit der richtige sein kann, ergibt sich m& 
§ 369 StO.B., wo von „auf Zeit oder nur vorlftttfig angestellten Per- 
soucn" gesprochen wird. Aber nnch für das Civilredil, 8]»eadeU das 
Tliindels- und Se(T<'( ht, nmss eine dernrtigt; AiLslegung verworfen wer- 
den. Zum Beweis hiefür herufe ich niicli auf § 59 H.G.B., der als 
Handlungsgehilfen deujenigen bezeichnet, welcher in einem Handels- 
gewerbe zur licistung kaufinännischer Dienste gegen Entgelt angestellt 
ist; Handhingsgehilfe ist aber nach §69 H li l?. auch der nur zu vor- 
übergehender Aushilfe Angenommene. Für meine Auffassung spricht 
wohl auch ILGer. Band 13 b. 114 ff. 

Nicht ganz richtig ist es weiterhin, wenn die Motive, wie obai 
bemerkt, diejenigen Personen nicht zur Schiffsniannsclmft rechnen, 
welche auf dem "^clnfT«' /.war Arbeiten Vi'rriclifeii. welelie wälneiul der 
Reise von Schirt.sluutüu geleistet zu weiden pHegen. die aber das Schiff 
nicht «luiiernd begleiten, deun sobald diese rersonen auf dem Schiffe 
während der Fahrt auf Grund einer Anstellung fttr Rechnung des 
Rheders Schiffsdienste leisten, gehören sie eben zur Schiffsmannschaft. 
Die das loschen und Laden besortrenden Schauerleute oder die von 
grösseren llhedereiu für lustandbaltuugsarbeiteu ihrer Schiffe während 
des Aufenthalts im Hafen dauernd angenommenen Leute dagegen ge- 
hören allerdings nicht zur Schiffsmannschaft, denn bei ihnen allen fehlt 
es dnrnn, dass sie nicht „während der Fahrt" dem Schiffe ihre Dienste 
widmen. „Während der Fahrt" bedeutet nicht .während der Keise**, 
vielmelir soll meines Erachteus damit die Zeit zwisdien dem Verlassen 
eines Hafens oder einer Rhede und dem Wiederanlaufen ausgedrückt 
werden. Femer mttsseu als Mitglie<ler der Schiffsnninnschaft iuigesehen 
werden Matrosen, welche einem in Not betindlichen SehitVe von einem 
andern auf iiurze Zeit abgegeben werden, inuner natürlich unter der 
Voraussetznng, dass die Merkmale des § 2 Abs. 3 S.O. vorliegen. Zum 
mindesten zweifelhaft ist es dagegen, ob die Schiffsmannschaft des 
Schlepixlampfers während <ler Schleppfahrt zur Sciiiffsniannseliaft <les 
geschleppten Scliiffs gehört. Der Wortlaut des Gesetzes widersjincht 
offenbar einer derartigeu .Auslegung, f^itscheiduugeu unter (ier Herr- 
schaft der neuen 8eemannsordnung sind noch nicht ei'gan^en. Die 
frühere Praxis (vergl. Hans. (Jev.-Z. 1887 Nr. 1*> un<i Ii. der., Band 90 
S. 84 ff.) allerdings hat die Fnige wohl bejaht: In diesi n Fiitscheid- 
ungen handelt e.s sieh nfimlicli darnm, ob die Besatzung des Schleppei's 
zur Besatzung des gascbleppten Schiffes gerechnet werden kaun, niclit 
aber wird die hier gestellte Frage, ob die Schilfsmannschaft des 
Schleppers zur Schiffsmannschaft des geschleppten Schiffes gehört, 
einer l'ntei"snchung unterzogen, dnch iMsst sich wnhl ans den cregebenen 
Gründen ein Schluss auch hierauf ziehen. Eutsclieideu muss wiederum 
2 Abs. 3 S.O. Damach ist die Frage 7m verneinen , denn es fehlt 
an dem Erfordernis der Anstellung der Schiffsmannschaft des Sebleppers 
für Uechnuns des Rheders des ge.schleppten Srhitft s. Wird ein Schlep|i- 
fahrtskontrakt abnescldossen, so geschieht dies seitens des Schleppers 
durch des.sen liheder oder Kapitän, die Schiff'smannschatt (ies Schleppers 
aber tritt in kein Vertragsverhältnis m dem Rheder des geschleppten 
Schitfes, steht vielmehr auch weiterbin im Heuerverhältnis zum Rheder 
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des Schleppers und hat nur diesem gegeoflber Rechte und Pflichten. 

AnUeror Ansicht Schaps 8. 70. 

Der ileuervertHHi brauclit nicht in Person Hl)geschlossen zu wer- 
den, es ist vielmehr auf beiden Seiten Stellvertretung zulässig. Wfth» 
rend sie beim Schift'sinanu 8«hr selten vorkomint, bildet sie für den 
lihtHKr tlie Ke^el. Der Kapitilii ist sogar kraft Gesetzes zur Vertre- 
tung des ilheders hi'i der Aiiheuerung der Schitfsniannschaft — zur 
Schiflsmauuschaft im Siune des § 5^6 Abs. 2 II.Ci.B. gehüreu trotz 
der scheinbar entgegenstehenden Fassung des § 481 H.G.B, auch die 
Schirtsüftiziere, s. o. 8. 9 — selbst im lleimatshafen befugt: §§ 526 
Abs. 2, TyJl H.(i.I5. Damit ist natürlich nicht ^cirR'int, tlas^< eine Mit- 
wirkung des Hhcders bei di'i AnlieuLMiiii;: ausjze.schlossen sein solle, 
vielmehr bedeutet die Bestinnaung nur, da^ä gutgläubigeu Dritteu 
gegenüber der Rheder für die vom Kapitün abgeschlonenen Heuer- 
vertr^e verantwortlich ist, mag dieser nun seioBD Instruktionen ge- 
mäss gebändelt haben oder nicht. Heuert der Rheder selbst vom 
ivapitdu für uutaugiich gehaltene ächitfsleute an, und will der Kapitilu 
sich nicht den anderen SchifTsintDressenten gegenüber haftbar machen 
(vergl. § 613 H.(J.B.), so mu.ss er eben von der Führung des Schiffes 
ztirih'kt roten, falls der lUicdcr auf ciMt;r Besc liattiLruii^' dieser Leute an 
Bord <les SchitVes besteht. Hamlelf der Kaiiifaii nicht sciucu lustruk- 
tioneu geuubs, so n)acht er sich dem liheder haftbar. 

Hat ein SchifTsmann sich verheuert, so hat er die Dienste im 
Zweifel in Pmon m leisten: § 613 B.ii.B. Kinen Ersatzmann zu 
stellen ist (>r nur in den Füllen der §^ 74 Zitt'. 6, 67 Abs. 2 8.0. 
(vergl. unten § 6) berechtigt. 

Eine Verheuerung vor vollendetem 14. Lebensjahre ist, falls der 
sich Verpflichtende ein Deutscher ist, nichtig, denn die Beschränkung 
des § 7 .Vbs. 2 Satz 1 S.O. ist im otTentliclirn, dinch die Eigenart der 
SchitlsdiiMiste bcdiniiten, Interesse erfoliiL i>er mehr als ]4jflhiige 
Deutsche beilarf bis zu seiner Volljährigkeit der Ermächtigimg seines 
gesetKlichen Vertreters, wenn er sich verheuern will, umi zwar mnss 
diese Erui&chtigung eine spezielle sein; es genügt nicht eine allgemeine 
Ennäcliti'^iing zum Eintritte in ein !>iei)st- orh-r Arbeitsverhältnis, Ist 
sie al>er einmal erteilt, so gilt sie im Zweifei als ein für allemal er- 
teilt (§ 8 Abs, 1 S.O.). Nicht ausdrücklich ist in der Seemannsordnuug 
bestimmt, dass die Vorschrift des Bürgerlichen Gesetzbuchs § 113 
Abs. 2, wornach die Ermüchtignng von dem gesetzlichen Vertreter 
iiachtrn«_'licli zurückgenommen oder eingeschränkt werden kann, auch 
für den Heuervertrag gelten solle. PEttEi.s S. 8 und die Motive S. 42 
glauben, dass der Anwendbarkeit des § 113 Abs. 8 B.G.B. nichts ent- 
gegenstehe, währeiul ich sogar zu der Ansicht nei^e, dass die ratio 
legis zu dieser Aiisleirung /vviiigt. Wird die Ermächtigung von dem 
Vormund, l'tieiier (ulti iieisland verweigert, so kann sie durch das 
Vormundsclialtsgericht ersetzt werden (vergl. li.ii.B. 113 Abs. 3, 
1690, 1698 und 1915), eine Genehmigung des Vormundschaftegerichtes 
dagegen ist nie notwendig, auch nicht im F I s 1822 Ziff. 7 B.tJ.B. 
Ist iler Vater oder die Mutter geset/.licher \ i rtreter, so ist eine Er- 
setzung der Verweigerung der Eruiächtigung von Seiten des Vornmud- 
schaftsgerfehtes ausgeschlossen. Eine Gemhndgung des Vormundschafls- 
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gerichts ist deshalb in keinem Falle erforderlich, die AuffeBsung von 

PüRLiTZ S. H also falsch. 

Kraft der Krmucbtiguug ist der MiudeijUhrige für solche Rechts- 
geschftfte uubeBchrankt geschaflsfilhig, welche die Eingehung oder Auf* 

hebung von Hcuerverträgea oder die ErfUUung der sieb aus einem 
solchen Vertrage ergebenden VerptlichfnnjKMi hftrettVn (§ 8 Abs. i 8.0. 
vergl. mit B.G.B. § 113 Abs. 1), mag es sich nun um eine solche des 
Minderjährigen oder des Vertragsgegners handeln. lu diesem Umfange 
ist der Mimli rjiihii^M' auch prozessfähig: C.P.O. § 68, nicht aber ist 
liitnaiis eine Vt-rpHiclittuiti; des Minderjührigoii unter 16 Jahnüi zur 
eidlichen Auss-a-ie \w\ der Verklarung zu folgern, (It'un dieser Kid hat 
die Natur eines Zeuguiseides: It.Ger. liand Ii) S. 218 der Kntscheid- 
ungen in Strafsachen; Schafs S. 178. 

Welcher Art die auf dem Schiffe zii verrichtenden Dienste sind, 
ist — anders als in. der alten SeeniHuiisordnuji'^, wo nur das seemän- 
nische Personal zur Schiffsmannschaft gerechnet wunle, während die- 
jenigen Personen, welche ausserdem auf dem Schiffe als Maschiuisteu, 
Aufwttrter oder in anderer Eigenschaft angestellt waren, nur dieselben 
Rechte und Ptlichten wie die Schiffsmannschaft hatten — (^line Be- 
deutung, es L'ehören deshalb zur Schiffsmannschaft nicht nur das 
eigentliche scemäuuische Personal, die Matrosen, souderu auch die 
Heij^r, Kohlenzieher, Aufwarter und Aufwftrterinnen, K9che, Musiker, 
Barbiere. Nicht dagegen gehören dazu Prlvatbedieustete eingeschiffter 
Personen, mögen letztere nun Tioisende oder Miffrlieder der Schiffs- 
besatzung selber sein, denn sie sind nicht für [{echniiuii des Pvhe(ltM"S 
augestellt. Ohne Kinduss auf die Eigenschaft als Schidsmanu ist end- 
lich die Anmusterung. 

Meist wird der Schiffsmaun in einer besonderen Eigenschaft an- 
geheuert werden, z. B. als Heizer, als Steward, als Zimmermann u. dgl. 
Ist er in einem solchen Falle nur verpflichtet, die ihm vertragsmässig 
obliegeuden Dienste zu verrichten oder kann er statt oder neben den- 
selben auch anderweitig zu Dienstleist un^en henugeasogen werden? 
Kanu also z. B. ein Heizer von der Mascliine wetr'^enonitueii und zu 
Arbeiten an Deck beordert werden? i'-S S.U. verptticlitet den Scliiffs- 
maun, zu jeder Zeit alle für Schiff' und Ladung ihm übertrageneu Ar- 
beiten zu ▼errichten, er hat also selbst dann, wenn er im Heuerver^ 
trui^^e nicht die Leistung von Dieosten der geforderten Art zugesagt 
hat, den Anordnungen der Dienstvorgesetzien unweigerlich Gehorsam 
zu leisten. Bei Seegefahr, ferner l)ei Gewalt und Angriff gegen Schiff' 
oder Ladung bat er alle befohlene Ililfe zur Erhaltung von Schiff und 
Ladung zu leisten (§ 41 Abs. 1 S.O.) und bei Schiffbruch und Bergung 
die ilun in § 41 Abs. 2 S.O. auferlegten Ptlichten zu erfüllen. Daraus 
geht hervor, dass der Schiffsnmnn verptiichtet ist. auf Verlangen seiner 
Vorgesetzten alle Schiflsdieuste zu verrichten, will er sich nicht dis- 
ziplinarischen Massregeln aussetzen. Solche würden selbst dann be- 
rechtigt sein, wenn vertragsmässig eine Verptlichtung des Schiftsmanns 
zur Leistung der anbefohlenen I)ieiiste nicht vorliegen würde. Da- 
gegen hat der Schittsmann die Befugnis, wenn er an Stelle der ver- 
tragsmässig geschuldeten Dienste anders geartete zu leisten hat, die 
filr diese Dienste Übliche Vergütung zu fordern, und wenn er neben 
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den veraprochenen Diensten noch zu weiteren Dienstleistungen h^ran- 

{iezo;;en wird, ausser seiiuT Heuer noch eiiie besondere Vergütinijr zu 
verlangen. Hier liaiideit es sich um ein Kcchi des Schiffsuiann^, der 
lUieder kunn bicii nicht darauf berufen und tiehaupten, er habe dem 
SchifTsmanne leichtere Arbeiten Übertragen, als er sie vertragsmflasig 
hätte verlangen köinien und deshalb sei eine Herabsetzung der Heuer 
am Platze. An Stelle dieses Rechtes kann der Schiffsmauji alier muh 
der nach g 74 Zitf. 1 S.O. ihm zustellenden Befugnis sich bettienen, 
d. h. seine Entla.%ang fordern. Bis zum Einlaufen iu den nächsten 
Hafen ist er aber auch da noch veri)flichtet, den Anordnungen der Vor> 
gesetzten Fol^^e zu leisten, und im Auslände niuss nach § 77 S.O. vor 
dem Verlassen des 8chiltes eventuell noch eine vorläufige Entscheidung 
des Seeiuunnsamtes herbeigeführt werden. § 74 Ziff. 1 S.O. spricht 
zwar nicht ausdrOcklich von einer derartigen YertragsTerletzung, jedoch 
lässf sich eine solche Auslegung leicht suppeditieren. Natürlich müssen 
die Dienste ganz anderer Art als die vertragsniässig geschuldeten sein, 
sonst kann von einer schweren Wiletzung nicht gesprochen wenien. 

Wie oben S. 8 bemerkt, liegt ein Heuervertrog im Sinne der 
Seemannnsordnung nur vor, wenn das Schiff, fUr welches die An- 
heuerung erfolgt ist, zu den in § l S.O. aufgezählten Schiffen gehört, 
(iemäss § 135 S.O. finden jedocli gewisse Vortschriften der Seemanns- 
ordnung keine Auweudung auf die daselbst genauuteu Seeschlepper, 
Bergungä- und Hochseefischereifohrzeuge. Weiterhin hat der Bundesrat 
durch Belcanntinachung betr. die Nichtauwendung von Bestimmungen 
der Seemannsordnung auf kleinere Fahrzeuge vom 16. Tinii UHt3 von 
der ihm gemiiss § l'ii S.( ). ixewährten Uefugiiis- Oebraucli ^jemacht und 
die in diesem Paragraphen genannten Vorschritten als auf gewisse 
kleinere Fahrzeug» unanwendbar erklärt. ^ Es Iragt sich nun, ob der 
Schiffsmaim nur für ein ganz bestimmtes Schiff angeheuert werden 
kann oder aber ftlr mehrere Schiffe, sei es desselben oder nielirerei- 
iiheder. Das englische liecht hat hierüber ausdrückliche Bestimmungen 
getroffen, die Seemannsordnung dagegen schweigt. Bezüfdich der Aor 
rausterung kann kein Zweifel herrschen, denn diese kann, wie sich aus 
§§ 13 und 14 S.O. ergibt, nur für ei n bestimmtes Schiff erlolgen. Hier- 
aus dürfte aber au< h ein Scliluss auf den Heuervertrag selbst gezogen 
werden können, denn nach § 13 S.O. besteht die .\mimsterung in der 
Verlautbarung des mit dem Schiffemanne geschlossenen Heuervertrags 
vor einem Seemannsamte, ist aber die Anmustmu^ nur für ein be- 
stiniintes Schiff möglich, sn d n f der Heuervertrag, in dessen Verlaut- 
barung, wie gesagt, die iVnmusterung besteht, sich auch nur auf ein 
einzig^ Schiff beziehen. Nur die Möglichkeit möchte ich nicht aus- 
geschlossen wissen, dass im Heuervertrage die Wahl des Schiffes dem 
Rheder oder dem Anzuheuernden überhissen bleibt. § 27 S.O. 1)estiniint 
zwar, dass dem Schiffsmanne bei der Auhcneninu ein Heuei"schein zu 
übergeben sei, welcher u. a. auch den Namen dea Schiffs eutlialteu 
soU, da es sich hier aber nur um eine Ordnungsvorschrift handelt, 
durfte meine Anffassung damit nicht widerlegt werden können. 

In der N'erptlii lituni: der Schiffslentc zumi nirmite auf einem be- 
stimmten Schiffe zeigt si( Ii die Eigenart des i teuer Vertrags am deut- 
lichsten. Der Arbeitgeber ist der Klieder, entweder schliesst er selbst 



Digitized by Google 



— 16 - 



(It'u Vertrug ab oder aber gescliiclit dies in seinem Namen. Von ihm 
eriiält Uie MauiiscliHtt ihre Heuer und er bleibt aus dem Kuutrakte 
verpflichtet, allein trotzdem steht ihm nicht das Recht zu, der Mann- 
schaft direkt Befehle zu erteilen zwecks Ausführung von Dienst«>n. 
Würde er dies tun und die Schiffsmannschaft weigerte sich, ihm (.ie- 
hoi-^^ani zu leisten, so würden die disziplinarrechtlichen Vorschriften 
der Seemauusorduung keine Auweuduug finden kouueu, denn nur dem 
Kapitän gegenüber beateht die Gehorsamspflicht und dies deshalb, weil 
er der Füiirer des Schiffes ist. Die Schiffsmannschaft stellt also 
nicht sowohl un Dienste des Rheders als vielniilir im Dienste eines 
bestimmten Schiffes. Daher rührt auch daa Recht des Kapitäns zur 
Auheuerung der Schiffsmannschaft (s. o. S. 13). 

Eine weitere Eigenart des Henervertrags liegt in der Verpflich- 
tung des S( liitfsiiianns zur Leistung von Schiffsdiensten, die, wie bereits 
ausgeführt, der verschiedensten Art sein können. Der lleuervertrag 
nilbert sich dadurch dem Gesiudedienstvertrag, dass der Schiffsmauu 
in den Scbiffsverband au^enommen wird, wodurch er zu dem Kapitftn 
in ein Verhältnis tritt, das dem des Gesindes zum (icsindeherrn in 
vielen l^eziehtiiitien ilhnüch ist. Dies zeigt sich insbesondere in dem 
Rechte des Schiffsmanns auf Wohnung und Beköstigung, sowie in der 
weitgehenden Fürsoi^^eptiicht des Rheders für den erkrankten oder 
verletzten Sehiflsmann. ErgUnzend finden jedoch auf den Heuervertrag, 
der in der Seeinannsordnung durchaus nicht erschöpfend geregelt 
wird, nicht die Vorschriften der (iesindeordnung, sondern die des 
Bürgerlichen üesetzbuclm über den Dieustvertrag in den ^ 611— tiao 
Auwendung. Die Subsidiarität des Bürgerlichen Gesetzbuchs wird 
praktisch in den Fällen der §§ 613, 615, 624, 625, 626 und 628. 
Dnfie}jeii finden die Voi-schriften der Cewerheorthmng keine Anwendung, 
wie in i:^ 6 dieses Gesetzes ansdrUcklich hervorgehoben ist. Hier ist 
nämlich gesagt, dass die Gewerbeordnung anwendbar sei uui „die 
Rechtsverhältnisse der Schiffsmannschaften auf den Seeschiffen." Diese 
Ausdrucksweise ist ungenau : Unter SchiH'smannschaft hat man nämlich 
zu verstehen die Schiffsmannschaft und die SchitTsoffiziere und unter 
Seeschiffen alle in § 1 S.O. genauuteu Schiffe, also auch gewi.sse 
Binnenschiffe. 

Dem Ueuervertrage eigentümlich ist auch die Bestimmung des 
§ 1 Abs. 2 S.O.: 

Die Vorschriften dieses Gesetzes sind der Aijanderung durch 

\crLiag entzogen, soweit nicht eine anderweitige Vereinbarung 

ausdrücklich zugelassen ist. 
Eine solche /iihissung ist erfolgt in den 3, 14, 18, 27 Abs. 2, 28, 
29, 31, 4(1. 45, 47, 54. 56, 60, 63, 66, 67 und 135 (vergl. 

§ 134 S.O.}. Veranlassung zu dieser Bestinunung des § 1 Abs. 2 S.O. 
haben die auf Gruud der alten Seemannsordnung geinachten Erfah- 
rungen gegeben. Die privatrechtUchen Vorschriften derselben konnten 
nämhch üijerwiegend diireli Vereinbarung der Veitraiissehliessenden 
abgeändert werden. Bei dem sozialen Uebergewiclit (iei IMieder dauerte 
es gar nicht lauge, bis diese gesetzliche Vertragsfreiheit zu Ungunsten 
der Schiffsmannschaft ausgenutzt wunle: Die Klagen Uber die Miss- 
bräuclie, welche mit den , besonderen Verabredungen'* in den Muster^ 
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rollen getrieben wurdeu, bildeten eiueu der Ausgaiispunkte für das 

Verlangen nach einer Revision der Seeniannsordnung (Motive 8. 48 ff.\ 
Der Entwurf der Seeniannsordnung suchte denn auch diese Missstände 
zu beseitigen (vergl. § 25 Abs. 2 de8 Entwurfes), aber nur in be- 
schranktem Masse, die allgemeine, flir sämtliche Abschnitte der See* 
inaiinsorilnung iri'lteiidc I5estininuing des § 1 Abs. 2 S.O. wurde erst 
in der Kuiiiiiiission l)t'^(•hl(^.ssen. Wird vereucht. im lleuervertra^f 
eine der Abänderung durch Vertrag eutzugeae Bestinunung ausser 
Kraft m setzen, so ist die betreffende Abmachung nichtig ; nach dem 
Grui)(Isat/.e : utile per inutile non vitiatur bleibt aber der übrige In- 
halt des Vi'itra^is hei Bestand, wenn anzunehmen ist. dass er auch 
oliue den nichtigen Teil abgeschlossen sein würde. Die Vermutung 
spricht jedoch dagegen (vergl. § 139 B.G.B.). Natürlich kann die 
Vorschrift des § 1 Abs. 2 S.O. nur den Sinn haben, dass durdi sie 
den Vertraf^sparteien das Minimum der zu beanspruchenden Hechte 
gewährleistet werden soll, dass also dieses .Miiiiimim durch abweichende 
Vereinbarungen nicht verkümmert werden darf, wie Wrmcu, Zeit- 
schrift fär ges. H.R. S. 145 mit Recht betont Demgewttss muss es 
zulässig sein, einem der Contrahenten durch besondere Vereinbarung 
ein über jenus Minimum hiuausf^ehcndes Ium ht ciiizuriluiiH'ii . soweit 
dies ohne \ erküinmerung eines gesetzlichen liechts des Uegencoutra- 
heuten möglich ist. 

Eine letzte Eigentttmlichlceit des Heuervertrags liegt in den 
disziplinaren und obrigkeitlichen Bl'fugni8^^en des Kapitäns und des 
Seeniannsanites (vierter und fünfter Abschnitt der Seeniann^^nnlnung), 
deren Besprechung aber über den iiahmen dieser Abhuiidiuug hinaus- 
geht. (S. unten.) 

^ erübrigt noch, kurz die Eigenschaft des Heuervertmgs als 
eines zeitlichen, en ttreltlichen Veitrairs zu berühren. 

Der Heuervt^rtra;^ ist einmal ein eiit^elt lirliev Vertrag: Der 
Arbeitnehmer verspricht die Leistung von Ijiensteu gegen Zusicherung 
eines bestimmten Lohnes seitens des Aibeitgebers. Dieser Lohn be- 
steht teils in Gewährung einer GeldvergUtung, teils in Darbietung 
einer Naturalvergütung, Die Gehlvergütung wird herkömmlichervveise 
alä Heuer bezeichnet. Zur Heuer im Siime der beemannsorduung gehört 
auch der fOr Ueberstundenarbeit (vergl. 35 Abs. 3, 37 Abs. 3 S.O.) 
versprorhenu Lohn (arg. § «1 S.O.). Die Naturalvergütung besteht in 
der (u'waiiiiinji von Beköstigung und Wohnung. Nur hei dt r Küsten- 
fahrt, und auch da ziemlich selten, konjnit es vor. dass die r>ek()stii;unL; 
der SchiÜ'smanuscIiaft seihst überlassen bleibt, «lafür erhält sie. dann 
eine entsprechend höhere Heuer. FUr die Verproviantierung des 
Schilfes zu sorgen, ist Recht und Pflicht des Kapitäns als Vertreters 
des liheders (§§ '13. 527 H.G.B.). Wahrend früher die Heuer meist 
für die ganze Heise festgesetzt wurde, wird sie heutzutage in den 
weitaus Überwiegenden Fällen nach Monaten berechnet. Vereinzelt 
konunt es auch vor, dass den SchitTsleuten ausser ihrer Heuer noch 
ein Allteil an der Fracht oder am Gewinne vcrstiroehen wird. ist 
jedoch eine solche Verirütunfr nach (h r ausdrücklichen Bestinnniuig 
in § 81 S.O. nicht als Heuer im Sinne der Seemannsordnuuji anzu- 
sehen. Dies hat die Folge, dass, weon die Seemannsordnung einem 

8 
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Schittsiiiaiiiic einen Keueranspruch gewährt, diese (iewinnaiiteile hei 
der Bercchiiuug der Heuer ausser Betracht m bleiben babeu, so U. 
in den Fftllen der §§ 72, 73, 69 und 76 S.O. Im Gef^ensatze hierzu 
fasst die französische Praxis (vergl. Urteile des Cassatioushofs vom 
19. l el)ruar iai2 und U. Mai 1873) diese Ansprüche als Heuer- 
au^prUehe auf. 

£iue Beteiligung am GeNviuue kommt bei uns heute nur uuch 
in der Hochseefischerei, beKonders in Geestemünde, vor, wo den Mann- 

schafttMi Fangprilniien gewährt zu werden pflegen. Die Kapitäne auf 
den Heriii^:slo<r^'frii da^c^en erhalten ausser dem Fanglohn ztnneist 
keine Vergütung für die von iiinen geleisteten Dienste. Die Gewährung 
eines Frachtantcils dürfte bezüglich der Schiffismannschaft heute nicht 
mehr vorkoiiiiiii-iK bei der Anstellung des Kapitfins ist sie indessen 
noch zicinlidi verbreitet. 

Selbst wenn keiue Heuer im iSiune des ^ öl S.O. vereinbart ist, 
liegt aber doch ein Heuervertrag im Sinne der Seen>annsorduuug vor, 
und abgesehen von den Bestimmungen aber die Heuer finden die Vor- 
schriften der S riii iiiiisordnung auch auf einen solchen Vertrag .An- 
wendung. 81 S.O. steht dieser Auffassung durchaus nicht entgegen. 
(Vergl. auch Pebmls ä. 15.) 

Der Heuervertrag ist endlich ein zeitlicher Vertrag. Nacfh 
§ 28 S.O. kanu er fttr eine Reise oder auf Zeit abgeschlossen werden. 
Während früher die Annmsterung für die licise fast aiisschlifsslich 
üblich war und die Seemannsordiiim'4 von 1872 die .\nsprüclu' des 
Schiffsmauus nur für diesen Fall der Anmusterung r^elte, ist heute 
auch die Anmusterung auf Zeit allgemein verbreitet Im Weser* 
gebiete wird die Schitfsmannschaft in der Regel für 6 Monate ange- 
heuert, hei der llamburg-Amerika-Linie in der Hegel sog;n- auf ein 
Kaleuderjahi-, d. h. jedesmal bis auf den Schluss des kalenderjaiires. 
Hier wie dort haben jedoch beide Parteien das R«cht, aui Ende einer 
Rundreise vom Vertrage zurückzutreten. Im Ostseegebiete ist die .\n- 
musterung für diu l)aiiL'i einer Saison bis zur Beendimuii <ler Schiffahrt 
durch dio Fisvcihältnisse üblich geworden. ~ \uu\ natinnalen St^md- 
punkte aus betrachtet, ist die Auheuerung für die Keise .seh» wünschens- 
wert, da so der deutsche Schiffsmann wieder in einen deutschen Hafen 
zurückgeführt wird und deshalb zumeist unserem Seemannsstande erhal- 
ten bleibt, wiilirend bei tltr Anlu-nening auf Zeit uuter Umständen 
der Dienstvertrag im AuslauiU' /,u binde geht. 

Der praktische (iegensatz zwischen der Auheuerung auf Zeit und 
fUr die Heise tritt besonders hervor bei den Vorechriften über den 
Il(Mier>( hein (§ 27 S.O.), über die Dauer des Heuervertrags 28, 
titi. t.7. 75 S.O.), älter dif Fa-höhung der Heuer (J; 52 S.O.) und über 
die Berechnung der Enlschädiguugsheuer (§§ 71, 72, öo S.(J.). 

Ist eine Anheueruug weder fttr die Reise noch auf bestimmte 
Zeit erfolgt, hat sicii also der Schiffsmann auf unbwtimmte Zeit ver^ 
heuert, so kann jidcr Teil in jedem Hafen, welchen das SrliilT /.um 
Löschen oder Laden anliiuft. vom Veitniiii' unter Einhaltung einer 
Kündigungsfrist von 24 Stunden zurücktreten, es sei denn, dass im 
\ ertrage eine andere Kündigungsfrist augegeben ist oder sonst Uber 
die iieeudigung des Dienstverhältnisse« Bestimnmngen getroffen wonlen 
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sind (§ 29 S.O.), vergl. § 75 Ziff. 1 S.O. Diese Vorschriften sind be- 
sondei-s mit IlUcksicht auf den ostusiatischen Verkehr, wo die An- 
heuerung auf unbestimmte Zeit Üblich ist, in die Seeinannsordnung 
aufgenommen Wörden» 



Zweck dieser .XbhandUini; ist, die privutiechtliclje Seite de-s 
Ueuervertra^ zur Darstellung zu bringen. Ks wird hier also ganz 
abgesehen werden von den disziplinaren und obrigkeitlichen Befugnisaen 
des Kapitilns und des Seeniannsanites, und es werden die eingehenden 
strafrechtlichen Hestinmiungen der Seeni;innsordnuni: nur kurz, gestreift 
werden küunen. iVndereit>eitä wird aber auch die puiizei liehe Seite 
des Heuervertrags, die ihre R^lung im zwt^ten Abschnitte der See- 
niannsordnuuii gefunden hat, nicht besprochen werden, soweit dies nicht 
im folgenden l'ar:iiii;>phen und in § 6 unten, in welchen das 
liältnis des lleuervt rtra^ zur An- resp. .Vhmustinning einer kurzen 
Untei-suchung unteizogea wenlen soll, zu geschehen hat. Dagegen 
wird es sieh nicht Tenneiden lassen, die in engem Zusammenhang mit 
den privatreclitlichen Bestimmungen stehenden und zur Durchführung 
der auf Onind ihrer sich ('r'.^ehenden Ansprüche bestininitcn prozessualen 
Voi-schriften am ächlu.sse der Abluindlung zu behandeln. 
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§ 3. 

Form des üeuervertrags. 

Sein Verhältnis zur Anmusterung. 

.Die Gültigkeit des ikutirvertia^ ist durch scUrU'tticlie Abfiis- 
äung nicht beUiugt" 

Diese in § 27 an die Spitze des die privatnichtliche Seite des 

Hellervertrags r^elnden dritten Abschnitts der Seomuiusordiiuim ge- 
stellte Bestinmmnir l>il(let cltMi K'»'nti)uiikt der hier zu beliandelnden 
Fragen. Krst nacii langen Vt.rluiudluügeu luiL sich den Grundsätzen 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs entsprechend die Formfreiheit des Heuer- 
vertrags in der Seeiuannsordnung durchsetzen lassen. Zwar war die 
Schriftlichkeit dieses Verti*ags schon von der alten Seeinamisnrdnmrq: 
im Auschluss an den Art. 317 des alten Handelsgesetz! nichs abgelehnt 
wurden, zwar hatte auch die Keglerunj^vorlage an dieser Regelung 
nichts ändern wollen, aber in der Kommission wurde in erster Lesung 
ein Antnig angenomiuen, der bei Strafe der Nichtigkeit die Schrift- 
lidikeit des Heuer Vertrags forderte mit der Finschränkung, dass nur 
die wichtigsten IJeBtiiiiinnngei) — Hezeichjiung des Schiffes, Heiniats- 
hafen, Dauer des iJieuslverhaUnisstÄi, Hohe der Heuer, DienstäteUuug 
und Ort der Anmusterung — schriftlich üxiert werden sollten. In 
zweiter Lesung erhoben sich jedoch gegen diesen Beschluss wiederum 
Bedenken und bei der Abstininiuii'j erirab sich eine ei hehliche Majori- 
tät, welche die Schrittlichkeit des iieuervertrags verwarf. Trotzdem 
der Verein deutscher Kapitftne und Offiziere der Handelsmarine und 
der Verband deutscher Seeniaschiuisten in einer flingabe an den Reichs- 
tag die S( hriftlichkeit des «ranzen Vertrags gefenlert liitttm : v r;ü;l, 
Prot. S. 2.SL>]) - die von der technischen Konmiissioii l'iir >ei's< iiirt- 
fahtt im Jahre 189ü vernumnieueu Auskunftäperäoueu aus dem Stande 
der Schiifsleute dagegen hatten sdiriftliche Abfassung nicht für nötig 
gehalten (Motive 8. 1<)3); nicht ganz richtig deshalb v. Hirpbl S. 4f) 
— wurde dieser Beschluss zum (besetze erhoben. 

Zum mindesten auffallend hude ich es, dass iu der Kommission 
(vergl Bericht S. 12) die Behaui»tung unwidersprochen blieb, in Eug- 
land sei der Heuervertrag an keine Form gebunden und eret die re- 
gelmässig bald darauf fol.L'etide Aiumisterung lege das ehigegangene 
Dienstverhältnis mit einer gew issen Förmlichkeit sehriftli( Ii fest. Auch 
im Reichstage erhob sich kein Widerepruch , als der Abgeordnete 
ScHWABTz in der 2. Beratung des Entwurfs (Prot. S. 2817) ausfUhite: 
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.... Ich möcht«' auf Eiiiihiiid verweisen, wo in den shippinfr 
ofrices die Anuiusterungen und Anbcuerungeii zu {xleicher Zeit 
stattfindeu, inü|:;licherwei8e an einem Tage, wo die Leute hin- 
^'elien, um sich eine Stelle su suchen und wo auch die Kapitäne, 

die Leute verlaiiiicii. anwesend sind 

.Vusdrilcklich sclireibt docii sect. 113 Merchant shipinufr Art 1894 
vor, da&s der Kapitilu mit jedem Schifl'smauue eiueu Heuer\ ertrag iu 
der fosetxlich bestimmten Form, d. i. Schriftformf abschliessen mttsse. 
All^nlings ist der formlos abnesclilossene Vertrajt nach en;:lis( liem 
nfM'bte nicht uichtifi, sontlerii der KapitiU» macht sich nur sriafbar, 
wemi er die vorgeschriebene l'orm nicht nachholt, ehe daa Schiff die 
Reise antritt resp. fortsetzt (vergl. unten § 10). 

Schriftlichkeit des Heuervertrags ist auch für Italien geltendes 
Recht. Für Nonvegen ist dmch Gesetz vom 20. Juli lfi93 bestimmt, 
dass ein von beiden rnrtt'ien untei*schriebeuer HtnuM veilrn'^ errichti-t 
werden „soll" (§ 70). In § 2H5 desselben Gesetzes wird dem Kapitän, 
der dieser (hrdnun^vorschrift nicht nachkommt, Strafe angedroht, somit 
ein ähnlicher Standpunkt eingenonnnen , wie ihn das englische Hecht 
vertritt. Düf? schwedische Gesetz vom 12. Juni 1891 und das dilnis* lic 
Gesetz vom 1. April 1892 bestimmen, wjis der inlutlt des Ilcuerver- 
trags sein soll und tilgen bei, dsiss bei Vermeidung von Strafe das 
jedem Schiffsmanne bei der Anheuemng auszulittudigende Abrechnung»- 
buch eine beglaubigte „.Yhschrift" enthalten ndisse. Kür Frankreich 
ist der Code de commerce massgebeujl, der in Betracht kuniitHMule 
Artikel 250 ist jedoch undeutlich gefasst und gibt zu Zweifeln .Vulass. 
Die herrschende Meinung vertritt indessen auf Grund der geschicht- 
lichen Entwicklung fvergl. ordonnance du roi 1681 libre III, titre IV, 
Art. 1) die Sdiriftlichkrit des Heuervertrags fveiirl. Doi'irj.Aun S.MI ff.). 

Im ersti'u Satz des § 27 S.O. ist, um es zu wietlerliolcn . aus- 
gesjirocheu, ihuss die Giltigkeit des Heuervertrags durch schriftliche 
.\bfiisauug nicht bedingt sei. Der in der alten Seeniannsorduung nicht 
enthaltene zweite Satz dieses Paragraphen lautet nun aber: 

..Tf'dorli ist dem Schiffsmaune bei dci' Auheuerung ein von dem 
Kapitän oder deuj Vertreter der Uhutk iei (§12 Abs. 2) uuter- 
scbriebeuer Ausweis (Heuei'schein) zu geben, welcher enthalt 
Namen des Schiffes, 
Aniralx' der Dienststolhtng. 
Aimalic der Heise oder Dauer des Vertrags, 
Hube <ler Heuer, 
Zeit und Ort der Anmusterung." 
In den 114 Ziff. 4. 119 und 120 S.O. ist ft riier bestiiiimf . dass 
mit <Teldstrjif»' bis 150 Mark orlpr mit Haft bestraft wird der 
Uheder resp. Vertreter des Rheders ,^ welciier es unterlässt , bei der 
Anheuerung dem Scbtifemanne den vorgeschriebenen Heuerschein (§ 27) 
cimmhändigen. Diese Hestunmung wird dahin ausgelegt werden dürfen, 
(l.iss der Xichteiuhilndigung frh'irh zu achten ist die Kinh;liidiL:ung 
eint'S uiriit dfii Vorschriften des ?i 27 vollständig eülsprechcudeu Heiier- 
scheins. -- l'raktisch steht lienuuich auch das deutsche Hecht auf 
einem ähnlichen Standpunkte wie das engUeche. Eine Abweichung 
vom englischen Bechte liegt aber darin, dass im Heuerschein nur die 



Digitized by Google 



. 23 — 



wiclitiRSten Vertragsabietleu aiil/u führen sind, wäliieud ihis ci};reenient 
with tlie crew alle Vereiubaruugeii zu enthalt'eü hat. Letzterem kunu 
fernerhin auch nur mit dem Kapitän abgesehlossen und nur von ihm 
unterzeichnet werden^ während die Ausstellung des Heuerscheins durch 
dicjenijüe Tersou zu crfol^on liat, welche den Heuervertrag mit dem 
ächiüsmauue geschlosseu hat 

Nicht zu enthalten braudit der Heuersehein den Zeitpunkt des 
Dienstantritts, trotxdem er nadi § 32 Ahs. 1 S.O. schon bei der An- 
heuerung angegeben werden niuss, nicht den Namen des Kaititiiiis und 
das Quantum der Beköstigung, wclrlie als wt'si'iitliche Teile des Ver- 
trags in die Musterrolle aufgciiuiniiieu werden müssen. Mus.s der 
Ueberstundenlohnaatz in dein Heuersehein angegeben werden? Zwei» 
felhaft ist diese Krage, weil nach § 81 S.O. der Uel)ei-stundenlohn als 
Heuer im Sinne der Seemannsordnung anzusehen ist. Aus den Ver- 
handlungen des lleichstags (vergl. Prot. S. 2817, 2bl8, 2821, aber 
auch S. 2819) ergibt sich, dass Heuerlohn und Ueberstundenlohn ziem- 
lich scharf auseinandergehalten wurden, wie das auch im praktischen 
Lehen selln-r der Fall sein mag, trotzdi:'in aber iieij^e icli <xe^^;n T.oewk 
S. 32 der Vrisicht zu, dass auch der rel(ei>.tiiii(leiiluhnsatz in dem 
lieuersciiein Aufnahme zu finden hat. Jedenfalls gibt die gegenteilige 
Auffiissung zu erheblichen Zweifeln Anlass, und in dubio dürfte es 
doch das Richtigere sein, die Frage dem Geiste der Seemannsordnung 
entsprechend zu Gunsten des Dienstverpttichteten zu entsclieitb'n. 

In § 27 S.O. i.st einfach gesagt, dass dem Schittsmaime ein 
Heuerschein zu geben sei. Diese Verpflichtung besteht also auch 
dann, wenn der Schiffsmann die Aushändigung desselben nicht ver- 
langt oder wenn er darauf verzichtet. Dass diese Ansicht rirhtitr ist, 
ertribt sich schon aus der Erwäuiiiiü. flass der SchitVsiiianii durch Still- 
schweigen resp. Verzicht doch nicht eiufacli die im oti'enlliclien Inter- 
esse getroffenen Strafbestimmungen der §§ 114, 119 und ISO S.O. 
ausser Kraft setzen kann. Auch der Vorschrift des ^ i Abs. 2 S.O. 
wttrde eine derartige Auslegunir widerspi-echen. Andei"s als Perels 
S. 16 glaube ich aber, dass der .^uheuernde sjrli nicht strafbar njacht, 
wenu er den Heuerschein anstatt dem minderjährigen Schiflsmanne 
dessen gesetzlichem Vertreter aosfolgt, was doch nur dann der Fall 
sein wird, wenn dieser bei der Anheuerung zugegen ist. Die ratio 
legis ist doch wohl die. dass der SrhitTsmann gleich bei der .^nheuer- 
ung einen schriftliclien Ausweis über die wesentlichsten Vertragsbe- 
stimmungen erhalten soll, um bei der Anmusterung dem Rheder ge- 
genüber geschützt zu sein. § 27 fordert z\var Ausfolgung des Heuer- 
scheins an den Schiffsmann, allein die latio legis wider^^piicht der 
Ausfolgung an den gesetzlichen Vertreter nicht nur niclit, liisst sie 
vielmehr als wünschenswert ei*scheinen. /u einer andern Kutsclieidung 
gelange ich natürlich, wenn der Schiffsmann von seinem gesetzlichen 
Vertreter zur Uebernahme von Schiffsdiensten ermüditigt worden ist, 
denn dann würde meine Auffassung sich nicht mit den Bestimmungen 
des § 8 Abs. 2 S.O. vereinigen la.^seu. Dagegen ist Pbuels zuzu- 
stimmen . wenu er S. 16 b^auptet. auch d^ Umstand befreie nicht 
von der Verpflichtung zur Ausfolgnng des Heuei-scheins, dass der .\n- 
zuheuemde lesensunkundig oder der deutschen Sprache nicht mttchtig 



Digitized by Google 



— 28 — 



sei. Zur Reinilnduu}! berufe ich mich auf uieiHC eben ^iiMiiachtcn 
AusführunjJieu. Dass im Reich.stajje iu ßezichuug auf alle diese l alle 
(Prot S. 5063) eine mildere Auffassunf; unwidersprochen mr Geltung; 
^bracht worden ist. ist natürlich ohjie Bedeutung. Xiclit nur mit 
doni Worllsiutc d«s (r(*sptz<*s. wi«' T^frels S. lö srhrcidt iiiuleni «luch 
mit der ratio lei^is selbst ist eine solche mildere Auffassuug unvereinbar. 

Die AusBfcellimg des Heuerscheins in einer fremden Sprache kann 
vom Schifisroanne nicht gefordert werden. 

Nun zur Besprechang des Verhältnisses des Heuervertrags zur 
AnmustiMiuv^ ! 

„Die Giltif^iieit des Heuervertrags ist auch durch deu ruuhtol- 
^nden Volhntg der Anmusterung nicht bedingt": § 37 S.O. Der 

Heuervertra«i; bedeutet also nicht nur einen Vorvertraji, der ei-st durch 
die Anmusteruntr fdr beifle Parteien bindend würde. In di u Kreisen 
der Schitfsleute scheinen hierüber jianz verkehrte .\nsichten m herr- 
schen oder wenifistens im .Talire 1 8% noch geherrscht zu halien { verjil, 
Motive S. 103), ja so«rar der Vonsitzende der technischen Kommission 
si>ll»st hafte sicli ilaiiials hierülicr, wie aus seinen .\usftthrunü;eii S. ]t\:] 
sieh er-rilit. eine richtii^c Meinun|i[ jio( h nicht zu eifien gema( lit I \\> 
ist auf das schäifste zu betonen, da.ss beide Parteien mit dem form- 
losen Abschluss des Heuervertrags an die in demselben getroffenen 
Verabredungen endgültig gebunden sind. Natürlich kann alter b(>ini 
\'ertra'«^schluss vereinbart wei den . — dies wilre aber auch möglid», 
wenn nach <lem (iesetze Sthrifttorm erforderlich wäre, — dass den 
Schiffsleuten der Rücktritt vom Verti*ag otTeu stehen solle, sofern ihnen 
die bei der Annuisterung verlesenen Bedingungen nicht genehm sein 
sollten (Motive S. 5<»). Auch sonst kann der Rücktritt dem Schitfs- 
nuuuut wie dem Hhed( r vorl)ehnlten werden, CS sei denn, das» eine 
zwingende Voi'schrift tlem entgegensteht. 

Die Anmusterung besteht nach § 13 S.O. in der Verlautbanmg 
des mit dem SchiÜ'snutnne gescidos.senen Heuervertrags vor eiiuMu See- 
mannsniute. <lie grundsät/licli vor Antritt resp. Fort^^et/Jing der Reise 
zu erfolgen iiat. Mit dieser Voisciirift soll einmal veriiindert werden, 
dass der Schitfsnuiuu auf ein unsicheres Rechtsverhältnis hin die Fahrt 
beginnt, andererseits sollen dadurch auch Bedrückungen des Schiffs- 
manns ferngehalten werden; Der Heuervertrag ist an keine Form ge- 
bunden , über Ein/ellieiteii werden vielfach keine Verabredungen ge- 
trolTeu und deshalb sollen auch die in § 14 Abs. 2 angegebenen 
Details in die Musterrolle au^enommen wenlen. So ist die Anmuster- 
ung gewi.ssenuassen eine staalliche Bekräftigung des lleuervertrags 
(Lewis S. 1S^||. r.ci den erst nach .Xusfcrtinunir der "Mn^terrnlle an- 
gehenertrn Schitisleuten ist die Musterung uachtra-ilich durrli das Öee- 
niaiiiisahit in die Musterrolle einzutragen (sog. Nachmusterung). 

Die Anmusterung setzt demnach d&n Abschluss des Heuervertrags 
voraus. (.Xiulers das englische Recht, das Anheuerung und Anmuster- 
ung uno actu vortrenommen wissen will > Sie hat übrigejis heute nicht 
mehr die gleiche Bedeutung, die ihr zur Zeit der (ieltung der äee- 
mannsordnung von 1879 zukam, denn § 27 Satz 9 S.O. fordert die 
Ausstellung eines Ileuerscheins . in welchem d'w ichtigsteu , aucli in 
die Musterrolle aufzunehmenden Vertragcverabredungen enthalten sein 
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niUsseu. Jedoch siRd Verabredungen, die nicht in die Musterrolle auf- 
genommen worden sind, deshalb nicht ungiltig, denn die §§ 107 und 

114 S.O. drohen dem Scliiffsmanne und Kapitän nur eine Strafe an 
im Falle der auf TilusrlninG des Soemannsamtes abzielenden UntiT- 
lassuu;; ihrer Angabe. Bezüglich der i)esondereu Verabredungen mit 
den Schiffsoffineren ist ttbrigens ausdrücklich bestimmt, dass nur der 
wesentliche Itduilf derselben in die Musterrolle einp;etraL'('n werden 
müsse (§ 14 AI)S. 2 S.O.'i. Veralu-tMliincreti. di^ mc\\ § 1 Abs. 2 S.O. 
unzulässig sind, rlin fcii selbstredend in die Mustcnolle nicht .\ufnalime 
finden. Indirekt dient die Musterrolle auch zur Festigunj; der Disziplin 
und bietet bei vorkommenden Streitigkeiten eine höchst zweckmässige 
Grundlage fllr deren rasche und gerechte Entscheidung. 

Die .'VnniustpruMe jriht dem privatrechtlicben Akte des Heuci ver- 
tragsschlusse:^ üH entliche Beglaubigung und üAentlich-rechtliche Wir- 
kungen; aber noch mebr, auch fttr die Peehte und Pflichten des 
Schiffsmanns aus dem ^'<Mflai^e ist sie von Bedeutung: Wenn ein 
Schirtsmann erst nach Anforfi-rung der Musterrolle geheuert wird, so 
gelten für ihn in Erniaimt lung anderer Vertragsbestimmungen die nach 
Inhalt der Musterrolle mit der übrigen Schitifsmannschaft getroiieiien 
Abreden (§ 31 S.O.). Dies ist von Bedeutung fUr diejenigen Abreden, 
welche nicht in den Heuerschein aufgenommen werden inüsscn. Ort 
und Zeit der Anmusterung weiterhin sind ina.ssgebend für den vom 
Schitfsnmnne zu beanspruchenden Heuerlohusatz, wenn im Heuerver- 
trage hierüber nicht durch ausdrtlckliche Erklärung eine Verein^ 
barung getroffen worden ist ($ 29 S.O.). Die Heuer ist zu zahlen vom 
Tage der Anmusterung an. es sei denn, dass der Dienstantritt bereits 
vorhiT ci folgt ist (§ 44 S.O.). Von Wichtigkeit ist auch die Be- 
stimmung des § 30 S.O. Hiernach geht, falls ein Schiffsmann durch 
mehrere Verträge Ittr ein und dieselbe Zeit sich verheuert und auf 
Grund eines dieser Vertrage eine .\nmusterttng stattgeftinden hat, dieser 
Vertrag, sonst der zuerst ali'jeschlossfne. vor. Haben mehrere An- 
musterungen stattjjefuuden, so geht derjenige Vertrag vor, welcher zu- 
erst abgeschlossen worden ist, vorausgesetzt, dass auch auf (xrund seiner 
eine .Anmusterung stattgefunden hat und dies selbst dann, wenn die 
Anmusterung auf Grund der übrigen Vertifiue bereits früher erfolgt 
ist : Diese Konsequenz wird aus t; .30 S.( ). wohl oder Übel gezogen 
werden müssen, übrigens dürfte es Pflicht des um Anmusterung auf 
Grund eines jüngeren Vertrags angegangenen Seemannsamtes sein, die 
Amnusterung abzulehnen, wenn es von einem nicht erfüllten älteren 
Vertrage Kenntnis er1 niLt hat (vergl. Löwe S. M). Diii i b <lie An- 
musterung auf (irund eine.s jüngeren Heuervertrags werden natürlich 
die etwa früher eingegangenen, unerfüllt gebliebenen Vertiäge nicht 
aufgehoben, vielmehr bleiben die Ansprüche der betreffenden Rheder 
;uis diesfMi ^^'rträgen unberührt, insbesondere können sie wegen Nicht" 
erfüllung einen Ansprurb auf Schadenser»^atz 'jelfend iiiaeben. 

Die Anmusterung ist bedeutungsvoll auch für den Beginn der 
Farsorgepflicht des Rheders (§ 59 S.Ö.), vergl. femer noch §§ 52, 74 
Ziif. 4 und 76 S.O. Endlich ist noch anzuführen, dass der Schiffs^ 
mann im Zwan'jfswetre zur Diensterftillung nur angehalten werden kann, 
wenn die Anmusteruug erfolgt ist (§ 34 8.0.). Vor erfolgter An- 
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nuisknun^ ist der Kapitäu nur berechtigt, den Sdtiffsmann durch die 
ordentlicheu (ierichte — nicht aber durch das Seemaiinsamt , wie iu 
§34 — zu Kwingen, sich zur Äninusteniiig und zum Sdüffsdienst zu 
gestelteu. Leistet der Schiflsmann der gerichtlichen Anordnung keine 
Fol^i(>. so kann 6cv Kapitän nirlit mit f'rcwnlt irejien ihn vorgehen, 
denn nacli C.P.Ü. § Öb8 ist solche ni' ht /iiliissit^. Kr kann iiur Srha- 
deuHersat/ wegen Nichterfüllung verlaugeu und dafür sorgeii, dass der 
Schifismnnn auf Grund des § 93 S.O. in Strafe genommen wird. Erst 
mit dem Augenblick der erfolgten Anmusterung ändert sich die Sach- 
lage vollständig zu Ungunsten des Schiffsmanns. 
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§4. 

Pfliehten des Sduffsmaims. 



Der Ilouervertr.iü verptliclitet tlen Sehirtsiuaim zunächst, sicli zur 
Anmiisteniii^' (ver^'l. 12 und 107 Ziff. 2 S.O.) und zitni Dienstantritt 
(venzl. § 32 S.O.) zu gestelleiL Der Dienstantritt hat im Zweifel im 
uniiiittenmroi Anscliln^s im die Ainnu.sterunfj; zu erfolgen. Zu die.seni 
Zeitpunkt hat si( Ii also jrrumisiitzlich der Seliiffsnianii mit seinen 
Sacken an Hord eiuzutindeu, und von diesem Zeitpunkt an hat er 
Scbiffsdienste m leisten. § 32 8.0. gestattet jedoch eine Abweichende 
Vereinl)arung , welclie besonders häutifi bei der so^. Anmusterunt; auf 
Ordre vnrkoüjint. Von einer solclien spricht man dann, wenn sich der 
KapItUn oder Rheder die Mannscliaft duich vorzeitige Aunuisterun;; 
für die Fahrt sichern will. In allen Fallen aber ist der Zeitpunkt, zu 
welchem der Dienstantritt erfoljxeu soll, dem Schitlsnianne bei der An- 
lieuerun^. der Liei^eplatz des Srliitfes oder der Ort, an welrlieni er- 
sieh zwecks Dieiist^iutritts mehlen soll (Meldeort), bei dei Aiinmster- 
ung anzui^eben, während nach der alten Seenuiunsorduung weder die 
Antrabe des Dienstantritts noch die des Ließeplatzes oder Meldeorts 
bei der Anheuerung resp. .Vnmusteruufr erforderlich war und auch der 
Fntwurf in >^ 3<> nur die Antrabe des Zeitixmktes des Dienstantritts, 
und zwar bei der AnunisteruD}:, vorgeschrieben hatte. Diese Bestim- 
mung des 32 Abs. 1 Satz 2 S.O. ist Übrigens eine lex imperfecta, 
denn an ihre ül)ertretung ist nicht einnuil eine Strafdrohunß geknüpft. 

Grundsiitzlich hat sidi also der Schiffsinann von der Annnister- 
ung nh mm Dienstantritt liereit zu halten. .\us diesem Tirunde be- 
stinunt die Seemaunsordnung auch iu § 44, dass lUe Heuer dem Schilfs- 
nianne vom Tage der Anmustemng an zu zahlen sei resp. vom Tage 
des Dienstantritts, wenn dieser vor der Anuiusternutr erfolgen sollte. 
Let/tr'res ist insbesondere dann der lall, wenn die Anniusteninti ohne 
Ver/ugerqng des Antritts oder der Fortsetzung der Heise nicht vor 
der Abfahrt des Schiffs erfolgen kann (vergl. § 13 S.O.). Im (iegen- 
satze zum Entwurf, der in § 40 Satz 2 bestimmte, eine .\brede, dass 
<lie Heuer ei-st von einem sjjatereu Zeitpunkte als dem der Anmuster- 
ung an zu zahlen sei. sei iiidititr. weini der Zeitpunkt, m welehein 
der Diunst^mtritt erfolgen solle, dem Schiffsnmnne vom Kapitiin oder 
dessen Vertreter bei der Anmusterung nicht angegeben worden sei, 
Iftsst ij 44 S.( I. eine solche Abrede ttberhaupt nicht zu (vergl. $ 1 
Abs. 2 S.O. }. M.iLi a!<o der Sc hitfsntanii seinen Dienst erst einige Zeit 
tiach der Anmusteriuig anzutreten haben oder im unmittelburcu An- 
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• schhuss iui dieselbe, immer ist die Heuer vom Ta}j;e der Animisterunji 
an zu zahlen. - lu allen FälleU) iu welcheu der Dieostautritt der 
AnmusteniDß nicht unmittelbar sieb aiffichliesst, hat die Heuer nicht 
die Natur einer Gegenleistung, eines Entgelts filr geleistete Dienste, 
sio >Yird vielinelir da für bezahlt, da^'S dem Scliiffsiiianne vom Tilge der 
Anmusterung an die Verfügung Uber seine freie Zeit i^eiiommen ist. 
sie hat also den Charakter des Schadeusersiitzes und zwar des Ersatzes 
entgehender Einnahme, entgehenden Verdienstes (vergl. Lothab S. 148). 
Das (ie>etz behandelt indessen diese Forderung nicht als Schadens- 
ersnt/.t'orderung, Bondem als Ueuerforderung im Sinne einer Lohn- 
forderung. 

Ist bei der Anheuerung dem Schiffsmanne mitgeteilt worden, dass 
er z. B. 8 Tage nach der Anmusterung sich zum Dienstantritt zu ge- 

stelleii habe, so hat der Rheder nach den eben gemachten Ausführniijien 
auch für diese 8 Tage dem Schitfsmanne die vereinbarte Heuer /u 
zahlen. Es frägt sich nun, ob der Rheder eben mit Rücksicht auf 
diese ihm auferlegte Verpflichtung nicht die Möglichkeit hat, trotz der 
bei der Anlieuerung getroffenen Bestimmung schon vor dem Ablauf 
d l Frist von 8 Tagen vom SchiflFsmann zu verlangen, seinen Dienst 
iiuzutreten , z. H. weil das Schiff, filr welches der SeliilVsniaini auge- 
heuert wurde, vor der urspriiuglicl» festgesetzten Zeit seine Heise an- 
treten reep. fortoetzen soll. Eine prinzipielle Entscheidung dürfte meines 
Eraclitens hier nicht möglich sein, es wird vielmehr auf den Einzelfall 
abgestellt werden müssen: insbesondere wird die Frage anfziiwerfen 
und zu uiitei^ucheu sein, ob nicht der iSchittsmanu sich durch Ge- 
währung dieser Frist von 8 Tagen hat bestimmen lassen, mit einer 
niedrigeren Heuer vorlieb zu nehmen oder auf andere Bedingungen 
einzugehen, für die er sonst nielit zu haben gewesen wäre. Nie aber 
braucht sich der Schillsniann den von ihm in der Zeit zwischen An- 
iiuLsteruug und Dieustantriu anderweit verdienten Lohn auf seine Heuer 
anrechnen zu lassen, eine Vereinbarung solcher Art wäre, weil durch 
44 .\bs. 1 und 1 Xhs. 2 S.(). nicht ausdrücklich zugelassen, nichtig. 
In der Praxis werden deshalb, wenn irgendwie möglich, Anmusterung 
und Dienstantritt au ein und demselbeu Tage erfolgen. 

Fraglich &t nun noch bezüglich der Beetimmui^en des § 82 S.O., 
ob mit der Forderung der Angabe des Zeitpunktes, zu wckliem der 
Dienstantritt erfoliren s(dl, gemeint ist. dass das Datum des Dienst- 
antritts angegeben werden müsse. Mit v, IIim ki. S. 45 wird man sa)4en 
dUrfeu, dass eine allgemeine Bezeichnung dieses Zeitpunktes genügt, 
da es bei der Anheuerung in vielen Fällen Überhaupt nicht möglich 
sein wird, einen Kalendertag für den Dienstantritt zu bestimmoi. Ist 
aber die Angabe eines Kalendeitag&s möglich . so muss sie auch er- 
folgen, nicht genügt dann eine allgemeinere Bezeichnung. Kurz, der 
Zeitpunkt des l)ieustautrittä ist so genau anzugeben, als dies nach 
l4ige d(M- Verhaltnisse möglich ist — Entsprechendes gilt fUr die An- 
gabe des r -iegeplatzes. 

Kommt der Dienstberechtigte mit der -\nnahme der Dienste des 
Schillsmanus in Verzug (vergl. 2U4 ff. B.G.B.), so hat in Ermange- 
lung einer Bestimmung der Seemannsordnung das Bürgerliche Gesetz- 
buch Anwendung zu finden. Dieses bestimmt in § 615, dass der Schiffs- 
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mann fUr die infolge des Verzugs nicht geleisteten Dienste die ver- 
einbarte Vergütung, zu der auch die (iewahrung von Unterkunft uud 
Beköstigung zu Fechnen sind, verlangen kann, ohne zur Nachleistung 
verpflichtet zu sein. Er niuss sicli jedoch den Wert desjenigen an- 
rechnen Inssen , was er infnljje des ünterbleihens der Dienstleistung 
erspart oder durch anderweitige Verwendung seiner Dienste erwirht 
oder zu erwerben böswillig unterlässt. Dass diese Bestiiumung des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs hier Anwendung finden muss, ist nicht zu 
bezweifeln, die Konsequenzen allerdings, die sich aus dieser Anwendung 
ergeben, sind ziemlich eigenartig, denn die Folge ist, dass di^r Schiffs- 
mano, welcher seinen Dienst erst eiuige Zeit nach der Anmusterung 
anzutreten hat, ftlr diese Zeit zwischen Anmusterung und Dienstantritt 
seine Heuer erhält, ohne dass der Rheder berechtigt wäre, daran Ab- 
züge irgend welcher Art zu machen, während rEir die Zeit des Xw- 
zugs des di<Mistbuivclitii:ten Rheden der Schitlsni.um /war auch «lie 
Heuer verlau;j,en kuun, ohne zur Leistung von Dienst+'u für <Ue.^en 
Zeitraum nachträglich noch in Anspruch genommen werden zu können, 
aber auf diese Forderung sich anrechnen lassen muss, was er infolge 
des rnterbleibens der Dienstleisttmg erspart oder durch anderweitige 
Verwendung seiner Dienste erwirbt oder zu erwerben böswillig unter- 
Iftsst. Der Schiffsmann ist also fttr die Z^t zwischen Anmusterung und 
Dienstantritt viel besser gestellt, als fttr die Zeit des Annahmeverzi^Ks 
des Rlit'dcrs resp. d<s Kapitäns als dessen Vertreters, trotzdem die 
Verptiiehtung des Sehitfsnianns mm Dienstantritt auch in letzterem 
Falle bestehen Ideibt 

Verzögert der Schiffoniann den Dienstantritt und betrügt die Ver- 
zögerung mehr als 24 Stunden, so ist der Kapitütt oder der Rheder, 
wie auch schon nach der alten SeemannsoitlnniiL'. zum HiUktritte vom 
iieuervcrtrage befugt , mag nun den Schiffsniann eine Scliuld Uetleu 
oder nicht, mag die Anmusterung bereits stattgefunden haben oder 
nocli bevorstehen. Kine Verzögertni^' des Dienstantritts im Sinne des 
'V2 Abs. 2 S.O. liet:! bei jeder Vei-spätung desselben seitens des 
S( liiffsmnnns vor, ohne Rücksicht <larauf, ob diesen hielti l ein Ver- 
schulden triöt oder nicht. Diese I3estinnnung ist getrotien worden 
im Interesse des Rheders resp. Kapitftns, die von der Gefohr befreit 
werdoi sollen, die Reise mit unvollständiger Mann.schaft antrete zu 
mÜ8.sen. indem ihnen die Mivilirhkeit gewnlf* wird, vom Vertrage 
zurückzutreten und einen Ersatzmann anzuheuern. Au.s dem gleichen 
Grunde ist dem Schiffsinanne in § 17 S.O. die Verpflichtung auferlegt, 
sich so bald als möglich gegen den Kapitän und das Seemannsamt, 
vor widchem die Anmusterung erfolgt i.st, auszuweisen, wenn er durch 
ein unabwendbares Hindernis ausser Stande gesetzt ist, den Dienst an- 
zutreten. Nichtbetolgung dieser Vorschrift seitens des Schiffmanns ist 
nach § 107 S.O. strafbar, ihre Befolgung andererseits beseitigt aber 
nicht das Recht des Kapitäns resp. Rheders, von der ihnen in ;j 32 
Abs. S.O. trewährten r.cfiiiinis Gebrauch zu machen, d. h. vom Ver- 
trage zurückzutreten. Dieser Rücktritt bat nach den Vdrscliriften 
der 349, 130 ff. R.G.B, zu erfolgen, d. h. tlurch Krklärung gegen- 
über dem Schiffsmanne. Denn beim Fehlen von Bestimmungen in der 
Seemannsordnung Über die Ausübung des Rücktrittsrechts — des ver> 
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tragsmiBsigen wie des gesetzlichen — muss die Rücktrittserklärung 
auf (Jrund des ^ 'A:' \hs. -2 Satz 1 S.(J. nacli den Grundsät/eii de> 
liiirgerliclieii fleset/buths erloliieii. Direkt allerdin^'s ist § 349 B.G.ll. 
uicht auweiidbar, denn die §^ 346 ü. B G.B. gelten nur für das ver- 
tragsnUteage Rttcktrittsrocht, während- es sich hier um ein gesetsliches 
RUcktrittsrecht handelt. Da aber der Heuervertrag des SchifTsuianns 
ein synallagmatischer N'ertnig ht, dürfte bezüglich der Au.süb»n«z des 
dem Kapitän resp. Rheder iu § 32 Abs. 2 äatz 1 S.(). gewüürteu 
Racktrittsrechts 1 3S7 fi.O.B. analog zur Anwendung kommen können. 
Dieser Paragraph verweist auf § 326 B.(i.B. (vergl. besonders Abs. 2), 
»If'r :i!IiTilii5'j;s nur den Fall rejrclt, dass der eine Teil mit der ihm 
ubiiegciKieii lieistmiii im Verzug ist, während §32 Abs. 2 Satz 1 S.O 
ein Verschulden nicht voraussetzt — ein Unterschied, der jedoch iui 
sich allein die Anweadharkeit des § 337 B.G.B. nicht unm^lich 
machen kann. Anderer Ansieht ist Pehels S. 18, der behauptet, der 
Rücktritt könne auch ohne eine dem Srliiffi^inanne gegenüber abge- 
gebene Erklärung, z. B. durch Anheuerung eines Ersatzmannes, erfolgen, 
und beifügt, die Bestimmungen der §§ 286 Abs. 2, 349 B.G.B, könnten 
keine Anwendung finden. Gründe tiir diese Behaiii)tiinuen fUiirt er 
nicht an. v. Hippel S. 4') erklärt, der Hiiektritt brauche nicht be- 
sonders erklärt zu werden, der Blieder re^p. Kapitän sei vielmehr 
befugt, einen Schiffsmanu, der binnen 24 Stunden nach dem zum 
Dienstantritte festgesetzten Zeitpunkt seinen Dienst nicht antrete, bei 
späterem Erscheinen abzuweisen. In diesor Abweisung liegt aber doch 
gerade eine Rückt rittserklitning. und zwar eine solche, die den Be- 
stimmungen des BUrgerhchen Gesetzbudis vollständig entspricht! In 
der Kommission (vei^l. Bericht S. 16) war beschlossen worden, die Be- 
stimmung des § 28 der alten Seemannsordnung aufrecht zu erhalten 
und die vom Entwürfe vorgeschlagene .Vbänderung abzulehnen, nach 
der „der Kapitän an den Vertrag nicht mehr gebunden"* sein sollte, 
wenn der ÖchiH'smanu den Dienstantritt länger als 24 Stunden ver- 
zögere. Dabei wurde betont, dass die Wahrnehmung des Rücktritts- 
rechts vom Vertrage nicht immer eine formelle Kücktrittserklarung 
des Kapitäns voraussetze, vielmehr der Rücktritt auch thirch concluilente 
Handlungen erfolgen könne. Diese Bemerkung in dem Berichte der 
Kommission S. 16 ist es, welche die oben genannten Schriftsteller zur 
Aufstellung der von ihnen vertretenen Ansicht veranlasst hat Ohne 
weiteres ist zuzugeben, dass der Rücktritt durch concludente Hand- 
lungen erfolgen kann, allein, da es sich hier auf Grund des § 34^> H.G.B., 
der trotz der gegenteiligen Auffassung von Pebelö Auwendung Huden 
muss, um «»ne sog. empfangshedttrftige Willenserkiftrung handelt, d. h. 
um eine WUlenserkläruni:, weli he einem andern L'eLienüber abgegeben 
werden nni^s, so hat der I^rklärende ancli im Falle der Huwirkang 
durch eoneludente Handhim^en zwecks ihrer Wirksamkeit das Erfonter- 
liche zu tun, um sie zur KeniitiiiA des andern Teils zu bringen. Es 
ist, wie Plakok in seinem Kommentar zum Bürgerlichen Gesetzbuch 
zu § 130 ausführt, notwendig, dass die Erklärung in eine soiclie l^age 
gebracht wird, welche narh der .Vuffassung des Verkehr?j L'onügt, um 
dem Adressaten die Möglichkeit zu gewähren, unter gewöhnlichen Ver- 
bitltnissen von der ErklArni^ Kenntnis zu nehmen. Ist der Aufenthalt 
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des Srliiffsinanns tliMii Kapitän resp. RherkT unbekannt, ohne dass ihnen 
diese üakeiiutnis zur Fahrlässigkeit zuzurechuuu wäre, so luuss diu 
ErklAninit: erfolgen in Form der Zustellung nach den fUr die öffent- 
liciie Zust«llun^ der Ladung ^^eitenden Vorschriften der Civil-Prozess* 
Ordnung. Die Be\villi{?ung der ZusteUung wäre zu hoantraLren bei dem 
AiutSf:t'ii<Iit. in dessen Bezirk «1er Schiffsinanii dfii letzten Wohnsitz 
oder in hl luaugeluug eiueä sulcheu den letzten Anteutlialtäort hatte. 
Da in den meisten der lüeher gehörigen Fälle die Abfahrt des Schiffes 
innerhalb sehr kurzer Zeit nach Ablauf der ä4stündifien Frist d«s 
§ 32 Abs. 2 S.O. erfolgen wird, dfirft'j diese umstitiulliclu' Form des 
§ 132 Abs. 2 B.(i.B. Übrigens wohl selten beobachtet werden, (^vergl. zu 
obigen Ausführungen Lobwb S. 36.) 

Macht der Rheder oder Ka])itäii von dem ihm nach § 32 Abs. ä i^O. 
zustehenden Kücktrittsreclitc (i('l)i;iu(h, so hat er dem Schitl'smanne 
diu ^(lioii verdiente Heuer ausitubezahlen , da Ja von einer Zurilck- 
gewauiuug der vom Schilismanne geleisteten Dienste keine Hede sein 
kann. Andererseits ist aber der Schiffismann zur Rttckgabe aller weiter- 
gehenden Leistungen, welche er seinerseits vom Rheder empfangen hat, 
verpflichtet, insbe.sondere hat er also die etwa erlmltcnon Hand- uml 
Voi-schussgelder (vergl. § 47 S.O) wieder herauszugclien , und /.war 
nach den Vorschiifteu über die Herausgabe einer ungerechtfertigten 
Bereicherung (B.O.B. §§ 818 ff.), wenn die Verzögerung des Dienst- 
antritts keine srhitldhafte ist. 

Betritut die I )ienstverzögerung weniger als Stunden, so stehen 
dem KapiUin, falls ein Vei^chulden des Schitt'mauns nicht nachgewiesen 
werden kann, diesem gegenüber keine Rechte zu. Liegt dagegen ein 
YerBchttlden auf Seiten des Schiffsmanns vor, so kommt er unter den 
Voraussetzungen des § 284 !>. in Leistungsverzug. Kiiie Mabtiung 
wird zumeist nicht nötig sein, da der DiensUmtritt nach dem Kalender- 
tage bestimmt zu werden pflegt Kommt der Schiffsmaun aber in 
Leistungsyerzug, so hat er gemäss § 986 B.6.B. dem Rheder den 
durch den Verzug entstehenden Schaden zu ersetzen, und zwar ohne 
Rücksicht daraiif. ob die Diciistver/ögernng Nvcniger als 24 Stunden 
beträgt oder mehr. Hat die Leistung der Schiiisdienste infolge des 
Verzugs fttr den Rheder kein Interresse, z. B. weil das Schiff, fttr 
welches die Anheuerung erfolgt ist, bereits den Hafen verlassen hat, 
so kann der Rheder unter Ablehnung der lA-istung Seliad ii ( t ;itv 
weireii Nichterfüllung verlangen (§ 286 Abs. 2 li.li.B.), insl)csüiulcro 
wird der Schifl'smauu etwaige Mehrausgaben für einen Ersatzmann zu 
tragen haben. Alle diese Ansprüche auf Schadensersatz setzen aber 
ein Verschulden des Schirt"smanns voraus, wie wiederholt betont werden 
soll. Wiclitig ist noch die Bestiinnnnjg des § 287 B.G.B., wonach 
der Schitismauu während des \'erzugs jede Falirlässigkeit zu vertreten 
hat und auch für die wahrend des Verzugs durch Zufall eintretende 
Unmöglichkeit der Leistung verantwortlich ist, es sei denn, dass der 
Schaden auch bei rechtzeitigem Dienstantritte eingetreten w-irc. Bei- 
spiel: Ein SfliitVsiuarni versäumt s( linidliaf't . den hii'nst i eelit zeitig 
anzutreten, liegibt sich aber docli nachher noch au Burd, um seiner 
Pflicht zu genttgen. Auf dem Wege dahin wird er ohne seine Schuld 
von einem Wagen überfahren und am Fusse verletzt. Er verschweigt 
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den Vorfall, muss sich aber nach einigen Tagen krank melden und 
ist auf !juijü:ere Zeit dienstiinfähi'fi. DtT hierdurch erwarlii^ende Schaden 
kann ein gaiu bedeutender sein und ist nach den obigen Ausführungen 
vom Schiffsnmune den» Rheder zu ereetzen: vergl. hiezu aucli § 32 
Abs. 8 Satz 2 S.O. 

Für die Beurteilung der Rechtslage im Falle einer Verzögerung 
des Dienstantritts seitens des Scliiffsnianns ist es, abgesehen von der 
Bestimmung des § 32 Abs. 2 IS.U., von Bedeutung, ob die Anmusterung 
bereits statt^^efunden hat oder nicht. Vor der Anmusterung nSmlich 
kann der Schiifsmann zur Leistung von Diensten zwangsweise nicht 
ancrehalteii worden, nicht einmal indirekt > vergl. C.P.O. § 888). Schon 
vor der Aiuuusterung allerdings unterliegt fler Schiffsmann den Straf- 
bestininiungen der §§ 93 und 94 S.O. Nacli erfolgter Anmusterung 
dagegen kann der Schiffsmann nicht nur auf Grund dieser Paragraphen 
zur Strafe gezogen werden, er kann vielmehr auch auf Antrag des 
Kapitüns, wenn er ohne einen genügenden Entschuldigun^ii^grund dem 
Antritt oder der Fortsetzuug des Dienstes sich entzieht, vom Seemuuns- 
amte, wo aber ein solches nicht vorhanden ist, von der Ortspolizei- 
behorde zwangsweise sar Erfüllung seiner Pflicht angehalten werden, 
hat auch die daraus erwachsenden Kosten zu ersetzen: § 33 S.O. 
Diese Bestimmung hat ihr Aualu^'on in der Preiissisdien (iesindeord- 
nung vom 8. November 1810, 51 und 107, während die Württeni- 
bergische Qesindeordnnng vom S8. Juli 1899 in Artikel 14 ausdrücklich 
das Gegenteil bestimmt. Sie findet ihre Berechtip:ung darin, dass sie 
nicht nur den Kapitän und den Rheder, sondern auch die Schitfsleute 
selbbt zu scliützen bezweckt, welch letztere in fremden Häfen syste- 
matisch znr Desertion verführt zu werdeu pdegun und Gefahr laufen, 
mittellos gewissenlosen fremden Scbifisagenten in die Hände m fallen 
(vergl. Bericht der Koninii' - it^n S. 17). Der Zwang findet niciit statt, 
wenn die Versagung des Antritts oder der Fortsetzung des Dienstes 
aus einem als gerechtfertigt anzusehenden Grunde erfolgt Dies war 
schon nach der alten Seeniannsordnung unbestritten, der Deutlichkeit 
wegen fügte jedoch die Komnnssion in § 33 ausdrücklich die Worte 
ein „ohne einen genügenden Kntsehuldigungsgrund". Der in der Kom- 
mission gestellte Antrag, dem Schiffsmanne vor der Entscheidung des 
Seemannsamtes oder der Ortspolizeibehörde Gelt^euheit zu geben, sich 
auf den Antrag auf Zuführui^ mQndlieh oder schriftlich zu ftnssem, 
und die Kntscheidung hierüber schriftlich, eventuell mit Gründen, 
ergehen zu lassen, wurde abgelehnt. Selbstredend aber wird das See- 
mauusamt resp. die zuständige (JrtspolizeibehÖrde mit Zwaugsmassregelu 
erst eingreifen dürfen, wenn sie die Ueberzeugung erlangt hat, dass 
der Schiffsmann zur Dienstleistung verpflichtet ist Die Beliauptung 
von LoBWE S. 36. im /wt'ifel sei dem Antrage de< Kiqntäns st*itt- 
ziigeben, halte icli für recht gefahrlich. Die für den lall der Ver- 
weigerung von Zwangsmassregeln für den llheder sich ergebenden 
Naditeile können sehr erheblicher Natur sein, allein man muss billiger« 
weise doch auch auf den Schiffsmann Ilücksicht nehmen, gegen den 
mit solch harten Massregeln vorgegangen werden soll. Ich meine, der 
Kapitän muss die Vcrptlichtuug des Schitisnianns zur Leistung von 
Uiensten nftchgewieseii haben, sei es nun durch Vorlegung des See- 
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fahrtäbuchs, das der Schiflfsmann bei der Aiiiieueriiu^i . wie sich aus 
§17 S.O. ergibt, dem Kapitäu zu übergeben pflegt, sei es durch \ or- 
legung des vi«Ueicht schriftlich abgefassten Heuervertrags oder durdi 
sonstige Mittel, ehe das Seemaunsaint oder die Ortspülizeibehörde mit 
Zwangsiuassregelii eingreifen darf. Es ist auch durcii § 33 S.O. durch- 
aus uicht ausgescUlosseu , d&m der Sclüffsuiauii vor der zwaugsweiseu 
Anhaltung zur Pflichterllllliiug gehört wird, wenn auch in dem Berichte 
der Kommissiou S. 17 gesagt wird, eine derartige Bestimmung sei 
deslialb iiirht aufgenommen worden, weil sie mit den Zweclven der 
/ufüliruiig iiiclit wolil vereinbar sei. I>eiden Teilen steht es natürlich 
frei, im Iiilande eine Eot^cheidung des Seemauu^uuiics gemäs.s § 130 S.O. 
herbeiKuftthren und nach § 129 Abs. 3 S.O. eine vorläufige Entscheidung 
des Seemaunsamtei» auch im Auslande nachzusuchen. 

Bestritten ist nun, ob Dienstentziehung im Sinne des i< 'V.^ S.O. 
bedeutet Einstellung des Uieustes und Kutfenmng vom Schal {ßo 
WAGNER S. 353, LoBWB S. 36 und v. Hippel S. 47), oder ob diese 
Bestimmung auch auf den Fall der Arbeitsverweigerung sich bezieht 
(so im AnschltiJsK an R.O.II.G. Hand 4 S. 292, Ent.sclieidiiiiü vom 
14. Dezember lb7I: Enüümann S. H'H, TiEwrs S. l^ö, Leo S. 272, 
Beuels S. 18 und Bbodmamm S. öU8). Meines Erachteus greift § 33 
S.O. nur im Falle dner Entfernung des Schiffismanns vom Schiff ein, 
denn der Zweck des § 33 S.O. wird mit der Zuführung des Schiffs- 
manns auf lias Schiff erroieht sein. "Wie sollten denn das Seemanns- 
amt oder die Ortspulizeibehonle es z. B. anstellen, um den an Bord 
sich befindlichen, die Arbeit verweigernden Steward zur Erfüllung 
seiner Dienstpflicht zwangsweise anzuhalten? Der Kapitän ist doch 
in solchen Fitllen schon voU.stilndig durch § 91 S.O. geschützt, der 
ihn berechtiiit . im Falle einer \'erweigerung des einmal angetretenen 
Dienste gewaltsam den Widerstand zu brechen! 

Ist obrigkeitliche Hilfe nicht rechtzeitig zu erlangen und besteht 
ohne sofortige« Eingreifen die Gefahr, dass die Verwirklichung des 
Dienstantritts vereitelt oder wesentlich erechwert werde, so darf der 
Rheder bezw. Kapitän zum Zwecke der Selbsthilfe den angeheiierteu 
und angemusterten Schitfsmann festnehmen unter der Voraussetzung, 
dass er fluehtvenlächtig ist (§ 229 B.6.B.)f er muss aber, sofern der 
Sclnffsmann nicht wieder in Freiheit gesetzt wird, den persönlichen 
Sicherheitsarrest hei dem Amtsgericht beantragen, in «lesson Bezirk 
die Festnahme erfolgt ist, und der Schitl'smauu muss unverzüglich dem 
Gerichte voigefllhrt werden. Im Falle einer Verzögerung oder Ab- 
lehnung des Arr<-stantrags hat die FreilasBung des Schiffsmanns un- 
verzüglich zu erfid<j(Mi 230 B.G.B.). 

Seiner Dieustptiicht iiat der Scliitlsniann in l'erson zu «ienUgen: 
§ 013 B.G.B Zur Gestellung eines Ersatzmaims ist er, abgesehen 
von den Fallen der 67 Abs. 2 und 74 Ziff. 5 S.O., nicht berech- 
tigt, solange er selber zur Leistung der Dienste ta,uglich ist. 

Schon oben S. 14 habe ich des Näheren ausgeführt, diiss der 
Schitl'smauu uicht nur die vertragsmässig vei'sprucheueu Dienste zu 
leisten, sondern auf Verlangen des Kapitäns, der Schiffeoffiziere und 
seiner sonstigen Dienstvorgeset/ten alle für Seliift' und l>adung ihm 
Ul>prtnigenen Arbeiten auszufahren hat (§ 34 S.O.). £r iutt diese 
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Vcrpftichtung zu erfüllen sowohl an IJord des Schiffes und in dessen 
iiootcu, als auch iu deu Luichtertahrzeugeu uud auf dem Laude, so- 
wohl unter gewöhnlichen UfDStäiiden als unter Havarie (§ 34 Abs. S 
S.O.). Der Grund für diese Beetimmungen ist, dass eine Abmessung 
der auf einem Schiffe zu verrichtenden Arheifen nicht so einfach ist 
und da.ss diese* auch nicht ein für allemal so feststellen, dass sie sich 
im Heuer vertrage für jede katt^orie der Mannschaft tixiereii Hessen. 
Selbst wenn im Heuervertrage Dienste ganz bestimmter Art veispro* 
chen siud, so muss sich der Schiffsmann doch gefallen lassen, auch 
zu anderen Arl)eiten herangezogen m weiden. Ueber die in ei i M in 
solclieu Falle dem Schiffsmann zustehenden Ansprüche ist bereits oben 
S. 14 ff. gesprochen worden. Hier soll noch beigefügt werden, dass es 
jedenfalls nicht richtig sein kann, wenn in dein l>erichte der Kom- 
niission S. IH cresagt wird, der SehiHsinann werde allgemein nur zum 
Schiffsdienste angenonnnen und in der (iesamtvergütung sei auch die- 
jenige für Arbeiten enthalten, die im Interesse des Schiffes und seiner 
Gemeinschaft ausserhalb des speziellen Dienstzweigs geleistet wOrden 
(vergl. hiezu aucli das interessante Urteil des Hanseatischen O.Ij.G. 
vom 18. Juni l»o:? in der Hans Her Z. 19ü3, S. 21;? tV Sur dann 
ist die Sachlage eine andere, wenn der Schiffsmann sich untauglich 
erweist zu dem Dienste, zu welchem er angeheuert worden ist. Hier 
muss natürlich dem Kapitän das Recht zustehen^ ihm andere Arbeiten 
ohne Lohnerliöhung zu Ubertragen. § 43 S.O. ^anvRhrt dem Kaititän 
aber ausserdem aneh die Befugnis, ihn im lianjie lierabzuset/en nud 
seine Heuer verhältnisuiilssig zu verringern. Stellt sich die Untaug- 
lichkeit des Schiffsmanns schon vor Antritt der Reise heraus, so kann 
der KapiUln ihn gemäss § 70 S.O. sogar entlassen, während nach De- 
tiinn der Heise dies ausgeschlossen ist. Verringerung der Heuer und 
Degradation haben also die Fortset/nn;^ des Dienstverhältnisses zur 
Voraussetzung. Eutlässt der KapiUiu den Schiffsmann , trotzdem uacli 
Antritt der Reise, so tut er dies widerrechtlich und dem SchifFsmanne 
stehen dann die in § 72 Abs, 2 S.O. genannten Ansprüche zu, denen 
der Kapitän nicht mit einer Einrede aus § 43 S.O. be<j;e<:nen k um 
(vergl. Hans. Ger.Z. lbÖ2, S. 7ö). Im Gegensatze zu der lk'8Ünunuug 
des § 43 S.O. gewährt das H.G.B. dem Dienstberechtigten gemäss 
§ 628 das Recht, das Dienstverhältnis auf Grund des § (i2() zu kun- 
digen, wenn der Dienstverptiichtete sitli /u dem Dienste, zu welchem 
er amienonnnen worden ist, untauglich ei weist. Letzterer soll im 
Falle der Kündigung eiueu seinen bislierigeu Leistungen entsprechenden 
Teil der Vergütung verlangen können. Die Herabsetzung des Dienst- 
lohnes setzt also nach dem B.G.B, die Kündigung des Dienstverhält- 
nissos voraus, während sie nach der S.O. nur bei Fortsetzung desselben 
zulässig ist. Eine Entlassung wegen nach Autritt der Heise sich 
herausstellender Untauglichkeit des Schil&mannes ist nach der S.O. 
Überhaupt unzulässig, sie würde als \'ertragsbruch des Rheders anzu- 
sehen, sein. Weiterhin wirkt die Lohnminderung des 028 n.(;.B. 
anf die Vergangenheit /nriiek, während § 43 S.O. nur für die /ukünft 
Bedeutung hat Endlich sind die Bestimmungen des B.G.B. durch 
Vertrag frei abänderbar, es kann aJso z. B. vereinbart werden, der 
Verpflichtete solle Überhaupt keinen Lohn erhalten, wenn sich später* 

0 
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hin seine Untauglichkeit herausstcllon sollto: § 43 S.O. d;ifrt>gen ist 
ins cofiens. Der erstfienaiinte l iitci schied •zwisclK'ii den Bestimmungen 
«les li.G.l). und denen der S.O. talll weg, wenn man die Miuderungs- 
klage des § 634 B.G.B. fUr den Werkvertrag analog auf den Dienst- 
vcrtrag anwendet, wie dies G, Rümelin, Dienstvertraji und Werkver- 
traji, S. 195 ff. aus }iewichti«itMi GrUntlen fUr zulässig erachtet, .li-- 
deufiiliä werden aus allgemeinen Gesiclitspunkteu heraus von den aus- 
führlichen Bestiniinungen des B.G.R Uber den Recht»behe1f der actio 
quanti tninoris beim Kauf folgende Vorschriften analog aut^h auf un- 
seren Fn!l sich anwenden lassen: Ein unerln'l)li( lu'r Mangel berechtigt 
nicht zur Preisminderung (§ 459 Abs. 1 S. 2); durch die wegen ciiips 
Mangels erfolgte Minderung wird das Recht, wegen eines anderen 
Mangels von neuem Minderung zu verlangen, nicht ausgeechlossen 
(§ 475); keine Minderung, wenn der andere Teil den Mangel beim 
Absciilussc des Vertrages kennt (§ ffio S. 1). er behalte sicli denn 
seine Rechte vor (§ 464); verhältnismässige Preisminderung gemäss 
§ 472. Keine Anwendung werden dagegen finden können die §§ 460 
S. S und 463 B.G.B., da ihr Inhalt sich mit der ausdrücklichen Be- 
stimmung des § 43 S.O. ni( ht de( kt. 

Hat der Kapitän von der itnn uiich 4:^ S.O. zustehenden Be- 
fugnis Gebrauch gemacht, so tritt die Verringerung der Heuer — 
nicht auch die Degradation — doch erst in Mrirksamkeit mit ikr Ein- 
tragung der getrofienen Anordnung und der diese Anordnung begrün- 
denden Tiitsarlien in das Srhiffstaiieltnch (vergl. H.G.B. § ")]!)) mid 
der Krötinung der l^lntragunj^ an den Sciiitfsmann, (vergl. § 43 Abs. 2 
S.0.)< Der Schiffsuiann kann verlangen, dass ihm der Kapitän eine 
von diesem unterzeichnete Abschrift der Eintragung aushändige, allein 
aufh hier liahen wir ei> mit einer lex imperfecta zu tun, denn weder 
civil- nm h strafrechtliche Nachteile sind an die Nichtbefolguug dieser 
Bestimmung gekuUpft 

Bestritten ist, ob der Kapitän diese Eintragung persönlich vor- 
nehmen mu88 oder ol* ev sie duTCh die in § 619 Abs. 2 H.G.B, ge- 
nannten Personen voi iu linieii lassen darf. Buot^iann S. fjlS vertritt 
gegen alle anderen Sclirittst^ilier den Standpunkt , dass eine wörtliche 
Auslegung des § 43 S.O. zu eng wäre. Er geht wohl davon aus, dass 
die in § 6S0 H.(i.B. bezeichneten Tatsachen, die zum Teil doch sehr 
wichtiger Natur sind, nicht von» Kapitän in Person einzutragen sind 
un<l folgert hieraus, dass man die Eintragung; der verhältnisniässi'j nner- 
hebliclieii Auordnung des § 43 S.O. im Tagebuch durch ilin pei-sön- 
lich nicht verlangen dürfe. De lege ferenda billige Ich den Stand* 
punkt Bküümann's vollständig, uns der ausdrücklidien Erwähiiuni: der 
persönliclien Eintragungsptiicht des Kapitäns in ihn .\Ii>(iven S. 72 
ergibt sich indessen, tliis'^ es si( h iti »5 43 8.0. um eine lu wnssfe Ab- 
weichung von der Bchtiniinung des § 519 Abs. 2 H.G.B. Iiandelt und 
dass deshalb die herrschende Meinung die richtige sein niuss. Dies 
gilt auch bezüglich der §§ 13, 67 Abs. 2, 70, 89, 92, 98 und 99 
S.O. (S. unten «). 

Die Anwendung (ies ^ 43 S.O. auf kleiuere Fahrzeuge (Küsten- 
fahrer u. 8. w.) kann durch Verordnung des Bundenrats ganz oder 
teilweise ausgeschlossen werden: § 134 8.(1. Die am 16. Juni 190.3 
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ergangene Bekanutiittdliiiig b^reffend die Nichtaowendung von Be- 
stimmungen der Seemamisordoiiii«; auf kleinere Fahrzeuge indessen hat 
von dieser Mugliciikeit keinen Gebrauch goiiiacht 

Der Schiflaraann hat während der Dauer seioee Heuervertrags 

auf dem Schilfe, fQr welches er angeheuert ist, Dienste zu leisten. 
Ohne Erhiubnis des Kapitllns oder eines Schiifsoffi/.iers darf er das 
Öchiii bis zur Abmusterung nicht verlassen. Ks darf ihm jedoch in 
einem Hafen des Reichsgebiets in seiner dieiustfreieu Zeit, wenn nicht 
triftige Gründe vorliegen, die Erlaubnis hiezu nicht verweigert werden. 
Die Gnlude der Urlaubsvürweigerung brauchen weder in das Tagebuch 
einj^etragen noch überhaupt dem Srhittsmanne mitgeteilt zu werden. 
Stellt sich dagegen die Urlaubaverweigerung als Disziplinarmassregel 
dar, so hat der Kapitän dies mit Angabe der Veranlassung sobald als 
mijglich in dem Journal zu vormericen : § 9S S.O. Natürlich steht es 
dem Kapitän frei, aurli in anderen Fällen einen solchen Fiintrag vor- 
zunehmen. — Trifti'^'e (iründe brauchen nicht auch <iringende Gründe 
zu sein, die beiden Begriffe decken sich durchaus nicht Triftige, 
Bchwemegende, erhebliche, inhaltsvolle Grttnde sind z. B. epidemisdie 
Krankheit am Lande, Gefahr sclile( ht<^n Wetters, begründeter Verdaicht 
der Desertion u. a. m. Gibt der Kapitän die Erlaubnis nicht, trotz- 
dem er dazu nach § 34 Abs. 3 S.O. verpHichtet ist, so macht er sich 
nach ^ 114 Zitl. 5 S.O. strafbar; kehrt andererseits der Schid^niann 
nicht nur festgesetzten Zeit 2ttrack, so unterliegt er der Strafvorschrift 
des § 96 Ziff. 4 8.0. In der alten Seemannsordnung war bestimmt, 
da88 er bis abends 8 Uhr an P.ord zurückzukehren lialie. wührejid 
jetzt die Dauer des Urlaubs vom Kapitän nach Belieben festgesetzt 
werden kann. Im Anschluas hieraa sei auch gleich der Vorschrift des 
§ 37 Abs. 3 S.O. gedacht, womach an Sonn- und Fe.sttagen im Mafen 
und auf der Hiiede der Schiffsmannschaft Geleizenheit zur Teilnahme 
am Gottesdienste ihrer Koiifcssion zu gehen und der hiezu erforder- 
liche Lrlaub zu erteilen ist, soweit nicht „ilringende" , d. h. keinen 
Aufschub duldende Grttnde entgegenstehen. 

Ueber die Dauer des Dienstverhältnisses (§§ 66 ff. S.O.) soll . 
erst im Znsanunenhang mit der Fndigunfj des llencrvertraip? «lesprochen 
werden. Dagegen möchte icii gleich tder betonen, dass, ti'otzdem bei 
der Anheuerung fttr die Reise gemäss §§ 38 und 66 S.O. der Vertrag 
mit der Rückkehr in den Hafen der Ausreise endet, der Schiffsmann 
nach dem Einlaufen seine Knthissung doch nicht früher fordern kann, 
als bis die i«uluug jjjelüscht , djis Schiff «lereini'-'t und im Hafen oder 
au einem andern Orte festgemacht, aucli die etwa erfonlerliciie Ver- 
klarung abgelegt ist Diese Bestimmung des % 68 S.O. ist im Inter- 
esse der Kleinschiffahrt getroffen worden, bei der das Löschen der 
Ladung im Kndhafen durch die Schiffsmannschaft liesor^d zu werden 
pflegt, nicht wie beim grossen Schiffahrtshetriebe «lureh die sog. 
Schauerleute (Motive S. 71). Wie aus den Verhandlungen der tech- 
nischen Kommission (vergl. .Motive S. 132 ff.) hervorgeht, scheint in- 
dessen von diesem Rechte seitens der ]*heder, von der Seefischerei 
abgesehen, kaum noch Gebrauch i:emacht zu werden. 

Fraglich ist, ob <ler Schiffsinann für diese nach § üb S.O. von 
ihm zu verrichtenden Arbeiten besondere Vergütung beanspruchen 

8» 
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kfinn. Für die Anheuerun^; auf Zeit ist dieso l'ra^'e ohne Redeiitiiii';, 
»leuu je länger der Scliiffsmanii an Hord /.iirückbehaltcn wird, je grösser 
wird »eiu üuucrguthabeu. Andere aber ist es, vveini die AaUeueruug 
fUr die Reise erfolgt ist uod der Schilfsmann nur eine von der Dauer 
derBellHii unabhängige, fest beatiraiute Summe als Heuer verlangen 
kann. 15 -sondere Vergiltung kann er in diesem Falle nur verlangen, 
wenn der lleuervertrag zu Ende gegangen ist, ehe mit den Arbeiten 
des § 68 S.O. begonnen werden konnte. Weuu nun in § 68 S.O. auch 
nicht ansdrficklich gesagt ist, daas der Heuervertrag bis zur Erfüllung 
der dem Schiffsmanne nach diestnn rara^raphen nhlio]jendeii V'er- 
ptlichtun;jeii fortdauert, so wird man doch behaupten müssen, dass 
eine derartige Auslegung der oben augegebeueu ratio legis volist^indig 
entspricht Ich gebe gerne zu, dass meine Auffassung nicht ganz 
ohne Bedenken ist, dass mit ihr insbe^sondere § 43 S.O. nicht voll' 
stilndig m harmonieren -clieint. Im (;t'<zeiisatze zu der von einem 
Mitgliede der technischcu Kumniissiou (vergl. Motive S. 123) ausgespro- 
cheneu Behauptung uiuss ich jedoch darauf beharren, dass der Scliiffs- 
mann fttr die ErfilUung der Pflichten des § 68 S.O. nicht immer noch 
besonders bezahlt wird. 

Aber auch nach Becndisiunfr des Hcnervcrtrags ist der Scliiffs- 
mann noch nicht aller l^tiichteu ledigr Mach § 42 S.O. ist er näm- 
lich, auch wenn der Heuervertrag infolge eines Verlustes des Schiffes 
beendigt ist (§ t>9), vei pflichtet, auf Verlangen bei der Verklarung 
mitzuwirken und seine Aussül;«' eidlich zu hestiirken. Die Fassung 
des § 42 S.O. sdieint mir zu en^^ /.ii sein: Nicht nur dann, wenn der 
Heuervertrag infoige eiae-s Verlustes des Schilfes beendigt ist, sondern 
in allen Fftilen, in welchen das Dienstverhältnis aus irgend einem 
Grunde aufgelöst ist, liegt dem Schiffsmanne diese Verpflichtung ebenso 
ob wie bt ini Fortbestande des Vertrags. Dieser nur auf Verlangen 
zu genügenden Verpflichtung entspricht das Kecht des Schitlsiuauns, 
Ersatz der etwa erwachsenden Versäumnis-, Rdse* und Verpflegungs- 
kosten, deren Höhe im Streitfalle die Verklarungsbehörde, im Auslande 
. der Konsul festzusetzen hat, zu verlanfren. (Verklarungsbehörde ist narli 
dem <Te,Metz Uber die Angelegeuheiteu der freiwilligen Cierichtsbarkeit 
§ 145 das Amtsgericht.) 

Nach § 48 Abs. 2 Satz 2 S.O. ist dem Schiffsmanne auf sein 
Verlangen für die Versäumnis-, Reise- und Verpflegungskosten ein an- 
geniessener Vorschuss zu zahlen. Mit Lokwk 4-''i /idie icli daraus 
die Konsequenz, dass der Schiflsmanu seine Mitwirkung bei der \ er- 
khning bis zur fjeistung dit*8es Vorschusses ablehnen darf, sonst wäre 
ja diese Bestimmung voUstündig wertlos. 

Wie sicli aus der GegenUberstellmi'.' der §§ 42 und Hfi S.O. 
ergibt, ist die rjeliauy^tunu Wagxkr's S. loii. der Rheder habe, wenn 
der Heuervertrag erloschen sei, die etwa erwachsenden Heise- und 
Versftumniskosten zu zahlen, zu eng, denn auch wenn der Heuervertrag 
noch fortbesteht, liegt dem Rheder (liese Verpflichtung ob. Von Wichtig- 
keit ist die Tatsache der Beendigung des Heuervertrags im Falle des 
i? 42 S.O. über insofern, als der Rheder die dem Schiflsmanne nsu'h 
diesem Paragraphen obliegende Verpflichtung nur dann mit Disziplinar- 
mitteln erzwingen kann» wenn der Vertrag noch zu Becht besteht. 
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Frat;lk'h ist mm noch . oV» ilie dem iiifTsmaniie ans § 42 
Abs. y S.O. zustehende Forderung als eine Forderuiifi; aus eiiieiu Dieiist- 
iiiid lieuervertrag anzuselieu ist. Loewe S. 43 bejaht «liese Frage 
ttnd behauptet deshalb, dass der Rheder fUr diese Forderung nicht 
nur mit seiner fortune de nier, sondern auch piMsönlich hafte. Solange 
der IleuervcrrraL' fortbesteht, ist liOEWE ohne Zweifel liecht zu '^'eheti, 
ist aber der Utuiervertraf^ zu Ende gegangen, so kann man streng ge- 
nommen doch kaum mehr von einer Forderung aus einem Dieust- und 
Heuer vertrag sprechen! Trotzdem neige ich aber der Ansicht Lobwb^s 
zu, da sie der ratio legis mehr zn entsprechen scheint als die gegen* 
teilige Auffassung. 

Eine weitere Verptiichtung des ScUittsnianiis für die Zeit nach 
Beendigung des Heuervertrags ergibt sich aus § 41 Abs. 3 S.O. Dar-* 
iKuh bleibt der SchifTsmann verbunden, bei Schiffbruch für Kettung 
der Personen tiiid ihn-r Siuiicn , sowie für Sicherstclliing der Schiffs-, 
teile, der GenUsi luiftcn und d< r Ladung den Anonlnmigeu des Kapi- 
täns gemäss nach besten Kräften zu sorgen und bei der Bergung 
gegen Fortl>e2Ug der Heuer und der Verpflegung Hilfe m leisten, 
trotzilem nach § 69 S.O. der Ileuervertrag mit dem Verluste des 
'^rliitTf-v endigt. Ein Anspruch auf besonderen Berge- oder Hilfslohn 
kouuiit ihm aber liier nicht ^su, deuu ein solcher ist nur g^eben. wenn 
es sich um ein fremdes Schiff handelt, sd es nun desselben, sei es 
eines andern Bheders. 

erübrigt niuuuHir nur noch, auf die Frage der Arbeits- 
zeit einzugehen. Die alte Seemannsordnung enthielt hierüber nur 
eine einzige Bestimmung, nämlich die \'orschrift, dass der Schitfsmuuu 
im Hafen nur in dringöiden Füllen schuldig sei, Ifinger als 10 Stunden 
täglich zu arbeiten. In dem Worte .,schuldig" liegt schon, dass dieser 
Schutz des Si liitT^inrinns durch anderweitige Vereinbarung illusorisch 
gemacht werden konnte, wie es denn auch in der Praxis fast durcii- 
weg geschehen ist. Der Entwurf brachte nun in den 33 — 36 mo- 
derne soziale Anschauungt^n zur Geltung, die den SchitTsmann vur 
Ausbentung seiner Arbeitskraft schützen sollten, allein auch er konnte 
sich nicht dazu vei"Steheii . /wiiiuende Vorj^chrilteu aufzustellen . be- 
stimmte vielmehr in den §Si 33 und 35, dass die daselbst getiuüenen 
gesetzlichen Anordnungen durch freie Vereinbarung ausser Kraft ge- 
setzt werden könnten. In der Kommission erst wurde beschlossen, 
die Frag(! der Arbeit.sz<Mt durcli zwingende Vnrsrliriften zu r<^eln und 
dieser Beschluss fand auch die /ustinunun^ des iieichstags. 

Die Regelung der .Vrbeitszeit ist eine vei-schiedene , je nachdem 
es sich handelt um die .\rbeit an WerlttAgen oder Sonn- und Fest- 
tilgen, um die .\rbeit im Hafen oder auf der Rhede oder um die 
Arbeit auf See. 

Was mm zunächst die .\rbeitszeit an Werktagen im 
Hafen oder auf der Rhede betrifft, so ist nach § 3.5 Abs. 1 S.O. 

der Schiffsmanu nur in dringenden Füllen schuldig, länger als 10 
Stunden täglich m arbeiten. In diin-^'i ndfii Fällen also kann vom 
Üchiffsnianne verlangt werden, dass ei seine Arbeit.skraft länger als 
10 Stunden täglich zur Verfügung stellt, jedoch muss ihm daim der 
Rheder einen Ueberstundenlohn bezahlen, dessen Höhe nach § 14 
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Abs, 2 S.O. in der Musterrolle enthalten sein iiiuss, es ^ei denn, dass 
die geforderte Arbeit zur Verpflegung und liedienuug der an Bord 
befindlichen Personen oder zur Sicherung des Schiffes in dringender 
(lefahr notwendig ist. Das Seeklarinacben dafi^egen inuss gnindsät/lich 
rcl'-'i-stundenarbeit bezahlt wirilt ii, wenn die lOstUndige Arbeitszeit 
ubct^chritteu wird. Eine entgegenstellende Bestiuimuug wurde auf die 
wiederholten Anträge der Sozialdemokraten erst in 3. L^ung im Reichs- 
tage gestridieii (Prot. 8. 50K2). Nur dann braucht fttr das Seelckr« 
maclicn ein Uebei-Jitiintlenloliii niclit br/nlilr ym werden, wenn einer 
der Ausnahinefülle des § 35 A1)h. 3 .S.O. vurlie;;l. hies ist selbst- 
reden<l nur möglich, wenn das Seeklarmacheu erforderlich ist zur 
Sicherung des Schiffes in dringender Ge&hr, z. B. : Das Schiff liegt auf 
der Rhede; schweres Wetter kommt auf ; das SchitT rauss sofort in 
die See stechen, wenn es sich nicht der Gefahr aussetzen will, an das 
Land getrieben zu werden und zu stranden. 

Ueberstundenarbeit gibt es natürlich nur im Hafen und auf der 
Rhede, nicht auch auf See: sie ist scharf zu unterscheiden von der 
Notarbeit des § 41 S.O., wclclic ohne jede besondei-e VerizlUnng un- 
weigerlich geleistet wt'nlen iiiiiss. Der reberstunilenloliiisatz ist ge- 
sondert festzusetzen, nicht als crhtihtc Heuer. In den lueisteu FäUeu 
werden 30—40 Pfg. pro Stunde bewilligt. Die Eintragung der Art 
und Dauer der Ueberetundenarbeit in das Schiffsjournal ist nicht er- 
forderlich — der dies fordernde Koinniission-I rhluss wurde später 
wieder geistriciien — jedoch ist sie wüuscheaswert, um spätere Streitig- 
keiten zu vermeiden. 

Wird der Schifftmann ohne seine Zustimmting länger beschäftig, 
als 35 .Vbs. 1 Satz 1 S.O. dies zulils.st und liegt kein dringender 
Fall vor, so fragt sich, welche Konsequenzen sich an die.se Oe- 
setzesverletzung knüpfen. Direkte Folgen Uberhaupt niclit, denn diese 
Bestimmung ist eine lex imperfecta. Wohl aber ist es möglich, dass 
nach ^ 74 Ziff. I S.O. dem Schiffsmanne auf Grund dieser Verletzung 
das Recht zusteht seine Entlassung zu fordern. 

Die Bestimnmng des § 35 .\bs. 1 Satz 1 S.O. ist jus cogens 
(vergl. § 1 Abs. 2 S.O.), eine längere Arbeitszeit kann also durch 
Vertrag wirksam nicht ausgemacht werden. Zulässig dagegen ist na- 
türlich eine Vereiiibaninij , welche <las gesetzliche Ma.xinmm der Ar- 
beitszeit herabsetzt. Lokwe S. 37 daw^en hehauptot. eine solche 
Vereinbarung würde keine rechtliche Wirksamkeit hal)eu und beruft 
sich zum Beweise fttr die Richtigkeit seiner Auffossnng auf den eben 
^icnannten i; 1 Abs. 2 S.O. Mit I'uk dit, denn in ^ 35 Abs. 1 Satz 1 S.O. 
ist ledi'^'lii Ii i:esatrt. dass <l<'i Sciiillsnianu nicht verptlichtet sei, länger 
als 1<» Stnn(l(ü tiigiicli zu arl>eileii, nicht aber wird die normale 
-VrbeiiäzciL des Schiffsmanus auf lu Stunden taglich fixiert Eine 
freiwillige Mehrarbeit dagegen ist durch § 35 Abs. 1 Satz 1 S.O. nicht 
ausgeschlossen, aber aucli im Falle der freiwilligen Uebernahme einer 
.Arbeitszeit von mehr als H) Stunden ist Uebcrsttuidenlohn /n bezahlen. 
Bei Berechnuug der Arbeitszeit ist auch der VVuchtdieust voU iu Au- 
rechnnng zu bringen. Der Entwurf wollte dies nur tun bezttgtich des 
die Zeit von 2 Stunden übersteigenden Wachtdienstes, weil dci Wacht- 
dienst ab eine Art Halbarbeit nicht voll in .Anrechnung gebracht 
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wurdcu (liliTe. In dor Kommission ist diese Eiuschräukuug jedoch 
wieder gi^stiiclieu worden. 

In den Tropen, d. h. den Gebieten innerhalb der beiden Wende* 

kreise, kann vom Scliiffsinaune nur ftstUndige Arbeitszeit verlangt 
werden, ts sei denn, dass es sich ausschliesslich um Aufsiohtsdieiist 
oder AriR'iten zur Verpflegung uii<l i>o(lieuung der au Bord behudiiclieu 
Personen handelt. Aber auch in diesen Fallen ist der SchÜFsmiinn 
nicht verpflichtet, länger als 10 Stunden zu arbeiten, wie aus § 85 
Abs. 1 S;it/. 1 S.O. heivorjreht, es lie^'en denn dringende Fälle vor. 
l eberstundenlühu ist in den Tropen zu be/.alileii, wenn die Sstiindige 
Arbeitszeit überschritten wird, soweit sie nicht zur Verpflegung und 
Bedienung der an Bord befindliehen Personen oder mt Sieberang des 
Schiffes in dringender (^lefahr erforderlich i^^t. — l'nter Aufsichtsdienst 
ist zu viT.stelieii ilie neniifsichtiiiung von Arbeitern, und zwar kommt 
hiebei nameutiicii die Itcaufsiclitigung farbiger Arbeiter bei dcu Lade-, 
Stan- und Löscbarbeiten in Betracht Der Wachtdienst fftllt also nicht 
unter diesen liegritf, wie sich auch aus § 35 Abs. 1 Sat/. .3 S.O. ergibt. 

Dringende Fülle ^ind solche, welche keinen Aufscliul» duhlen. 
Mjussgebeinl für die Beurteilung? dieser Ki«enschaft wird sein d:«s In- 
teresse des liUeders an der Vornahme der betrefleudeu Arbeit, ein 
dringender Fall winl also dann vorliegen, wenn die Unterlassung der 
Arbeit für den lUieder die Gefahr eines erbel)liclien Schadens herauf- 
besrlnvnren würde. Wenn i»s sich darum handelt . das Schiff seeklar 
zu machen, so wird ein solcher dringender Fall wold in der Ilej^el 
gegeben sein, wie immer dann, wenn die Arbeit zur Sicherung des 
Schilies in ilrin^jender (Jefahr err<ir<lei lich ist. Dieser letzt« r«- ücLzritf 
ist enger als (b;r des (IrinL'eiideii l all'>, denn es nmss noch hiii/n- 
koüiinen. dass die Sicherheit des Sciiifles selbst, seine Seetilchtigkeit 
in (ielahr steht. Dringende Llefahr liegt besonders vor in den Fällen 
des g 41 S.O., in denen Ueberstundeiwrbeit nicht vergütet wird. Die 
Beurteilung, ob ein dringender Fall vorlie<rt, muss dem Kaidtan oder 
den sonstigen Dienstvor^iesetzten des Schiflsmanns iiherlassen bleiben. 
Der Schiffsniann selber ist nicht befugt, um deswillen die; .Vrbeit zu 
verweifiern, weil ein dringender Fall nicht vorlieiie (verjrl. 34 S.O.). 

Keine Anwendung finden ilie Vorschriften des i; 35 S.O. auf See- 
Schlepper. Hergungsfahrzeuge in Tätijikeit i vei^fl. ? K?") S.O.). Ferner 
timlet § 35 .Vbs. 1 S.O. auf «lewisse Faiiizeuge überhaupt keine .Vn- 
wendung, uu<l auf gewissen auderiMi kleinereu Fahrzeugen kann diiser 
Absatz durch Vertrag geändert werden (vergl. § 134 S.O. und Bekannt^ 
machung vom 16. Juni 1903 betr. die Nichtanwendung von Bestim- 
mungen fler Seeniannsonlnung m\f kleinere l ahrzeugej. 

bezüglich der W e r k t a g s a r h e i t a ii t S e e bestiuunt § 36 S.O.: 
Die Miumschaft des Det-ks- und Maschiuendienstes — nicht aber das 
Übrige Personal, insbesondere nicht das dtö .Vufwartedienstes — iiahi 
Wache um Wache, d. h. die Scbiffsmann.schaft ist kraft /win-enden 
l'echt^ in zwei Abteilungen zu teilen, von denen inuner nur eine zum 
Dienst herungezogen wird, wahrend die andere für diese Zeit dienstfrei 
ist. Wie lange eine solche Wache dauert, ist im Gesetz nicht be- 
stiuunt, e^ nmss eben der Schiffsmanuschaft nach der .Vblösung der 
Wache eine Hubepause gewährt werden, die ebenso lang ist wie der 
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Zeittauiu, wähitiiul desüeu sie vor dar Ablösuug beächättigt worden 
ist. So wird die Arbeitszeit des ScMfbiiiaiiiig auf See nonnalenrnse 

12 Stuiulei) tilglich hetragcMi. Ueberstundeiuirbeit gibt es aber nur 
im HafcTi oder nuf der lUn <h', nicht auch auf Sre. Sollte deshalb 
eine über die Zeit von 1 2 Stunden hinausgehende Arbeitszeit gefordert 
werden, etwa weil dnugeude Gründe dies notwendig luaciien, so hat 
der Schiffsmann die Dienste zu leisten, ohne Ueberstundeulohn bean- 
Spruclieii zu können. In dringenden Killlen nämlich ist es gestattet, 
auch der ah<rf'lösteii Wache Srhiflfsdienste aufznerlepeii. Die Frciwaclu' 
(hirf aber abgesehen hievon auch freiwillig keine Scliiffsdienste leisten. 
Dies geht aus § 36 Satz 2 S.O. hervor, der sagt, die abgelöste Wache 
dürfe, von dringenden FftlleD altgesehen, Uberliaupt niclit zum Schiffisdieiist 
..verwendet" werden. Dies soll doch wohl heissen, die Schiffsmann- 
schaft darf während ihrer dienstfreien Zeit überhaupt nicht beschäftigt 
werden, l'mktisch ist dies allerdings bedeutungslos, denn an die 
Uebertretung des § 36 S.O. ist weder eine Strafdrohung geknüpft uoch 
sind civilreclitliche Nachteile mit ihr verbunden. In der Literatur ist 
dieser T^titersi Iii vnn cj 35 S.O. bis jetzt nicht hc irhtt't worden. — 
Für Dampfscliitlc };eUen noch besondere R<igeln : Einnuil ist bestimmt, 
dass tüe ablösende Maschinenwache verpflichtet sei, das vor der .Vb- 
lösung erforderliche (gewöhnlich V' — V* Stunden in Anspruch nehmende) 
Aschehieven zu besorgen , auf die Mannschaft des Maschinendienstes 
kommt also eine Ulgliche .Arbeitszeit von 13'/^ bis 14 Stunden. Nicht 
die abgelöste Miunischaft — wie bisher üblich und auch im Entwürfe 
vorgeschlagen war — hat also diese Arbeit zu besorgen, sondern die 
frische, von der Ruhe kommende Mannschaft muss sich ca. V< — '/« 
Stunden vor Reiiinn ihrer eigentlichen Wache zum Aschehieven ein- 
rinden. Diese \(us(hrift bezweckt den Schutz der vom Miischinen- 
dienste erhitzten .Mannsciiaft, die durch »ia?> Ascliehieven der Gefahr der 
Erkältung sich aussetzen würde, da dasselbe teilweise an Deck vor* 
genommen werden muss. Ferner ist bestimmt, dass auf Dampfschiffen 
in tr;\nsatlantis<her Fahrt f(ir (bis Maschinenpei'sonal der I>ienst in 
3 Waclien eingeteilt werden nmss, da die .Anforderungen des Maschinen- 
dienstes in den Tropeu in körperlicher Beziehung ganz besonders grosse 
sind. Hier ist also der tügliche Dienst , \ on dringenden F&Uen ab- 
gesehen, ein Pistiiiidiger, wozu noch die für das Aschehieven erforder- 
liche Zeit kommt. In der Hegel werden hier auf eine 4stUudigti 
Arbeitszeit ö Stunden Ruhepause konnnen. 

Dem Bundesrat wird iu § 36 Abs. 3 S.O. übrigens die ausdrttek« 
liehe Befugnis zugestanden, ZU bestimmen, unter welchen Umständen, 
abgesehen von Abs. 2, eine Mannsdiaft \n mehr als zwei Wadieii zu 
gehen habe. Von dieser Ermächtigung hat der Bundesrat Gebrauch 
gemacht dui-ch die Bekanntmachung betr. die Dreiteilung des Wacht- 
dienstes.auf Kauffahrteischiffen vom 16. Juni 1903, die aber nur die 
SchiH's(»thziere betrittt. nicht auch dir >cliirt'siiiainrschaft im Sinne des 
$ 2 .Vbs. M . und desh ilb in § 7 unten /u besprechen ist. — Unter 
transatlantischer Fahrt ist nach den Ausführungen des Uegierungs- 
vertreters im Reichstage (Prot. 8. 8841) im Anschluss an §§ 8s} und 98 der 
UnfallverhUtungsvorschrifteu der Seeherufsgenossenschaft vom 4. Juni 

1898 (vergl.See-Uniallversichcrungsgesetz vom 1900, §§ IIS ff.) 
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zu verstehen «tie Fahrt iniierhalli dos Atlantischen, des Indisclieii und 
Stillen Ozeans, sowie diejcuipfe Fahrt, welche Uber die für die vor- 
stehenden Fahrten festgesetzten Grenzen noch hinausgeht. Pebelh S. 21 
glaubt zwar, dass diese Vorschriften zu Zweifeln Anlass geben, es 
würde jedoch zu weit führen, durch Anführung von Beispielen eine 
befriedigende r<ösniij? dieser Zweifel herbeifuhren zu wollen. Unrichtig 
ist jedenfalls die Auffassung von Leo S. 274, der als transatlantische 
Fahrt jede Fahrt über den Kanal hinaus ansieht 

ß^tritten ist nun noch die Frage, ob unter Schifl^ensten im 
Sinne des § 36 S.O. auch die Reini^iuu!,^ des Volkslofris zu verstelieu 
ist. BiioDMANN S. 510 und v. Hippel S. .51 verneinen diese Frage, 
Lko S. 274 und Lorwe S. 38 vertreten die gegenteilige Auffassung. 
Jedenfalls ist Leo im Unrecht, wenn er behauptet, dass die dienstfreie 
Wache vor Beginn ihres eigentlichen Dienstes nidit mit Aschehieven 
bescliilfti^rt werden dürfe, wie aus den Ans füll runden oben S. 40 her- 
vorgeht. LoEWE führt aus, es sei selbstverständlich, dass die abgelöste 
MauDSchaft die Reinigung der von ihr benutzten Räume und Sachen < 
zu besorgen habe. Dies ist auch die Ansicht der Kommission (Tergl. 
Bericht S. 26), die nur deshalb die in § 35 des Entwurfs enthaltene 
Bestimmung, der Sehiffsiunnu sei verpflichtet, während der Freiwache 
sein Zeug und die von ihm benutzten Schiffsräunilichkeiten zu reinigen 
und in Ordnung zu halten, strich, weil ihr Ton lä^hminnischer S<^te 
erklärt worden war, die vorgesehene Reinigung gelte jedem Schiffs- 
manne als selbstvei*st:indlich. Sonderbar mutet einen da wohl die Be- 
hauptung der Motive S. 5^» aii , diiss über diese Frage oft Streit ent- 
stehe! In der Tat versteht sich auch die Pflicht des dienstfreien 
Schiffsmanns zur Reinigung des Volkslogis durchaus nicht YOn selbst. 
Es mag ja bisher allgemein üblich gewesen sein, sie durch die F'("- 
wiuhe besorgen zu lassen allein aus § 36 S.O. lässt sich eben diese 
Verptiichtuug nicht herauijkoiistruieren. § 36 S.O. spricht ganz all- 
gemein YQ4I «SchifKsdioisten'' und liierunter sind alle an Bord vor- 
zunehmenden Arbeiten zu verstehni. Meines Erachtens kann also die 
Frei wache zu dieser Dienstleistung nur in dringenden Fällen heran- 
gezogen werden. 

Mit dem System Wache um Wache, dem Zweiwachensystem, hat 
die Seemannsordnung das sog. englische System adoptiert: Eine Wache 
löst die andere ab ; es >vird Wache um Wache g^angen. Die dienst- 
freie Wache bezeichnet man als Freiwache oder Wache zur Koje 
(vergl. Motive S. 57). Das früher besonders auf deutschen Handels- 
schiffen eingefühlte System war ein anderes. Darnach war zwar das 
Personal auch in zwei Wachen eingeteilt, allein beide Wachen hatten 
zeitweise uhdclizeitig Dienst. Die Wachen waren luelit txleichmässig 
lau-r, um zu vermeiden, dass das gleiche Personal stets zu denselben 
Tagesstunden Dienste zu leisten hatte. Dieses System ist also nicht 
das der geltenden Seemannsordnung, doch kommt es immer noch vor, 
denn § 36 Abs. 1 StAz 4 S.t). bestimmt im Interesse der Kleinschiffahrt 
ausdrücklich, dass das reine Zweiwachensysteni iu*( ht eingehalten werden 
müsse bei Fahrten von höchstens lOstündiger Dauer. Sonst^wilre ja der 
Rheder eines solchen Schiffes gezwungen, doppelte Mannschaft anzu- 
heueni und dies würde die Rentabilitttt der Fahrt zumeist ausschliessen. 



Digitized by Google 



— 49 — 



§ 36 S.O. findet keine Anwendung auf Seeschlepper, BergungB' 
fahrzinifie in Tätigkeit und Hochseefischereifahrzeuge (§ 135 S.O.). 
Femer ist die vertragliche Abänderung des § 36 Abs. 1 S.O. zulftssig 
auf kleineren Fahrzeugen (vergl. § 134 S.O. mit der Bekaniitnmchung 
betr. die Nichtanwendung von I^ stimniinifipn der Seeniannsonhiun«; 
auf kleinere Fahrzeuge). Abgesehen davon sind aber die Vorschrifteu 
des § 36 S.O. durchweg zwingenden Rechts. 

Die Frage der Feiei fa^'s arbeit sz ei t, die ihre Regelung in 
den 37 und .18 S.O. gefunden hat, ist nunmehr zu besprechen. Als 
FestUge im Siiuie dieser Paragraphen gelten im Inlande — hiezu 
rechnen nach § 6 Abs. 1 S.O. auch die Schutzgebiete — die von der 
Landesfegiemng des Liegeorte bestimmten Tage, im Auelande und auf 
See die Festtage des inlilndischen ITeimatsiiafens. Hat das Srhiff einen 
inländi?chcn Heimatshafen nicht, was dann der Fall ist, wenn di»; See- 
fahrt mit dem Schiffe von einem ausländischea, z. B. chinesischen 
Hafen aus betrieben wird (vergl. § 480 H.G.B.), so ordnet der Reichs- 
kanzler für (la.s.selbe die Festtage an. B^ine solche Anordnung ist in- 
dessen bis jetzt nncli nicht erfolgt. Die Sonn- und F(»?ttn^<* müssen 
iiliiMidl, in in- und insländischen Häfen und auf Sco, i)eachtet werden. 
l)C/Aigiich der I nij^e, welche Tage dies sind, ist das Prinzip: locus 
regit actum also nur fttr das Inland massgebend. Befindet sich dagegen 
das Schiff in ausländischen Gewässern, so sollen für dasselbe die Fest- 
tage des Heimatshafens als solche gelten. Damit ist natürlich nicht 
gesagt, dciss das Schiff an die für die betreffenden ausländischen Ge- 
biete ma8Sgel)enden Polizeivorscbriften nicht gebunden sei. Diese können 
vielmehr sehr wohl bestiinnien, dass das Löschen und Laden und andere 
Schiffsarbeiten auch an solchen Festtajren zu iint«*rMeiben haben. \vt lebe 
in dem lleimatshafen des Schiffes nicht aiu ikauut sind. — Für die 
Dauer der Souu- und Festtage ist nicht maivsgebend § lo5h Abs. 1 
Satz 3 der R.-6ew.'0., nach dem die Sonn- und Festtage, wenn zwei 
derselben aufeinander folgen, nur Iiis 6 ühr abends des zweiten Tages 
dauern. Dn- Antrag, eine dieser 1^ tiinnmng entsprechende Vorschrift, 
in die Seeniannsordnung aufzunehuieu , wurde in der Kommission ab- 
gelehnt, es gilt also fUr die Sonn- und Festtilge der Seemannsordnung 
die allgemeine Dauer. 

An Sonn- und Festtiigen dürfen, wenn das Seilitz* im Hafen 
oder auf der llhede liegt, Arbeiten einschliesslich des Wachtdienstes 
nur gefordert werden, soweit sie unumgänglich oder unaufst hieblich 
oder durch den Personenverkehr bedingt sind: § 37 Abs. 1 S.O. Diese 
Vorschrift ist zwingenden Rechte, an ihre Ueliertretung ist jedoch keine 
Strafe geknüpft, nur ist es möglich, dass der S( hiffsmann, wie im Falle 
einer Fehertretung des § 'A^ Abs. 1 S.O. berechtigt wird, seine Ent- 
lasjsüüg zu iurdern. Unter unumgänglichen oder unaufschieblichen Ar- 
beiten sind nur solche zu verstehen, die sich auf den Frachtverkehr 
beziehen. Eine allgemeine Definition lilsst sich natürlich nicht auf- 
stelh'n. alles ist tiUHestin facti. Die Kntscheidung wird vom Standpunkt 
des liheders aus zu treffeu sein. v. Hippel S. 53 ist der Ansicht, 
die seemännische Praxis werde hier selten im Zweifel sein — eine 
Behauptung, deren lUchtigkeit ich doch sehr bezweifeln möchte. 

Freiwillige Beschäftigung des Schiffmanns ist durch § 37 Abs. i 
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S.O. nicht ausgeschlossen, jedoch darf sie jirundsiltzlich nicht in der 
Vtirnahnie von Liisch- und Ladearbeiten bestehen, wie aus dem Abs. 2 
des § 37 S.O. liervorgcht Ungenau also Leo Ö. 275, FaLsch dagegen 
ist die Ansicht y. Hippkl's S. 53 Anmerkung 2^ die Foitsetsang der 
Löscli- und Ladearbeit am Sonntag müsse gatattet sein, wenn fallen- 
<les Wasser den Aufenthalt im Hafen zu verlängern drohe. Zur Unter- 
stützung für seine Behauptung bezieht sich v. Hippel auf die Motive 
S. 43 (richtiger S. 56), tibersieht aber dabei , dass der jetzige Abs. 9 
des § 37 S.O. in dein Kntwurfe noch gar nicht enthalten war, sondern 
erst in der Koniinissioii eingeschoben wurde, v. Hippel wiMcrspricht 
sich ülirigens selber, indem er S. 53 in Anmerkung 9 die richtige An- 
siebt wiedergibt! Nach § 37 Abs. 2 S.O., durch dessen üebertretung 
IvapiUlQ und Rheder nach §§ 114 Ziff. 6, 118 S.O. sich strafbar machen, 
darf nämlich die Schiifsmannschaft im Sinne des § 2 Abs. 3 S.O., so- 
lange das Schiff inn''r!iri!l> des Reichsgebiets, zu dem die ScImtzL^ebiete 
nach § 6 S.O. nicht geliuren, im Hafen otitu- auf der Rhwle liegt, mit 
Löschen und Laden an Sonn- und Festtagen nicht ^beschäftigt" werden^ 
also auch dann nicht, wenn sie freiwillig su diesen Arbeiten sich er- 
bietet und ebensowenig dann, wenn diese Arbeiten unumgflnglicli. un- 
aufschieblich oder durch den Personenverkehr bedingt sind. Nur dann 
ist eine solche Beschäftigung der SchifEsmannschalt innerlialb des 
JEtdcbagdiielB zulässig, wann einer der Ausnahmeftlle des § 37 Abs. 2 S.O. 
vorUegt (siebe unten). Ausserhalb des Reichsgebiets dagegen ist eine 
Beschäftigung der Schiffsmannschaft mit Löschen und Laden nicht ver- 
boten, aber, wie sich aus § 37 Abs. 1 S.O. ergii)t, auch nur, soweit 
diese Arbeiten unumgänglich, unaufschieblich oder durch den rersoncn- 
verkehr bedingt sind oder wenn der SchifTsmann freiwillig sich dazu 
bereit erklärt. Der Grund für diese Ri^elung war der, dass ein in 
der Seemannsordniing erlassenes Arbeitsverbot niclit nur im deutschen 
Hafen wirkt, sondern dem Scliiffe überallhin folgt, da;^ es nicht uui- 
Deutsche, s<mdem auch Farbige trifft und dass es die deutsche Rfaederei 
gegen fremde Konkurrenz schwer benachteiligt (vergl. Bericht der Kom- 
mission S. 21 und Protokolle S. 168). v. Hippel S. 53 Anmerkung 7 
bebauptct, die Bestinunung des § 37 Al»8. 2 Satz 1 S.O. gelte nicht 
für die nicht zur Schiffsmannschaft gehörigen Personen, denn fUr die 
Beschäftigung ausllndischer Arbeiter könne die Beobachtung der in- 
landischen Sonn- imd Festtage nicht verlangt werden. Richtig ist, 
dass diese Bestimmung, wie Uberhaupt die Vorschriften der Seenianns- 
ordnung, nur für die Scbiffsmannscbaft gilt, bezüglich der anderen 
Personen dagegen sind die Anordnungen der Reichs-Gewerbe-Ordnmig 
massgebend, so insbesondere bezttglicb der Schauer und Stauer (vergl. 
§ 105 a R,-(iew. -().). Bei der Bt^rilndung seiner Ansirlit liat aber 
V ITn-pEL nicht beachtet, dass die Sciiidsniannseigenschaft nicht davon 
abliiuigt, ob der betreffende Dienstverptiichtete In- oder Auslander ist. 
Im Übrigen ist auch nicht einzusehen, warum für die Bescbäfligimg 
auslftndischer Arbeiter die Beobachtunt^ I i inUindischen Sonn- und 
Festtage nicht auch vorgeschrieben werdfu sollte. Die Reichs-Gewerbe- 
Ordnung kennt eine derartige Unterscheidung jedenfalls nicht. 

Von der Bestimmung des § 37 Abs. 2 Satz 1 S.O. sind folgende 
Ausnahmen getroffen worden: Sie soU keine Anwendung finden fUr 
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die Laduug derjenigen Dampfschiffe, welche in regehuÄssigem Fahi- 
plaoe die Kaiserlich Deutsche Post befördern und fßr die zum Loschen 
und Laden dieser Daujpfschitfe dieiienden Fahrzeutre. sowie filr das 
Gepäck der Roisnirlt-n und leiclit venlerhende Güter. Ferner können 
von einer durch die Zentralbehörde des Bundesstaats (zu ergänzen: 
des Liegeorts) zu bestimmenden Behörde in Notfällen Ausnahmen von 
die.ser Vorschrift auf jedesmaligen Antrag gestattet werden. Der Be- 
griff des Notfiills ist ein ilhnlicher wie der des dringenden Falls. Nirlit 
nur solche Fulle gehör<Mi liieher, die aus Naturereignissen sich ei'nchen, 
sondern auch solche, die aus kommerziellen KUcksicht^n entspringen. 
— Im Iteicbstage wieder gestrichen wurde der Beschluss der Kom* 
mission, dass DampfscbifTe in tranHatlantisdier Fahrt an Sonn- und 
Festtagen planniässig innerhalb des Reichsgehii t> die Ausreise nicht 
sollen vornehmen dürfen, wovon nur die Dampfschiffe, welche die 
Kaiserlicli Deutsche Post l^fördem, ausgenommen sein sollten. — Sonu- 
nnd Festtagsarbeit ist nach § 37 Abs. 3 S.O. ab« Ueberstundenarbeit 
y.ii vergüten, es sei denn, dass sie zur Verptl^unp und Bedienung 
der III Dord betindlicheii Pei^sonen oder zur Siejierung des Schiffes 
iu dringender Gefahr erforderlich ist Zu vergüten ist diese Arbeit 
also insbesondere auch dann, wenn sie vom Schiffismanne freiwillig Über- 
nommen worden ist. 

Endlich bestinnnt iioeli § 37 .\hs. 4 S.O.. djuss den Schiffsleuten 
an Sonn- und Festtagen im ilafen und auf der Rhede (teiegenheit ge- 
währt werden müsse, am (irottesdienste ihrer Konfession teilzunehmen, 
sowie, dass denselben der da/u erforderliche Urlanb zu erteilen sei. 
Ob die Srliit!sletrte von diesem ihrem neclito Gebrauch niacben wollen, 
ist natürlich in ihr freies Belieben gestellt; ihr Kinverständnis vor- 
ausgesetzt, können sie statt dessen auch zu den nach § 37 Abs. 1 
und 2 S.O. jiulissigen Arbeiten verwendet werden. Das Recht auf Ge- 
währung der Gelegeidieit zur Teilnahme am Gottesdienste und des 
dazu notwendiixen Urlaubs bestellt nicht, wenn „drintzende Gründe" 
vorliegen. Ob dies <ler Fall ist. be.stiunnt der Kapitün resp. sein Stell- 
vertreter. — (Jemäss § 39 S.O. gelten im Sinne des Abs. 4 des § 37 
S.(l. als Festtage im Auslande auch die kircbllcii gebotenen Festtage 
des IJegeorts. Richtig sagt liOKWE S. 42, diese Bestimmung sichere, falls 
nicbt drin'jende (Jründe entgegcnsf^ bcn. den deutschen Scbiffsleuten im 
Huslandiscben Liegeort die Teiliminue an einem dort stattfindenden 
Festtagsgottesdieuste ibrer Konfession, auch wenn der im Liegeort 
kirchlich gebotene Festtag ini ausländischen Heimatsbafra oder sonst 
nicht geboten sei. Ebenso riditig ist es weiterhin, wenn Loewk fort- 
fiibrt: „In s<dchem Falle abei wird die Schiffsmannschaft zu .Vrbeiten. 
welche den am Liegeurt bestehenden Vorschriften nicht zuwiderlaufen, 
angehalten werden können", denn nur für die Teilnahme am Gottes^ 
dienste gilt der betreffende Tag als Festtag, abgesehen davon aber ist 
er als gewölmlif lier Werktag zu behandeln: .'5*' Satz 2 S.O. sn?t aus- 
drücklich, dass diese Tage nur int Sinne des § 37 Abs. 4 S.O., nicht aber 
auch im Sinne tier anderen Absätze dieses Paragraphen als Festti^ m 
gelten haben.- - Der Kapitiln oder Rheder, welcher den Vorschriften des 
§ 37 Abs. 4 S.(). zuwiderbandelt, wird nach ^^114 Ziff. 6, 118 S.O. 
mit Geldstrafe bis zu Ihu Mark oder mit Hüft bestraft. 
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Anlmn^s weise soll jetzt iiocli Erwlllimiufi finden die Behauptung 
von Ijikwk S. ;j'.t, von den Ausiiiihnien des Abs. 1 § H7 S.O. abge- 
selien, könne die Verweigerung der Sonnt-agsarbeit im Hafen oder auf 
der Rhede keine Dienstpflichtverletzuug im Sinne des § 96 Ziff. 9 S.O. 
bilden. Uli hin anderer Ansicht, denn § 34 S.O. sagt in Abs. 1 aus- 
drücklich, ilass der öcliiffsniann auf Anordmiiif; seiner Dienstvortrc i tz- 
ten zu jeder Zeit alle für Schiff und Ladung ihm ubertrajieueii Ar- 
beiten zu verrichten und den Anordnungen dereelben unweigerlich Ge- 
horsam SU leisten habe. Diese l*tficht besteht fttr dea Sehü&inaiui auf 
(irund seines Heuervertrags, ihre NicliterfUUuiig bedeutet also eilieu 
Ungehorsam gegen den Dienstbefehl eines Vorgeseticten. 

Keine Auwendung finden die Voiiichritteu des § 37 S.O. auf Sec- 
schlepper und Berguugsfahrzeuge in Tttti^keit. § 37 Abs. 2 ferner soll 
onanwendbar sein aaf Hocbseefischereifalirzeuge : § 135 S.O. 

Einer kurzen Betrat litnni: sind sc lilie.sslieh nneli zu nntei /iehen 
die Vorschriften des § 38 S.O. über die Sonntagsa rl) eit auf See, 
die ebenso wie § 37 S.O. keiue Auwendung finden sollen auf See- 
schlepper, Hergungsfabrzeuge in Tätigkeit, § 38 Abs. 1 S.O. ausserdem 
auch nicht auf Ilochseefischereifidirzeuge : § 135 S.O. Auf See sollen 
den Schiffsleuten nur in dringenden Fällen andere Arbeiten auferlegt 
werden als die, welche zur Sicherheit und zur Fahrt des Schiffes, zur 
Bedienung der Maschinen, zum Segeltrocknen, Bootsdtenst und zur 
Verpflegung und Bedienung der an Bord befindlichen Personen unbe- 
dingt erfi)rderli(li sind. .Vndere Arbeiten als die eben 'genannten sollen 
also den Sciiirtsleuten nur in dringenden Fftllen „auferlegt" werden, 
d. h. freiwillig können die Schiffsleute audere Schiffsdienste verrichten, 
aber daini gezwungen werden dQHen sie nicht, widrigenfalls Kapitän 
und Rheder nach §§ 114 Ziff. 6 un I 118 S.O. sich strafbar machen. 
Hier wie in § 37 S.O. ist aber der Sehiffssmanii 'mm Strafe verpfiichtet, 
ihm trotz der Bestimmungen des § 38 S.(.>. auterlegte Arbeit zu ver- 
richten. Uebei*stundeulohn gibt es hier, wie überhaupt bei der Be- 
schäftigung auf See, nicht 

Soweit nicht dringende Gründe entgegenstehen, ist den ScliifTs- 
leuten an Sonn- und Fesitajjen auch auf See deleL't'idieit zur Teilnahme 
am (jlottesdieuste ihrer Konfession zu geben uaii sind sie fUr die dazu 
notwendige Zeit vom Dienste zu befreien : §§ 38 Abs. 9, 37 Abs. 4 S.O. 
Ist kein Geistlicher an Bord, so niiiss den Schiffsleuten auf ihr Ver- 
latigen die Teilnahme an gemeiü- Ii iftlichen Andachten ihrer Konfession 
gestattet werden: § 38 Ab». 2 Satz 2 S.O. (vergl. Trot. S. 2851). 
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§ 6. 

fiechte des IScliiffsmaüus. 



Die Rechte des Scliiffsmauns sind selir verschiedeiuT Art: Wie 
jedem, der sich durch ciiica Dienstvertraj? verpflichtet hat, gebührt 
ihm ein Eutgclt für die von ihm geleisteteu Dieuste. Dieses Entgelt 
besteht einmal in der Heuer und dem etwa vereinbarten Gewinnanteil, 
wozu eventuell noch ein Ueberstuiidenlohn tritt. Als ausserordentliche 
Vt rjiit'iiv-' anzusehen ist dor dem St liiffsmanne im Falle der Hilfe- 
leibtuug und ßergung zukumuieiiUe Lohn und die im Kalle seiner lie- 
schttdigung oder Tötung bei Verteidigung des Schiffe ihm bezw. seinen 
Erben gebührende, angemessene Belohnung. Andererseits ist die Folge 
der Aufnahme des ScliilTsiuaiiti^ in dcii Schiffsvc'rl)iind sein Recht auf 
angemessenen liOgisrauni und eintreteiuleii Falls auf ancremessenes an- 
derweitiges Unterkommen, sowie sein Recht auf Bekü^itigung resp. auf 
eine entsprechende Geldentschadigung dafür. Besondere Hechte stehen 
ihm zu im Falle seiner Erkrankung oder Verletzung nadi AbschluflS 
des Ileuervertrajrs. Um sein Lcbon möglichst vor (ii'fahren zu schützen, 
gewährt ihm die Seemannsordiiunji endlich das Hecht auf Seetüchtig- 
keit des Schilfes, nicht mehr aber hat der Schitfsmanu das Recht der 
sog. Ftthrung. — AUe diese Rechte sind aber sehr veränderungs fähig: 
von Einttuss sind insbesondere das Unterbleiben der Reise überhaupt, 
Abkiirzunji und Verlängerung der Reise, Entlassung und Tod des 
Sciiiflsmanns und Verschulden einer der Veitragsparteien. 

Diese kurze Skizze mag genügen, um die Bedeutung dieses wich> 
tigsten und deshalb aucli umfangreichsten Abschnitts der vorliegenden 
Abhandlung ins rechte Licht zu stellen. 

Z^^likfll^^ also hat der Sehiffsniann Ausitrueh auf die Heuer, 
eine (jieldvergütung. Die Höhe der Heuer wird durch freie Verein- 
barung festgesetzt Ist dies beim Abschluss des Heaervertrags nicht 
geschehen und hat eine Anmusterung überhaupt noch nicht stattge- 
funden, so wird im Zweifel diejenige Heuer als verein}>art angesehen, 
die das Seemamisamt des Hafens, in welciiem der Schiflsmanu ange- 
mustert wirdf für die daselbst zur Zeit der Anmusterung übliche er- 
klärt: § 99 S.O. I>ies( Uestinnnung dürfte im Falle einer strengen 
Interpretation m Uiiltilli.Likeiten dann führen, wenn die Anheuerung 
zwar erfolgt ist, <iie Annmsterung aber wegen Zeitmangels znnürhst 
unterbleiben muss und erst während der Reise nachgeholt wird, da 
in dem Anmusterungshafen die Lohnsätze ganz andere sein können, 
als im Hafen der Ausreise. Ist der Schiffsmann dagegen erst nach 
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AnfiTtiiimiLi (Ut Musterrolle aiijielionrrt worden, so sollen für ihn in 
KrniiUi^M lung anderer Vertragsbestiimmiugeii die nach Inhalt der Mu- 
sterrolle mit der übrigen Schiffsmannschaft getroffeneu Abreden gel- 
ten: § 31 S.O. Die Bedeutung des § 39 S.O. ist also keine sehr 
grosse. Die Heuer ist dem Schiffsmanne vom Tage des Dienstantritts 
an 7.n zahlp.n (richtiger: zn herechnen), wenn aber die AnniusternMir 
wie bei lier Anmusterung auf Ordre dem Dienstantritt vorangeht, vom 
Tage der Anmusterung au. Als Dienstzeit gilt auch die zur Errei- 
ctamig des Meldeorts erforderliche Reisezeit: § 44 S.O. lieber den 
Ausgangspunkt der Heise ist in § 44 S.O. nichts [gesagt. Soll damit 
der letzte Aufenthaltfsort peiiieint sein, d. h. der Ort, von dem aus 
der Schiffsmauu direkt au den Meldeort sieh begibt V Der Abs. 2 des 
§ 44 S.O. wurde erst in der Kommission (vergl. Komm. Ber. S. 32) 
eingefügt, weil es der Billigkeit entspreche, dtiss man bei der An- 
heuenin«: eines Schiffmamis für ein fleutsches Schiff in einem auswär- 
tigen Hafen ihm eiue Veriiiituii^' tiir die zur Erreichung des Melde- 
orts uotwendige Reisezeit zu Teil werden ladse. Ks ist nuu aber nicht 
ansgesehldiasen, dass eine Anheuerung im BinnenUinde stattfindet, und 
in) ersten wie im zweiten Fall fragt es si( Ii, ob der Ort der Anheuer- 
urm als Ausfranofspunkt der Reise zu gelten hat oder der Ort. von 
welchem aus der Schiffsmaun sciue Reise zum Meldeort autritt. Der 
ratio legis dttrfte es entsprechen, wenn man den Anheuerangsort als 
massgebend ansieht , zumal da der Ort des Reiseantritts vielfach ein 
ganz willkürlifiier ist. — Als Dienstzeit wird nun nur vergütet die 
zur Erreichii!)'-' des Meldeorts — d. i. desjenigen Orts, au welchem 
der SchiÖ'smuuii zum tatsächlichea Dienstantritt sich zu meldeu hat 
— erforderliche Reisezeit Damit ist gemeint die im konkreten Falle 
erforderliche Reisezeit, nicht aber die Zeit, welche im allgemeinen er- 
forderlich ist und ebensowenig diejenige Zeit, welche der Schiffpinann 
tatsächlich zu dieser Reise gebraucht hat. Man wird indessen vom 
Schiffsmanne nicht verlangen können, dass er im Rinnenlande Schnell- 
zQge benutzt, anderersrnts wäre es unzuliLssig, wenn der in Hambui-g 
angeheuerte Scluffsmaim zur Krreicliiiii'i des in England lie.i:enilen 
Meldeort.s eines St'u'elscliiffs sich bedienen wUrde, es seien denn l)e- 
soudere Vereinbarungen in dieser Richtuiig getroffen worden. Natür- 
lich kann diese zur Erreichung des Meldeorts erforderliche Reisezeit 
als Dienstzdt nur soweit in Retracht kommen, als die Rerechnuug der 
Heuer in Fraiie steht, niclit aber j^ilt sie als Dienstzeit auch im Sinne 
der übrigen Paragraphen, z. R. des ä9 S.O., wie denn auch die l\om- 
mission nur eiue singuläre Bestinnnuug zu treffen beabsichtigt hat. 
Abs. 3 § 44 S.O. durfte also nicht ganz richtig gefaast sein. 

Der ei-ste Tag, für den die Heuer bezahlt wird, ist der Ti^ der 
Anmusterung resp. des Dienst- o<ler Heiseaiitritts. 

Von der ihm iu § 134 S.O. gewahrten Refugnis, die Anwendung 
des § 44 S.O. auf kleinere Fahrzeuge durch Verordnung ganz oder 
teilweise auszuschlievssen, hat dei Rundesrat Gebrauch gejuacht, indem 
er in der F.el: nnititnrhnn^i betr. die Nichtanwendung von Restinnnniiiren 
der SeemaiuisoniüUiig auf kleijiere Fahrzeuge von» Di. Juni 19(>;j i»e- 
stinnnte, dass bezüglich des § 44 S.O. der § 1 Abs. 2 S.O. auf in der 
Kastenfahrt beschäftigte Fahrzeuge von weniger als 300 ehm. Brutto- 
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raiiingelialt, auf Hochseefischerei fahr/.euge derselben Grösse sowie auf 
Lustjachteu keiue Auweuduüg üudcu solle, d. h. dass auf diesen ScUiffcu 
die Bestiminungett cl«8 § 44 S.O. durch freie Vereinlkarung abgeändert 
werden köuueo. 

Entsprechend § (il4 li.G.H. bestiuuut die Seeniannsordnung in 
§ 45 im Interesse der Disziplin ;iu iU)r(l des Schiffes, dass der Schiffs- 
manu grundsätzlich seine tleuei erst nach Lieendiguug der Heise oder 
des DienBtTerhfiltnisses (nicht aber erst nach erfolgter Abmusterung) 
d. b. postnumerando beanspruchen könne. Wie das Wort „oder" zu 
verstehen ist, erijiht sich aus ^ 36 der alten Seemannsordnuug , der 
im Interesse einer „klareren'' Fassung (vei^l. Motive S. üO fl.) abge- 
ändert wurde: Darnach kann der Schilbmann die Heuer beaneprucben 
.nach Beendigung der Heise oder der sonstigen Beendigung des Dienst- 
verhilltnisses , wenn diese früher erfol^jt". Eine früliere Zahlung der 
Heuer kann jedoch nach der ausdrücklichen Vorschrift des § 45 S.O. 
vereinbart werden. Da es aber unbillig und für den Schittsnianu oft 
sehr nachteilig wftre, wenn er erst am Ende der vielleicht Monate lang 
dauernden Reise resp. am Ende aaom vielleicht noch länger dauernden 
iJienstverliiiltiiisses eine Barvergdtnn*; für seine Dienste bekommen 
würde, gewährt ihm die Seemannburdnung in § 45 das Hecht auf 
Abschlagszahlungen und in § 47 das Recht auf Heuervor- 
schuss resp. Handgeld. Inwieweit vor dem Autritt der Heise 
Vorschusszahlungen auf die Heuer zu leisten oder Handgelder zu zahlen 
sind, bestimmt in Knimngelung ei[ier Vereinbarung der Ortsgebrauch 
des Hafens, in welchem der Schitlsmanu angenmstert (nicht: ange- 
heuert) wird. Der Unterschied zwischen Heuenrorschuss und Hand- 
geld beruht darin, dass ersterer in allen Fällen auf die Heuer ange- 
rechnet winl, das H uut.: Id dagegen nur im Zweifel. Knitschky S. GI2 
dagegen ist der Ansicht, das HandprcM sei nie auf die Heuer anzu- 
reclinen, da ^337 B.G.B, hier keine Anwendung finden könne. Gründe 
fUr die Nichtanwendbarkeit dieser Vorschrift des Bttrgerlich«! Gesetz- 
buchs führt Knitschky indessen nicht an. Meines Erachtens liegt 
kein Grund vor, der zu dieser Ansicht zwingen würde, vielmehr glaube 
ich, dass das Handgeld als Drauligabe im Sinne des B.G.B. ^ 336 
Abs. 1 anzusehen, dass es also in dubio auf die dem Schiffsmanne 
▼om Rheder geschuldete Heuer in Anrechnung zu hri niieu ist. Nicht 
aber süt das Handueld iui Zweifel als Heugeld, d. h. der Rheder kann 
sich durch seine Aufopferung^ niclit von der Verptliehtunp; zur Erfül- 
lung des Vertrags befreien (vergl. § 336 Abs. 2 B.G.B.;. Durch be- 
sondere Vereinbarung können diese Erfolge indessen erzielt werden, 
wie sie denn auch ohne weiteres dann eintreten, wenn ein entspre- 
chender Ortsgebrauch im Anninsterungshafen besteht. Kine Ausnahme 
hievon ist in § 72 S.O. statuiert : Kraft zwingenden Hechts sind näm- 
lich die Handgelder dann auf die Heuer anzurechnen, wenn der fUr 
eine Reise geheuerte Schiffsmaim aus anderen als d«i in § 70 S.O. 
erwähnten Gründen vor Ahlauf des Heuervertra^rs entlassen wird. — 
Hinsichtlich des Rechts auf Absciila^s/alilungen bestiniint 45 .\bs. 2 
S.O., dass der Schitl'smaun in einem Hafen, in welchem das ächitf 
ganz oder zum grösseren Teil entloscht wird, die Auszahlung der Hälfte 
der bis dahin verdienten Heuer verlangen kann, sofern bemts drei 
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Monate seit der Anmusterung (nicht Anheuerung) verflossen sind, uud 
«lass der Schitfsmanri bei Ablauf je weiterer drei Monate nach der 
iVUheren Aub/ahluug in gleicher Weise, d. h. in eiuem Hafen, in wel- 
«diein das Schiff wiederum ganz oder zum grösseren Teil von der atu 
(üeMm Zeitpunkt auf ihm befindlichen Ladung entlöscht wird, die 
AuszahUm«: der HiilfU' der seit der letzten Aus/ahluiij^ verdienten 
Hener zn tortlern berechtigt ist. Bei (h'r AuUeueruug auf Zeit ( Ü 
S.O.) iaiuu der Schiti'smauu ausserdem bei der Rückkehr in den Halen 
der AiiBreise (§ 14 S.O.) die bis dahin verdiente Heuer verlangen, also 
ohne Rücksicht dumuf, ob sein Dienstverhältnis zu Ende gegangen ist 
oder noch weiter fortbesteht, oline Rücksicht aber auch darauf, oh 
die Voraussetzungen des § 45 Abs. 2 S.O. vorliegen. Die ßestiium- 
ungeu des § 36 Abs. 2 der Seenmunsorduuug vom 12. Dezember 1872 
waren für den Schifismann nicht so gttnstig, er konnte eine Abschlags- 
zahlung erst 6 Monate nach der Anmusterung fordern und auch daiui 
nur, wenn es sich um eine Zwischenreise handHltc. Nach beiden Ge- 
setzen aber ist es notwendig, dass das Schill in dem Anlaufehafeu 
seine Lailung entweder ganz oder doch zum grösseren Teil löscht, da 
sonst der Kapitän vielfach nicht Uber genügende Zahlungsmittel ge- 
biet'Mi würde. Das Recht auf Auszahlung einer Abschlagssunime in 
llölic de.-5 nach §§ 45 Abs. 2, 80 S.O. zu bestimmenden F^etrags kann 
aber nur gefordert werden, solange das Schill' noch im Hafen liegt, 
in welchem es seine Ladung ganz oder zum gimeren Teil gelöscht 
hat resp. zu lösclien im Begriffe steht, nicht aber in dnem andern Hafen 
oder gar auf See. 

Nach dem eben besprochenen § 45 S.O. wird der Anspruch auf 
die Heuer grundsatzlieh itBch Beendigung der Reise oder des Dienst- 
verhältnisses fällig. Diese Bestimmung ist undurchflllirbar, wenn die 
Sr!iit!'^!iMite auf einem als verseholh-n anzusehenden Schifl'e fvergl. 

hb2, H.(i.B.) sich befunden haben. In diesem Falle sollen 

nach ^ ö.i S.O. aus ßilligkeitsrUcksicliten die aus den Dienst- und 
HeuervertrSgen herrBhrendoi Forderungen, wozu in erster Linie die 
Heuerforderung gehört, fällig werden mit Ablauf der Verschollenheits- 
frist. Dieser Zeitpunkt ist aber nur massgebend für die Fälligkeit 
der l<orderungeu, nicht auch für die Dauer des Dienstverhältnisses, 
vielmehr bestimmt § 53 S.O., dass das Dienstverhältnis als beendet 
„gilt" einen halben Monat (V'eni.iHS B.G.B. § 189 = 15 Ta^'e) ^nach 
dem Taue, bis zu welchem die let/te Xaehrieht ül)ei- das Schiff lei lit 
Dieser Tag ist nicht der Tag des Eingangs der Niichricht, sondern 
derjenige Tag, an welchem das Schiff zum letztenmal gesehen worden 
ist resp. an welchem es durcii Uebersendung von Depeschen, Signalen 
etc. von seiner FAistenz Kunde gegeben hat. Die Heuer ist also für 
die Zeit von d'M Atimusterung resp. dem Dienstantritt (ungenau Lokwr 
S. 51: vou der Abreise des Schiffes) bis zu dem ebengenannten Zeit- 
punkte und ausserdem noch für weitere 15 Tage zu entrichten. Ist 
vom Zeitpunkte der Abfahrt au Überhaupt Iceine Nachricht «Uber das 
Schiff" einL-'i 'j Hiijen . so ist die ITener von der AnniusterunL^ res]», dem 
Dienstantritt ins /nr Mireise nnd ;uLsserdem \n>ch für weitere 15 Tage 
zu bezahlen (^ungenau wiederum I.okwe S. 51^. Bei der Berechnung 

(ier Heuer sind natttrlich Vorschüsse, Abschhigszahlungen und Ueber- 

4 
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Stundenlöhne zu berncksichtigen, sofern dies Uberhaupt möglich ist, 
Ist die Heuer in iUmsch uud Bogen bedungen, »o hat § 80 S.O. An- 
wendung zu tiudeii. 

Die Auszahlung der Heuer an den SchifTsinann bei Been- 
digung des Dienstverhältnisses uiuss an ihn persönlich und soweit nicht 
im Auslande, wie z. B. in Britisch-Iudien fvei-gl. Motiv»; S tJi die dort- 
igen Gesetze eine andere Behörde bestiinrnen, vor tleui iihiuusternden 
JSeeinamisauite oder durch dessen Vermittlung geschehen und von diesem 
in der Abnusterungsverhandlui^ iMKchdiiigt werden. Bei Verhinderung 
des SchifTsmanns ist mit seiner Zustimmung die Auszahlung an ein 
Faniilienniitglied gestattet. Die Auszahlung in einer Gast- (»der S<;liank- 
wirtschdft iät absolut unzuhissig. Auch eine Geuehmiguug der Ver> 
waltungsbehörde^ wie § llßa R.Gew.O. sie vorsieht, vrttrde den KapitAn 
nicht von Strafe befreien könueiL Von der Mitwirkung des Seemanns- 
anites darf nur dann abgesolu ii werden, wenn sie olme Verzögerung 
der Reise nicht herbeigeführt werden kann (vergl. § 25 S.O.). Die Ver- 
zögerung muss insofern eine erhebliche sein, als bei ilirem Vorliegen 
Schaden für den Rheder erwachsen wOrde. Bei einer VenögontDg von 
einer oder zwei Stunden wird man dies regelmässig nicht sagen können. 

Der Kapitän, welcher den Vorschritten des 5; IB S.O. zuwider- 
iiandelt, macht sich gemäss § 114 Ziff. 7 S.O. strafbar. Bestritten 
aber ist, ob die Verletzung des § 46 S.O. auch mit dvilrechtliefaen 
Nachteilen verbunden ist. Pekels S. 25 behauptet im Anschluss an 
die Motive S. 62, dju^s auch eine den Bestimiimngen des § 46 S.O. 
nicht entsprechende Zalilung rechtsgültig sei iiml fügt hinzu, dass 
diese Auffassung auch mit den 125 und IM B.G.B, vereinbar sei. 
Andererseits vertritt Lobwb 8. 46 den Staudpunict, entgegen der in 
den Motiven ausgesprochenen .\usi(dit mtlsse eine derartige Zalilung 
auch rivilrechtlich als nicht geschehen l)ehiiiiilelt w< rdeii /. B. dann, 
wenn sie au einen gewerbsmässigen Stellenvermittler bewirkt werde, 
denn eine solche Aus/iihlung widerspreche dem zwingenden Wortlaut 
des § 46 Abs. I und laufe dem erstrebten sozialen Zwecice so sehr zu- 
wider, dass ihr il.i.s Berlit die .Vnerkeiiming versagen müsse. Pkkft.s 
ist insoweit Recht giheii, als er hehanptet, dass § 184 B.G.B, nicht 
eingreife, denn die Bestimmungen des § 46 S.O. betretfeu ja nicht die 
Zahlung als solche, sondern nur die Äusseren Umstände derselben. 
Dagegen hat meines Erachtens Perkls Unrecht, wenn er die Hegeln 
*les ^5 46 S.O. iiieht für Fornivoi-srliriften im Sinne des ^ 125 B.G.B, 
hält, deren Verletzung Nichtigkeit des Ueclitsgeschäftes nach sich zieht. 
Vielmehr kemit auch das Bürgerliche Gesetzbuch, z. B. in $ 1317, eine 
behördliche Assistenz als Form eines Rechtsgeschäftes. Mit RQcksicht 
hierauf und auf den zwingenden Wortlaut des § 46 S.O. (.»nrnss**) 
komme ieh entgegen dem Willen (h>r Motive zu dem Selihisse, dass 
eine den \ orschrifleu des § 46 S.O. wulersprecheude Auszahlung des 
Heuer^thabens nichtig ist Der Schitismann kann aber im Falle einer 
solchen unzulässigen Aus/ thlung doch nur dann klagen, wenn er sein 
Guthaben nirhf panz bekommen hat . dcnii sonst würde er ja ohne 
(xrund bereichert werden. Bei einer denirtigeii Seljadensersatzklage 
wäre ferner auch diis eventuelle Vei"schulden de« SchiHsmanns selber 
in Betracht zu ziehen* 
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Die Auszahlung darf nur an den Schiflinnaim penSnlich , d. h. 
nicht durch Mittelspersonen, wie Heuerbaase, Schlaf baase etc., oder 
bei seiner Vtniiitit} rmti^ /. B. infolge Erkrankim«; mit seiner Zu stinnming 
an ein Fauülieinini^liL'ü »Tfolgen. Der r.t.'j^fitl' des „Fainiliemiiitglieds" 
iät nicht fest umgrenzt. Die ivoiumission (vergl. iiericht S. 33) wellte 
darunter einstimmig und nnUx Zustimmung der Regierung in Er- 
mai^^elung eines treffenderen Ausdrucks nicht die Verwandtschaft im 
rechtlichen Sinne vei^standen wissen, sondern „<lie Familienmitglied- 
bchaft nach dem landläufigen öprachgebrauche" ; iusbtöioudere ging die 
Kommission davon aus, dass die Auszahlung z. B. auch an die Braut 
des Schiffsmanns erfolgen könne. Nicht zu weit wird man jedenfalls 
gehen, wenn man alä Familienmitglieder im Sinne des § 46 S.O. die 
An<rdiöri^'en im Sinne des § 52 St.G.B. bezeichnet. Unter den „An- 
gehürigeu" des Abs, 3 § 4ö S.O. wird man dasselbe vei-stelien tlürien 
wie unter den ^Familienmitgliedern* des Abs. 1 dieses Paragraphen. 

Zu betonen ist endlich, dass die Vorschriften des § 46 S.O. nur 
gelten für die Vuszahlun,^' des Heuerguthabens an den Schitfsniann bei 
Beendigung des Dienstverlialtnisscs , nicht aber auch für etwaige Ab- 
schlagszahlungen und Vorschüsse im Sinne der §§ 45 Abs. 2 und 3 
und 47 8.0. Diese letzteren Zahlungen brauchen also auch nicht an 
den Schiffsmanii persönlich zu geschehen. Von einer Auszahlung kann 
natürlich dann ktiiie Rede sein, weim der Schitfsmann zur Verfügung 
über die Forderung nicht berechtigt ist, sie luit also z. B. zu unter- 
bleiben, wenn das Guthaben des Schiffsmanus beschlagnahmt ist (vergl. 
RGes. vom 21. Juni 1869 betr. die Beschhignahme des Arbeits- und 
Dienstlühnes). ('nirt'nan sa'_it Leo S. 280, dass wiitriss § 394 B.G.B, 
eine Aufreclinuuj; des iiheders mit einer üejienlurderuug gegen die 
Ansprüche des Schitfsinanns ausgeschlossen sei, denn eine Pfändung 
des Heueranspruchs ist nach dem eben genannten Reichsgesetze, wenn 
audi nur unter ei-sch werten Bedingungen, so doch möglich. 

Zweck dieser in der alten Seemannsordnung nicht enthaltenen 
Bestimmungen des § 46 Abs. 1 und 2 S.O. ist, zu verhindern, diiss 
Fremde, insbesondere Stellenvermittler, Schlafwirte und Agenten das 
H«if9^uthaben des Schitfsmaims in Kmpfnng nehmen und an sich 
bnnfren. Diese Vorschriften sind nacli den Motiven S. 61 der Merchant 
Shipping Act 1894 sect. 131 nacligebildet. Ein wiclitijiLr . von den 
Motiven allerdings nicht beabsichtigter Uiiterscliied ^s. oben) zwischen 
diesen beiden Gatzen liegt aber darin, dass das englische Recht an 
die Verletzung der von ihm Uber die Auszahlung au^estellten R^eln 
civilrechtliche Folgen nicht knüpft (verjr!. „shall"). 

Auf .(Vntrag des Schifiismanns hat das Seemauiisamt bei der Ab- 
musterung die dem ersteren auszuzahlende Heuer ganz oder teilweise 
in Finipfang zu nehmen und nach seiner Angabe an auswärts wohnende 
Anixt hörige desselben oder an Sparkassen oder sonstitie Verwahrungs- 
stellen p:ebührenfrei zu Übermitteln. Diese rebennittlmii: finfb»t also 
nur an solche Augeltörige statt, welche ausserlialb des Ort*, au wekiiem 
das abmusternde Seemannsamt seinen Sitz hat, wohnen, d. h. sich auf- 
halten, während die Ueberinittlung an Sparlcassen oder sonstige Ver- 
wahnniirsstellen aiuch dann zu erfolgen hat, wenn sie am gleichen 
Platze ihren Sitz haben. Diese Vorschriften finden Anwendung, gleich- 

4* 
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gültig, ob der Sdiiffsniann ein Inländer oder Ausländer ist. Dagegen 
hat dt r ]^li<'»i»'r die durch die Uebennittluug entiJtehcndeii baren Aus- 
lagen ^i'uriokusicü) nur dauu zu trageu, wenn der Schitt'sniann deut- 
scher Staatsangehöriger ist Ist der Scbi^mann ein Auslftnder, so 
sind diese Auslagen als Verwaltttngslcosten der Staatskasse aufzuerle- 
gen: § U\ Abs. :? S.O. 

Hat piit h (U'i- Schifl'suiaun auf einem als verschollen uu/u-. Iicnden 
Schilfe befundea, so sind die Bestimmungen des § 46 S.O. natürlich 
onanwendbar. Deshalb trifft § 63 S.O. in Abs. 3 die Vorschrift, daas 
in einem solchen Falle der Betnig der dem Schiffsmanne gebührenden 
Forderungen dem SePiimiiiisainlc des Heimatshafens und in Erinange- 
itrag eines aolchen dem Seemauusamte des iiegisterhafeus zu Ubergebeu 
hI und dass das Seonannsamt die Aitthttndigung an die Empfangs- 
berechtigten, d. s. in der Regel die Erben des Schifisnianns, m ver- 
mitteln habe. 

Alle Zahlungen an SchiffsbMite müs.seu nach ihrer Wahl entweder 
in bar oder mittelst einer auf den liheder ausgestellten Anweisung 
geleistet werden: § 48 S.(). Nur bei Yorschusszahlungen steht mit 
Hilcksicht auf das Risiko des Rhedei*» das Wahlrecht dem Kapitän • 
zu , der durch Verletzuiiii der Vorschriften <les ^ 4h S.O. uiMiiriss 
^ 114 Ziff. 7 S.O. sich strafbar macht. Bei Voi-schu&.s/^ihluugeü i.st 
|s ancb zulässig, die Zahlbarkeit der Anweisungen an die Bedingung 
^ knüpfen, d;u^s der SchitTsmann bei der Abfahrt des Schiffes sich 
.ni Bon! hctiiidft. .Mi.uosoben davon dürfen alici- die .\nweisungen 
keine HwUngungen enthalten, auch müssen sie aiit Sicht zahlbar sein. 
Aye diese Vorschriften .sind im Gegensätze zu $ 3« der alten See- 
mannsordnung ins cogens. Grund dieser Aenderung ist, dass unter 
der Herrschaft der alten Seeniannsordiiiiiig namentlich bei Vorschuaa- 
Icistuii^'eii Missstäiide sieh herausstellten , weil die Anweif:un{:en auf 
lleuerbciase ausgestellt zu werden pflegten und die Schiffsleute genutigt 
waren, die Anweisungen mit erheblichen Verlusten zu vei-j^ilbern. Des- 
halb schrribt § 48 S.O. auch vor, dass die Anweisungen auf den 
IJh(!der ausgestellt werden müssen. Trot/.d»'iii wird es dem ScliifTsmaiin 
auch beute uieisttMis nur mit \ eriust j-elin^jen. seine .Anweisung in 
bares Geld umzusetzen. Ohne Verlust werden er oder seine Angehö- 
rigen dies regelmfi^ssig nur dann bewerkstelligen können, wenn der 
Schiffsmann mit dem Schilfe die Reise bereits angetreten hat. Von 
Vorteil sind diese Anweisungen insofern, als sie es (b*ni SeliifTsnnmne 
ermöglichen, seinen zurückgelassenen .Angehörigen in liequemer Weise 
von dem verdienten Lohne etwas zukonnnen zu lassen. Ferner ge- 
stattet dies Institut dem Rheder, dem Schifismanne die zur Ausrüstung 
und Sidierstellung seiner Angehörigen erforderlirhen Vorschusszahlungen 
zu leisten, ohne (iefalir zn lanfen. dass der Schiffsmann vor der .Ab- 
fahrt des Schiffe« versciiwiadet, denn das Gesetz lässt es ja zu, bei 
Vorschussüahlungen die Wählbarkeit der Anweisungen davon abhängig 
zu machen, dass der Schiff'smann bei der Abfiihrt an Bord des Schiffes 
si<-h befindet. Nicht aber darf dri Illied(-r resj). Kapitiin die Fälligkeit 
der Anwcisiuijen dadurch hinausscliieben , dass er in (liesell)en die 
Klausel auiuiiiinit, sie seien erst zahlbar, wenn der Scliiffsmann eine 
bestimmte Zeit hindurch an Bord sich befinde oder eist einen oder 
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mebrera Tage nach Sicht FUr deo Rheder kauu diese Bestiminmig 
dann seiir nachteilig werdai, wenn der Schiffsmann im ersten Anlaufe- 
hafeu, der vielleicht noch am Tage der Abreise erreicht winl . «Icsi r- 
tiert. — Uuricliti^' ist die Behauptung der Motive S. H3, Section 14U 
Nr. 2 der Mercliaut Shipping Act 1894 habe die V orsciiussnüteu für 
nichtig erklArt und den darauf erfolgten Zahlungen die Rechtswirkung 
abgesprochen. In dtn- Merchant Seamen (Paynient of Wages and Ila- 
tuig) Act 1880 ist allerdings in Section 2 Ix'stinunt, da.ss Advance 
uotes, deren Zaiübarkeit an die Bedingung geknilpft ist, dass der 
SchiffiBuiaun zur See geht, nichtig sein sollen, in Section 140 Nr. la 
der Merchant Shipping Act 1894 sind aber die Vorschussnoten in be- 
schrilnkteni Umfang wie<ler zugelassen worden. In Nr. 2 Section 140 
ist nur gesagt, ditös eine den Vorschriften der Nr, 1 nicht entsprechende 
Vorschussuote nichtig sein solle, nicht aber auch, dass Vorschussnoten 
fiberluuipt auageechlossen seien. Die inaflsgebenden Worte der Section 140 
lauten: . . . the agreement may contain a stipulation for payment 
of wages t'> or on behalf of the seaman cottditionallv on his going to 
sea in purMiaiice of the agreement Dass die Auszahlung in 

bar erfolgen niüs^e, ist mit diesen Worten durchaus nicht gesagt, viel- 
mehr liegt dofJi gerade in der Abmachung, dass die Zahlung erfolgen 
solle conditioually on his going to .sea, dass Vorschussnoten ausgestellt 
werden können . wie dies auch in der Praxis geschieht. Für meine 
Auffassung spriclit auch die Ueberschrift der Section 140: „Advance 
notes restricted*. (Vergl. auch Henbt W. Macro»ty, B. A. in Band 103 
der Schrifteo des Vereins ftlr Sozialpolitik.) 

Um dem SchitTsmanne jederzeit einen klaren UeberMick über 
das ihm zustehen*!" «uithühen zn i,'ewähren und um ihm eine sichere 
Kontrolle des ihm gutgeschriebenen üeberstundenlohnes zu ermöglichen, 
sind die auf die Heuer geleisteten Vorschuss- und Abschlagssahlungeu, 
sowie die etwa gegebenen Handgelder in das vor Antritt der Reise 
anzulegende Abrechnungsbuch, in welchem der Scbift'smann den 
i!)mpfaug einer jeden Zahlung zu quitti(>ren hat, einzutragen, wie auch 
der zu Grunde gelegte Kur;, wenn die Zahlungen in firemder Währung 
erfolgen. Dieser Kurs wird nach § 244 Abs. 2 B.G.B, derjenige sein 
müssen, web her znr Zeit der Zalilnnir für den Zahlungsort gilt. Der- 
artige Zahlunu'en in fremder Wahrung können aber den Scliitfsleuten 
nicht aufgezwungen werden, es liege denn auf ihrer Seite Chicane vor. 
Nur wenn der Heuervertrag die Klausel enthält, dass Zahlungen auch 
in fremder Währung erfolgen können — die Zulässigkeit einer der^ 
artigen Abmachung ergibt sich eben aus >; 49 S.O. — U\ der Schiffs- 
mann verptlichtttt, sie anzunehmen. — In dem Abrechnuiigsimehe sind 
die verdiente Heuer und der verdiente Ueberstundenlohn in regel* 
massigen Zeitabschnitten zu berechnen. Wie gross diese Zeitabschnitte 
sein sollen, ist im Oesctzc' nicht gesagt, es wird dies dem Ermey^sen 
des Kapitäns ül>erlassen werden niU.ssen, der wiederum nach der Dauer 
der Reise sich zu richten haben wird. Ist die Heuer in Bausch und 
Bogen fttr die ganze Reise bedungen, so wird diese Berechnung immer 
nur eine ungefähre sein können. Abgesehen von diesen regelmässigen 
Berechnungen hat im Abreclmum:si)nclu' auch Ii'' definitive Abrech- 
nung bei Beendigung der Heise oder des Dienstverhältnisses zu er- 
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folgen, wie auch die Berechnuiif^ tleijenigeii Heuer, welche der Schiffis- 
mann gemäss § 45 Abs. 2 S.O. ausbezahlt verlangen kann, sofern und 
soweit er von dem ihm in § 45 S.O. gewährten Rechte Gebrauch macht 
Bezüglich des Ueberstundenlohns ist ausdriU klich bestimmt, dass die 
Zahl der Ueberstunden sowie der hiernach verdiente T.ohn .,w(khentlirh 
und spätestens" (richtiger : wöclieutlich, spätestens alierj am Tage nach 
dem jedesmaligen Yerlassen does Kftfens (zu ergänzen: oder einer 
Rhede; vergl § 35 S.O.) in dem Abrechnungsbuche zu vermerken sind. 
Verweigert der Schiffsniann, dem diese Abrechnung zur Unterschrift- 
liehen Anerkeiimiiig vorzuleben ist, dieselbe, .so ist auch dies und der 
hiefUr angegebene Grund im Abrechnungsbuclie anzugeben. Die Be- 
rechnung des Ueberstundoilohns hat also nur dann wöchentlich stett* 
zwfinden, wenn diis Schiff länger als 6 Tm^ i n Hafen oder auf der Rhede 
liegt, deim im Falle eines kürzeren Aufentiialts liat die Vermerkung 
der Ueberstunden und des Ueberstuudenlohus spätestens am Tage nach 
dem Verlassen des Hafens oder der Rhede zu geschehen. 

Ulis filr die ganze Schiflfsmannschaft ftlr je eine Reise geltende 
Abre( lin!ni'3lni( li. (l;is in der Verwahrung des Kapitäns sieli Itetiudet, 
ist vor Antritt der Reise anzulegen. (Ungenau Käitschky S. 614: «vor 
Abfahrt des Schilfs".) 

Auf Verlangen des Schiffsmanns ist ditnem noch em besonderes 
Heuerbuch zu Ubergeben, das also für jeden Schiffsmann besonders 
geführt wird und das jeder SehitTsmann sell)st in Verwahrung zu 
nehmen hat. Das Redit, die .Ausstellung eines Heuerbuchs zu ver- 
langen, steht dem Scbiffsmanue zu während der ganzen Dauer seines 
Dicnstv6rhaltnisse&, wenigstens ist im Gesetze nicht gesagt, dass er die 
.\us8tellung nur vor Atitritt der Reise verlangen könne. In dieses 
Heuerbuch sind elienfalls die verdiente Heuer, der verdiente Ueber- 
stuudenlohu sowie jede auf die Heuer des Inhabei-s geleistete Zahlung, 
bei Zahlungen in fremder Währung auch der zu Grunde gelegte Kurs, 
einzutnigen. Die Berechnung des Gesamtguthabens hiU in diesem Buche 
vor der Ahninsterung zu erfoliren zu dem Zwecke, die bei der Abmuster- 
ung vorkommenden Streitigkeiten iii>er das Guthaben des Schitfsmanns 
zu verringern. Sowohl für die Anlegung und orduungsmässige Führung 
des Abrecbnungsl)uchs als auch des Heuerbuchs hat der Kapitän hei 
Vermeidung von Strafe Sorge zu tragen (§ 114 Ziff. 8 S.O.), dagegen 
hat die Xiclitbenehtung der Vorschriften d(^s § 49 S.O. keinerlei I^tt- 
flus.s auf die beiderseitigen Ansprüclie und Leistungen. 

Von der ihm in § 1 34 S.O. gewährten Befugnis, die Anwendung 
des § 49 S.O. auf kleinere Fahrzeuge ganz oder teilweise auszusithliessen, 
hat der I»nnilesrat dnrr h die Bekanntniaclinnii betr. (Iii Nichtanwen- 
dung von Hestinjmuii^ün der Seemansordnung anf klfiner»- Fahrzeuiji; 
vom 16. Juni 19U3 Gebraueli gemacht, indem er ilie .Vnweihlung des 
§ 49 S.O. auf die in dieser Bekanntmachung bezeichneten Fahrzeit 
ganz ausschloss. 

(Jrundsätzlich kann der S( hiffsmann nur die Heuer verlangen, 
welche ihm im Heuervertrage versprochen worden ist Wie aber ge- 
mäss § 43 S.O. eine Herabsetzung der Heuer möglich ist (s. oben 
S. :i.3), so kennt die Seemannsordnung in einigen Fällen auch eine 
Erhöhung der vertragsmässig vereinbarten Heuer: 
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Wenn Dümlidi du' Zahl der "Nfannsrhaft des Ih»<-ks- oder Ma- 
schineiidieiiijites, uiclit aber i. Ii. die Zahl des Aiifwartepersouals, wah- 
rend, also erst nach Antritt der Reise, sich vermindert und der weitere 
Verlauf der Reise eine Venninderun}; der Arbeitsanforderungen nicht 
in Aussirlit stellt. — dies wilre z. B. dann der l'all, wenn das Schiff 
auf eine Linie mit geringerer Geschwindigkeit übergehen und infolge- 
dessen weniger Masckinenpersonal benötigen wOrde — so ist der Ka- 
piteln im Gegensatze zu § 40 der alten Seeniannsordnang immer, und 
nicht nnr nnf Verlangen der zurilckbleihenden Srliiffsleiite. verpflichtet, 
die .Mannschaft zu ergänzen, soweit die UmstÄn<ie eine solche Kr^^in- 
zung gebtatteü, was dann nicht der Fall sein wird, wenn eine erheb- 
liche Verzogming der Reise (s. ohen S. 60) die Folge wäre. Bestritten 
ist, welche Zahl der Sfannschaft des Decks- oder Miuschinendienstes 
massgebend ist, die ui-sprün'^liche oder die infolge einer Xaclmiusterung 
erreichte? (Vergl. Abkaham S. 32.) Der ratio legis entsprechend, die 
die Schiff^lente vor der Gefahr Uberiniissiger Anstrengung behüten will 
(vergl. Motive zur alten Seemannsordnung S. 47), wird man sagen 
müssen, dass nachjietnusterte SehitTslente dann bei dieser Zahl mit- 
rechnen, wenn sie zur Ergänzung tler unzureichenden ui-sprünglichen 
Mannschaft angenonimeu sind. Nach v. IIippkl S. 6-4 ist die Nicht- 
beachtung dieser Vorschrift seitens des Kapitftns nicht strafbar, doch 
würde sie nach seiner Ansicht eine Beschwenle nach ^ 58 S.O. recht- 
fertigen. Die erstere Behauptung ist offenbar niirirliTj- , denn § 114 
Ziff. 9 S.O. Iiedruht ausdrücklich den Kapitän mit btrute, der den 
Vorschriften des § 50 S.O. zuwider die Mannschaft nicht ergänzt. I^ine 
Beschwerde nach § 66 S.O. weiterhin wäre nur dann möglich-, wenn 
nicht genügende Bemannung eines Schiffes diesem die Seetüchtigkeit 
nehmen wilrde. Meiner Ansicht nach ist dies aber nicht der Fall. 
(Näheres darüber s. weiter unten). 

Bis zur Vornahme der Erg^zung sind nun im Gegensätze zur 
alten Seemannsordniin^ 4i ) kraft zwingenden Rechts die während der 
Fahrt infol^'e des Weuf;ills di r Mann-schaften ersjmrfi'fi tiielit aber 
auch die bereits vor ihrem Wrtifalle verdiHnteii Henergeldcr unter die- 
jenigen Schiffsleute desselben Dienstzweigs, welchen dadurch eine Mehr- 
arbeit erwachsen ist, nach Verhältnis dieser und der Heuer zu ver- 
teilen (vergl. hiezu Urteil des Hans. O.L.O. vom 28 Februar 1896 in 
der IIrus. (icr Z. 189B, S. 137 ff., das schon auf (Jnmd des § 4t» der 
alten Seemauusurdnung, der diese Frage viel unbestimmter behandelte, 
zu diesem Resultat« kam). Nur diejenigen Schiffsleute — von ihnen 
aber jeder einzelne - haben also Ansimi Ii auf Krliilhung der Heuer, 
welche in demsellx ii Dienst /wei'^'e besdiättigt sind, in welchem auch 
die weffp'frtllene Mannschaft l>eschäftigt war. vorausgesetzt, dass ihnen 
durch <lieseu Wegtall eine Mehrarbeit erwachsen ist Hieraus ergibt 
sich auch, dass die Worte .die Zahl der Mannschaft des Decks- oder 
>faschinendienste8* nicht rein rechnerisch aus^eK^t werden dürfen, 
denn es ist z. B. möirlich. dass ein Masrhinist wegfällt, ohne das?; ein 
anderer augestellt wird, während noch ein Heizer dazukommt, sodass 
also die Zahl der Mannschaft des Maschinelldienstes di^lbe ist wie 
früher. Trotzdem wird in einem solchen Falle eine Verteilung des 
durch den Wegfall des Maschinisten ersparten Heuergeldes unter die 
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anderen Maschinisten vorzunehmen sein, unter der Voraussetzung, dass 
die fibrigeu Erfordernisse des § 50 S.O. yorlie^en. (Vergl. Hans. 66r.Z. 
1896 S. 138 und Seitffbrt's Archiv, Band 53 S. 182.) Ohne Bedeu- 
tung ist es, ob die Ergänzmifr der Mannschaft inöjjlich war oder nicht, 
die Tatsache <ler Verminderung des Decks- oder Maschinenpersonals 
allein entscheidet. Nicht verteilt wird das wälireud des Aufenthalts 
in einem Hafen oder auf einer Rhede ersparte Henerguthaben der 
weggefilllenen Mannschaft, denn hier ist die Arbeitszeit des Schiffs- 
manns ohnehin schon beschränkt und hier wird auch Ueberstunden- 
arbeit noch besonders vergütet; §§ 35 Abs. 3 und 37 Abs. 3 S.O. 
Diese Regelung beruht auf der Erwägung, dass der Rheder kein In- 
teresse an der Verminderung der Mannsdhaft haben soll und dass die 
Mannsdinft billigerweise verlangen kann, (ttr ihre Mehrarbeit iMSon* 
ders honoriert m werden. 

Ein Anspruch auf Verteilung ist jedoch dann nicht gegeben, wenn 
die Verminderung der Mannschaft dnrch Entweichung, Desertion, her- 
beigeführt war und die Sachen der entwichenen Schiffsleute nicht an 
Bord ziirück'jebliehiMi sind. Durch diese Bestimmung des § 50 Satz 3 
S.O. sollen Desertionen eingeschränkt werden, da man davon ausging, 
dass es nicht gut möglich sei, dass ein Schiffsmaun unter Mitnahme 
seiner Effekten entwache, ohne dasa seine Kameraden dies bemerlcten, 
und dass desli.ilh grtiiidsUtzlich ein Mitwissen seitens der zurückge- 
bliebenen Scliiti'snuinnsdiatt vorliege, weini eine Desertion stattfinde, 
den Mitwissern aber durch die DeseitiDU eine Begünstigung nicht zu- 
teil werden dtlrfe. Der Verteilungäunspruch bleibt, wie gesagt, nnr 
dann bestehen, wenn die Sachen oder wenigstens der grössere Teil der 
Sachen des Schittsmanns an Bord znrflckgeblieben ist. I>i(' bi: /nr 
Desertion verdiente Heuer wird aber nicht verteilt, sondern dient m- 
nächst zur Deckuug der Schadensersatzansprüche des Ulieders aus dem 
Heuervertrag, der etwa verbleibende Rest verfKllt der Seemannsicasse 
(vei-gl. des Niilieren S>4, 132 S.O.). Im Anschhiss hieran sei auch 
der sfrenu Lrenonmien nicht hielier gehörige § 51 S.O. ^'estreift : In 
allen l allen, in welchen ein Schiffsmaun bei der Abfahrt des Schittes 
vermisst wird, also auch dann, wenn ein Verschulden des Schiffsroanns 
gar nicht vorliegt, hat der Kapitän dendenigen Seemannsamte, in 
dessen I^e/irK zuerst diese Wahrnehmung gemacht wird, sobald als 
tunliili hcliiitV Knnittlunir .Vuzeige zu erstatten und das Seefahrtsbuch 
des Veniiis.sLeu /.u übermitteliL Dieser von der Konmiission (^vergl. 
Bericht S. 36 ff.) eingeschobene Satz ist ungenau gefasst, denn wenn 
ein Schitfsmann bei Abfahrt des Schiffes vermisst wird, so wild diese 
WahrnehinniiiZ immer in dem Bezirke des Semannsanitev; -jemacht, 
in welchem doä Schiff zur Zeit der Abfahrt sich behndet \\ergl. 
V. Hippel S. 65). 

Der zweite Fall, in welchem die Seennumsordnung kraft (iesetzes 
eine Krhöhung der ursprünglich veieinlcntcii Heiier vni-schreibt, findet 
sich in § 52 S.O. Darnach tritt eine Krh«)hung der nach Zeit (nicht 
auch der für die Uci.se) bedungenen Heuer dann ein, wenn ein Schiff 
mehr als 3 Jahre auswttcts weilt und der Schiffsinann bereits 2 Jahre 
lang auf diesem Schiffe im Dienste sich befindet Diese VofBCliriften 
gelten fUr den fUr die Reise geheuerten Schiffsmann nur dann, wenn 
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seine Heuer nach Zeit bedungen ist. Heziiglieli des auf bestinüute 
Zeit eiigagierteii Schiti'äiiianns dagegen gelten die Bestinimungeu des 
§ 62 S.O. aberhaopt nicht, da dieser Fall in § 67 Abs. 9 S.O. seine 
Regelung gefunden hat. Die praktische Bedeutung des § 59 S.O. ist 
allerdintis keine sehr grosse, denn es wird verhältnismässig selten vor- 
kommen, dass eine iieise sieb auf eine längere Zeit als 2 Jahre aus- 
dehnt, allein da der für die Belae geheuerte Schiffbmann verpflichtet 
ist, auch etwaige Zwischenreisen mitxamaclien (§ 66 S.O.) nnd so die 
Dienstzeit 1- ^ liiir manns gegen seinen Willen länger iils urs]irfiii^- 
licb beabsii litiixr il un rn kann, so wird § 59 S.O. ilocli noch niehrfiich 
zur Anweiulung küiiimeu. Dieser Paragraph, dessen Abändermig durch 
freie Vereinbarung im Gegensatxe zur alten Seemannsordnnng § 41 
auf Grund des § 1 Abs. 2 S.O. ausgeschlossen ist, will in allen Fällen 
in Betracht kommen, in wolfheti ein Schiff mehr als 2 -Tahre ..aus- 
wärts" weilt. Unter , auswärts" wird nicht zu verstehen sein „im 
Auslände" , vielmehr soll damit wohl gesagt werden , dass das Schiff 
zu der fraglichen Reise iftnger als 2 Jahre brauchen müsse, ohne 
TUick.siclit darauf, oh es sich zur Zeit des Ablaufs des zweiten Ueise- 
jahres im Inlande oder .Auslände befindet. Sind die el)en genannten 
Voraussetzungen vorhanden, so tritt der Schiffsjunge mit Beginn des 
dritten Jahres in die in der Musterrolle bestimmte Heuer der liOicht- 
matrosen ein. Kennt die Musterrolle aber, wie dies auf grösseren 
Schiffen vorkommt, eine ver-fliieflene Abstufung der Leichtmatrosen 
nach Riing und Heuer, so gebührt dem Schiffsjungen die aus der Mu- 
sterrolle als Durchschnittsbetrag sich ergebende Heuer der Leichtma- 
trosen. Im Gegensätze zur alten Seemannsordnui^ § 41, die dem 
Schiffsjungen zwar eine Erhöhung der Heuer, niclit aber auch eine 
Rangerhöhung zukommen Hess, tritt der Schiffsjuiitre mit Beginn des 
dritten Jahres zugleich in die seiner nunmehrigen Heuer entsprechende 
Rangklasse ein. Mit Beginn des vierten Jahres weiterhin soll der 
nunmehrige Leichtmatrose die in der Musterrolle bestimmte Heuer und 
den Rang der Vollmatrosen erhalten. 

Die neue Seemannsordiumg in ihrer ursprünglichen F»s<!incr be- 
stimmte ausserdem in Abs. 2 Ziff. 2 des g 52 S.O., dass der Leicht- 
matrose mit Beginn des Msweiten* Jahres die in der Musterrolle be- 
stimmte Heuer der Vollmatrosen und mit Beginn des „vierten" Jahres 
ein Fünftel derselben melir an Heuer erhalten solle und fügte in \}k. 3 
hinzu, dass zugleich mit dieser Erhöhung der Heuer eine Raiigeriiuliung 
stattfinde, d. h. dass der Leichtnudirose mit Beginn des „zweiten* 
Jahres in den Rang der Vollmatrosen eintreten solle. Diese Bestim- 
mung wurde durch das Gesetz betr. die .\l>aii(ieriin^^ der Seenianiis- 
ordnung vom 23. MiUz 1903 dainn abgeändert, dass <lein Leiehtnia- 
trosen erst mit I^egiun des „dritten" Jahi*es Heuer und Hang der 
Vollmatrosen »istehen soll. Zur Erlassung dieses Gesetzes sah man 
sich «leshalb veranlasst, weil infolge eines Druckfehlers § 47 Abs. 2 
Ziff. 2 der HesehlUsse der Kommission fvf"'_^l. Bericht S. HO"! Hciier- 
uud Rangerhöhung schon mit Beginn de^ „/weiten" Jalires eintreten 
liess. Daas es sich hier um einen Druckfehler handelt, ergibt sich 
daraus, dass der Entwurf noch dieselbe F.issung hatte wie die alte 
Seemannsordnung und dass im Kommissionsbericht von einer auch nur 
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geplanten Abweichung vom Entwürfe nicht die Rede ist. Vielmehr 
ist in dem Berichte S. 37 ausdrücklich bemerkt, dass die Abstiromang 

die Atmaliiiic der ne^iiertingsvorlage ergeben habe. Reichstag tind 
Bundesrat haben dann den Paragraphen mit diesem Fehler angenommen 
und mit diesem Fehler ist das Gesetz auch verkündet worden. Wir 
haben es deshalb hier mit einem Redaktionsfehler zu tun und § 53 
Abs. 2 Ziff. 2 S.O. ist also mit dem oben erwähnten Fehler Ticsetz 
geworden. Trotzdem darf man mit Brodmaxn S. 517 behnn]>ten, dass 
diese Bestimmung einer Verbesserung durch GesetÄ kaum bedurft 
hätte, aber nicht deshalb, weil sie „auf einem unverkennbaren Ver- 
sehen beruhte" (so Bhodmakn), sondern weil eine vernünftige Aua- 
Iccrunii auch ohne eine Novelle zum ursprilniilich gewollten Resultate 
gelaiitrt wäre, denn aus Abs. 1 und 3 des § 52 S.O. liiltte sich ohne 
weiteres ei^eben, dass eine zwcyährige Dienstzeit Voraussetzung der 
Heuer- nnd Rangerhöhung ist. Ans diesem Grande wftre die Praxis 
ssweifellos auch ohne das Gesetz vom 23. März 1903 zu einer lieridi- 
tigenden Auslesruiig rUs ^ 52 Abs. 2 Ziff. 2 S.O. gelangt. 

Für die übrige ScliitVsmahnschaft steigt die in der Musterrolle 
angegebene Heuer mit Beginn des dritten Jahres um ein Fünftel und 
mit Beginn des vierten Jahres um ein weiteres Fttnftel ihres ursprUng- 
liehen Betrags. Eine Rangerhöhung tritt aber bei diesen Schiffsleuten 
nicht ein, selbst wenn ihre Heuer nach der Erhöhung die ursprüng- 
liche Heuer eines im Range hoher stehenden Angestellten übersteigt. 

Die Vorschriften des § 53 S.O. gelten auch bezüglich des Ueber- 
stundenlohnes, falls dieser für die verschiedenen Klaieen der Schiflfe- 
mannschaft vfMNchieden hoch ist. Anders verh.llt es sich, wenn und 
soweit dem Schiffsmanne als Tinhn ein .\nteil au der Fracht oder am 
(Gewinne zugestanden ist, denn nacli § 81 S.O. gilt die.ser .Vnteil nicht 
als Heuer im Sinne der Seemannsordnui^^. 

Als dritter und letzter Fall, in welchem die Seemannsordnung 
eine Frhöhung der Heuer kraft Gesetzes statuiert. \<t noch zu erwähnen 
die Bestinnnung des § 67 .Vbs. 2 S.O. (s. darüber unten § 6). 

Das Recht auf Ueberstundenlohn ist bereits oben S. 37 im 
Zusammenhange mit der Frage der Arbeitszeit besprochen worden und 
über das Recht auf Gewinnanteil lüsst sieh bei dem Scliwcigen der 
Seemannsordnung kaum mehr sagen, als oben S. 18 geschehen ist. 

Im Anschluss hieran ist der Anspruch der Schiffsmannschaft auf 
Anteil amBerge-oderHilfslobn zu besprechen. Die Vorschriften 
hierüber befinden sich nicht in der Seemauusordmnm. sondern im 
Haiidelstiesetzhuclie. Sie sind durch d,i - 'W'^ct/ bt^tr. die .\h;1nderung 
seerechtiicher Vorschritten des HandeLsgesetzbuclis v«im 2. .Tnni 1902 
neu geregelt worden. Der Grund fUr diese Geaetzesämlerung lag haupt- 
sftchlich darin, dass in § 749 H.G.B, eine anderweitige Vereinbnnmg 
zugeliussen war. wa? natürlich zur Folge hatte, ila.«is in weitaus den 
mei'Jten Fällen iu die Hf uervt rtrMiie flie Bestimnnmg iiufgenommen 
wnrde, der Schitlsniaiui i)ekonnne entweder keinen oder nur einen ganz 
geringen Anteil am Berge- oder Hillslohn. Die ebengenannte Kovelle 
zum Handelsges( t/bu( h lässt deshalb eine Abttnderung ihrer Vorschriften 
durch freie VereinbaruiiL' uirbf zu. will aber atis diesem Grunde für 
den Fall der Bergung oder Rettung durch Berguugs- oder Schlepp- 
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(liuupfer, die diesen Dienst als besonderes Gewerbe betreiben, keine 
Anwendung finden. Damit soll natürlich nicht gesagt sein, daüs die 
Mannschaft solcher Fahrzeuge am Berge- oder Hilfelobn überhaupt 
keinen Anteil haben solle, vielmehr ist die Meinung die, dass die 1^- 
m«?sung der Höhe der Anteile freier Vereiiibanin? unterliege und rln:^- 
mangels solcher das Gericht nach billigem Knncsscii zu entscheiden 
habe; nur der gesetzliche Massstab für die Art der Verteilung soll 
also auf diese ?ahnseuge nieht zur Anwendiuif^ gebracht werden (vergl. 
Bbodmanx S. 150). Der Anteil des Rheders ist, insbesondere mit 
RUcksirht auf die Gcfilhrdunfi dos <xrossen Kapitals und die Bedeutung 
der von ihm gestellten Rettungsmittel, durch die Novelle erhöht wor> 
den, indem ihm aus dem Lohne mnidist die Schidoi am SehifF und 
die Betriehemebrkosten zu ersetzen sind, welche durch die Bergung 
0(1(1 Rcttiinu entstanden sind un l ausserdem von dem Rest« die 
Hälfte resp. zwei Drittel bekommt, je nachdem (Iiis Schiff ein Setrel- 
schiff oder Dampfschiff ist, — die mittelbaren Nachteile pflegen näm- 
lich "bei Dampfschiffen iriel grösser zu sein als bei Segelsehiffoi, wd^ 
eben für die Einhaltung der Lieferungsfristen ein grösserer Spielraam 
pewilhrt wird, — während er narli früheieni Reclite ü\]o< in allem 
nur die Hälfte des Berge- oder Hilfslohns eriiielt, oiine Uucksicht auf 
die Schilden und Betriebsunkosten und ohne Rücksicht darauf, ob das 
Schiff ein Dani|)fs( hiff oder ein Segelschiff war. Die Schäden müssen 
unniittell)aie, d, h. am Schiffe selbst entstandene, sein, ni(^lit gehören 
hielier iuiderweitige Verluste, die der Rheder z. B. durch Konventio- 
nalstrafen wegen vei^spüteter Lieferung oder durch andere Verpflich- 
tungen zum Schadensersatz gegenttber den Ladungsinteressenten er- 
leidet. Zu den Beti ie])smehrkosten rechnen die Mehraufwendungen 
durch Kohlenx erbr.uich, Heuer und Beköstigung. Auch ist der Rheder 
berechtigt, die Kosten eines zur Erlangung des I.oline.s geführten Pro- 
zesses, soweit sie zu seinen Lasten bleiben, abzuziehen, vorausgesetzt, 
dass nach § 677 B.G.B. ntttzliche Geschäfteftthrung vorliegt (vergl. 
Hans. Oer.7. 1886 Nr. 118, 1902 Nr. Cu\ 

Auf den Ansprurh des Rheders auf .Anteil am Berge- oder Hilfs- 
lolm war deshalb nälier einzugehen, weil die Anteile des Rbeilere und 
der Schiffsmannschaft sich gegenseitig beeinflussen. Nunmehr sind die 
Rechte des Schiffsmanns selber einer Betrachtung zu unterziehen: 
Durch die Novelle vom 2. Juni }9()2 ist eine Aenderuni^ dieser Rechte 
insofern vortrenommen worden, als für die Unterverteiltiiii: unter die 
Schiffsbasat/.uug nieht mehr die dem Einzelneu gebührende Heuer, sun- 
dern insbesondo« seine Beteiligung am Rettungswerke mas^ebend ist 
und die Schiffsbesatzung eine^ Dampfschiffes jetzt nur ein Sechstel 
bekommt, wilhrend sie frilher ein Viertel bekam; auf Segelschiffen 
d^egen bekommt die Schiffsbesatzung jetzt wie früher ein Viertel. 
Es ist dnrehais nicht erforderlich, diiss der Einzelne am Rettungs* 
werke sich beteiligt hat, vielmehr ist der T.olin unter alle Mitglieder 
der Scliiff'-'besatznnLr zu verteilen, wohei allerdin^'s die sachlichen imd 
l>ersünlicliea Leistungen eines Teden I)es()niiei*s zu berücksichtip(Mi sind. 
Zu betonen ist endlich noch, daBs an dem Lohne nicht nur alle Mit- 
glieder der Schiffsmannschaft im Sinne dea § 3 Abs. 3 S.O. parttci- 
pieren, sondern flberhanpt die ganze Schiffsbesatzung (vergl. g 481 
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II.G.B.). Bezüglich des Kapitäns ist in § 749 ILG.B. besüudci^ be- 
stimmt, diifls Sem Anteil ebeoBO gross sdii soll, wie der der gesamten 
flbrig(Mi Besatzung gebührende Anteil. 

Die Verteilung hat durcli den Kai)itnn zu erfolgen mittelst ein^ 
vor Beendijrntif; der Reise der Besat/uiiir bekannt zu gebenden Ver- 
teilungsplanes, der den jedem Beteiligten /ukumnienden Bruchteil fest- 
setzt Der Ansprach auf Berge- oder Hilfelohn ist von der Besataing 
gegen den Rheder des eigenen Schiffes zu richten, nicht aber gegen 
den Rheder des ^eboffrenen Schiffes, da ersterem der Ansprucli auf 
den vollen Betrag des Berge- oder Hilfslohns zusteht. 

Ausser dem Ansprüche auf Geldvergütung für die von ihm ge- 
leisteten Dienste steht dem Schiffsmanne weiterhin das Recht auf eine 
Hewisse Naturalvergütung zn. Die?e NaturalveniUtung besteht in der 
Gewährung von Bekösti^ninn und Logisraum: §§ 55—57 S.O. 

Das Recht auf Beköstigung steht dem Schiffsmanne zu vom 
Zeitpunkte des Dienstantritts, nicht also wie die Heuer vom Zeitpunlcte 
der Anmusterung an, -falls diese dem Dienstantritt vorangeht. An- 
dererseits kann aber der Schiffsmann bis zur Abmusterung Beköstigung 
durch den Uheder verlangen, während ihm die Heuer nur bis zur Be- 
endigung des Dien.stverhältnisses gebührt. Letzteres gilt für das Beclit 
auf Beköstigung nur dann, wenn die Abmusterung ohne VeraSgerung 
der Reise unausführbar ist. Nach Beendigung der Reise hat dem- 
gemäss der Srhiffsmann in allen Fullen hm zur Abmusterung das 
Hecht, die ihm nach der Musterrolle gebührenden Speisen und Ge- 
trftnke (vergl. g 14 Abs. 2 S.O.) zu verlangen. Wie die Heuer bat 
also auch das Recht auf Beköstigung nicht immer die Natur einer 
Gegenleistung fiir die Dienste des Schitfsnmnns . nSmlich dann nicht, 
wenn Beendigung des Dienstverhältnisses und Abmusterung nicht zur 
selben Zeit erfolgen. 

Mit Rücksicht darauf, dass die Beköstigung einem durch das 
Lokal brachrünkten, nicht beliebig ersetzbaren Vorrate entstammt, ist 
es dorn Schiffsmanne verboten, die verabreichten Speisen und Getränke 
zu einem andern als seinem eigenen Bedarfe zu verwenden, etwas 
davon zu veräussem, zu vergeuden oder sonst bei Seite zu bringen. 
^ 96 S.O. droht ihm Strafe an fih den Fall der Vergeudung, der un- 
befufXten Verilusserung oder des Beiseitebrinjrcns von Proviant. Dieser 
raraiirapii will also nicht da«; \'envenden (hr vcrabjeichten Speisen 
un(i Getränke durch den Schitisnmnu zu einem andern als dem eigenen 
Bedarfe bestraft wissen, es sei denn, dass einer der Fftlle des § 96 
S.O. vorliegt. And i r (dts gilt die Strafdrohung des § % S.O. fUr 
die Vergeudtinir. nnl)etimte Veräiisserung oder das Beiseitebringen von 
Proviant schlechthin, es ist also nicht notwen<lifj, dass der Proviant 
deuj betreffenden Schiffsmanne oder überhaupt verabreicht worden ist 
Hat eine Verabreichung nicht stattgefunden, so würde eben das Delikt 
des i; 96 S.O. in Ideilkonkurrenz nnt dem Vergehen des Diebstahls 
oder der Unterschlagunji treten. (Anderer .\nsicht Lo£W£ S. 86 und 
die anderen dsiselbst genannten Scluiftsteller.) 

Anstatt der Beköstigung kann indessen gemäss § 54 Satz 3 S.O. 
auf Grund besonderer Abrede eine entsprechende Geldentschädigung 
gewährt werden. Entscheidend fUr die Aufiiahme dieser Bestimmung 
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in das Gesetz waren die Verhältnisse auf Sdileppdampferii , kleiuen 
Passagierdainpfern und auf den Dainpferu in den osta^iatischen und 
])oIyn(^i8chen (rewiisseni mit chinesischer imd malayiächer Mauuschaft 
Motive S. 65). 

Die Bestimmung der Quantität der dem Schiffsmanne täglich 

mindestens zu verabreu-henden Speisen und Getränke ttbcrlässt die 
Seenmnnsonlnung der freien Vereinhanmq;, mangels einer solchen aber 
ist das örtliche liecht des Heiniatshatens, eventuell dds des Uegiäter- 
taafens hiefttr massgebend. Wegen der Yerschiedonheit der örtüchen 
Gewohnheiten, die eine einheitlidie R^lung nicht als wünschenswert 
erscheinen lassen, steht der Erlass näherer Bestimmuii-'^i'n den I.andes- 
rej^ierungen im Veronlininf^swege zu, in Ernmngelnn^ eines inhindi- 
schen Heimatshafeus oder Kegisterhafens dem iieichskanzler: ^ üti 
Abs. 1 S.O. Soweit das Auswanderungswesen in Betracht kommt hat 
Übrigens der Bundesrat durch die Bekanntmachung betr. Vorschriften 
über A.uswan(lfM iTschitfe vom 14. Miirz 1898 bereits allgemein verbind- 
liche Bestiniminigen erlassen. — Der Kapitän, welcher gemäss §§ 513 
H.G.B., 112 S.O. bei Vermeidung von Strafe vor Antritt und während 
der Reise für die gehörige VerproTiantierung des Schiffes zu sorgen 
hat und der Sehiflfsmannschaft im Falle niclit gehöriger Erfüllung 
dieser Pflicht gemäss §§ 513, 511 und 612 li.G.B. auch eivilrechtlich 
verautwortllich ist, hat dem Schififsmaune Speise und Trank in dcu 
gesetzlich vorgeschriebenen Quantitäten zu Terabrdchen und zwar, vom 
Falle der Not a1>K'esehen, in guter Qualität, will er sieh nicht der 
Strafe des § 11. "i ZifF. 3 S.O. aussetzen. Ist in der grundlosen Vcrent- 
haltung von Speise und Trank oder in der Verabreichung verdorbenen 
Proviautä eine schwere Verletzung der Pflichten des Kapitäns gegen 
den Schiffsmann zu erblicken, so kann dieser auf Orund des § 74 Ziff. 1 
S.O. seine sofortige Entlassung fordern. Zur Aufrechterhaltung d^ 
Disziplin ist indessen der Kapitän befugt, Kostsclinuiiennm'eii eintreten 
zu lassen, allerdings dürfen aber derartige Massregelu Uuciisteus für 
die Dauer von 3 Tagen angeordnet werden, mag es Mch nan um eine 
Strafe oder eine Disziplinarmassregel handeln (veigl § 93 S.O.). Bei 
aussergewöhnlichcr Dauer der Heise dagegen oder wegen eingetretener 
TTnfiille kann der Kapitän eine Kürzung der Kationen oder eine Aen- 
derung hinsichtlich der Speisen und Getränke eintreten lassen, denn 
auf alle Eventoaütftten kann man doch nicht vorbereitet sein, dem 
Schiffsmanne gebührt dann aher fUr die erlittenen Entbehrungen eine 
entsprer]i<M hU; Ver^'ütang, und zwar ohne Rüeksiclit darauf, welche 
Gründe diese Entbehrung herbeigeführt haben: Die Eigenart dieser 
VorBchrifl des § 57 Abs. 3 S.O., welche eine Durchbrecimng des im 
B.6.B. geltenden Prinzips bedeutet, nach dem eine pekuniäre Entsch&- 
difrnns für andere als vcrniösensreclitliclie Xachteile incht gewährt 
wird, sei an dieser Stelle liesoiiders liervor^ehuben. Die alte Seemanns- 
orduung § 46 Abs. 3 und auch noch der Entwurf ^ 52 gewährten dem 
Schiffsmanne diese Vergütung nur, wenn der Kapitän die Eintragung 
im Schiffsjournal versäumt hatte oder wenn die vom Kapitiin getrof- 
fenen .ViiordnnnEren sich als ungerechtfertigt odei- flmrh -^cin ^'er- 
schulden herheigefüiirt erwiesen. Nach altem wie naeli neuem Ue« iite 
ist nftmlich der Kapitän (s. oben S. 34j verpflichtet, im SehiffsUige- 
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buch zu Terinerken, wann, aus welchem Gruude UDd in welcher Weise 

eiae Kürzung; oder Aenderun^' uingetreteii ist. 

Sind die VorriUo, welche das Schitf für deu Bedarf der Mann- 
dcliaft au Speiseu uud (iettaukeu mit akh tUhrt, uugeuUgeud oder 
verdorben, so hat das Seemannsamt auf die Beschwerde von mindestens 
drei Schiffsleuteu eiue Uatersuchuug der V^orräte zu veranlassen und 
das P>gebnis in das Scliitfstaielntrh einzutragen. Krweist die Be- 
schwerde sich als begrUudet, su ist das Seeuiaitusauit verptlichtet, 
durch geeignete Anordnungen Abhilfe zu schaffen. Kommt der Kapitän 
diesen Anordnungen nicht nach, so kann jeder Schiffsmann seine Ent^ 
lassun^ mit der für den Fall des § 74 Zitf. 1 S.O. vor^i-sehenen Wir- 
kung (vergl. § 76 S.O.) verlangen ( veri:!. auch § iS.U.j. Dass dieses 
dem Schiffsmauue in § öti Ö.O. gewahrte Hecht privatrechtlicher Natur 
ist, kann trots der anderen Ansicht Lobwb^s S. 66 keinem Zweifel 
unterliegen. (Vergl. im übrigen hierüber das gelegentlich der Be- 
sprechung des Rechts auf Seetüchtigkeit unten S. 65 Ausgeführte.) 

Die Beköstigung gebührt dem Schiffsmaune „für llechnung des 
Schiffes''. Die Kommissiou (vergl. Bericht S. 40 ff.) wollte darunter 
vei-standen wissen, dass der Rheder Ittr die Bekeetigung nur mit dem 
Schiffs vermögen hafte. Dem .steht gegenüber der Grundsat/ de.s 187 
H.G.B., dass der Rheder für die Forderungen der zur Schiffsbesatzung 
gehüreudeu Personen aus den Dienst- und Ilcuerverträgeu nicht nur 
mit Schiff und Fnicht, sondern auch persönlich haftet. Einen Grunde 
den Anspruch auf Beköstigung anders zu behandeln als alle aiidena 
Forderungen aus dem Heuervertrage , insbesondere als das Uedit auf 
Unterkunft, l)e/üglicli dessen in § 55 Abs. 2 S.O. nichts von einer nur 
dinglichen Haftung des Rheders mit der fortune de mer gesagt ist, 
vermag ich nicht ausfindig zu machen. Waonbb S. 441 erklArt diese 
Bestimnmng, die auch in der alten Seetnunnsordnung § 43 Satz 1 ent- 
halten ist, damit, dass der Anspruch nicht als Accessorium der Heuer- 
forderuug, souderu als Deliktsauspruch aufzufassen sei. Das gleiche 
mtlsste dann wohl auch für das Recht des Schiffsmanns auf ange- 
messenen Logisraum gelten, und das ist nun einmal positivrechtlich 
nicht der Fall! Recht alter liat Waunkk. wenn er S. 439 Itehauptct, 
in den Worten .,für llechnung des Schiffes** liege ;tn<serdeni, dass der 
Kapitän die Beköstigung nicht für eigene Rechnung besorgen dürfe, 
sondern dem Rheder darüber spezifizierte Itechnung abzulegen habe. 
VergL hierüber auch Perels S. 29, Sohaps S. 90, Lo imak S. ü69. 

Wie das Recht auf Beköstigung, so ist auch das lieclit auf an- 
gemessenen Logis räum die Folge der Aufnahme des Schiffsmaiuis 
in den Schiffsverband, und wie ersteres, so hat auch dieses Recht 
nicht immer die Natur einer Vergütung für geleistete Dienste, denn 
nadi § 55 S.O. ist dem Schiffsmnnne s'oni Zeitpunkte des Dienstan- 
tritts an bis zur Abmusterung m\\' dem Schiffe angemessene l'nter- 
kuntt zu gewähren uud nur duuu dauert dieser Ausbruch bloss bis 
zur Beendigung des Dienstveihilltnlsses, wenn die Reise noch nicht 
beendigt und eine Abmusterung ohne Verzögerung der Reise unau.s- 
fUhrbar ist. Der Loiiisraum ist dann angeniess'Mi . wenn er der Zahl 
der SehitisJnamis( haft und der (i rosse des S<;hltle:^ entsprechend be- 
me.ssen, nur filr die Schiffsleute und ihre Siicheu (nicht also auch als 
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Aufbewahrungsort für Taue, Aukerketteu, Gefässe etc.) bestininit, ssdhl- 
verwiihrt ini'l 'jjenUjjetid vHitüierhar ist. Zu den Sachen, den KtVekteu 
des Scliitl2>iiiauiui gehurt vor aiieiii seine Auärüätuug, zu der uoch an- 
dere Gegenstände) wie Bücher, Andenken, hiuzukoninien können. Da- 
gegen darf der Schiffsmanu ohne Erlaubnis des Kapitäns keine Gilter 
an Bord bringen oder bringen hissen, soh-he nm-h nicht im Volks- 
logis aufbewahren. Dieses früher sogenainite Hecht der Führung ist 
durcli ^ 87 S.U. ausgesclüosseu worden (s. oben S. 4). 

Ueber die Grosse des Logisraunies und seine Einrichtung, ebenso 
auch aber die Einrichtung von Wasch- und ßaderäunien (besonders 
wichtig ftir das Maschineni>ei"Sonal) und von Aborten beschliesst der 
Bundesrat: vergl Bekanntmachung betr. die I.ogis-, Wasch , und Bade- 
räunie, sowie die Aborte für die Schitlsnianuäclmft auf Kauffahrtei- 
schiffen vom 3. Juli 1906. Strafvorschrlften ftir den Rheder oder 
dessen Vertreter und den Kapitän wegen Zuwiderhandlung gegen diese 
Bestimmungen finden sich in §J? 113 ZitV. 1 und 117 S.O. 

^ 133 6.0. verpliichtet den Kapiliin hei Vermeidung von Strafe, 
die rar das Schiff Uber Kost und Logis geltenden Vorschriften im 
VoUcslogis den Schiifsleuten zur jederzeitigen Einsicht zugänglich zu 
machen. — Gemäss § 134 S.O. vergl. mit der Bekanntmachung betr. 
die Nichtanwe.ndung von Bestimmungen der ."^eemannsordnnng auf 
Ideinere Fahrzeuge vom lö. Juni iyu3 tindet § 133 S.O. auf die da- 
selbst erwähnten Fahrzeuge nur in beschränktem Umfange Anweodui^. 

Um Leib und Leben des Schift'smanns möglichst vor Gefahren 
zu schützen, gewährt ihm § 58 S.O. entsprechend dem s. Z. durch die 
Jßtiichstagskoimnisäiou eiugeschobeueu § 47 der alten Seewauusori^uuug 
das Recht auf SeetQchtif]^keit. Nach den Motiven S. 66 sind 
Beschwerden über die Seeuntüchtigkeit von Schüfen nur in sehr ge- 
ringer Zahl eingegangen, a!)er dennoch ist die Bedeutung dieses Para- 
graphen nicht zu nntei*schatzen. Dass sein Iidialt nicht unbedenklich 
ist, weist Lewis S. 203 treffend nach. Ueber den Unterschied zwischen 
dem deutschen und englischoi Rechte vergl. unten § 10. 

Auf die Beschwerde von nicht weniger als drei Schiffsleuten, 
dass das Schiff, für welches sie angemustert sind, nicht seetüchtig 
sei, hat das Seemauusamt mit möglichster Beschleunigung unter iiin- 
zuziehung von Sachversütodigen, falls solche erreichbar sind, und der 
ortsanwesenden Beschwerdeführer eine Untersuchung des Schiffes zu 
veranlassen und das Ergebnis in das Schiffahrtstagebuch einzutragen. 
Hält das Seemannsaint die Besch wenle für begründet, so hat es für 
geeignete Abhilfe Sorge zu tragen und die dazu notwendigen An- 
ordnungen zu treffen. Kommt der Kapitfln diesen Anordnungen nicht 
nach, so kann jeder Schiffsinaon, also auch derjenige, der sii h nicht 
beschwert hat, seine Entlassung mit der für den Fall des ^ 74 
Ziff. 1 S.O. vorgesehenen Wirkung (§ 76) fordern. Strafbestimmungen 
di4fegeu tinden sich in der Seemaunsordnung nicht für den Fall, dass 
der Kapitftn den Anordnungen des Seeraannsamtes bezOglich der See- 
tüchtigkeit des Schiffes nicht nachkonnnt, während dies für die An- 
ordnungen hinsichtlich der Ergänzung ungenügender oder verdorbener 
Vorräte in 112, 113 Ziff. 3 S.O. anders geregelt ist (Unrichtig 
also T. Hs PEL S. 70.) GivilrecbtUcb indessen macht sich der Kapit&n 



Digitized by Google 



— 64 — 



in beiden Fällen dem Schiifsmaiine gemäss §§ 511, 512 und 513 H.6.B. 
haftbar. Venjl. hiezii noch § U»a S.O. über die Strafe, welche den 
Öchitiäiuauu triö't, wenn er wider besseres Wisseu oder leichtfertig auf 
Grund unwahrer Behauptuu(;eu eine Besdiwerde dnrdcltt und hi«durdi 
eine Untersiu hmig veranlasst. 

Nur auf die Ikscli werde von iiiclit weniger als drei Schitf.shiuten 
ist das Seetiiannsaiiit verpiiichtet, einzuschreiten. Beschworen sich 
also etwa nur zwei Schitlbleute, so kaun von einer solchen Veri)tlich- 
tung nidit die Rede sein, wohl aber wird man sagen dürfen, dass es 
in di^en Fällen dem Ermes.sen des Seeniannsamtes Uberlassen bleibt, 
ob es eine UntersKcInniL' einleiten will oder nicht. Die P.eseliwenle 
eines oder zweier Sciiiiiäieute ist vom Kapitän (s. oben Ö. 34) gemäs.s 
§ 99 S.O. mit genauer Angabe des Sachverhaltes in das SchiiTstagebucIi 
einzutragen; dei'selbe liat auch dem Beschwerdeführer auf Verlangen 
eine Abschrift der Eintrap;nnp; auszuhilndij n Sind aber überhaupt 
nicht mehr als einer oder zwei Scliiffsieutf tm <l<us Schiff angemustert, 
80 wäre es vollständig ungerechtfertigt, iu euiuiu solchen Falle § 58 S.O. 
!Ur onanweodbar zu erIclAren. Der ratio legis entsprechend wird man 
dann eben die Erhebung der Beschwerde dnrch die gesamte Schiffs- 
maniLschaft verlangen mtlssen. Vergl. noch § 5 Abs. 3 S.O. 

Bestritten ist. ob die Beschwerde über die Seetüchtigkeit eu» 
Privatrecht des SchiHsuianus darstellt oder nicht Dafür sind Waoneb 
S. 443 und BoTevB 8. 465, dagegen Ix>bwb S. 66. WAOMsa zieht 
aus seiner Ansicht die Folgerung, der Kapitän könne die Vornahme 
einer solchen Untei-suelnui'j von sich abwenden, weini er die Schiffs- 
gewalt über die BesihvvLnieluhrer aufgebe, d. h. sie abmustern lasse^ 
und üwar genüge es bei gewöhnlichen SehMftiieaten, wenn er die Schills^ 
gewalt Uber die Beschwerdeführer bis auf zwei derselben aufgebe. 
Dadurch könne er die besondere Beschwerde des § 47 der alten See- 
manusorduung in eine alliremeine verwandeln. Auf die neue iSeemaims- 
ordnuug angewandt, würde die Ansicht Waunek's dahin gehen, dass 
eine derartige Handlungsweise des KapitiU» die Anwendung des 1 68 S.O. 
ausschliesse und imr eine Beschwerde nach § 99 S.O. rechtfertige. 
BoYKN'^ 455 pHichtet Waonkr insofern bei, als er glaubt, das Vwrht 
der Scbiti.sleute auf Untcrsucluing faile weg, sobald sämtliche Antiu^'- 
steller von ihrem Vertrage durch Entlassung mit voller Entschädigung 
entbun<leu werden. Er polemisieit aber gegen die Behauptung Wagnek's, 
die Unter>U(liun'^ könne auch dadmch abgewendet werden, dass alle 
Beschwerdeführer bis auf zwei entlassen werden. Dies ist unlourisch, 
denn entweder bat VVag.vkk mit beiden Beltauptuugeu recht oder mit 
keiner. Die Begrttndung der Ansicht Botbns ist denn auch sehr all- 
gemein gehalten. Der Vertreter der entgegengesetzten AiLsicht, Loew^e, 
führt zur Begi'Undung dej-selben an, von der Scetürlitiä^knit d«'S Schiffes 
(und der Beschaffenheit und Menge des Proviantes; hänge lieben und 
Gesundheit so zahkeicher Personen ab, dass schon aus diesem Grunde 
die Untersuchung uicht lediglich im Interesse der einzelneu sich Be- 
schwerenden gefuhrt und dadurch in Fortfall iiebradit wiM'diMi könne, 
dass die Beschwerdeführer abgefunden werden; diLS öffentiiclie Interesse 
und das Wold der ganzen Schiffsbesatzung erfordere ein Kiusclireiten 
des Seemannsamtes, sobald nur die Beschwerde ordnungsrnflasig an- 
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jiebracht sei, und dies auch daiin, wenn die lU'sclnvfnloflihivr zum 
i'eii oder sämtlich entlatiäen weideu. Die Seemauusurdauag bindet uuu 
alladings die Austtbang des an und für sich jedem Schiftmanne auf 
Grund seines Vertrags zustehenden Beschwerderechts des § öH an die 
Bedirigiiner, (!;i<s mindestens drei Schitfsleute geniein.scliaftli( Ii die 1*«- 
schwerde erheben, in der Absicht, eineu Alisabrauch dieses Rechts 
wegen der Ge&hren, die daraus fttr den Rheder entstehen können, zu 
verfaindem. Ist aber die Beschwerde eimnal von n)in<lestens 3 Schiffs- 
leuten eingereicht, so ist nach Ansiclit des Gesetzgebers Gmiid tienng 
dazu da, um dem Si'*Mnannf?ainte die Ptiirht zum Eiuschroiteii aufzu- 
erlegen. Dieses KiUäciueiten soll erfolgen im öffentlichen Interesse, 
im Interesse der Schiffsmannschaft, deren Leben das Gesetz möglichst 
zu schützen bi^trebt ist. Deshalb kann es keine Bedeutung haben, 
wenn hinterher einer oder mehrere clfr sogar alle Beschwerdeführer 
eutlasseu werdeu, denn an ihrer Stelle müssen doch wieder neue Mauu- 
schaften angeheuert werden. Fs wäre in der Tat ein in fraudem legis 
agete, wenn durch derartige Massnahmen der KapitSn dne Unter- 
Riifh-in^^ abwenden wollte, deren Xotweiidiskeit eben durch die Er- 
hebung der Beschwerde durch 3 SchiffsUnite zum mindesten wahrschein- 
lich gemacht ist. Insoweit also ist Loiswk :S. 55 beizupüichten. Damit 
ist aber durchaus nicht gesagt, dass die Beschwerde ein Privatrecht 
des Schiffsmanns nicht darstelle, sind ja doch eine rnmt nge prirat- 
rechtlichcr Be.stimmiinpren im öffentlichen Interesse txetroticn wonl'H 
Unrichtig ist e», wenn Lokwk iteiiauptet, dass liinsichtlich des Pro- 
viantes die Bestimmung des § 74 Ziff. 1 S.O. aiureichen wUrde und 
liinsichtlich der Seetüchtigkeit eine ähnliche Vorschrift gegeben wäre, 
wenn es sieh hier ledif^lich um ein Privatrecht der Beschwerdeführer 
handelte, denn mehrfacli .schützt die Seemannsordnung die l'iiv;itrechte 
des Schiffsuanus durch Strafandrohungeu gegea Kapitün und Rheder. 
Um so mehr mOsste dies aber der Fall sein, wenn es sich in § 68 S.O. 
nicht um ein Privatrecht des Schiffsuianut's, sondern um eine öffentlich' 
rechtlich»* Hestitnmung handelte, und doch eiitliält dii' "^«»emannsordnnng 
keine Strafandrohung für den Kapitiln, der den die iierbeifUhrung der 
Seetüchtigkeit des Schiffes bezweckenden Anordnungen des Seemanns- 
amtes keine Folge leistet! Dass die Seetüchtigkeit des Schiffes fttr den 
Schiffsmann zum mindesten ebenso \nchtig ist wie die Versorjzaiijr des- 
selben mit genügendem und unverdorbenem Proviant, wird IdlliiZ uieht 
in Abrede gezogen werden können und es wird deshalb auch nicht 
angehen, das Recht des Schiffsmanns auf genügenden und unverdorbe- 
nen Proviant rein deshalb als öffentliches lu i i i zusehen, weil §§ 112 
und 113 S.O. den Kapitän mit Strafe (n IioheH, der die gehörige Ver- 
proviantierung des Schills vor Antritt oder während der Reise vor- 
sätzlich UQterlässt oder einem Schiffsniaune ohne Not verdorbenen 
Proviant verabreicht (s. oben S. 63). Weder einen Grund fttr den 
privatrechtlichen noch einen solchen für den öffentlich-rechtlichen 
Charakter des dem Scfiiffsmanne nach § 68 S.O zustehenden Rechts 
bieten die Anfangsworte dieses Paragraphen, denn mau kauu nicht 
sagen, wenn die Bestimmung eine 5ffenuch-rechtUche wäre, so hätte 
das Gesetz nicht die Untersuchung des Schiffe^ von der Beschwerde 
dreier Schiffsleute abhängig macheu dttrfen, weil man dem ebensogut 
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eiitgcgenluilten kaou, das Gesetz nehme eben ein ötfeiitüches Interesse 
erst daau als vorhanden au, wenn mindestens 3 Schifibteate sich be- 
schweren; finden sich nicht soviele Schiffsleute, so sei das Schiff nach 
Ansiclit des Opsetz!2;ebers eben niclit in einem solch schlechten Zu- 
suiiiih', (liiss dem Seemannsaniti' ein Kinsrhreit<'n zur Pflicht gemacht 
werden könnte. Ich stimme also Waonek und Boiknö insoweit zu, 
aJs sie behaupten, das Recht des § 68 S.O. sei ein Privatrecht des 
Schiffsmanns, muss aber im übrigen ihrer Auffassung entgentreten. 

X.u li (lein Wortlaut des 58 S.O. kann die Beschwerde nur von 
angeumstei ten Schiti'sleuteu erhoben werden, es genügt also nicht, dass 
nur eiu Heuervertrag abgeschlossen ist. Ich uiöchte aber bezweifeln, 
ob eine strikte Interpretation hier am Platze ist. Wichtig ist dies fUr 
den Fall, daü;s eine Anmusterung vor Antritt oder Fortsetzung der 
Ueise nicht stattgefunden hat, weil sie ohne Verzögerung der Reise 
uicht ausführbar gewesen wäre (§ 13 S.O.). Für diesen Fall Jedenfalls 
wird eine analoge Anwendung des § RS S.O. inSglich sein. Unter allen 
Umstünden nniss der Schiffsmann zur Zeit der Erhebung der Beschwerde 
im Henerverhilltnisse zu dem Rheder des angeblich seeuntüf lititien 
SchitTes stehen, denn das Recht des § 58 S.O. entspringt dem Heuer- 
vertrage. Andei"S das englische Recht (s, unteu § 10). 

Pölich ist, ob der Schiffsmann Uberhaupt verpflichtet ist, den 
Dienst aiizutrt^ten oder fortzusetzen, wenn das Schiff nach seiner An- 
sicht seeuntüchtig ist. Richtig ist es, wenn Boyfns S. 455 behauptet, 
dies sei niclit der Fall, wenn das S( hiti nicht seetüchtig sei, wie auch 
dann, wenn der Proviant ungenügend oder verdorben sei (§ 58 
Abs. '1 S.O.). Aber das Schiff kann nur dann als seeimtQchtig und 
der l'roviant nur dann als ungenügend oder verrlnrhen angesehen wer- 
den, wejin das Seeniannf<amt das Vorhandensein dieser Tatsachen kon- 
statiert hat ISülange aber über dit; Beschwerde des § 58 S.O. durch 
das Seemannsamt Iceine Entscheidung getroffen ist, wird man mit Rück- 
sicht auf § 34 S.O. die Weigerung des Schiffsmanns, die ihm tUr Schiff 
und Ladung übertragenen Arbeiten zu erfüllen, als Dienst ]»tlirhtver- 
letzuug anzusehen haben, mag dann auch späterhin die Beschwerde 
als gerechtfertigt sich herausstellen. Änderer Ansicht AnniiHAM S. 33: 
Die nicht in einer g^en die Disziplin verstossenden Form ausgespro- 
chene Weigerung, weitere Schiffsdifniste zu leisten, bis die Seetüchtig- 
keit des Scliiffes festgestellt sei. sei nicht als Ung»'liorsaui /u erachten, 
sofern diese Feststellung mit Crründen und in ^utcm diauben ver- 
langt w^e. 

FvS erübrigt nun nur noch, eine Definition des Begriffes der See- 
tüchtigkeit selber zu geben. In der Seemannsordnung findet sich eine 
solche uiclit, jedoch ei-gibt sich aus § 58 S.O. jedeufalls, dass nach 
Qualif&t und Quantitftt genügende Verproviantierung des Schiffes nicht 
unter diesen Begriff fällt. Man wird also wohl oder ttbd auf die 
Bestinnnungen des Handelsgevctzliuehes zurückgehen müssen: Tu § 513 
H.G.B, ist bestimmt, ihiss der Kapitän dafür zu sorgen habe, dass das 
Schiff in seetüchtigem Stande, gehörig eingerichtet und ausgerüstet, 
gehörig bemannt und verproviantiert sei. In § 614 H.G.B. ist hinsu' 
gefügt, dass er ausserdem für die Tüchtigkeit der Gerätschaften zum 
Laden und Löschen, sowie fUr die gehörige Stauung nach Seemanns- 
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brauch und schliesslich noch dafür zu sorgen halie, dai>s das Schifl' 
nicht Oberladeri sei und dass es mit dem nötigen Ballast und der 
erforderlichen (iarnierang Yersehen werde. Aus diesen Bestimmungen 
ergibt sich, dass man unter SeetüchtiLzkeit. nicht alles das v(>i-stehPTi 
darf, was notwendig ist, damit das Schiff die Gefahren der liulieii See 
bestehen könne, denn von diesem Stancipunkle aus niUsste man auch 
Bemannung, Verproviantiernug, Ausrüstung et€. als unter den Begriff 
der Seetüchtigkeit fallend auffassen. Dieser Begriff ist also ein engerer 
als der des englischen Rechts, welches in "^ection 45!» iler Miücliant 
Shippiog Act 1894 als unseaworthy dasjenige Schiff hez-cichuel, which 
by reasoD of the dcfective couditiou of her huU, equipments, or ma^ 
chinery, or by reason of overloading or improper loading is unfit to 
proceed to sea without serious dnn^'er to Imman life, having regard 
to tlic uature of the servico for which she is intended. In Ueherein- 
stinimuDg mit dein englischen Ikclite ist natürlich aucii nach dem 
Handelsgesetzbuch die Seetficlitigkeit nicht ein absoluter, sondern ein 
relativer Begriff: es sind immer die besonderen Umstände in Betracht 
zu ziehen, insbesondere die Reiseroute und die Jahreszeit. Ilievon 
ausgehend wird man iirit Schaps S. 147 als Seetüchtigkeit eines , 
Schiffes die Fähigkeit desselben, See zu halten und die gewöhnlichen 
Gefahren der Seeschiffahrt zu Überstehen, ansehen mttssen. Die weiter- 
gehende Definition von Lkwis S. 246 , Boyens S. 323 ff., Waoner 
S. 4U6 rt. wird man als imridititi: verwerfen dürfen, da zwar die Pro- 
tokolle für ihre Ansicht sprechen, nicht abäi' das Gesetz selber iu den 
§g bU und 514 H.a.B. 

Bänmr eingehenden Betrachtung sind nunmehr die Vorschriften 
<ler Seemannsonhiun^' über dieAnsprilche des S eh i f fs manns in 
Krankheits- nnd V e rletzu ngsf iil Icn zu unterziehen, die gegen 
früher wesentlicli verilndert sind, da seit dem Eli'lasse des alten Han- 
delsgesetzbuches und der alten Seemannsordnung die Einrichtungen 
fih* Krankenpflege und Heilverfahren sich ungemein vervollkommnet 
haben und bei Erlass der neuen Secrnannsordnnns ausserdem die Ge- 
setzgebung über Kranken- und Unfalivei'sicherung nicht unberücksichtigt 
bleiben durfte (Motive S. 66). 

Einleitend ist zu bemerken, dass der Bundesrat von der ihm in 
§ 56 Ahs. '2 SO. gt'wiihrten Ermächtigung Gebrauch peinachthat durch 
die Bekanntmachung betr. K ranken filrsome auf Kanffalirteischiffen vom 
3. Juli 1905. Ferner ist gleich hier an/utühren, da.ss iler Schiffsmauu 
nicht der Krankenversicherungspflicht unteriiegt (Teigl. § 1 Ziff. III 
des Krankenversiclieruni;s Gesetzes vom 10. April 1892), und zwar des- 
halb nicht, weil durch die dem Rheder nach der Seemannsordnung 
obliegeudeu Verpflichtungen für die Seeleute iu höherem Masse gesorgt 
ist Wohl aber unterstehen die Schiffsleute der Ünftllversichernng 
(vergl Seeunfidlversicherungsgesetz vom 5. Juli 1900) und der Inva- 
lidenversicherung (§ 1 des Invalidenversicherungsgraetzes vom 13. 
Juli 1899). 

Die Aoivenduug der den Umfang der Fürsorgepiiiclit de» Rheders 
in ErkrankungB- und Verletzungsfoilen des Sehi^manns regelnden 
'9—63 S.O. kann nadl § 134 S.o. durch Verordnung des Bundes- 
rats für kleinere Fahrzeuge ganz oder teilweise ausgeschlossen werden. 
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Von dieser Befugiiiä hat der BuHde.4rat bis jeUt kdneii Gebrauch ge- 
macht! vergl. BdaumtnachunK des BandesratB betr. die Nichtanwendung 
von lUstiiiiraungen der SeeniannsordDung auf kleinere Fahraeuge vom 

lö. Juni 1903. 

Bevor nun auf die Regelfälle, in welchen die FUrsurgepÜidit de»s 
Rheder» in ihrem vollen Umt'aiige PlaU hat, des Näheren eingegangen 
wird, sollen der Uebersichtlichkeit halber KunlebBt diejeni^ F&Ue 
aufgezahlt, werden, in denen die §§ 59 -61 S.O. keine Anwendung zu 
fiinien haben. Nach § 62 S.O. soll dies dann gescht lien, wenn der 
ächitfsmann sich die Krankheit oder Verletzuug (iurcli eine strafbare 
Handluug zugezogeu oder den Uienst ohne einen Ihn nach § 74 S.O. 
dazu berechtigenden Grund verlassen hat: vergl. aber § 58 Abs. 2 S.O., 
der otTenbar auch einen genügenden Giim ! im Sinne des § 74 S.O. 
enthalt. Dagegen wird eine derartige Ausnalmie nicht statuiert werden 
können, wenn der Schiffsmaun im .\uslande den Dienst verlaääen hat, 
ohne daB8 vorher eine Entscheidung des Seemannsamtes in dieser Rich- 
tung ergangen war (§77 S.O.). Darüber, ob ein Ausnahmefall des 
§ 62 S.O. vorliegt, entscheidet vorläufig das Seemannsamt. Unter 
. einer strafbaren Handluug ist nun eine solche Handlung zu verstehen, 
welche entweder durch das Reicbsstra^esetzbuch oder durch ein an- 
deres S'trafge.set/ des Reichs oder eines Bundesstaates mit Strafe be- 
drolit ist. Insbesondere konunen hier auch die §§ 4 ff. des Reichs- 
Strat'gesetzbuchs über das iiiternatioiuile Strafrecht in Betracht: nur 
insoweit ist die Behauptung Loewe's S. 60, als strafbar im Sinne d^ 
§ 69 S.O. werde im Auslände auch eine nach ausländischem Rechte mit 
Strafe bedrohte Handlung anzusehen sein, als richtig anzuerkennen. 
Bnor>MANN S. 523 betrachtet als strafbar im Sinne des § 62 S.O. nur 
diejenigen Handlungen, wekiie Verfehlungen gegen die allgemeinen 
Strafgesetze bedeuten, nicht aber auch Verfehlungen gegen die Disziplin 
(z. B. § 96 S.O.). Zur Rechtfertigmig dieser Auffassung lassen sich 
meines Eraclitens dun haus keine Gründe anführen, vielmehr müssen 
bei der all^remeiiuMi Fassung dos Gesetzes auch Verfehlungen des 
Schiilsmanns gegen die §§ 93 — 127 S.O. als strafbare Handlungen im 
Sinne des § 62 S.O. angesehen werden. 

Die Erkrankung oder Varletmng muss sich als Folge der straf- 
baren Handlung darstellen, nniss also zu ihr im Kansalitätsverhältnis 
stehen. .Man wird nicht verlangen dürfen, dass die Krankheit oder 
Verletzung unmittelbare Folge der strafbaren Handluug sem muss, 
eine derartige strenge Auffassung würde sich mit der allgemeinen 
Fassung des § 02 S.O. nicht decken. 

Unter dem Verhissen des Dienstes im Sinne des § 62 S.O. ist 
zu verstehen die Verwirklichung der Absicht des Scbiffsmanns, seinen 
Dienstverpflichtungen sich auf die Daner zu entziehen. Mit LonwB 
S. 61 und Pbrels S. 33 ist dagegen zuzugeben, dass das bl()s> ' uner- 
laubte V^'rlassen des Schiffes den Tatbestand des § 62 S.O. nicht erfüllt 
(vergl. § y6 Ziff. 4 S.O.), andererseits braucht natürlich auch nicht 
immer Desertion vorzuhegen. Nicht notwendig ist naturlich auch, dass 
an das unberechtigte Verlassen des Dienstes eine Strafb geknttpft ist. 

Der Sinn des § 62 S.O. kann nun zweifellos nicht der sein, dass 
der Kapit&tt den Schiffsmanu, auf den die Bestimmungen der S§ 69 
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bis 61 S.O. kein« Anwendang finden sollen, auf dem Schiffe ohne 

Verpflegung und Heilbehandlnng lassen dürfe oder dass ti ihn im 
Auslande o)inc seine Ziistiminunt; hilflos z nilckzulassen herechtif^t sei. 
Mit den Worten des § Hii S.O. soll vieliiieiir nur f^esajit sein . ilass 
die Kosten der Veri>tieguiig und Ileilbeliandluug vom Schilfsniaiiue zu 
tragen seien und nicht vom Rheder, dass der Schiffiiinaun also dem 
Rheder fUr diese Kosten ersatzpflichtig sei. 

Zu beachten ist nun noch, dafs nach ^ 7o Zirt. 4 S.O. dem 
Kapitän das Recht eingeräumt ist« den Schifl'siiiann , der sieb durch 
eine strafbare Handlung eine ihn arheitsanflhig machende Krankheit 
oder VorletEDng zuzieht, ohne ESnhaltung einer Kündigungsfrist zu 
entlassen. 

Interessant dürfte es sein, im Anschhiss hienin die Fälle zu he- 
tiaciiL^^ü, hl deuei) die alte Seemauiiäorduuug (vergl. § 50) die besondere 
Farsorgepflicht des Rheders aosschloss. Diese FJÜle waren Zuziehung 
der Krankheit oder „Verwundung" «lurch eine „unerlaubte" Handlung 
und Behaftiing des SchifFsmanns mit einer syphilitischen Krauklieit. 
Die neue Seemannsordnung ist also zu Gunsten des Schitfsmanns ab- 
geftttdttrt ¥N)rdeD, denn »der Begriff der strafbaren Handlung ist ein 
engerer als der der unerhiubten Handlung; eine strafbare Handlung 
lit'izt nur dann vor, wenn die unerlaubte Handlung ausdrücklich noch 
mit Strafe bciiioht ist. Ferner jiew.lln-t die neue SeeniannsordMung 
dein Schitibiuaiuie die Rechte der 59—61 S.O. ohne Rücksicht 
darauf, ob die Krankheit eine syphilitscbe ist oder nicht Der Grund 
dieser Abänderung ist der, dass unter der Herrschaft der alten See- 
mannsordnung der Schiffsinann oft verleitet wurde, seine syphilitische 
Erkrankung zu verheimlichen, da er ja sonst (iefahr lief, die Kosten 
seiner Verpflegung und Heilbehandlnng selbst tra^'en zu müssen. Eine 
solche Verheimtichung brachte aber nicht nur für den Schiffsmann 
selbst, sondern anr.h ftlr seine Kanunaden die erlielilichsten Gefahren 
mit sich. Nur in einem Falle wird auch na( h der innien Seemanns- 
(uthiung der an Syphilis erkrankte Schiff'smanu die Ko.steu der \ er- 
liticgung und Heilbehandlung dem Rheder zu ersetzen haben, nftmlich 
dann, wenn er die syphilitische Krankheit durch eine strafbare Hand- 
lung sich zngezoa»'!i hat: vergl. R.St.G.H. 172. 173. 176, 177, 
179, 182. Xüch insofern nähert sich die neue Seemannsordnung wietler 
der alten, als sie in § 70 Ziff. 6 bei geschlechtlicher Erkrankung eines 
Schiffisnianns, die geeignet ist, den übrigen an Rord befindlichen Per* 
sonen Gefahr zu bringen, dem Kapitän das Re( bt gewährt. (Um Schifls- 
inann vor Ablauf der Dienstzeit zu cntlisscn. Die Rechte des Schiff"s- 
manus bestimmen sich in diesem i aiic nach § 71 Abs. 2 S.O., der 
anordnet, dass sie dieselben sein sollen, wie in den Fällen der §§ 69 
bis 61. Aus § 61 S.O. aber ergibt sich, dass der Schiflbniann hier 
schlechter ^'estellt ist, da ja die Heuer im Falle der Entlassung sofort 
zu laufen aufhört. 

Nach Besprechung der Ausnahmen de ^ «)2 S.O. kann jetzt auf 
die normalerweise statthabende P^Ursorgeptlicht des Rheders selbst 
näher einpcjrancen werden. Der (irnndsat/ des durch das Gesetz l>etr. 
Ahiluderung der Seemannsonlnung und des Handelsgesetzbuchs vom 
12. Mai 1904 abgeänderten § 59 S.O. lautet: 
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„Falls der Schtffsmann nach Antritt des Dienstes oder nadi der 

Auinusterunf^ erkraukt oder eine Verletzuufj frh?i(let , so trägt der 
Rheder die Kosten der Verittleifun^' und Heilbehandlung^" 

Im Vei'gleich zur alten Seennmimrdnimg § 48 ist die FUrsorge- 
pflicht des Rheders jetzt insofern erweitert worden, als sie nicht nur 
im Falle einer „Verwundung", sondern in allen Fällen einer „Ver- 
letzung" eintritt und als für die Entstehung der VerpHichtung des 
Rheders nicht innner der Zeitpunkt des l)ienstiintritts massgebend ist, 
sondern aucii der Zeitpunkt der Anmusterung, {aUa nunilich diese dem 
Dienstantritte vorangeht Der Schifilsinann darf also erst nach dem 
Dienstantritt resp. nach der diesem vorangehenden Anmusterung er- 
krankt oder verletzt worden sein, nicht aber schon narli Abschluss des 
Heuer Vertrags vor einem dieser beiden Zeitpunkte, was sich in vielen 
Fftlten mit Sicherheit überhaupt nicht feststellen lassen wird. Aus der 
Fassung des § 59 Abs. 1 S.O. folgt, dass der Schiflfsniann hiefüv die 
Beweislnst trägt. Xidit aber ist erforderlich, dass der Schiffsmann 
i^ich die IviiUikheit odiT \'crlt*tzung durch den Dienst oder bei Aus- 
übung des Dienstes zu<;Lzugcu habe und ebensowenig ist es vou Be- 
deutung, von § 63 S.O. abi^sehen, ob ein Verschulden des Schiffisnuinns 
vorliegt: anders § 617 ß.G.B. 

Zu den Kosten der Heilbehandlung rechnen nicht nur die Kosten 
(ier arztUcheu Behandlung, sondern auch die Kosten für Lieferung vou 
Hilfsmitteln für die Krankenpflege: vergl. § 6 Ziflf. T des Kranken« 
versiiherungsgesetzes vom lO. April 1892, 

Die VerpHichtung des Khedei-s erstreckt sich auf die Zeit vou 
26 Wochen seit der Erkrankung oder Verletzung resp. nach \'er1assen 
des Schilfes, wcim der 8chiffsmann die Reise bereits angetreten hat. 
§ 69 S.O. in der Fassung vom 8. Juni 1908 hafte in Abs. 4 Satz 3 
bestinnut, dass, wenn eine Ueberftthrung aus einem Hafen ausserlialb 
(b's Reichsgebiets in eine Krankenanstalt eines deutschen Hafens statt- 
tinde, die Verptiichtuug des Rheders stets uur bis zum Ablaufe von 
drei Monaten seit der Aufnahme in die Krankimanstalt des deutschen 
Hafens sich erstrecke — eine Beschränkung, die durch das Gesetz 
vom 12. Mai 1904 beseitigt wonb'ii ist. Ferner erstreckte sich früher 
grundsätzlich die VerpHichtung des Uhedns ülierhaupt uur auf die 
Zeit vou 3 Monaten (=13 Wocheu) und nur dann auf die Zeit von 
86 Wochen (= 6 Monate), wenn der Schiffsmann die R^se augetreten 
hatte und das Schilf in t-iueiu andern als einem deutschen Hafen ver- 
liess. Die Novelle deliut also die Pflichten des llheders mnz (■rliel)lich 
aus. — Bei Verletzung infolge eines Betriebsunfalis, d. h. infolge eines 
Unfalls, welcher im Schiffahrtsbetriehe oder während des Betriebes 
infolge von Elementarereignissen eingetreten ist, — nicht gehören also 
hiebcr diejenigen Fillle. in welchen der Schiffsuinnn während eines 
Landurlaubs oder pHiditwidrigcn Verlassens des Scliiti'es einen Unfall 
erleidet — wird diese Frist auf 13 Wochen i^eschrankt, falls der 
SchifTsmann die Reise angetreten hat jedoch nur dann, wenn er das 
Schiff in einem deutschen Hafen verlttsst oder wenn er aus einem 
ausserdeutschen Hafen in die Krankenanstalt eines deutschen Hafens 
überführt wird. § 59 S.O. in der Fassung vom 2. Juni hatte 
diese Bestiinmuug nicht enthalten, sondern nur in Abs. 2 bestimmt, 
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iljiMä iiit Falle t-iiier ^Vl•letzu^}; <lie VL'^prtichtUll^' «Ics Rhcdi-rs dem 
Verletzten >:e}X<Miiiber aufliöre, sobald und soweit die Benifs«;eiiossen- 
schat't die Fürsorge Uberuehine. Der Grund für di^ beideu Bestüu- 
muagea war der, dass bei Verleteungeo infolge eines Betriebs» 
Unfalls naeh Beendi^uii(i der ({esetzlicheii Fürsorgepflicht des Kiieders 
bezw. uacli dein Abliiuf der 13. W h In- nach Eintritt des Unfalls die 
Unfall verwirf lerung eintritt: vergl. J; U des iSeeuntallvcrsicljerunpsL'i'setzes 

vom -r-T-i-* i900. Dieses Gesetz tritt also auch dann in Wirlcsam» 
6. Juli 

keitf wenn eine Fiirsoigepflicht des Rheders niclit besteht (ver^l. 

§ 62 S.O.). jedoch hat der Schiffsniaiin dann erst vom ncuiiiii (Irr 
14. Wochf n:ich Eintritt des riit;;lls ah Ansprucli auf die Hechte aus 
§ H dieses Gesetzes. Ist aber der liitall vorsätzlich herbeigeführt 
worden f so ist dieser Anspruch ausgeschlossen. Ganz oder teilweise 
liann er abgelehnt werden, wenn der Verletzte den Unfall bei Begehung 
eines durch straf^'n i li^lichis l'rteil festgestellten Verbrechens oder 
vorsätzlichen Vergehens sich zugezogen hat: § Ö Abs. 2 S.U.V.G. 
(vergl. §§ 8 Abs. ti und 18 Abs. 2 eod.). Sobald und soweit die Be- 
rufisgenossenschaft auf Grund der eben genannten fiestiminungen des 
Seeunfallversicherungsgrset/e< du; Fürsorge übernimnit, hört nach § 59 
Al>s. 2 Satz 2 S.O. die X't rpllichtung des Rheders' dem Verletzten 
gegenüber auf. Dauiit soll naturlich nicht gesagt sein, dass der Rheder 
so lange zur FUrsorge ▼erpflichtet sei, bis die Berufegenossenschaft 
dieselbe übernimnit, ohne Rücksicht darauf, ob die Fristen des § 69 
Ziff. 1 und 2 S.O Uberschritten sind oder nicht, der Sinn dieser Be- 
stimmung ist vielmehr der, dass die Füreorgeiiflicht des Rheders dem 
Verletzten gegenüber schon vor Ablauf der Fristen des Abs. 1 § 59 S.O. 
m EaAe gehen könne und dies soll der Fall sein, sobald und soweit 
die Berufsgenossenschaft die Fürsorge übernimmt, was sie wohl nur 
dann tun wird, wenn das Gesetz sie dazu veri>t1irhtet. Ks genügt aber 
nicht allein, dass die Berufsgeuosseuschaft zu dieser Fürsorge ver- 
pflicbtet ist, es muss dazu noch die tat^chliche Uebemahme der FQr- 
soige kommen. Aber auch dann hört die FürsorgepHicht des Rhedei-s 
nur „dem Verlef/.ten gegeiiiibei nicht aber überhaupt auf, d. Ii. der 
Schiftsmann kann aus jj 59 S.O. keine Ansprüche mehr gegen den 
Rlieder geltend machen, sobald und soweit eine Ueberuahme der Für- 
sorge durch die Bemüsgeitossenscfaaft stattgefunden hat. Uebemimmt 
diese aber die Fürsorge, bevor sie nach § 9 des Seeunfallversicherungs- 
gesetzes dazu verpflichtet ist. so steht ihr gegen den Rheder ein An- 
spruch auf Ersatz der Kosten der \ • rpfleguag und iieilbehandlung bis 
zum Ende der gesetzlichen Fnrsor<reptiiclit des Rheders zu. Weiter- 
gehende Ansprüche, als die Seemannsordnung und das Seeunfallver- 
sicherungsgesetz sie gewüliren, sind gegen Rheder, Kapitän und sonstige 
Personen der Sclülishe.sat/nng mir dann gegeben, wenn duicli stiaf- 
gerichtliches Urteil festgestellt ist, dass sie den Unfall voi"sätzlich 
herbeigefOhrt haben: § 133 S.U.V.G. Die Haftung dieser Personen ist 
also eine beschränktere, als sie nach den allgemeinen Gesetzesbestim- 
mungen sein wiSrdc. DapM-'en kann der verletzte Schiffsniann andere 
als die eben genannten i*ei'sonen unbesciiränkt in .Anspruch nehmen, 
falb sie den Unfall verschuldet haben. 
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()i> (Ilm' Rheder dein Schiffsnianne du: Verptteguiifi und Heil- 
behandlung privatim oder in einer K rankeiian^Ult gewähren will, bleibt 
seioem Belieben überlassen : § 59 Abs. 3 S.O. im Anschluss an B.G.B. 
§ 617 Abs. 1 Satz S (anders RrankenvenichtnmgBgefletz vom 10. April 
1892 S 7 und II.G.B. § 553 Abs. 3 bezüglich der FUrsorgepflicht des 
Rheders dem Kapitän gegenüber). Die Lage der Kranken ui^talt ist 
insuferu von Bedeutung, als die Verptlichtung Rheders iiu Falle 
einer Verletzung des Schifisnianiis infolge eines Betriebsunfolb nur 
dann auf 13 Wothen sich erstreckt, wenn die Verpflegung und Heil- 
behandlung in (Kr Krankenanstalt eines deutschen Hafens gewährt 
wird. — Der ausserhalb des Reichsgebietes wep:en Krankheit oder 
Verletzung zurückgelassene iSchiti^ntaun „kann*' mit seiner Einwilligung 
und der des behandelnden Arztes oder des Seemannsamtes nach einem 
deutschen Hafen in eine Krankenanstalt überführt werden. Ein Recht 
hierauf steht ihm also ni( ht zu. Zuständig ist wohl dasjenige See- 
uninnsanit, in dessen Bezirk der SchifTsinann sich zur Zeit aufhält. 
Ist der SchitfsinRnn ausser Stande, die Zustimmung zu erteilen oder 
verweigert er sie ohne berechtigten Gnind^ so kann sie nach Anhörung 
eines Arztes durcli das Seeniannsanit ersetzt, werden. Das Gesetz sagt 
„nach Anliüiung eines Ar/tes". Damit kann nur der behandelnde 
Arzt gemeint sein, denn sonst wäre ja das Öeemauusaint grundsätzlich 
vetpflichtetf ausser dem behandelnden Arzt noch dnen andern herbei- 
zuziehen. Eine Ersetzung der Einwilligung des SchifTsraanns ist aber, 
wie 'iesagt, nur dann zul;l?-iL' wenn dieser seine KinwilliL'un'^ nicht 
gel)en kaini oder wenn er .-iie ohne berechtigten (iruutl verweigert. 
Die Entscheidung darüber, ob der Grund ein berechtigter ist oder nicht, 
steht dem Seemannsamte zu, das an das Gutachten des zuzuziehenden 
Arztes nicht gebunden ist. I.<t die Anhörung eines Arztes nicht mög- 
lich, so kann eine Ueherführung des Schiffsnianns, der seine Zustim- 
mung verweigert oder nicht erteilen kann, nicht stattfinden. — Die 
allgemeine Kontroverse daraber, ob ein Dienstverpflichteter der ihm 
für den Fall seiner Erkrankung zustehenden Ansprüche verlustig geht, 
wenn er ili' II ihing schuldhaft vereitelt oder ver/rejert. indem er 
/.. B. sich weigert, sich einer Operation zu unter/ieiien, die seine Er- 
werbsunfähigkeit entweder ganz oder doch teilweise beseitigen würde, 
ist in der Seemannsordnung — natttrlicb nur für den Geltungsberdcfa 
dieses Gesetz<js — entschieden worden: Der Schiffsmann, welcher sich 
der Heilbehandlung ohne berechtigten Grund entzieht und hiednrch 
nach ärztlichem Gutachten die Heilung vereitelt uder wesentlich er- 
schwert hat, verliert den Anspruch auf kostenfreie Verpflegung und 
Heilltehandlung, nicht aber den Anspruch auf Verpflegtfi^ und Heil- 
behandlung überhaupt, d. h. der l'lieder ist na( Ii wie vor verpflichtet, 
für Verptiegung und Heilbehandlung besorgt zu sein, nur ist der 
Schiffsuuuiu schuldig, ihm die dafür veraw$lagten Kosten zu ersetzen. 
Dies gilt sowohl för den auf dem Schiffe befindlichen SchifllBiiuuiii 
als für denjenigen, der am Lande zurückgeblieben ist: Anderer Ansicht 
liOKWE S. 58. Voraussetzung dieses Verlustes ist einmal, dass der 
Schiffsmaun ohne berechtigten Grund der HeilbehandluDg sich entzieht. 
Diesem Umstände muss es ferner zuzuschreiben sein, dius die Heilung 
vereitelt oder wesentlich erschwert wurde. Darüber, ob dieses der 
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Fall ist, entscheidet das intlicbe Gutachten, welches der beweispflich- 
tige Rheder beizubringen hat. Sind diese leiden Voraussetzungen vor- 
handen, so ist der Zeitpunkt zu bestimmen, von welchem ab die Heilung 
vereitelt oder wesentlich ei-sehwert worden ist. Im Streitfalle ent- 
scheidet hierüber das Seemannsamt, wie auch Uber die Dauer des 
Verlustes, denn (1er Schiffsmann soll Diir diejenigen Kosten tragen, 
welche durch sein ^'^rh;llt(^n verursacht worden sind, nicht aber ist 
der Sinn der B&stiuuuuug des § 59 Abs. ö S.O. der, dass der Rheder 
seiner FUrsoigeptlicht überhaupt enthoben werden solle. Unrichtig 
behauptet Lobwb 8. 68, der Verlust des Anspruchs könne nur für 
diejenige Zeit ausgesprocben werden, innerhalb deren der Schiffsmann 
sich der Heilbehandlung entzog*'n liahe. Dies w'Av^ eine Unbilligkeit 
dem Rheder gegenüber, denn iufulge der Kutziehuug flir die Dauer 
von einigen Tagen kann es möglich sein, dass die Heilung des Schifis- 
manns um Monate sich verzögert Vielmehr smd die Kosten der Hell- 
behandluTifr und Vcrpflegun«; insoweit vom Schitfsmanne zu ersetzen, 
als er (Uir( h sein Verhalten die Heilung verzögert und dadurch grössere 
Kosten verursacht hat. 

Der Kapitftn braucht dem erkrankten oder verletzten SchMb* 
manne die diesem gebührende Verpflegung und Heilbehandlung nicht 
tiMtwendij: ;in Hord des Schiffes zu gewähren Tut *m' dies aber, so 
ist er verpflichtet, ihn bis in den Hafen der Ausreise (§ 14 S.O.) 
mitzunehmen (vei^l. aber § 60 S.O.). Anstatt dessen kann er den 
Schiffsmann auch airttcklassen , hat in diesem Falle aber für freie 
Zurtickbef(5rdenmg (§ß 78 niid 79 S.O.) desselben besorgt zu sein. 
(Während der Rückbeförderung ist der Schiffsmann gegen Unfall ver- 
sichert nach § 4 S.U.V.(i. Dies gilt für den deutscheu Schiffsmann 
allgemän ohne Rücksicht darauf, ob das DienstverhSltnis beendet ist 
oder nicht) Will der Kapitän das nicht, so steht es ihm frei, dem 
Schitfsmanne eine entsprechende, im Streitfalle vom Seemannsfimte 
vorläufig festzusetzende Vergütung zu bezahlen. Diis Wahlrecht steht 
also dem Kapitän als dem Stellvertreter des Rheders zu, nicht aber 
dem Schiffismanne. 

Der in einem deutschen Hafen angeheuerte, nicht nntwendiir auch 
angemusterte, SchifTsnuuin kann gemäss § 60 S.O., wenn der Hafen 
der Ausreise ausserhalb des Reichsgebietes, also z. ß. in den deutscheu 
SchutziKebieten (§ 6 S.O.) liegt, in den Fftllen der 59 Abs. 6, 66 
Abs. 3. G9, 71, 72, 79 S.O. die Rflckbefördcrung nach dem Heuerungs- 
hafen verlangen, natürlich nur soweit nach den citi rti !) Paragraphen 
Uberhaupt ein Anspruch auf Rückbefördeninp p;e|ieliL'ii ist . was im 
Falle des § 71 Abs. 1 S.O. niclit der Fall ist. Dieses Recht ist da- 
durch bedingt, dass der Kapitftn nicht ?on dem ihm in diesen Para- 
graphen gewährten Wahlrechte Gebrauch macht. Grund fUr diese 
Reirelnni' ist, dass die unbedingte Durch ftlhnin«r des Grundsatzes, als 
RUckbeiorderuugshafeu habe immer der Hafen der Ausreise in Be- 
tracht zu kommen, den praktischen BedUrlhissen nicht in allen Fftllen 
entsprechen würde, namentlich dann nicht, weim Schiffsleute unterwegs 
oder in der Heimat für ein Schiff angemustert werden, das si* Ii in 
einem aiislilndi<?chen Hafen ;^nr .\usreise bereit niaclit. Insbesondere 
soll mit dieser Restiuuaung dem sehr häutig vurkuiiuiieudeu Falle 
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Rechnung ^etra^^en werden« dass deutsche Mannschaften einem deut- 
schen Schitie. l i'^ sich in einem ausländischen, z. B. en^'lisilieii Hafen 
AüT Ausreise vorbereitet, auä der Heimat uacligesandt werden (vergl. 
Motive S. 68). 

Abgesehen von der zwingeodeu Vorschrift deB § 60 Abs. 1 Satz 1 

S.O. kann vereinbart werden, dass für die dem Schiffsmanne in den 
FilUcn (kT 59 Abs. 6, 66 Abs. 3, 69, 71, 72 und 79 S.O. zustehen- 
den iiUckbeförderuugsausprllche, die an sich nicht durch Vertrag aus- 
geschlossen werden können, an Stelle des Hafens der Ausreise ein an- 
derer Hafen, insbesondere der Heuerungs- oder Anmusterungshafen 
treten soll. In .Vbs. 2 des § 60 S.O. ist iiocli filr tliejeiii'iren Fitllc 
eine Regelung vorgesfhon . in denen weder die ^'o.set/.liclieii liestiiimi- 
ungeu noch die vertragsiuiljssigen .\breden bezüglich des ilückbeför- 
deningBhafens zu einem befriedigenden Ergebnis für den Schifiiunann 
fuhren. Diese Hestimnning wird praktisch, weini es der Rheder oder 
sein Vertreter miterlllsst, dem Ansprüche des Schiffsinanns auf freie 
RUckbetorderung iuuerUalb der vom SeemiUiusanite gestellten Frist zu 
genügen, oder wenn sich der Rheder oder sein Vertitter Infolge Abwe- 
senheit nicht in der Lage befinden, entsprechende Vorkehrungen tVL 
treffen — ein Fall, der besondere beim Verluste des Schiffes vor- 
komnjen kann. Hier kaini das Seemannsanit auf Antrag; des Schiffs- 
nianns anordneu, dass an die Stelle des gesetzhch oder vertragsmässig 
bestimmten Rttckbeförderuiigshafens ein anderer, vom Seemannsamte 
KU bezeichnender Hafen tritt. (Genau genommen kuini man hier von 
einem Rückbefördertintrs^nspriieh kaum noch reden.) VorMiissetzung die- 
ser Anordnung ist, dass dem Rheder keine grösseren l\.obteu erwachsen. 
Aber auch beim Vorhandensein dieser Voraussetzung? ist es durchaus in 
das Ermessen des Seemannsamtes gestellt, ob es von der ihm in >^ 60 
Abs. 2 S.O. gewährten Ermilchtigung Gebraucli niadien will, eine Ver- 
prtichtung des Seemannsamtes, eine (h»rartige Entscheidung zu treffen, 
wie sie Bkodmann S. 522 anzuneiimeu scheint, besteht nicht 

An Stelle des die Ansprüche eines in ^eni dauernden Dienst- 
verhältnis stehenden erkrankten Dienstverpflichteten regelnden § 617 
B.(i.I5. l>estimnit § 61 S.O., dass der erkrankte odei- vevletzte Schiffs- 
mann, von den Fällen der §§ 62 und 70 S.O. abgeselieii, bis zur Ein- 
stellung des Dienstes Anspruch auf Heuer hat resp. bis zu dem Tage, 
an welchem er das Schiff verlässt, wenn er die Reise bereits ange- 
tretrn hat. In § 44 S.O. findet sich nun aber die Hestimmung, dass 
dem Scliilfsnianne der .Anspruch auf die Heuer schon von dem Zeit- 
punkte der Anmusterung an zusteht, selbst wenn der Dienstantritt erst 
spater erfolgt Dieser Fall ist in $ 61 S.O. nicht ausdrücklich ge- 
regelt. Einer aiialoLMMi .Vusdehnung liiesi r Bestimmung dih fte in<lessen 
nielits ini Wetze stellen nn^l man wird als(» hf'linn|»ten dürfen, dass in 
diesem Falle dem Schiffsmanne die Heuer gebührt bis zum Eintritte 
einer Erkrankung oder Verletzung, welche ihn dienstunfähig gemacht 
hatte, wenn der Dienstantritt bereits ertolgt wttre. Nach diesen Aus- 
führungen ist es selbstredend, dass der Schiffsmann für die Dauer 
seines Aufenthalts in einer Kraukenanstalt keine Heuer bennspruehen 
kann. Nach der alten Seenmnnsordnung § 49 war dies insofern an- 
ders, als der Schifismann die Heuer fttr die Zeit »anes Aufenthalts 
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in einer Krankenanstalt dann erhielt, wenn er die Reise angetreten 

hatte und mit dem Schiffe zurilckkthrte ; er bezo}; dann die Heuw 
bis zur Beendigung der Rückreise. Unter der If M-rschaft der alten 
SeeinanuHordnung mag dieser Fall öftei"s vorfrekoimiieu sein, zumal da 
üaiuiilä die Segelschiffulut noch blühte und ein Aufenthalt von 8 bis 
14 Tagen in einein Hafen für ein Segelschiff keine Seltenheit war. 

Eine Ausnahme von dem Grundsätze des § 61 Al)s. 2 Satz 1 S.O. 
statuiert das Gesetz übrigens gleich in dem »lariuf tVliioiiden Satze, 
indem es entsprechend dem § 7 Abs. 2 des kraukeuversiclierungsge- 
setses, aber entgegen der alten Seemannsorduung, dem Schifi^manne 
auch in diesem Fdle wenigstens ein Viertel der ihm asustehend«!, 
eventuell nach § 80 zu berechnenden Heuer zuspricht wenn den 
Unterhalt seiner Angehörigen bisher j^iinz oder überwiegend aus seinem 
»Arbeitsverdienste als Schifismann'* bestritten hat Die Auszahlung 
dieser Heuer kann unmittelbar an die Angehörigen des Schilbmnnns 
geschehen, es steht demselben also kein Recht darauf zu, dass die 
Auszahlung an ihn persönlicli erfol^'e. Ein Überwiegendes Bestreiten 
des Unterhalts ist dann anzunehmen, wenn die Angehörigen des Scbiffs- 
manns von diesem mehr als den halben Betrag ihrer Unterhaltskosteu 
erhalten und zur Bestreitung derselben verwendet haben und ausserdem 
dieser Retr.ifz dem Arbeitsverdienste des S< hiffsnianns entnommen ist. 
Dass diese Bestimmung zu unbilligen Ergebnissen tiUirpu kann, unter- 
liegt keinem Zweifel (vergl. Lo£we S. 60). Nicht verlangt wird da- 
gegen, dass der Sehiflsmann zum Unterhalt seiner Angehörigen (vgl. 
oben S. 51) verpflichtet gewesen sei. Die Bestimmung, dass die Be- 
streitung rlo^ Unterhalts der Anireliöriiieii de-; Scliiffsnianns ans seinem 
„.Vrbeitsverdieuste als Schitfsmann" zu ertolgen habe, ist erst durch 
die Novelle vom 12. Mai 1904 in das Gesetz hineingekommen. In 
ihrer ursfnttnglichen Fassung hatte die Seemannsordnung anstatt dessen 
diese Bestreitung aus seinem „Heuerverdienste als Schiffsmann" ver- 
langt. Die pmktische Bedeutung dieser Aenderung erteilt sich aus 
§ 81 S.O. Für Schiffsleute, die zur Verpflegung und iiedieaung der 
an Bord befindlichen Personen angenommen sind, tritt in diesem Falle, 
sofern es für den Schifl'smann günstiger ist, an Stelle der vertrags- 
mässigen Monat shener der ^'einäss § 10 des S.U.V.G. vom Reichskanzler 
festgesetzte Üurchschuittsbetrag des Monatslohns ohne Hinzurechnun«r 
des Werts der gewährten Beköstigung. Auch diese Vorschiift ist ei^t 
durch die eben erwfthnte Novelle dem Abs. S des H 61 S,0. hinzuge- 
fügt worden; auch sie bedeutet eine Aenderung zu Gun.sten des Schiffs- 
manns. Die Novelle will diese Bestimmung nur angewendet wis.sen 
auf diejenigen Scliiffsleute, welche zur Verpflegung uud Bedienung der 
an Bord befindlichen Personen „angenomm«i* sind. Der Sinn des 
Gesetzes ist wohl der, dass diese Klasse von Schiffsleuten au« Ii dauernd 
zu dieser Beschäftigung „verwendet - '\-rd. denn die ratio le^is <ir-ht 
dahin, das Anfwürterpei'sonal. das liewohnlicli nnr einen uan/ ueiniLien 
Heueilohu bekoniuit und auf Trinkgelder angewiesen kt, m äcliüuen. 
Wird aber ein Schifiiraiann nicht mehr zur Verpflegung und Bedienung 
der an Bord befindlichen Personen verwendet, so wird er sich dies 
nur gegen eine Erhölmng seiner Heuer 'iefnllen lassen. 

Ist der Schiffsmann bei der Verteidigung des Schiffes zu Schaden 
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gekommen, hat er also infolge seiner Mitwirkung bei der Verteidiiaing 

eine Verwundung oder Verletzung erlitten oder sich dadurch eine 
Krankheit xiitjezofren, so hat er ausser den bereits erwähnten An- 
sprüchen auch noch das Hecht auf eine angemessene, im Streitfalle vom 
Seemaunsamte vorläufig festzusetzende Belohnung (vergl. dagegen § 64 
Abs. 4 S.O.). Für die Bemessung dieser Belohnung gibt (l;us Gesetz 
keinen Anhalt. In den Protokollen (TV 8. 2014) zum alten Handels- 
^esetzl)iich . aus welchem diese Hestiniiiiung in die alte Seenmnnsord- 
11 uu^ ühetgegHiigeii und unveründert auch in die neue Seeniannsord- 
nung aufgenommen worden ist, ist die Ansicht ausgesprochen, mit 
dieser Belohnung sei nicht volle Schadloshaltuug Hlr alle aus der 
„Verwundung" (soll heissen „Besrhädigung") dem SchifFsnianne resp, 
seineu Angehörigen erwachsenden Nachteile beabsichtigt, sondern nur 
eine angemessene, ^n fttr allemal zu leistende Belohnung, die der 
ersten Not zu steuern geeignet sei Ganz richtig dürfte meines Er- 
achtens diese Ansielit nirht sein, vielmehr wird man Ihm ler Bemes- 
sung der Belohnuii'rj; gerade die ans der Beschä<ligunfj; dem SchiflFs- 
roanue oder seinen Angehörigen erwachsenden Nachteile berücksichtigen 
müssen, wenn auch ohne weiteres xnsugehen ist, dass damit eine volle 
Schadloshaltuug nicht bezweckt werden soll. 

Zum Schlüsse dieser Nnsfiilirungen über die Fürsorgepflicht des 
Rheders für den erkrankten oder verletzten Schiffsmann ist noch kurz 
2U sprechen von der FUi-sorgeptlicht des Kapitäns für die Sachen und 
das Heuer<<;ntlial)en eines solchen Schiffsnianns. Der Kapitän, welcher 
diese ihm tluieli § R3 S.O. auferlegte, der alten Seemannsordnung da- 
^'e^jit'u nicht i>ekaunte Verpflichtung verabsäumt, maclit sich nach § 114 
Zitf. 10 S.O. strafl)ar. Natürlich kann von einer suichen Verptlichtung 
nur dann die Rede sein, wenn der Schiffsmann w^n seiner Krank* 
heit oder Verletzung nm Lande zurackgelassen wird, sie ist dagegeo 
ausgeschlossen, wenn der erkrankte ofl^'c verletzte Schiffsmann deser- 
tiert (vergl. § 94 S.O.). üb der Schitismaun am Lande zurückzulassen 
ist, wird der behandelnde Arzt resp. ein anderer, am Zurttcklassung»- 
orte anwesender Arzt zu entscheiden haben und fiills solcher nicht 
da ist. der Kitpitäii. l)ie Genehmigung des Seeniannsamtes wird nur 
dann eintreliült werden müssen, wenn die /uiücklassunv: in einem Hafen 
ausserhalb des Reichsgebietes erfolgen soll: vergl. § 83 S.O. in erster 
Linie hat nun der Kapitftn mit den Sachen und dem Beaerguthaben 
des Schijfismanns so zu verfahren, wie dieser es bestimmt; erst dann, 
wenn dieser keine Ik'stiinniunp; trifft oder treffen k:niii, greifen die 
Voi-schritten des § 63 S.O. ein, dies aber auch in denjenigen Fällen, in 
welchen der Schiffsmaun die Krankheit oder Verletzung durch eine 
strafbare Handlung sich zugezogen oder in welchen er den Di«i8t ohne 
einen ihn nach § 74 S.O. dazu berechtigenden Ci rund verlassen hat. — 
Im iil)rii;«"n kann, da die Bestimmungen des § 63 S.O. keinen .\nlass 
zui' Kritik bieten und auch nicht sehr bedeutungsvoll sind, auf den 
Text des Gesetzes verwiesen werden. Zu vergleichen wSre noch die 
Bekanntmachung betr. die Vereinbarung mit Frankreich wegen Aus- 
lieferung' von Hcnennithaben und KrtVkten deutsclier uif französischen 
Schi den und französischer auf deutschen Schiffen angemusterter See- 
leute vom lu. April 18ö5. 
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Schliesslich siud uoch die Reehte der Erbeu des Schitismaiuis 
zn betrachten, wenn dieser während der Dauer seines Heaerverbält- 
insses stirbt Mit dem Tode des SchiflEsmanns endet uatttriich aucti 

der von ihm mit dem Rhedi r ab^oschlossene Dienstvertrafr. N u ]i $ *■ I 
S.O. hat mm der Rheder, wenn der Schittsniann nach Antritt de« 
Dienstes »tirbt, die bis zum Todestage verdiente Heuer zu zahlen. 
Auch hier müssen die Worte «nach Antritt des Dienstes* analog aus- 
gedehnt werden auf den Fall der sog. Anmusterung auf Ordre: § 44 S.O. 
Die Anwendung des § G4 Abs. 1 ^ <> hat zur Voranssetznng, dass der 
Todestag des Sciiittsuiünns bekannt lät. Dies wird al)er dann nicht 
der Fall sein, wenn dieser auf einem nach den §§ 862, 863 H.G.B, 
als verschollen anzusehenden Schiffe sich befunden hat. Oemftss § 53 
S.O. fs. ol)eii S. 49) gilt hier als Tode>Uig der 16. Tap; nach dem 
Tage, bis zu welchem die letzte Nachiicht ül)er das Schiff reicht, denn 
das Dienstverb^tois gilt einen halben Munat nach letzterem Tage filr 
beendet und die Hener ist nnr nbis" zum Todestage zu besnhlen. Als 
Todestag des Schiffsmanns gilt indessen der so /m berechnende Tag nur 
insoweit, '.\h das Dienstverhältnis mit dem Rheder iu Betracht kommt, 
im Übrigen gelten für die Berechnung des Todestages die Vorschriften 
der §§ 16 und 18 B.G.ß. 

Neu ist die Bestimmung« dass der Rheder die Bestattungsicosten 
nur dann (ungenau sagt Lobwe S. 62: auch dann) zu tragen hat, 
wenn der Tod iiinerhal') rli r nach § 59 8.0. sich bestinnnenden Zeit 
der FUi-soigeptiiciit des iilieders erfolgt: Die alte Seemaausordnung 
hatte diese Kosten dem Rheder ohne alle Einsehrftnkung auferlegt. 
Dies bedeutet eine AI) weich img von den allgemeinen Grundsätzen, denn 
nach dem Bürgerlichen G* srtzhuche (vergl. vnis) hat der Erbe <lie 
Kosten der stande^emässen Beerdigung zu tragen, die ihm nur im 
Falle der Tötung von demjenigen, der für diese verantwortlicli ist, zu 
ersetzen sind: § 844 B.6.B. Ist der Rheder zur Tragung der Be- 
stattungskosten nicht verpflichtet, so greift S.U.V.G. §|j 21 und 133 
ein. Ersatz fdr die von ihm verauslagten Bestattungskosten kann der 
Rheder nur im Falle des ^ 844 B.G.B, verlangen. 

Muss der Kapitftn resp. sein Stellvertreter nach Lage der Um- 
stände zu dem Schlüsse kommen, dass das Schiff innerhalb 24 Stunden 
nach Eintritt des Todes des Schiffsmanns einen Hafen erreichen wird, 
so ist die Leiche, falls keine gesundheitlichen Bedenken entgegenstehen, 
niilzuutilimeu und für deren Bestattung am l>ande Sorge zu tragen. 
Andeinfiills hat diese auf See nach den Seegebrftuchen zu erfolgen. 
Der Kapitän, der diesen Vorschriften des § 64 Abs. 2 und 3 S.O. zu- 
widerhandelt, macht sich nach i? 114 Ziff. 11 S.O. strafbar. 

Wird der Schiffsmann bei Verteidigung des Scliiffes getötet, so 
hat der Rheder eine angemessene. erforderKehwfalls von dem Bidifter 
zu l)estimmende Belohnung zu entrichten. Dieser Anspruch kann von 
den Erben des Scliiffsnianns geltend gemacht werden, aber anders 
als in ü iW Abs. :i S.O. kann hier eine vorlilnfige Entscheidung des 
Seeinannsanitei) niclit lierbeigefUhrt werden, da e» sich nach Ansicht 
des Gesetzgebers nur im Falle dte § 61 Abs. 3 S.Ü. um einen im In- 
teresse des Schiffsmanns die sofortige Feststellung heischenden Anspruch 
handelt. 
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Von der Befugnis, die ÄuweiKluug des § 64 S.O. auf kleinere 
Fahrzeuge gam oder teilweise ausznschliessen, ist in der Belcaiifii- 

inacliunfi betr. die Nichtanwendung von Vorschriften der Seeiiianns- 
onhunig auf kleinere Fahrzeuge vom 16. Juni 1903 kein Gebrauch 
gemacht worden. 

Nicht hieher gehört die in dss Gebiet der freiwilligen Gerichts- 
barkeit fallende Vorsdirift des § 65 Abs. l S.o. I)ai:egen ist hier 
ixorh zu envähnen, dass nach § 65 Al)s. 2 S.O. der Kapitän bei Ver- 
iiu'iduiiji von Strafe (§ 114 Zilf. 10 S.O.) verpflichtet ist, soweit der 
Naelilas.s eines verstorbenen SclnlTsmanns sich an Bord betindet, für 
die unter Zuziehung von zwei Schiffsoffizieren oder anderen glaubhaften 
Personen vorzunehmende Aufzeichnung und sorgfUltige Aufbewahrung, 
sowie erforderlichenfalls für den Verkauf des Nachlasses im Wetre der 
Vei'steigerung Soi-ge zu trageu. Der Nachkssverkauf hat abo luiiuer 
im Wege der VerHteigemng Btatt^ufinden, die aber keine öffentliche zu 
sein braucht, vielmehr auch unter der Schiffsmannschaft vorgenonnnen 
werden kann. Die Bestinnnungen des Abs. 3 § G5 S.O. interessieren 
hier weiter nicht, es mag ein Hinweis auf den Text des Gesetzes ^le- 
nUgen. Der Kapitän, der den ihm durch § 65 Abs. 2 und 3 S.O. auf- 
erlegten Verpflichtungen nicht nachkommt, macht sich aber nicht nur 
strafrechtlich, sondern auch civilrechtlich haftbar (\ er^M. Protokolle zur 
alten Seemannsordnun*! S. 202h). Von der in § i:U S.O. dem Bundes- 
rat gewährten Befugnis, die Auwendung des § 65 Abs. 2 uud 3 S.O. 
auf kleinere Fahrzeuge ganz oder teilweise auszuschliessen, hat dieser 
in der oben erwAhnten Bekanntmachung vom 16. Juni 1903 keinen 
Gebrauch ijemacht. 

Damit sind, strenu' genommen, die Vorschriften Uber die Rechte 
des Scliidsmanus erschöpfend besprochen worden; im Au&chluss hieran 
mag es aber nicht unpassend sein, Uber die Haftung des Rheders fttr 
die Forderungen der Schiffsmannschaft aus ihren Heuerverträgen mit 
dem Pheder und Uber die Vegähruug dieser Forderungen einige Worte 
anzuftigen : 

Fttr die Forderungen der zur Schiffsbesatzung gehörenden Per- 
sonen , also auch för die Forderungen der SchitTsmaniwcbaft aus den 

Dienst- und Heuerverträgen haftet der Rheder nicht nur mit SchiiT 
und Fracht, sondern auch peisonlich: § 487 H.O.P Ks gehören hie- 
her die Forderungen auf Heuerlohn, Ueberstundeulohu, (iewiunanteil 
(anderer Ansicht Waoncs S. 183), Beige- oder Hilfelohn, aus Ünt^ 
halts- und ZurilckbeförderungsansprUchen, auf die PelobnungOtt der 
m Abs. .3 und t;4 Alis. 4 S.O. u. a. m. Diese Forderungen ge- 
währen die Rechte eines SchitTsglilubigei*s mit gesetzlichem Pfandrecht 
am Schilf, dessen Zubehör und an der Bruttofracht nach Massgabe der 
ijij 754 Ziff. 3, 755—758, 760—766, 767-^769, 770—776 H.G.B. 
Verfid^rt dt'r S(biffsmann dieses seiu Pfandrecht, was durch Klage er- 
keruihar zu machen ist, so kann er sowohl den Rheder wie den Ka- 

Sitäii belangen, und zwar den letzteren auch dann, weint das Schitf im 
leimatshafen liegt Das gegen den Kapitän ergangene Urteil ist 
in Ans(>hung des Pliindrechts gegen den Rheder wirksam: § 761 

Abs. 2 ii.n.n. 

Sind mehrere Mitrheder da, so haften sie gemäss § 507 H.G.B. 
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im Gegensatsse zu den Grundsfttzen des Bttrgwlichen Gesetzbuchs nur 
nach (U'iii Verhältnis der (irosse ihrer Schitisparteu, nicht aber als 
Gesamtschuidner (vergl. aurli Ski'ffkht's Archiv Bd. 47. S. 441), 

Folgen mehrere Rheder auleiiiander, ohne dass der Heuervertrag 
aufgelöst wird, so haftet nach der Ansicht VVaoxkb's S. 259 derjeni;j;e, 
welcher zur Zeit <K's Abschlusses des Heuervertrags Rheder war, un- 
beschränkt fUr alle Anspiilt ho aus demselben, derjenige, welcher rl;\s 
Schiff oder eine Part spater erwirbt, (laiiel)en solidarisch für alle An- 
sprüche aus dem Vertrage, welche seit dein Zeitpunkte seiuej^ ^^^geu- 
tumserwerbs begrflndet sind. Schafs S. 91 andererseits glaubt, soweit 
nicht etwa eine Schuldilbemahnie seitens des Erwerbers erfolgt sei, 
richte sich die Fordenuitr ;in<sr!ilies.slich gegen den Veräiis!<frer. 'Jelit 
uiau vou der zweifellos richtj;.:eu Auffassung aus, dass der Schirtsmauii 
durch den Eintritt eines neuen Rheders in den Heuervertrag keine 
Nachteile erleiden darf, so kommt man zu dem Schlüsse, dass jeder 
Rheder für die während der Dauer des Heuervertrags be-rrilnd.ten 
Fonlenm'-'i'ii unbeschriinkt liat'tet , wenn sie zu der Zeit entstanden 
sind, als er in diesem Heuerverhältnisse stand, und dass jeder Rheder 
auch fttr diejenigen Forderungen einzustehen hat, welche zwar nach 
seinem Ausscheiden aus dem Heuervertrag, aber noch während der 
Dauer desselben entstanden sind. Finer näheren Begründung bedarf 
natürlich nur der zweite l*unkt: Der Eintritt eines neuen Rheders in 
den bereits bestehenden Heuervertrag ist ohne Zustimmung des Schitfs- 
manns zuUlssig, denn nach § 74 Abs. 2 S.O. gibt der Wechsel des 
Rheders dem Schiffsmanne kein Recht, seine Fiiitlassung zu fordern. 
Könnte sich nun ein Rheder dtirrh VeräusH(»ning des Schiffes von allen 
weitereu Ansprüchen des Schiösmanns aus dem fortbestehenden Ver- 
trage befreien, so wQrde ihm das Gesetz damit zum Schaden des 
Schiffsmanns den all-zenieini ii Kechtstzrundsätzen widei-spi-echende Vor- 
teilt' L'-'Wfthron. Kiur derartiLjt' Ausnaiiinebrstiiniming findet sich jedoch 
nirgends. Da^e^en kann eine iteisiinlich« Haftung des Rhe<lers für flie 
vor der Zeit svimis Kintritti in den V ertrag begründeten Forderungen, 
wie Schafs richtig behauptet, nur dann vorliegen, wenn er nach den 
Regeln des Bürgerlidien Gesetzbuchs (§§ 414 ff.) diese Schuld über- 
nommen bat. die dingliche Haftung allerdings ist auch in die.sein l all« 
ohne weiteres begründet. Der Kapitän andererseits haftet für die For- 
derungen aus dem Heuervertrage nur, wenn er eine Gewährleistung 
dafür übernommen oder bei .Vbschluss des Vertrags seine Befugnisse 
UlH t-^ brirN'ii hat (§ 533 A}»s. 2 II.fnH.), ferner, wenn er nicht die 
Sdr^'talt eines ordentlichen KH|>it;ins angewendet liattc. für allen durch 
sein Verschulden entstandenen Siiiaden, selbst wenn er auf Anweisung 
des Rheders gehandelt hatte (§§ 511, 61S H.G.B.). Die Haftung des 
Kapitäns schliesst aber die des Rheders nicht aus, vielmehr haften 
beide nebeneinander nach den Vorschriften des Rürgerlichen <;eHct/bn( hs. 

Wils nun noch die Veijähruug der Ausprüciie des Schirtsmanns 
aus dem Heuervertrai^e anbelangt, so sind hierttber zu vergleichen die 
$§ 901, 903, 9U3 Ziff. 1 H.G.B. Nach v. Hippel S. 60 sollen diese 
Ansprüche gen>äss § 19r> Ziff. ^ n.(i.I5. in zwei Jahren vom Aniien- 
blicke ihn'S Fntstehens, d. h. von dt r 1 älligkeit der Forderung an, 
verjähren. Die^ ist unrichtig, denn die Rechte des .Schiffsuuuius iu 



üiyiiizeü by Google 



80 



seiner Eigenschaft als Schiffsgläubiger veijähreu noch § 901 H.G.B, 
in einem Jahre, es sei denn, dass die Entlassung des Schiffsinanns 
jenseits des Voifitibirs^'es der guten Hoffnung oder des Kap H(»rn er- 
folgt ist, denn tianu soll die Forderung erst in zwei Jahren verjähren. 
Diese Verjährung gilt gemäss § 902 H.G.B. zugleich aucli für die 
persönlichen Ansprache gegen den Rheder oder eine Person der SchilG^ 
besatzung, insbesondere also den Kai^tiu. Damit soll aber nur gesagt 
sein, dasf mit der Verjährung des dinglichen Anspruchs aiicli der per- 
sonliche Anspruch als verjährt m betrachten ist; solanfi;e al)er ersten» 
nicht der Fall ist, bleiben nach ll.-Ger., Band 36 S. 119 die für den 
personlichen Anspruch bestehenden Vmjihrungsfristen des bttrger- 
lichen Rechts massgebend. Ueber den Beginn der YeijAbrung vergl. 
§ 903 ILG.B. 
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§6. 

Beendigimg des Ueaervertrags. 

Sein Verhältnis zur Abmusterung. 

Der Heuervertrag endet ipso jure mit dem Ablaufe der Zeit, für 
welche er eingegangen ist. l^is zu diesem Zciti>uiil{te ist, von den 
Fällen der §| 69, 74 und 5ö Abs. 3 8.0. abgeächeii, der Sclüffsmann 
Terpflichtet, im Dienste zu Terbleiben, ialls keine anderweitige Verein- 
barung getroffen ist, sei es nun beim Abschlüsse des Heuervertrap 
selbst, F»ei es bei der Anmusterung oder erst nach bereits erfolgtem 
jL>ienstantritt : § 67 Abs. 1 S.O. Die alte Seemaunsordnung dagcgeu 
batto die Regelung der Heaemng auf Zeit vollständig der freien Ver- 
«abaruDg überlassen und nur in § 62 Ziff. 1 diese Huuerungsart kurz 
erwähnt. Hei den eifieuiirtif^eu Verhi'lltnis.^en der Seeschiffahrt ist es 
nun aber möglich, das» das Schirt zn der für die Beendigung dos 
Dienstverhältnisses nach § 67 Abs. 1 S.O. massgebenden Zeit auf hoher 
See rieh befindet. In diesem Falle wttre natttrlich eine Aufhebung des 
DieBBtverhftltuisses für beide Vertragsparteien unter Umständen mit 
schweren Nachteilen verbunden. Es wäre insbesondere unbillig, wenn 
der Schiffsmann seine Entlassung beanspruchen dürfte, bevor nicht 
ein Ersatz beschafft werden kann. Im Aiischlnss an die nordischen 
'Seegesetse bestimmt deshalb § 67 Abs. 2 S.O., dass beim Ablauf der 
Dienstzeit wiihreiid einer Ik'ise der J^chiffsmann seine Entlassung erst 
im „nächsten'- Hafen, welchen tlas Scliiff zum Lösrhen oder Laden an- 
läuft, verlangen kann. Der Heuervertrug dauert also kratt Gesetzes 
bis m diesem Zeitpunkte fort Endet das Dienstverhftltnis während 
des Aufenthalts in einem Hafen, welchen das Scliiff zum Löschen oder 
Laden angelaufen hat, so wird man trotz des entgegenstehenden Wort- 
lauts des § 67 Abs. 2 S.O. der ratio legis entsprechend sagen dürfen, 
dass der Schiffsinanu schon in diesem Hafen seine Entlassung vom 
Kapitän fordern kann resp. dass er schon lüer den Dienst verlassen 
darf (vergl. § 77 S.O.). Die ratio le^ris ist nJUnlicli die, dem Schiffs- 
nianne das Verlassen des Dienstes grundsiitzlich nur dann zu gestatten, 
wenn der Kapitän die Möglichkeit hat, an seiner Stelle einen Ersatz- 
mann- anaih^em. Diese Möglichkeit wird dem Kapitän ohne grMSMt 
Zeitverlust in den weitaus meisten Fällen in einem Hafnif welchen er 
■/mn Löschen oder Laden anläuft und in dem er sich aus diesem 
Uruiule einige Zeit aufhalten muss, ?ieboten sein, nicht aher dann, 
wenn er etwa nur zur Kmpi'uugnahme von Ordre oder zum Ein- un<l 
AuBBchififen von Passagieren zum AnUiufen eines Hafens gezwungen ist 
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Die Seeinaniisonlnunp; überlilsst es übrigens den Vertragsparteien, durch 
freie Vereinbarung die Vorschrift des § 67 Abs. 2 Satz 1 S.O. ausser 
Kraft zu setzen, der Heuerveitrag darf also die Klausel ent}ialt«u, dass 
der Schiffsinaiiii im eisten Hafen, welchen das Sehiff nach dem Ablaufe 
seiner Dienstzeit anläuft, seine Entlassung begehren kann, ja noch 
mehr: ef^ kann sogar bindend vereinbart werden, dass der Schiffsmann 
auch im IsiUe einer BeendiL'iuij; des Dienstverhältnisses auf liolier See 
zu weiteren Öchilisdiensten nicht uiehi verpHichtet sein solle! Abge- 
sehen hievon muss der Kapitfto, sobald das Schiff in den nach (besetz 
oder Vereinbarung massgebenden Hafen eingelaufen ist, in die Ent- 
lassung; des Schiffsniauns einwilligen. Kr kann also nicht verlangen, 
dass dieser uoch solange im Dienst verbleibe, bis die Laduug gelöscht, 
das Schiff gereinigt und im Hafen oder an einem anderen Orte fest- 
gemacht, auch die etwa erforderliche Verklarung abgelegt ist, denn 
(iS S.O. gilt nur für den Fall, dass in dem nach Gesetz oder Ver- 
tiat; in Fra'ie kommenden Hafen die Reise endet. Trotz der Nicht- 
anwendbarkeit des § 6ti S.O. liul uurigeus auch hier der Schüfsmann 
bei der etwa erforderlichen Verklarung mitzuwirken und seine Aussage 
eidlich zu bestärken, wenn der Itheder oder Kapitän es verlangt, nur 
braucht er nicht bis zu diesem Zeitpunkt*' im Dienste zu verl)leil)en. 
Diese Bestimmung des § 42 S.O. gilt uämlich ohue Rücksicht darauf, 
ob der Heuervertrag auf Zeit oder fttr eine Reise abgeschlossen ist, 
und ob er noch fortbesteht oder bereits zu Ende gegangen i.^t. 
Nur so lanjre darf der Kapitiin den auf ( irund des § 67 .\bs. 2 Satz 1 
S.O. seine Entlassung fordernden Schitlsniann noch an Bord zurück- 
behalteu, bis dits Seemanusamt resp. die örtliche Behörde eine Ent- 
scheidung darOber getroffen hat, ob die Anheuerung eines Ersatzmannes 
in dem betreffenden Hafen möglich ist. Dies dürfte sich aus § 67 
Abs. 'J Satz 2 S.O. ergeben. Verzögert d r Kapitän jedoch die Herbei- 
führung einer solchen Entscheidung, so wird man dem Schiffsmanne 
keine Dienstpflichtverletzung vorwerfen können, wenn er schon vorher 
seinen Dienst verl{i:>st (vergl. aber § 77 S.O.). Im Interesse des Rhe- 
ders wie der znrllckhleiljenden Scliiffsinannscliaft bestimmt nun die 
Seeniannsoninung in ?; »w .\bs. 2 Satz 2 kr ift zwingenden Rechts, 
dass der Schitt'snmtiu verptiiditet ist, gegen i.rhuhung der Heuer um 
ein Viertel den Dienst fortzusetzen, wenn der K^it&n nicht die Mög- 
lichkeit hat, in dem Hafen, in weldiein der Schiffsmann gemüss § 67 
Abs. 2 Satz 1 S.d seine Fiiitlassnng fordern kann, einen Ersatzmann 
anzuheuern. Diese Verptiiclitung dauert so lauge, bis das Schitl — sei 
es nun zwecks Fjöscheus oder Ladens oder zu ii^end einem anderen 
Zwecke — einen Halen anläuft, in welchem die Anheuerung eines Er- 
satzmannes möglicli i.>t. Ohne Rücksiclit liierauf hört die Verpfliclitung 
des Sehittsmanns aber auch dann auf, wenn seit seinem, in dem nach 
§67 Abs. 2 Satz 1 S.O. massgebenden Hafeu gestellten Verlangen, aus 
dem Dienste entlassen zu werden, drei Monate verstrichen sind, denn 
der O^etzgeber geht davon aus, dass bei den heutigen Verhältnissen 
<iie Beschaffung eines Ersatzmannes innerhalb dieses Zeitraums immer 
möglich ist. Dass es dem Kapitän nicht möglich war, in dem nach 
dem Vorgehenden massgebenden Hafen eiueu Ersatzmann anzuheuern, 
muss er sich durch das in dem Hafenpktze sich befindliche Seemanns- 
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aint oder in Erinaugelung tiut-s solchen durch die örtliche Behörde 
bescheinigen hissen Kann der Kapitän dem seine Entlassung forderu- 
den Öchirtsnianne diese Beächeinigunj( nicht vorweisen . so ist dieser 
nicht verpflichtet, im Dienste zu verbleiben (s. aber oben und § 77 S.O.). 
— Die Erhöhung der Heuer datiert von dem Zeitpunkte an, in wel- 
chem der Kapitän dem seine Entlassung gemäss § 67 Abs. 2 Satz 1 
S.O. fordernden Schiffstiüini!" flie nesclieinijrtmg des Seemaniisanites 
resp. der ürtiiclieti Beliörde, dass die Aulieuerung eines Ersatzmannes 
nicht möglich sei, vorweist. Trotz dieser Bestimmung muss es aber 
meines Erachtens aus BilligkeitsrUcksichten dem Schitfsmanne gestattet 
sein, den Gegenbeweis hiefür zn eil)nnprf'ii dadiiiTh. dass er seinerseits 
die Anheneniiig eines die erforderlichen Qualitik ationen besitzenden 
Schitlsmanns als möglich uach weist. Aus diesem Grunde halte ich die 
Ansicht von WimcH, Zeitschrift für ges. H.R. S. 141, als Häfen, in 
welchen ein Ersatz möglieh sei, kommen nur solche in Betracht, in 
denen djis Schiff zum Löschen oder Laden anlaufe, für iiiirichtif?. 

Würde der Ileuervertiag eines in einem deutschen Hafen „an- 
geheuerten", also nicht notwendig auch angemusterten, Schiffsmanus 
nach den eben besprochenen Vorschrift^ der Seemannaordnuog in 
einem ausländischen Hafen zu Ende gehen, so k.mn er verlano;en. 
dass sein Dienstverhältnis unter den bisherigen Bedingungen bis zur 
Rückkehr uach einem deutschen (vergl. § 6 S.O.) Hafen, längstens 
aher noch drei Monate hindurch, „fortgesetzt* werde. Bis zu dem 
hiernach sich bestimmenden Zeitpunkte dauert also der ursprüngliche 
Heuervertrag noch fort. Durch andet',' eitiii- Vereiid)arung kann diese 
im Gegensatz zu den iiliriü:en Voischnftcii dcü § ü7 S.O. den Schiti's- 
uiann begünstigende Bestiuiuiung des § 67 Abs. 2 Satz 3 S.O. nicht 
ausser Kraft gesetzt werden. Sie ist getroffen worden zu dem Zwecke, 
den deutschen Schiffsmann tunlichst wieder nach der deutschen Heimat 
zurückzuführen und so der deutschen Flotte zu erhalten (Motive S. 71); 
sie gilt aber auch für den iu einem deutschen liafeu angeheuerten 
Ausländer. Da dem Hheder aus einer sokbeu Yerlüngerung des Heuei^ 
Vertrags nennenswerte Nachteile kaum entstehen werden, standen der 
Aufnahme dieser Vorschrift in die Seemannsordnuni: keine liedenkeu 
eutiiegen. — Vergl. iiu übrigen Wittich, Zeitschrift für ges. H.U. 
S. 139 flf. 

Ist der Heuervertrag auf längere Zeit als 6 Jahre eingegangen, 

was allerdings wohl kaum praktisch werden dttrfte, so kann der Schiffs- 
mann nach dem Ahlanf von 5 Jahren unter Einhaltung einer Kündig- 
ungsfrist von (> Monaten vom Vertrage zurücktreten: § 624 B.G.B. 
Hieher gehört auch der Fall, cUss der Vertrag ftir die Lebenszeit 
einer Person eingegangen ist. BeaEttglich beider Fälle vergl. aber § 74 
Ziff. 3 S.O. Hinsichtlich des Vertrniis für die Lebenszeit i inei Person 
ist noch zu bemerken, dass er nicht uls ein auf nnhestininite Zeit ab- 
geschlossener Heuervertrag im Sinne der 28 und 75 S.O. angesehen 
werden darf, was sieh schon auf Grund des § 28 Abs. 3 S.O. beweisen 
lässt. Eine Anhenerung auf unbestimmte Zeit liegt aber z. B. vor, 
wenn der Srhiffsmnnn .,für die Reise von D nach B und andern Häfen" 
angenommen wird (vergl. .Vbraham S. 34), oder wenn das Dienstver- 
hältnis nach dem Ablaufe der Dienstzeit von dem Schiffsmanne mit 

6« 
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Wissen des Rheders resp. Kapitäns furtgesetzt wird und der Rheder 
resp. K}i|)itrin nicht unverzüglich widerspricht, so«;, relocatio tacita 
(vergl. H.Ci.Ii. § (i25). — Ist nun der Heiiervertrag in der Tat aul un- 
bestimmte Zeit eiugegangeu worden, so kann, wenn trotz der instruk- 
tioneilen Voiaclirift des § 28 Msr. 3 S.O., welche die Seeinannsäniter 
verpflichtet, auf die Hcobachtung dei"8elhen bei der Anmusterung hin- 
zuwirken und die i*arteieu auf die in § 27 Abs. 2 Satz 2 S.O. aus- 
gesprochene Folge ihrer Nichtbeachtung aufmerksam zu machen, im 
Heaervertntge eine Kündigungsfrist nieht angegeben und auch niclit 
in anderer Weise über die Beendigiuig des Dienstverhältnisses eine 
BcstiiuHuing getrotTt'ii worden ist, der Schit!'siuann wie der Kapitän in 
jedem Hafen, welclieii das S( hitl' zum Lusclien oder luiden anläuft, 
vom Vertrage unter Kinliaitung eiuer 2-btliudigen Kimdigungsfrist zu- 
lücktroteii. Die Tendenz des Geeetises ist hier ebenso wie oben die, 
eine solclie Vertragsauflösung nur dann zuzulassen, wenn das Sciiiflf 
sieh einige Zeit in einem Hafen aufluilt und dem Kapitiln deslmlb die 
Möglichkeit zur Auheueruug eines Ki*satzmaunes gegeben ist. Sind in 
dem Vertrage Aufkttndigungsfristen oder sonstige die Löenng des 
Heuervertrags betreftcnde /eiti)estininmngen vereiniiart worden , so 
„sollen" sie für hc'vk' Parteien gleicli sein (anders H.dew.O. § 122: 
„mUsscti"). Ist (lie> nicht der Kall, so sind diese Klanseiu nicht etwa 
nichtig, wohl aber „kann" der iSchitfsmann die dem anderen Teile zu- 
gestandene Frist oder XeitbestJiinnuug für sich in Anspruch nehmen. 
Von dieser Möglichkeit Gebrauch zu machen, bleibt also vollständig 
dem I'elieben des Schitl'smanns überlassen. Tut er es nicht, .so bleibt 
es eben bei deu ursprlinglicbea liestimmuugeu daa \ ertrags. Auderu- 
fiills sind die flUr den SchüTsmann im Vertrage vorgesehenen Kdndig- 
nngsfHsteu und sousti^^en die Lösung des Vertrags betretfenden Zeit- 
bestinmmngen nur insowe it nichtig', als dieser auf ein gleiches Kün- 
digungsrecht ver/ichtct hatte. .Mit v. 1Iii»im:l S. 41 Annierkung 8 von 
, Nichtigkeit ' dieser Hestimmnngen zu reden, ist demnach ungenau, 
vielmehr liegt hier eine Art Anfechtbarkeit vor. Da diese Bestim- 
mungen in «lie Seeuuimisordnung Aufnahme gefuiuien haben mit Rück- 
sicht auf die Beschwerden, welche zur Zeit der Heri ^«•litft der alten 
öeemanusorduung aus den Kreisen der Schitfsleute eriioben worden 
waren, und die dahin gingen, dass die ScIiiflVilcute »ich oft haben auf 
Iftugere Zeit verpüichten müssen, wtthreml die Rlieder sich das Hecht 
vorbehalten haben, den Scbiflsmaini nach jeder noch so kurzen Einzel- 
reise oder senst mit einseitigem KUndi^nniisrechte zu entlassen, wird 
man nicht fehl gehen, wenn mau sagt, dass Öcbift'smauu wie Rheder 
resp. Kapitän bei ungleicher Zeitbestimmung dann au dieselbe ge- 
bunden sind, wenn sie zu G m teu des Scfaiffsmanns erfolgte. In 
diesem Fall wird also § 28 Abs. 3 S.O. keine .Vnw-'ndnni: finden können 
(ebenso I^erels S. 17 im .\nschluss au Staub e ivoinmentar zum Han- 
delsgesetzbuch § ()7 ; anderer Ansicht wohl Lotmab S. 593). — Auch 
hier wird § 68 S.O. nur dann Anwendung finden können, wenn der 
Heu er vertrag erst in den\jenigen Hafen 2U Ende geht, in weichem auch 
die Reise endet. 

Ist der Schitfsnuinn dagegen für eine Reise geheuert worden, 
wie dies zur Zeit der Entstehung der alten Seemannsordnung durchaus 
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die Re^al vvnr und aucli Iieutc noch Uberaus häufig der Kall ist, so 
endet der Heuervertrag grundsätzlich ei-st uiit der Becudigung der 
Rückreise. Der Schiffsniann ist ia diesem B'alle also verpflichtet, 
während der ganzen Reise, einschliesslich etwaiger ZwischenreiBeu 
(veri^il. al)er § 74 Ziff. 3 S.O. und weiter unten) bis zur Beendigung 
der Rückreise im Dieuste zu verbleiben, es sei denn, dass im Heuer- 
vertrage ein Anderes bestimmt worden ist: § 66 Abs. 1 S.O. Aber 
auch nach beendigter Reise kann der Schiffsmann seine Entladung 
nicht früher verlangen, als bis die Ladung gelöscht, das Schiff ge- 
reinijit und im Hilfen oder «n einem andern Orte festgemacht, auch 
die etwa erforderliche Verklarung abgelegt ist: § 68 S.O. Bis zur 
Erledigung dieser Verpflichtungen dauert also das Dienstverhältuis 
fortf es mflsste denn der Rheder den Schiffsniann schon vorher aus 
dem Dienste entlassen, Nva.«^ nach dem Wortlaut und dem Sinne des 
§ 68 S.O. zulässig und in der Praxis auch meistens der Fall ist Es 
steht demnach im Belieben des Rheders resp. Kapitäns, die Vertrags- 
dauer abzukürzen. Eine andere Frage ist es, ob es zulftssig ist, im 
voraus im Heuervertragc die Anwendbarkeit des § 68 S.O. auszu- 
sehliessen, eine Frage, die mit lvü(ksicht auf § 1 Abs. S.o. wohl 
oder übel verneint werden muss. — Unter Rückreise im Siime des 
§ 66 Abs. 1 S.O. ist nach Abs. 2 desselben raragraplieu zu verstehen 
die Reise nach demjenigen Hafen, von welchem aus das Schiff seine 
Ausreise angetreten hat. Gemäss § 14 Abs. 1 S.O. ist dieser Hafen 
in der Musterrolle namhaft zu machen. Kommt indessen das Schiff 
von einem aussereuropäischen Hateu, der nicht im Gebiete des Mittel- 
landischen oder des Schwarzen Meeres gelegen ist (§ 83 S.O.) und 
hat es seine Ausreise von einem deutschen Hafen aus angetreten, so 
„gilt" auch jeilti Iieise nach einem Hafen rJross-Rritiiiuiiens, des Kanal?, 
der Nor(l>ee. des Kalle^ats, des Sundes oder der Ostsee als Rückreise 
unter der Voraussetzung, dass die Reiae nicht nur nach der Rehaup- 
tang des Kapitftns, sondern in der Tat in dem betreffenden Hafen 
endet und dies dem Schiffsmanne spätestens alsbald nach der Ankunft 
des Schiffes in diesem Hafen vom Kapitän oder seinem Stfdlvertretcr 
erklärt wird. (E^ wäre ahio unzulässig, wenn der ivapitäu in einem 
der in § 66 Abs. S Satz 9 S.O. genannten Häfen die Reise für beendet 
wklAren, die Schiffsmannschaft entlassen und dann nachher noch weitere 
Häfen aufsnclicn würde mit einer Mannscluift . welche er in einem 
dieser Hafen zu einem weit idlliueren Satze angeheuert hafte.) Diese 
Bt^timuiung ist im Interes.se des Rheders getroffen worden, tler durch 
die Konjunktur veranlasst sein kann, das Schiff nicht in den Hafen 
der Ausreise zurückkehren zu hissen (vcrgl. auch Lokwe S. 64 ff.). 
Das Interesse des Schiffsmanns wirfl iti diesem wie in allen anderen 
Fällen, in welchen die Kückreise nicht in dem Hafen der Ausreise 
endet, dadurch gewahrt, dass ihm die Seemannsordnung in § 66 Abs. 3 
einen Anspruch auf freie Zurückbeförderung (vergl. §g 78 und 79 S.O.) 
nach diesem Hafen frcwährt (vergl. alier § »So S.o.). Anstatt de-'-en 
kann ihm alter der Kajtitan nach seiner Wahl auch eine entsprecb<M!d<'. 
im Streitfalle vom Seeuhiuu^amte vorläuhg festzusetzende VerguLuiig 
gewähren, während die alte Seemannsordnung in ^ 54 ohne jede Moti* 
Vierung dem Schi&manne das Wahlrecht zugestanden hatte. Im einen 
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wie im auderu Falle i»t dem Schiffsmuuue iiebeu der verdieuteu Heuer 
auch noch die Heuer fttr die mutmassliche Dauer der Zurttckhefördei^ 

ung zu gewahren. Nicht nach der tatsächlicben Dauer der Zuriick- 
beförderiing herechuet sich also diese Heuer, sondern auf (»rund der 
Vorschriften des § 73 S.O., die aber nur datm gelten sollen, wenn 
der Hafen der Ausreise ein deutscher ist In allen andern FftUen 
entscheidet im Streitfälle *las StM^mannsamt, welches indessen bei der 
I'enM'hnnn': der Dauer der Rückreise die Säty.e des § 73 Abs. 1 S.O. 
zu berücksichtigen verpHichtet ist. Dieser Abs. 1 § 73 S.O. ist zu 
eng gefasst, denn er findet nicht nur Anwendung in den Fällen der 
„vonseitigen Entlassung* nach Antritt der Reise, sonderOf wie aus den 
Gitaten in den §§ 66 Abs. 3 und 69 Abs. 2 S.O. hervorgeht, auch 
dann, wenn eino vorzeiti}:«^ Kntlassunp überhaupt nicht statttiefunden 
hat, vielmehr der Vertrag ohne Zutun einer der Parteien zu Ende 
gegangen ist. Aus § 73 Abs. 3 S.O. ergibt sich, dass die Daner der 
Rttckreiae dann nicht in Betracht kommt, wenn ausschliesslich die 
Eisenbahn zu ihrer Bewerkstelligung benutzt wird, der Scliitfsniann 
kann also dann für diese Zeit keine Heuer beanspruchen. Beizufügen 
ist noch) dass bei der Berechnung der Heuer für die llUckbeförderungs- 
zeit grundsfttzlich Dampfschiffahrtsbeförderung zu Grunde m legen ist, 
Segelschirt'ahrtsbeförderung nur dann, wenn zu der fraglichen Zeit an 
dem betreffenden Platjse keine Gelegenheit, mit einem Dampfer zu 
fahren, geboten ist. 

Aus § 66 Abs. 2 S.O. ergibt sich, dass die Rückreise möglicher- 
weise ausserhalb des Reichsgebiets, z. B. in einem Hafen Gross- 
britanniens oder Frankreichs enden kann. Ist solchenfalls der Kapitän 
nach der allgemeinen Voi>chrift des $ 83 S.O. verpflichtet, die Ge- 
nehmigung de» Seenuiuuäamteä zur Zurücklassung des Schitfsmaans in 
dem auslftndischen Hafen einzuholen, haben hier überhaupt die Vor- 
schriften des § 83 S.O. Anwendung zu linden? Loewe S. 65 verneint 
diese Fra<rc, da im Falle des i; tir> Alis '2 o das Dienstverhältnis 
tatsächlich und rechtlich beeinlet sei uiul weil die Spezialvorschrift des 
§ 66 Abs. 2 S.O. inhaltlich gerade die Zulässigkeit der ZurUcklassung 
der SchüTsmannschaft in dem den deutschen Ktlsten nahe belegenen 
Auslande voi-sehe. Aus der allgemeinen Fassung des § 83 S.O. ergibt 
jiicli nun aber gerade, diuss dieser Parnfjraph auf alle Fälle der Zu- 
rUcklassung im Auslände Anwendung finden will, mag nun das Dienst- 
verbftltais rechtlich und tatsIchHeh beendet sein oder nicht Oeffentlich- 
rechtliche Gesichtspunkte sind es, die zur Aufnahme des § 83 in die 
Seemannsordnung ftlhrten. Die ratio le^is ^cht daliin, zu verhindem, 
dass der Schiffsinann in hilfsbedürftiger Lage im Auslande zurück- 
gelassen werde. Anders als § 77 S.O. bezweckt § 83 S.O. nicht, eine 
Entscheidung Uber die rechtliche ZulSssigkeit der ZnrQeklasaung im 
Auslande herbri/ufiiliren. Darauf darf also ganiicht abgestellt weiden. 
Deshalb ist auch der zweite f inind, den Loewk zur Begründung seiner 
•Vuffassuug anführt, belanglos. Meines Erachtens hat also auch im 
Falle des § 66 Abs. 2 S.O. die Vorschrift des § 83 S.O zur Anwen- 
dung zu kommen. 

Der in ß ()t; Alis. 3 S.O. genannte Anspruch des Sclüffsnianna 
auf freie ZurUckbeförderuug ist nach 78 und 79 S.O. zu beurteilen. 
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Diesem An^'pnichc. der auch den freien rt ti rhalt wähiLMid der Heise, 
sowie die Beförderung der Sachen des Sciiittsinanns uuitasst , sowie 
dem Auhpruche auf Fortbezug der Heuer fiiv die Dauer der Uück- 
beforderung wird genügt, weiin dem arbeitsfilhigeii Schiffsmanne mit 
oder ohne seine Zustiiununi^, aber mit Genehnii(;ung des Seeniamia^ 
nmft'ii ein seiner frilheren Stelhing eiitspi'echender und durch ange- 
messene Heuer — ob dies der Fall ist, wird im Streitfalle das See- 
mamtsamt vorlftufig zu entscheiden haben — m vergütender Dienst 
auf einem deutsehea resp. einem dit; Flagge desjenii^en Staat&s, welchem 
der Schirtsmann anjrehört, fiilireiKk'ii Ivi(uffahrti>i>( liitrL', das nach dem 
Rückbeförderuugshrtfen oder einem diesem nahe belegenen llafen geht, 
nachgewiesen wird. Der arbeitsfähige Schitt'siuaim kuaa also nicht 
verlangen, die Reise als Passagier miteumachen. (Macht er sie aber 
mit, sei es nun als Passagier oder SchifTsmann, so ist er gemäss 
§ 4 des Seeunfallvei-sichcruiigsgesetzes gegen Unfall während der T^'isc 
versichert.) Nimmt der Schiffsmann die ilim nachgewiesene Gelegenheit 
zum Antritt einer den Erfordernissen des § 79 S.O. entsprechenden 
Dienststelloiig nicht wahr, so tut er dim auf seine eigene Gefahr^ 
denn der Kapitiln wird von jeder Verpfliclitim^ l)efn'it. Der Schiff's- 
mann ist jedoch — es ist das besonders m betonen — nicht ver- 
ptlichtet, selber nach einer Arbcitsgel^euheit sich umzutun. Trotzdem 
wird es das beste sein, wenn er dies tut, denn bis zur Erlangung 
einer .Gelegenheit zur Rückreise hat der entlassene« Schiffsmann keinen 
Anspruch auf Entschädigung für Kost und Lo^I . ^vie er für diese 
Zeit auch keine Heuer beanspruchen k'Awn. Bei einer Zurücklassung 
im Auslande wird deshalb das Seemaunsamt solchenfalls gemäss § 83 S.O. 
einer drohenden Hilfebedttrftigkeit voniubeugen haben. — Geht das 
Schiff nicht nach dem Rückbeförderungshafen, sondern nach einem 
diesem nahe belegenen Hafenplat/e, so hat der Schiffsmaim ausserdem 
noch eine eutsprechende Vergütung für die weitere ZurUckbeförderung 
bis zu dem zuerst bezeichneten Hafen zu beanspruchen. — In § 79 S.O. 
ist gesagt, dass dem Schiffsmanne auf einem solchen i^chiffe eine 
Stelinng nachzuweisen sei, welches narli dem Rückbetorderungshafen 
gehe, denn man konnte und widlte dem Sdiiiismanne nicht zumuten, 
den Dienst auf einem Schiffe anzutreten, welches seine Ausreise noch 
im weaentliehen vor sich hat und dann erst auf dar Rnckreise oder 
in unabsehbarer Zeit nach dem Rück befördern ngshafen kommt (vergl. 
Motive S. 76), andererseit«? wird man aber auch nicht verlangen dnrfen, 
dass das Schiff auf dem direkten Wege zum RUckbeförderungshafeu 
sich befindet 

Abgesehen von diesen, wenn ich so sagen darf, regelmässigen 
Endignngstrründen des HeuervcrtraL'- ^vird derselbe zwar auch ipso 
jure, aber vorzeitig, aufgelöst in den lallen der H4 und (i9 S.O. 
Nicht aber ist ein Elndigungsgrund der Tod des llliederb oder des ivupi- 
tftns, und zwar auch dann nicht, wenn das Schtif infolge eines solchen 
Erbfalls ganz oder teilweise in die Hände von Ausländem übergeht und 
deshalb das Recht, die deutsche Reichsfla^fie zu führen, verliert, denn 
in diesem Falle hat der Schiffsmann nur das Recht, seine Entlassung 
zu fordern, bis er aber von diesem Rechte Gebranch macht, dauert 
der Vertrag unverftndert fort Vergl. dagegen B.G.B. § 61 S. 



üiyiiizeü by Google 



— 88 — 



Die Bestimmungen des § 64 S.O. sind bereits oben S. 77 im 
Zusamnieuhaug mit dem Abschnitte Uber die Rechte des Sehifisnianns 

besprochen worden. 

Mit Rücksicht darauf, dass der Schirtsmami nur zum Dienste 
auf einem bestimmten Schilfe »ich verpflichtet hat, h^timmt § 69 S.O., 
dass der Heuervertmg endet, wenn das betreffende Schiff dem Rheder 
durch einen Zufall verloren geht, gleichgültig, ob der SchifTsmauu für 
die Reise selbst oder auf bestimmte oder unbestimmte Zeit angeheuert 
ist. Der Heuervertrag geht also in diesen Fällen ipso jure zu Eude, 
nicht mnss der Schi^mann zuvor seine Entlassung fordern, um den 
Vertrag zur Auflösung zu bringen. Dies ist von Bedeutung für den 
Anspruch des Scliiffsnuinns ruif die ihm ^t'bilhrendc IleiK'r: auch wenn 
die förmliche Entlassung' des Schiflsmanns erst nach dem l'.iiitritt des 
fraglichen Ereignisses erfolgt, so hat er doch keinen Anspruch auf 
Fortbezug der Heuer. Efitsobkt S. 6S5 ist Recht zu geben, wenn er 
behauptet, da.'JS die in § 69 S.O. an^^efüluten Beispiele beweisen, dass 
es hier für den Begriff des Zufalls gleichgültig ist, ob der Kapitlln 
oder eine andere Person der Schittsbesatzung ihn verschuldet hat. 
lliefttr spricht insbesondere, dass, wie bereits erwähnt, die Manusdiaft 
lediglich dazu angenommen ist. um :iiif einem bestimmten Schiffe 
Dienste zu leisten. — Unter „Verlust des Schiffes'* versteht nun S 
S.O. insbesondere diejenigen Ffllle. in welchen das Schitt verunglückt, 
d. b. vollständig verloren geht. Dem stellt das Gesetz gleich die 
Kondemnierung des Schiffes als reparatuninfikhig oder reparatnrun- 
würdig unter der Voraussetzung, dass das als reparaturunwUrdig kon- 
demnierte Schiff ohne Verzug öffentlich verkauft wird. Die Definition 
der liegrirte <ler lleparaturunfähigkeit und -UnwUrdigkeit ftudet sich 
in § 479 H.G.B. Ist der Verkauf des Schiffes ohne ordimngsraüssige 
Kondemnation vorgenommen worden, so li^t ein Schiffsverlust im 
Siniin des § 69 S.O. niclit vor und es kann also auch § 69 Abs. 2 
S.o. keine .\nweii(iim^' finden. — Als Verlust des Schiffes ist ferner 
der Raub desselben anzusehen, sowie sein Aufbringen oder Anhalten, 
wenn es in der Folge für gute Prise erklärt wird. Der Henervertrag 
tritt aber nicht etwa nachträglich wieder in Kraft, wenn das geraubte 
oder atiffiebrachte Seliiff späterhin wieder freigelassen wird und in die 
Häiule seines früheren Besitzers zurückgelangt. — Von einem Verluste 
des Schiffes kann natürlich nicht gesprochen werden, wenn sein Eigen- 
tOmer es freiwillig verkauft. Wohl aber wird man von einem zn- 
fälligen Verluste des Schiffes im Sinne des § 09 S.O. dann sprechen 
können, wenn das Schiff „zu Kriegszwecken" im Zwanizswegc dem 
Rheder enteignet wird, nicht aber dann, wenn es wegen einer Schuld 
des Rhede» im Wege der Zwangsversteigerung veräussert wird, es 
müsste denn diese Schuld auf Grund einer Haftung für casus ent> 
standen sein. Aber auch dann wird es der ratid le^iis besser ent- 
si»rcclien, wenn man dem Schiffsmanne mir das Keciit gewahrt, seine 
Kuthissung zu fordern, was wiederum zur Voraussetzung hat, dass das 
Schiff das Recht, die Reicbsflagge zu führen, verliert: vergl. § 74 
Ziff. 2 S.O. mit Abs. 2 § 74 S.O. — Der durch die ganze Seemanns- 
ordnung hindurchgehenden ratio leps entsprechend, den Schiffsmann 
möglichst der deutschen Handelsmarine zu erhalten, bestimmt § 69 
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Abs. 2 S O . 1 ISS der Srliiff^niaim im Falle der Bef'iKÜ^un'j (h'ü Dienst- 
verhältnisscb durcii zutallii:en SchiflFsverlust Anspruch :iuf freie, nach 
den §§ 78 uud 79 iS.U. /u beurteilende Zurückbefonieruug uacli dem 
Hafen der Ausreise (vergL aber §§ 60 und 66 S.O.) hat oder nach 
Wahl des Kapitäns auf eine entsprechende, im Streitfälle vom See- 
nmnnsamte vorläufig festzusetzende Vergütung. „Aus liillijikeitsrück- 
sichteu" , nach den Motiven S. 71 zu uiteileu, gewahrt ihm die See- 
mannsordnung ausserdem neben der Terdienten Heuer den Betrag der 
halben Heuer für die Dauer der Zurückbeförderung (vergl. § 73 S.O.), 
obgleich „n;ich allgejueinen Rechtsp:nindaiit/.eii" (so Motive S. 71) dem 
Schiffsmanne ein Anspruch über den Zeitpunkt der Beendigung des 
Heuer veitragr. liiuaus nicht zusteht. Gegen diese Auffassung der Mo- 
tive wurde im Reichstag (vcrgl. Protokolle S. 4839 ff.) eingewendet, 
die Bestimmung des § 69 Abs. 2 S.O. bedeute im Gegenteil eine Be- 
günstionng des Rheders zu ITngunsten des Schiifsmaniis , die mit den 
aligeuienieu Bestiumiungen des Bürgerlichen Getetzbuciis nicht übereiu- 
stimme, denn im allgemeinen müsse der Oeschaftsherr die Folgen des 
Zufalls tragen, wie es aucli im B.G.B. § 615 ausdrücklich bestimmt 
sei; hier aber s*ei gesajjt rliss niclit «U'r Gesdiüftsherr , der Rliuder, 
sondern im Gegenteil der >>chit!sniann die Folgen des Zufalls /u trauen 
habe. Diese Auffassung ist insul'ern richtig, als § 615 B.G.B, voraus- 
setzt, daas der Dienstberecbtigte, also der Rheder, mit der Annahme 
der Dienste in Verzug kommt, ein Verzug des Gläubigers aber nach 
§ 293 B.G.B. nnabhiUifiitj; davon ist, ob auf seiner Seite ein Ver- 
schulden vorliegt oder nicht. Nicht berücksichtigt ist alier in den 
Protokollen, dass § 69 Abs. 2 S.O. nur dann eingreift, wenn der Ver- 
trag infolge eines zufillligen Schiffsverlusts bereits auflöst ist, wäh- 
rend § 615 R.O.B. gerade das Fortbestehen dt*s Vertrags zur Voraus- 
setzung hat. Auch das subsidiäre Kingreifen des § 615 B.G.B, wäre 
deumacb ausgeschlossen , wenn § 69 Abs. 2 S.O. gestrichen worden 
w&re; noch weniger kann von der Möglichkeit einer analogen Aus- 
dehnong dieses Paragraphen die Hede sein. So konnte von äner Ab- 
wHicliiinL' von den all;zeineintMi Rim lit.sgrundsätzcn nur dann gesprochen 
werden, wenn die liestiminung tle.s § 69 Abs. 1 S.O. eine exceptio- 
nelle genannt werden müsste. Dies ist aber nicht der Fall, denn sie 
findet sich schon seit «ner Reihe von Jahrhunderten in fast allen 
Seerechten der Kultunvelt. .\us diesen Gründen ist den Motiven Uecht 
zu geben, dass dein Schiffsmanne die halb»» IIoh<m- ,aus Billigkeits- 
rUcksichten" und abweichend von den „aligemeinen Keciitsgrundsätzeu" 
gewährt werde. Unrichtig aber ist es, wenn in den Protokollen S. 4834 
zur Begründung der Bestimmung des § 69 Abs. 2 S.O. vorgetragen 
wird, dass von jeher die Beschrilnkunj; der Haftung des Rheders auf 
die „fortune ile mci ' auch auf die Heuer Bezug gehabt habe und 
dass deshalb die Bestimuuiug des § 69 Abs. 2 S.O. juristisch begründet 
sei, denn wie bereits oben S. 2 ausgeführt, bezieht sich die Be- 
schrankung der Haftung des Rheders auf die fortune de mer schon 
seit einer Reihe von Jahrzehnten gerade nicht mehr auf die Heuer: 
vergl. U.G.B. § 487. Keine gewichtigen Gründe kann ich aber dafür 
finden, dass das Gesetz mit seinen Billigkeitsrttcksichten in § 69 Abs. 8 
S.O. nicht ebensowdt gegangen ist, wie im Falle des § 66 Abs. 3 S.O. 
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Diu ratio legis ist doch iu beiden Fällen ein und dieselbe. Aus dem 
Citate des § 79 S.O. in § 69 Abs. 9 S.O. ergibt rieh Kudem, dass 
sowolil im Falle des § t>6 Abs. 3 S.O. wie tu dem des § 69 Abs. S 
S.O. der Hlit'fler dem Aiisimiche des Schiffsmanns auf freie RUekbe- 
fönlenint: ini'l I'orthezug der Heuer trenUgt, wen» er dem arheits- 
fäliigeu SciiiüsiiKume mit Genehmigung des Seemanusamtes einen seiner 
früheren Stellung entsprechenden und durch angemessene Heuer 
XU vergütenden Dienst auf einem deutschen Kau^dirteischiffe nach- 
weist, wt'lclies nach dem Rlickbef'nflornivj-shafen oder einem diesem 
nnlie belegenen ILifen fährt. Mit lUicksicht darauf nun, dass der 
Schitl'smann im Falle des § 66 xVbs. 3 S.O. die ganze Heuer, in dem 
des § 69 Abs. 2 S.O. aber nur die halbe Heuer beanspruchen kann, 
fragt es sich, ob die „angemessene** Heuer im letzteren Falle kleiner 
sein kann als im Kalle des i; »iti Abs. 3 S.O. Das ist meines Erach- 
tens nicht müglidi, denn der Sinn des § 79 S.O. ist doch wohl der, 
dass die Höhe der Heuer der Stellung des SchiAmanns entsprechen 
soll, ist aber der Heuerlehnsatz ein kleinerer, so ist er entweder der 
Stellung nicht antremessen oder aber ist die Stellung nicht der fnilieren 
enteprechend. So komme ich zu dem Ilesultat, dass der Schitismajui 
im Falle des Eingreifens des § 69 .\bs. 2 S.O. liesser gestellt ist, 
wenn der Rheder dessen Anspnich auf freie Zurtickbefördemng und 
auf Fortbe/ug der halben Heuer fttr die Dauer der Rückreise gemäss 
§ 79 S.O. genügt! 

Ks muss den Parteien natiirlicli überlassen bleiben, den Vertrag 
vor Ablauf der Dienstzeit durch gegenseitige Uebereinkunft zu ISem. 
Der Seeraannsordnung ist jedoch auch eine einseitige Lösung des 
Dienstverhältnisses hekannt, aber nur aus bestimnUen. durch das Ge- 
setz aufgestellten (irllnden. Diese (iriinde gewitliren entwe<ler dem 
Kapitiln das liedit, den Schittsmanii zu entlassen, oder aber dem Schitfs- 
nianne das Recht, seine Entlassunit zu fordern. 

ZunUchst sollen «liejenigen Fulle besprochen werden, in welchen 
dem Kapitän ein Entlassungsrecht zugestanden ist, abgesehen von 
der Bestimmung des § 32 Abs. 2 S.O. (s. oben S. 28) wornach der 
Kapitän vom Vertrage zurücktreten kann, wenn der Schilfemann den 
Dienstantritt aus irgend welchen Gründen um mehr ab 24 Stunden 
verziert. 

Vor allem ist die Frage zu erörtern, ob der Kapitän den Schiffs- 
nianu aneli aii.s anderen als den in § 70 S.O. aufgezählten Gründen 
entlassen kann, ohne dass die Enthissung als eine „ungerechtfertigte* 
arjgesehen werden muss. Soviel ist sicher, dass durch eine ander- 
weitige VereinbartintJ die Bestimnumgen des? ^ 70 S.O. weder ausser 
Kraft gesetzt noch durch neue Eutlassungsgründe vermehrt werden 
können : § 1 Abs. 2 S.O. im Gegematz zur alten Seeraannsordnung § 57. 
Dies gesteht auch Iam-m'k S. 07 und 31 zu, er behauptet aber weiter, 
dass daneben das Re( lit des Kapitäns bestehen bleiben müsse, den 
Sehiffsmann aus „wichtigen (iründen" (z. H. (reisteskiaiikheit ) /ii ent- 
lassen. Aus § 72 S.O. ergibt sich nun, dass eine Entlassung des 
Schiffsmanns auch ans anderen ab den in § 70 S.O. genannten Grttndm 
möglich ist: Die Folgen einer solchen, nicht aufOnind des § 70 S.O. 
erfolgten Entlassung sind jedoch immer dieselben, jedenfiüls soweit es 
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sich nni 'lic Kntlas.sung eines flh* eine Reise fs. aber unten S. 96) 
angeheuerten iSelüfTsmanns iiiiiidult. Daraus folgt, dass das Gesetz fUr 
diesen Fall nur die in § 70 S.O. ausdrücklich genannten Gillnde als 
n wichtige", zor sofortigen Entlassung berechtigende Gründe aner» 
kennt. Alle andern Gründe, mögen sie auch wichtige im Sinne des 
§ 626 B.G.B, sein, berechtigten zwnr nicht zur sofortigen Entlas,s- 
img, entlässt aber der Kapitän den Schitläinann denuocii, so kauu 
dieser nicht gegen den KapitAu auf Fortsetzung des Dienstes KUige 
erheben, er kann vielmehr nur die in § 72 S.O. ihm gewährten An- 
sprüche geltend nmelieu, immer unter der Voraussetzung, d:\ss eine 
Anheuerunp: für eine Heise vorliegt. Dü^js diese Ansicht die richtige 
ist, ergibt sich auch aus § 74 S.O. Dieser letztere Paragraph will 
nftmlich, wie aus den einzelnen Beispielen ersichtlich ist, nur die aus 
den besonderen Verhilltniasen des Schitfsdienstes herzuleitenden Uück- 
trittsgrihide aufzählen, berechtigt den Schitfsmann aber ausserdem noch 
aus denjenigen Gründen zum Rücktritt, welche im Sinne des § 626 
B.O.B. ab .wichtige Grande" anzusehen shid. Aus § 70 S.O. aber 
folgt, dass nicht nur die aus dem Schitfsdienste sich ergeben I m Hecht-s- 
verhiiltnisse erschöpfend geregelt, dass vielmehr ganz allizenieiii alle 
Enthissunu'sgründe angerieben werden sollen: verf:!. insljesondeie Zitf. 1 
und 3 des § 7ü S.O. Die Euthissungsgrüude müssen aber für alle 
Schi&leute dieselben sein, mögen sie nun fOr eine Reise, auf bestimmte 
oder unbestimmte Zeit angeheuert sein, nur die Folgen der unberech- 
tigten Entlassung siml v»'!<:(hieden (s. unten). Meines Erachtens geht 
es wenigstens mit UUcksiclit auf die ratio legis nicht an, bei einer 
Anheueniug auf bestimmte Zeit neben den in § 70 S.O. geoannten 
Gründen noch die nach B.G.B. § 626 „\vichtigen Grande* als den 
Kaititiin zur sofortii^eii Entlassung des ScliitTsmanns berechtigende 
Ijrüüde anzusehen. Sd kann hier von einer subsidUreu Anwendbar- 
keit des § 626 B.(r.H. nicht die Uede sein. Was spezieil den vuu 
LoEWE angezogenen Grund der Geisteskrankheit des Schiffsmanns an- 
lan^^t, so i.st dem Kapitän ja jederzeit die Möglichkeit gegeben, ihn 
als Kranken einer Heilanstalt zu überweisen. Die Ansurüelte des 
Schiffsmanns würden sich dann nacli den §§ 59 — 61 S.O. bemessen. 
Dass diese Lösung volIsUlndig der Billigkeit entspricht, wird sich 
nicht bezweifeln lassen. 

Wird also der Schiffsmann aus andern als den in § 70 S.O. er- 
wähnten Gründen vor Ablauf des Dienstverhältnisses entlassen, so liegt 
eine ungerechtfeitigte Entlassung des Schiffsuianus im Sinne der See- 
mannsordnung vor und man Icann in diesem Falle auch von einem 
Vertrags bruche des Rheders sprechen, wie es in der Konnnission 
und iiti Reirbstntre freselieben ist, selbst wenn der Grum!. welcher den 
Kapitän zur Entlassung veranlasst hat, ein aWichUger" im Sinne des 
§ 626 B.G.B. ist 

Auf Grund des § 70 S.O. ist der Kapitttn nun berechtigt, den 
Schiffsmann sofort zu entlassen: 

1) Wenn der S<:hiffsnuinn zu dem Dienste, zn welchem er sieh 
verheuert hat, untauglich ist, sofern die Reise noch nicht angetreten 
ist. Die Reise ist nicht angetreten, solange das Schiff noch im Aus* 
reisehafen festgemacht ist, sei es nun durch Anker, sei es durch Taue. 
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Ist aber die Reise bereits angetreten, so ist der Kapitiui nunnehr zu 
einer Degradatiou des Sdiiffsmauus und zur Verringerung seines Heuer- 
lobnsaizes berechtigt: § 43 S.O. und oben S. 33. Entgegen der An* 
sieht von Ljio S. 29S muss behauptet werden, dass § 70 Zitf. 1 S.O. 
aucli anwendbar ist, wonn der SrhifTsmaun nicht die nötige Krfrthnin«» 
und Saciikenntniü hat. Ks wird durchaus nicht vollständige Dieust- 
untauglichkeit verlangt. Der Kapituu re^p. Rheder hat absolut keine 
Verpflichtung, zu untersuchen^ ob der Scbiffsnuinn, der sich zu dem 
vertragsinässig Übernonmienen Dienste unfähif: zei^^t , niclit etwa zu 
andern ächiffsdienstea verwendet werden kaun, uud ihn dazu 2u ge- 
brauchen. 

S) Wenn der Schiffsmatia <^ne8 groben Dienstvergehens, insbeson- 
dere wiederholten Ungeliorsams, foitgesetzter Widei-spenstigkeit, wieder- 
holter Trunkenheit im Dienste oder der Schmnpfat'li i -ich schuldig 
macht. Damit sind nach der Ansieht von Lokwe S. tiS lediglich Ver- 
stösse gegen die Disziplin und N'erfelilungeu gegen gesetzliche Vor- 
schriften gemeint, nicht aber Untauglichkeit des Schiffsmanns oder 
Mangel an Sorgfalt bei Besorgung der ihm auferlegten Arbeiten. Ebenso 
Lewis S. 21'> und Hrodmann S. 528. Die letztere Behauptung halt« 
ich aber niciit fllr richtig, denn mangelude SSoi'gfalt des Schitfsmanus 
bei Besorgung der ihm übertragenen Arbeiten ist im Falle des § 96 
Abs. 3 Ziff. 1 S.O. als Verletzung der Dienstpflicht zu betrachten. FQr 
iin'ini' Auffassung spricht wohl auch die ratio legis selber. Kin grobes 
Dieusrverjeben im Sinne des § 70 Ziff. 2 lie^'t aber nicht schon 
dann vor, worin tier SchitTsuiauu einer groblitheu Verletzung seiner 
Dienstpflicht im Sinne des § 96 Ziff. 1—8 S.O. sich schuldig macht, 
denn nach § 70 Ziff. 2 S.O. p;eben erst wiederholter Ungehorsam oder 
wiederliolte Trunkenheit im Dienste einen Entlassungsgrund ab. Un- 
riditig ist also jedenfalls die Behauptung Knitsciikv's S. 637, alle iu 
§§ 91—97 S.O. CO erwähnten Delikte seien unbeflingt grobe Dienst- 
vergehen im Sinne des § 70 Ziff. 2 S.O. Aus der Vergleichung des 
§ 7(1 Ziff. 2 S.O. nut § 9G Ziff. 1 -H S.O. ergibt si( h vielmehr ohne 
weiteres, dass ans letzterem P-tratn-j^phen ein Faitlassiingsgrund im 
Siuue des § 7o Zill. 2 S.O. nur dann gegeben ist, wenn der Schiffs- 
mann entweder wiederholt einer gröblichen Verletzung seiner Dienst- 
pflicht sich schuldig gemacht hat. oder abiir wenn die einmalige 
Dienstptlichtverletzung s« erheblich ist, dass im Falle des Aubord- 
bleibens des Schiffsmanns eine erhebliche Ciefahr für die an Bord be- 
findlichen Personen, das Schiff und die l.adung entsteht. Der Schiffs- 
manii muss sich also einer die Disziplin oder Sicherheit des Schiffs 
erht'ldicli ;i 'nihrdenden llamllunii schuldig gemacht haben ( vt-r^'l. 
.ViiRAHAM S. 33). Darnach bestininit sich auch, ob die \'er^eheu der 
iig 100 — 106 S.O. als sofortige Eutlassungsgiüude im Sinne des § 70 
Zitf. S S.O. anzusehen sind: Zu weit Lobwe S. 68, Pbbels S. 38. 
Namentlich dann, wenn gewichtige mildernde Umstände anzunehmen 
sind, wird es vielfacli zweifelhaft sein, ob ein solcher nnrnd vorliegt 
und der Kapitän wird deshalb in jeilem Einzelfalle genau zu prüfen 
haben, ob ein „grobes Dienstvergehen <les Schiffsmanns" vorliegt 
oder nicht. 

3) Wenn der Scbiffsnianu des »Vergehens" des Diebstahls, Be- 
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trug'S, der Uiitieiie, Unterschlagung, Hehlerei o<lt;r ürkumlenfäbchun}! 
oder einer mit Todesstrafe oder mit Zuchthaus bedrohten Handlung 
sieb schuldig macht (vergl. § 137 Abs. S S.O.)t nicht aber dann, wenn 
er nur eine Uebertretung im Sinne des § 370 Ziff. 5 St.G.B. (sog. 
Mundraub) oder des § 370 Ziff. ü St.G.R. (soir. Futterdiebstahl) oder 
eine Uebertretung im Sinne der §§ 363, 3»)4 St.G.ii. begeht Üb t« 
gerecht ist, dem Kapitän die l^efugiiis zu geben, den Schiffsmaon in 
allen Fallen, in welchen sich dieser eines der in § 70 Ziff. 4 S.O. ge- 
nannten „Vergehen" schuldiiz gemacht hat, zu enthussen, ist billit^ zu 
bezweifeln, wenn auch der klare Wortlaut des Gesetzes tiiieu sohhen 
Zweifel nicht aufkommen lässt. Beispiel: Ein Schitfismann hat einem 
Kameraden einen fast wertlosen Gegenstand gestohlen oder ihn beim 
Kartenspiel um ein i>aar Pfennige betrogen. 

4) Wenn der Schitfsmann diirrli einp strafitare (alte Seeiufinns- 
ordnung: unerlaubte) Handlung eine Krankheit oder Verletzung (alte 
Seemannsordnung : Verwundung) sich zuzieht, welche ihn arbeitsunfähig 
macht. Voraussetzung ist also, dass der Schiffsmann nicht nur zu den 
von ilnu im Ueuervertrage ilbernommenen , sondern zu allen Schiffs- 
diensten unt;iuirli(h wird und dass die Handlung, welche für seine 
Ei'krankung oder Verletzung kausal war, nicht bloss eine unerlaubte, 
sondern auch durch das Reichsstra^esetzbuch oder ein anderes Straf- 
gesetz (vergl. Prot, S. 4835) mit Strafe bedroht ist (s. oben S. 68). 

5) Wenn der SchiffsninMn mit einer tieselileclitlichrn, nicht not- 
wendig syphilitisclien (so alte Seeiuanusordnung § 57) Krankheit be- 
haftet ist, die den übrigen an Bord befindlichen Personen Gefahr 
bringen kann, was allerdings in der Regel nur bei syphilitischer Er» 
kraukung der Fall sein wird. Dass die Krankheit ansteckend sei, wird 
nicht irefordeil. Ob die Krankheit geciirnet ist, den tlbrijren an I'ovd 
behndlicheu Personen Gefahr zu bringen, ist iiureh ärztliches Gutachten 
ZU entscheiden. Ist efn Arzt nicht zu erlangen, so liegt die Entschei- 
dung in den Händen des Kapitikns. Hat sidi der S( hiffsmaun die 
geschlechtliche Krankheit nicht durch eine strafbare Handlung zuge- 
zogen (s. oben S. fi9). so Iileiht die Inii'sorgeptiicht des Rhedei-s für 
den Schiffsmann, wie sie in den 59 —61 S.O. geregelt ist, bestehen, 
auch wenn der Kapitän von der ihm in § 70 ZilT. 6 8.0. eingerftumteo 
Befugnis Gebrauch macht. Aus diesem Grunde liegt auch in der 
Enthussung des Schiffsnumns wejren einer derartigen Krankheit keine 
Härte. Der Rheder ist aber, wenn der Kapitän den Schiffsmann ent- 
Üsst, insofern besser gestellt, als er dem Schifüsinanne im Falle der 
Entlassung keine Heuer mehr zu bezahlen hat von dem Zeitpunkte 
an, in welchem dieser d.is Scliiff vt-rliisst. während dies niclit der Fall 
ist, wenn er ihn an T.ord behalt, mag die Krankheit den Schiffsmann 
auch vollständig arbeitstinfahig machen. Die (ietuhr der Verheim- 
lichung der Krankheit, die zu der Bestimmung des § 63 S.O. und zur 
Ablnderung des § 5o der alten Seemannsordnung geftihit hat, bleibt 
infolge dieses dem Kapitän gcfji. Iienen Entlassungsrechts also immer 
noch bestehen: vergl. insbesondere noch § 71 Abs. 2 S.O. und unten 
S. 96. Nach der alten Seemannsorduung § 57 konnte der Kapitän 
den Schiffsmann in allen Fällen entlassen^ in welchen dieser mit einer 
syphilitschen Krankheit behaftet war. Da diese den übrigen au Bord 
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befiiuUiclieii Personen unter allen Umstünden (iefahr brint:en karHi. 
so ist iim Eutiassuugsreclit des Ivapitüus jetzt ausgedehnt. Tiutzdeuk 
bedeutet die RestimmiiDg des § 70 7ÄfS. 5 S.O. eine iiegilnstigung des 
erkrankten SchiffsmannSt denn seine Rechte sind im Falle der Ent- 
Irbsuiici viel grossere als zur Zeit der alten Seeniannsonlnunf»: vergl. 
§ 58 :i1te äeeuiaunsoi'duuug mit § 71 Abs. 2 der ueueu Öeeuianns- 
urdnun^. 

6) Wenn die Reise, für welche der Schiftmann geheuert war, 

w^en Krieg, Embargo oder Blockade, l)ezüglich deren nicht ihre 
völkerrechtliclic Gülti'jfkeit, sondern allein die Tatsache ihres Bestehens 
iu Betracht koiumeu kauti (vergl. Lewis S. 1ü4), w^en eines Ausfuhr- 
oder Einfittirverliots oder wegen eines anderen, Sdiilf oder Lndung 
betretfenden Zufalls nicht angetreten u ! r fortgesetsst werden kann: 
?j 70 Zitf. S.O. Allt'n diesen Fällen ist gemeinsfim, dass die Aus- 
fülirung der Heise, diiicli einen ZiifuU gehindert wird, d. h. durch ein 
Kreiguis, dos weder durch das \ er^chulden des Rheders noch des be- 
treffenden Schiffsmanns herbeigeführt worden ist. Zu betonen ist 
weiterliin, dass § 70 Ziff. 6 S.O. nur dann eingreift, wenn der Schiffs- 
niann für die tVa-^liche Reise angeheuert war, nicht aber hei einer 
Anheueruug auf bestimmte Zeit. Sie wird jedoch auch für den i^all 
zur Anwendung zu bringen sein, dass der auf unbestimmte Zeit an- 
geheuerte Schiffsniann gerade zu dieser Reise beordert worden ist 
(vergl. Lewis S. 211). Anderers 'it.H beziehen sich die in § 7n Ziff. 1 
bis 5 S.O. genannten Kntlassungsgiilnde auf alle Fälle der .Vnstelliin'r, 
— Zu den ZufäUeu des § 70 Ziff. 6 S.O. zu rcclmeu ist auch die 
voraussichtlich längere Zeit andauernde Eisblockade, welche namentlich 
in der Ostseerhederei eine Rolle spielt. Ferner der Fall einer zu- 
fjllligen erheblichen Beschädijjunjr dos Schiffes, sofern nicht »i^ s n 
eingreift. Dass diese Beschädigung erst nach Antritt der ICeise neu 
aufgetreten sein mUsse, wird man nicht verlangen dürfen, vielmehr 
wird e.s genügen, wenn der Kapitän „nunmehr" zu der Ansicht gelangt, 
dass die I'oitsctzinig der Reise wegen der bereits vorhandenen Be- 
schädigung uutuiilicli sei (vergl. Abraham S. 33 zu 57). Diese 
beiden, im Entwürfe ^ 65 enthalteueu Fälle sind iu der Kuniniis.siuu 
wieder gestrichen worden (vergl. Bericht S. 60), womit aber auch nach 
der Ansicht der Kommission nicht gesagt sein soll, dass sie nicht als 
Entlassuntrsirrnnde «leniitren. Vielmehr hat ilie Praxis sie bisher als 
solche lietrachtet und wird dies aucli weiterhin so halten müssen. Nit ht 
in Betracht kommen können aber solche Zufälle, welche lediglich die 
Person des Rheders betreffen, nicht auch Schiff und Ladung, jl B. 
pei"sönliche Verhältnisse, kommer/ielle Rücksichten, welche ihn ver- 
hindern, die projektierte Reise aiisfilhren zu lassen. fVenil. Scitaps 
S. 232.) In diesen wie iu allen Fallen, iu welchen Isichtantiitt oder 
Unterbrechung der Reise auf den freien Willen des Rheders TsurUck- 
zuführen sind, bestimmen sich die Rechte des für die Reise geheuerten 
Sehiffsmanns nacli ^ 72 S.O. und die des auf bestimmte Zeit Ver- 
j)tiichteteii n;i(h t>J5 B.ii.B. 

Die KnthLsäuug des Schiffsmauns durch den Kapitän muss bald- 
möglichst nach dem Bekanntwerdelt des Entlassungsgrundes erfolgen, 
d. h. sobald das Schiff einen Hafen anläuft Billigerweise wird man 
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aber dem Kapitän gestatteu inUsäCii, tlie^cibc so laii^e aufzuschieben, 
bis ihm die iVulieuei*ung eines Ei-sutzinannes möglich ist. Die Ent- 
laasuDg selber, wie auch deren Grund, bat der Kapitun dem Schiüs- 
manne, sobald es ge<>clich(>n kann, mitzuteilen und in den Fallen des 
§ 70 Abs. 1 Ziif. 2 — 5 S.O. späte-stens, bevor dieser das Schiti veiiiisst, 
iu das Schiffstagebuch einzutragen. Uuterlässt dies der Kapitän, der 
zu dieser Eintragung anders als in§ 519 Abs. 2 H.O.B. persönlich 
▼erpflichtet ist, wie sich aus den Motiven S. 72 und der Strafhestim- 
mung des § 114 Ziff. 12 S.O. klar ergibt (andere BKOD>fAN-N S. ni^s) 
80 macht er sich geiiiiiss § 114 Ziti". 12 S.O. strafbar; die Unterla-ssuiig 
der vorgeschriebeneu Mitteilung oder Eintragung beraubt jedoch den 
Kapitän nicht der ihm in § 70 S.O. etngeranmten Rechte (veigl. 
Abraham S. 33). Im Gegensätze zur alten Sceiiiannsordnnn!! § 57 
kann heute der Schiffsnuum auch die Aushändigung eiiiLM vom Ka- 
pitän uuterzeichaeteu Abschrift der Eintra^^ung verlangen. Hierauf 
hat er ein Klagerecht, j^och macht sieb der Kapitlln nicht strafbar, 
wenn er die Erteilung einer Abschrift verweigert — Will auch der 
Kapit!)u in einem Falle keinen Gebrauch von seinem Enthussmifrsrechte 
machen, su müssen (loch nach § 52'» Abs. 2 H.G.ß. die auf dem Schitle 
b^augeneu strafitareu Handlungen und die verhünglcn Dis/ipiinar- 
strafen in das Journal eingetrag^ werden. Nach §§ 590 Abs. 9, 619 
Abs. 2 H.G.B, braucht nun der Kapitän die P^intragung der strafbaren 
Handlungen und der verhängten Disziplinarstrafen nicht persönlich 
vorzimehmeu, nach § 114 Ziff. 12 S.O. macht er sich aber straf bai', weuu 
er es unterltb^st, persdnlieh den Enthissungsgrund gemftss §70 8.0., 
die auf (iiund der Votschriften der 87, 88 und 91 S.O. von ihm 
getrotfenen Disziplinarmassregeln oder die l>es( hwerdeu des § 99 S.O. 
in das Schiffstap'burh einzutragen! Ebenso ist der Kapitftn, wenn auch 
nicht bei Vermeidung von Strafe, vcrpliichtet, jede grobliclie Verletzung 
der Dienstpflichten des Schififomanns (vergl. § 96 S.O.) persönlich 
einzutragen, denn wie sich aus § 96 S.O. ergibt, ist jede solche Ver- 
letzung ahj strafbare Handlun? anzusehen. Damit hat sich die See- 
luaunsordnung — offenbar ungewollt — in scharten Widerspruch zum 
l]andelsgeset;;buche gestellt Wenn auch die Seemannsordnung dem 
Handels^eset/buelie nicht als lex specialis gegenübersteht, so gehen 
ihre Vorschriften doch denen des Handelsgesetzbuchs vor, denn lex 
posterior d'^ouat It'jzi priori, d. h. ^ ö2<> Abs. 2 H.ti.B. ist durch die 
Seemauiisordüuitg abgeändert worden. Diese Abänderung ist übrigens 
Iceine Tollstftndige, denn nach § 680 Abs. 8 H.6.B. sind alle auf dem 
Schiff begangenen strafbuen Handlungen und alle veriiftngten Dis- 
ziplinarstraftMi in das Schiffstafrebucli einzutragen, also nicht nur die- 
jenigen, wulclie sich auf die Schiiismannschaft beziehen, die Stral- 
bestimmung des § 114 Ziff. 12 S.O. dagegen kann nur zur Anwendung 
kommen, wenn der Kapitän eine auf einen Schiffsmann bezUglidie 
Eintragung unterlässt. Auffallendenveise ist diese Tatsache in der ge- 
samten seerechtlichen Literatur bis jet/t unbeachtet geblieben. 

Macht der Kapitän von der ihm iu § 70 S.O. zugestandenen 
Befugnis im Auslande Gebrauch, so hat er vor der ZurUcklnssung 
des Schiffsmanns die Genelnnigung des Seemannsamtes zu derselben 
einzuholen und eventuell Sicherlieit zu leisten g^en den Eintritt 
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der Hilfsbedürftigkeit des Schiffsnuuins (vergl. im eiuzeliiea anteu 

Nun siod die Rechte zu besprechen, die dem SchiSsmanoe im 
Falle seiDer Eutlassung durch dua Kapitän auf Grund des § 70 S.O. 

^egen den Hhodcr zitstfltfii : Gemäss § 71 S.O. gebüiirt dein Schiffs- 
iimum! in den l alk'ii des 70 ZitT. 1 -4 S.O. niclit mehr als die bis 
zuiu Zeitpunkte der Dieuätenthiääuug verdieute Heuer, die eventuell 
luich § 80 S.O. za berechnen ist| denn in allen diesen Fttllen ist dem 
Rheder ohne sein Ztttiui ein in dem Verhatten des Schifi&tnanns be- 
gründetes Eutlassungsrecht gegeben. Andere im VnUe des ^ 70 
Ziff. 5 S.O. ; deshalb bestiinnieu sich auch die /Vusprüche des Schitfs- 
manns nach den Vorschriften der §§ 69— Öl S.O. (s. oben S. 70 ff,). 
Unb^ingt gilt diese letztere Vorschrift aber nur fttr den deutschen 
Schiffsiuann , auf Aiiu'eliürige eines auswärtigen Staates leidet sie nur 
dann \nvveüdung, wenn nnd insoweit nach einer im Reichsi-vsetzblatte 
euLiuiitcneu, bis lieute aber noch nicht erfolgteu Bekauuimachung 
Deutschen, die seum Dienste auf einem Schiflfo dieses Staates angestellt 
sind, durch die Artige Gesetzgebung oder durch Staatsvortrag eine 
entsprechende Fürsorge gewährleistet ist. Dm Ii (iit se Bedingim'^' der 
Jieciprocität sollen die auswärtigen Staaten angereiht wei-den, den deut- 
scheu Seeleuten eine gleiche Fürsorge angedeihen zu lassen, wie diese 
sie in der deutschen Handelsmarine genieanm. Nur den Nachteil hat 
diese iH-stimnuinp;, dass die Gefahr der Verheimlichung der geschlecht- 
lichen Krkraiikuug damit unter UnLStänden wieder vergrossert wird. 
— Liegt ein Eutlassungsgruud im Siuue .des § 70 Ziff. 6 S.O. vor 
und macht der Kapitän von demselben Gebrauch, so bestimmen sich 
die Hechte des SchiflTsmanus nach § (39 Abs. 2 S.O. (s. oben S. 89), 
falls die Entlivssung nach Antritt der Reise erfolgt. ( Sex hiebt dies 
aber bereits vorher, so wird dem Srliiffsiimiine entsprechend <len all- 
gemeinen Uecht^regehi nur die bi^ zum Kntlas^juugstiige verdiente 
Heuer 2U2Uspreehen sein: vergl. § 44 S.O. und ob^ S. 96 ftlr den 
Fall, dass der angemusterte Schiffsmann den Dienst noch nicht an- 
getreten hat. I)a'je*:^en dtlrfte es kaum möglich sein, § 72 Abs. 1 S.O. 
liier anzuwenden, denn dieser setzt voraus, dass der Schiffsinauu ohne 
hereditigten Grand entlassen worden ist. 

Nach dem Wortlaute des § 72 S.O. sollen nun seine Bestim- 
mungen nur gelten für th'n Fall der Anhciiening für eine Reise, man 
wird diesen Parai^rapnen aber auch im Falle der AnlMMUMiin^' auf un- 
heötimmte Zeil anwenden können, wenn der Sclutismuun m einer Reise 
beordert worden ist. Dagegen gilt § 72 S.(). nicht fttr den auf be- 
stimmte Zeit aniieheuerten und gegen seinen Willen entlassenen Schiffs- 
mann, vielmehr wird hinsichtlich eines solchen ^ (Ho H.fi.B. y.nv An- 
wendung zu kommen liaben, d. h. der Schiffsmann wird, wenn nicht 
eine andere Vereinbarung getroffen ist, fttr die infolge des durch die 
einseitige Dienstentlassung bewirkten Verzugs des Rheders nicht ge- 
leistettMi Dienste die vereiid)arte VcrLTlitnnu' (Heuer. Heköstigung und 
Logis I vcrl.mtien ki'>iin<Mi, ohne zur Naclileistung verptliehtet zu sein. 
Nimmt ihn also der ivaintän vor den» Ablaufe des Heuervertrags nicht 
wieder in seine Dienste, so kann der Schi&inann die ganze verein- 
barte Henor nebst einer Entschäiligung fttr Kost und Logis fttr die 
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Zeit bis zum normalen Ende des Vertrags verlangen. Er wird sich 
jedoch ixemäss § 615 }].{',. 1). ih'u Wert desjenigen anrechnen lassen 
HiUsseii, was er infolgf (!<is Uiiterl)leibens der Diciiptleistuiig erspart 
oder durch anderweitige \ erweudung seiner Dienüt^ erwirbt oder üu 
erwerben böswillig unterlflSBt Einen Anspruch auf frdd Zurück' 
liefdrderung hat aber der auf bestimmte Zeit geheuerte Schitfsmann 
nicht (vergl. § 67 S.O.), weil ihm auch im Falle einer normalen Be- 
endigung des Diemitverhaltniääeö ein solcher nicht zusteht. Nur dem 
ifi daem deutschen Hafen geheuerten Schiflfonuuine wird man unter 
analoger Ausdehnung § 67 Abs. 2 Satz 3 S.O. und entsprechend 
der ratio legis einen solchen Anspruch zugestehen können (vergl. 

LOBWE S. 70). 

Die Ansprüche dess aus anderen als den gesetzlichen GriUideu 
vorseitig entlassenen Schiüismanns sind in der neuen Seemannsordnung 

wesentlich uni^'estaltet worden: § 72 S.O. gewährt nämlich dem fllr 
eine Reise geheuerten, also nicht notwendig auch angemusterten, Schiffs- 
manne, um den sonst zu besorgenden hUuiigen Streitigkeiten vorzu- 
beugen und um den Rheder vor unbilligen Ansprüchen, den Schiffs- 
mann vor ungerechtfertigten Ausfluchten zu schützen, einen Anspruch 
auT die Heuer für einen Monat unter Anrechnuri'i der etwa empfangenen 
Hand- und Vorschusstjelder, wenn die Reise noch nii ht angetreten ist ; 
nicht aber kann der Schiffsmanu ausserdem auch nocii die nach § 44 
S.O. schon verdiente Heuer verlangen. Ist der Betrag der dem Schiffii^ 
manne beatthlten Vorschuse- und Handgelder M:rüsser als die erste Mo- 
natsheuer, so muss dieser den MehrlM traij dem Kapitän resp. Rheder 
zurückerstatten. Das Gesetz geht hiebei davon aus, dass der Schirts- 
mann regelmässig innerhalb Mouatsfrist wieder in der Lage sein werde, 
eine neue Stellung zu bekommen. Die alte Seemannsordnung anderer- 
seits gewährte dem aus einem ungerechtfertigten Grunde vor Antritt 
der Reise entlassenen Schiffsnianne die etwa enipfangenen Hand- und 
Vor»chussgelder, soweit dieselben den üblicheu Betrag nicht Überstiegen, 
die Heuer für ein^ Monat aber nur dann, wenn Hand- und Vorschuss- 
gelder nicht gezahlt waren, otfeubar von der Voraussetzung ausgehend, 
dass die „üblichen" Hand- und Vorschussgelder dem Betrage einer 
Monatsheuer «rleiehkommen würden. — Wie sich aus ^ 72 Abs. 1 S.O. 
ergibt, kann der für eine Heise geheuerte bchitTsuuiuu unter keinen 
Umstftnden eine grossere Entschädigung Yerlangen, als dieser Absatz 
sie ihm zuspricht und dies auch dann nicht, wenn dem Rheder eine 
dolose Handlunjrsweise zum Vorwurf iremaclit werden kann. Die all- 
gemeinen Grundsätze des Bürgerlichen Gesetzbuchs können demnach 
Eier keine Anwendung finden. FOr den Schiffsmann hat dies den Vor- 
teil, dass er nicht den Nachweis eines durch die ungerechtfertigte 
Entlassung ihm erwachsenen Schadens zu erbringen braucht, dass er 
also die Heuer für einen Monat verlangen kann, auch wenn er sofort 
eine andere Anstellung findet und gar keinen Schaden erleidet. An- 
dererseits erhftlt aber der Schiffsmann auch nicht mehr, wenn ihm 
ein grösserer Schaden erwachst. Ich halte es deshalb für mehr als 
zweifelhaft. 'li'sc Bestinnnun?: wreehtfertigt if^t. Die .Vusführungen 
in den l^rotokoiieii S. 4ft3ö, weklie die Bestimnmng des § 72 Abs. 1 
S.O. als unbillig verwerfen, sind zum Teil recht einleuchtend und 

7 
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passen besonders für den Fall, wo der Rheder den Schiffsmann ohne 
je«len (»rund entlRsst, mir weil dies m seinem Vorteil ist. Dagegen 
ist zuzugeben, das» der Schiffsniaiui auf (iruud der ihm in § 72 Abs. 1 
S.O. gegebeneu Rechte besser gestellt ist, als er es nach den allge» 
niehien Grundsätzen wäre, wenn der Rheder den Schiifsiiuuin entlilsst, 
weil er ohne sein Verschulden zur Aufj;;ibe «der üiiter))re(liiiii^i der 
Reise gezwungen ist. Dass der Vertragsl)ruch des 8cliif fsiiüi uns 
nicht nur civilrechtlicli, sondern auch strafrechtlich geahndet wird, ist 
ohne Bedeutung fUr die Entscheidung der Zweckmissigkdit und Ge- 
rechtigkeit des § 72 Abs. 1 S.O., denn die Strafbestiuimungen sind im 
öffentlichen Interesse getroffen worden, aus dem Interesse heraus, dass 
eiti vertragsbrUcliiger Scliirtsmaun die Ladung und das Schiff selbst, 
wie auch die an Bord befindlichen Personen in Gefahr bringen kann. 
Es ist deshalb auch ungerechtfertigt, hier von einer «Klassengesebt- 
gebung** redeu zu wollen (vergl. l*rut. S. 4835 ff.). So komme leb 
zu dem Resultat, fh\ss es richtiger treweseti wäre, dem Antrag der 
Sozialdemokraten entsprechend, dem Schitfsmanue den Ansprucli aus 
§ 72 Abs. 1 S.O. zu geben „unbeschadet seines etwa weitergehenden 
Anspruchs aus § 615 B.G.B/, zumal da auch die R.Gew.O. in § 124b 
dem Arbeitnehmer einen ähnlichen Anspruch zubilligt. 

Ist die Meise bereits angetreten, m hat der für eine Reise ge- 
heuerte Schiffsmann ausser den ilim in Abs. 1 J; 72 S.O. gewährten 
Ansprachen noch den Anspruch auf freie Zurttckbeforderung (§§ 78 
und 79 S.O.) nach dem Hafen der .\usreise (vergl. aber § 60 S.O.). 
Dem Kapitän ist es indes.seii freigestellt, dem Schiffsmanne anstatt 
deiiseu eine angemessene, itu Streitfalle vom Seemauusiuute vorläufig 
festzusetzende Vergütung zu gewfthren. Verweigert der Kapitftn sowohl 
freie Xurüekbcförderung als eine angemessene Vergütung, so hat der 
Schiffsnumn demzufolge nur noch einen Aji^^i»! nch auf letzt*'re (vergl. 
Arhaham S. 84). Daneben ist dem Schiffsm ( lU' ganz abgesehen von 
der ihm nacli § 72 Abs. 1 S.O. zustehenden und der bereit.s ver- 
dienten, eventuell nach § 80 S.O. zu berechnenden Heuer, auch noch 
die Heuer für die nach § 73 S.O. zu berechnende mutma.ssliche Dauer 
der Reise naeh dem Rürkh(»fdrdernngshafen zu be/;i)ileii. Will der 
Schiffsmanu, eut4;egeu dem Willen des Kapitäns, niciit zurückbeförilert 
werden, so ftUt damit auch sein Ausprudi auf freie Rückbeförderung 
und auf Heuer für die nuitmius>liche Dauer der Rttf^reise fort (vengL 
Lo£\vF. S. 70). Nach der alten Seemann.sordnnng dagegen L'f'rührte 
dem Schiffsmanne, abgesehen von dem .Vijspnicli auf freie /linickbe- 
furderung, neben der verdienten Heuer noch die Heuer für 2 resp. 
4 Monate, je nachdem er in einem europäischen oder anssereuropäi- 
sehen Hafen entlassen wurde, jedoch nicht mehr, als er erhalten haben 
würde, wenn er erst nach Beendigung der Reise entlassen worden 
wäre. Die Dauer der Reise war grundsätzlich durch sachverständige 
Abschtttzung festzustellen , nur die Feststellung für Segelschiffe hatte 
im Gesetze selber (§ 6(i) Aufnainne gefunden; die.se konnte aber nur 
dann zur Anweudung gebrat lit werden, wenn nach dem Heuervcrtrnge 
die Kntlassung des Sebiffsnianns in einem deutsehen Hafen hätte er- 
folgen sollen. Ausstn iialb des Ueichsgebiets — anders alte Seemauns- 
ordnung § 71: im Aushiude — darf aber der Kapitttn einen Schiffs- 
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manu, sei er nun deut Imr Stiatsangehöriger oder Ausliluder, nicht 
ohne Genehmigung des Seemannsaiut^s ztirtklvl i^sfii. gleiclivu'l, oli der 
Kapitäu nach § 70 S.O. zur Entlassuug dcsselljeu berechtigt ist oder 
nicht: sog. .\bandouniereu des Schiffsmanns: § 83 S.O. Ist das See- 
mannsamt der Ansicht, dass im Falle der ZurUcklassung eine Flilfs- 
bedilrftigkeit des SchiflFsmanns zu besorgen ist, so kann es die Erteil- 
ung der Genehm i^iiiiij; davon al)h{lngig machen, dass der Kapitun gegen 
den Eintritt der Ilillsbediirftigkeit für einen Zeitraum bis zu drei Mo> 
nateD SichentelluDg leistet Nur dann ist diese Genehmigung nicht 
erforderlich, wenn der Schiffsinann mit der Zurilcklassung einverstanden 
ist, kein Srcmannsamt am Platze sich befindet und die Genehmigung 
eines anderen beemannsamtes olme Ver/ö-ierung der Heise nicht ein- 
geholt werden kann, — eine 13estiunuung, die der alten Seemamisord- 
nung § 71 unbekannt war. khet auch in dies^ Falle bidbt der 
Uheder für die aus einer etwaigen HilfsbedUrftigkeit des Schiffsmanns 
während der nächsten 3 Monate erwachsenden Kosten haftbar. Mit 
Strafe bedroht die Seemannsorduuug nun denjenigen Kapitäu, der, ab- 
gesehen von § 83 Abs. 2 S.O. , einen Schiffsmann ohne Genehmigung 
des Seemaunsamts „im Auslände" zurttcklSsst: § 113 Ziff. 4 S.O. Nicht 
strafbar macht sich also der Kapitän, wenn er einen Schiffsmann ohne 
die erforderliche Genehnii jiinj in den deutschen Schutzgel)ieten /nrilck- 
lässt, denu diese gehören imcii § 6 S.O. zum iulaud. Da sie aber 
nicht zum Reichsgebiete gehören, so ist auch hier zur ZurdckhiSBang 
die vorherige Genehmigung der zustiuidigen Behörde (vergl. § 6 S.O.) 
notwendig (vergl. auch oben S. 8()). 

Die Gründe, aus denen der Schiffsmann seine vorzeitige Ent- 
lassung verlangen kann, sind in der neuen Seemannsordnung um einige 
vermehrt worden. Da in 74 S.O., der diese Gründe aufzählt, nicht 
ausdrücklich vorgeschrieben ist, dass durch anderweitij^e Verein])aning 
diese GriUide abgeändert resp. noch weitere Eiitlassungsgrüude für (h'n 
Schitisuiaim festgesetzt werden können, so sind solche Vereiubarungeu' 
nach § 1 Abs. 2 S.O. ausgeschloss^ Bestritten ist es nun aber, ob 
§ 626 B.G.B, hier subsidiäre Anwendung finden kann, wie Lokwe 
S 1-J iH'hauptet. Anderer Ansicht P)ROdmann S. 531 , Leo S. :iH5. 
Jv.NiTscuKv S. 642. Zwar ist Loewe der Ansicht, dass weitere, aus 
den besonderen Verhältnissen des Schi&dienstes herzuleitende Rttck« 
trittsgrttnde für den Schiffsmann nicht zuzulassen seien, er ^'laulit 
aber, man müsse andere, hiermit nicht im Zusammenhang stellende 
Gründe, wenn sie wichtige im Spinne des § 6i?*> B.G.H. seien, al.s ver- 
tragsautiösende (richtiger: als zum Rücktritt berechtigende) behandeln, 
da die Seemannsordnung, wie aus der ganzen Anlage des Gesetzes und 
der Begründung des § 1 hervorgehe, die aus dem Schiit I i >ste sich 
ergebenden Rechtsverhältnisse erschöpfend regeln und rlas allgemeine 
bürgerliche Recht nur insoweit zur Anwendung bringen lassen wolle, 
als sie selbst keine Bestimmung treffe. Bei der Beantwortung dieser 
Frage ist natürlich von dem Spemalfalle des § 68 Abs. S S.o. abzu- 
sehen, wo dem Schiffsmanne das Recht gegeben ist, seine Entlasstinir 
zu fordern mit den für den Fall des § 74 Ziti. 1 S.O. vortreseheneu 
Wirkungen, wenn der Kapitän den vom SecmautLsamte zur Beseitigung 
der in § 58 Abs. 1 S.O. genannten ßeschwerdegraude getroffenen An- 

7* 
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Ordnungen nicht nachkouunt. Abzusehen ist auch von der Frage, ob 
die Verpflichtung zum Militärdienst dem Schitfsmanne das Recht ver- 
leiht, seine vorzeitige Entlassung /u verlangen, Ueuu aus der einfachen 
Erwägung, diiss die Erfüllung einer öffentlich-reehtlielieu Pflicht nicht 
durch priv.Uieclitliche Bestiuiiiiungen in Frage gestellt oder sogar ver- 
eitelt werden darf, er^;ibt sich, dass dem Schiffsmanne dieses Recht 
dann zugestanden werden niiiss. wenn er dem Beurlaubtenstande oder 
der Ersatzreserve angehört und uacli angeordueter Mobilmachung ernst- 
lich beabsichtigt, sofort in die Heiinat zurückzukehren, um seiner mi- 
litärischen Dienstpflicht zu genUgen. VoraussetzuniL' ist selbstredend, 
dass ilmi Awch die erforderliclu^n Mittel zu (jebotr -trhrii. Mehr als 
die verdiente lleuer wird er aber mit Rücksicht aut die iiier analog 
anwendbare Bestimmung des § 76 Abs. 2 Satz 1 S.O. nicht bean- 
spruchen können : vergl. v. König S. 463, 401. Würde der Schiffs- 
maun in diesem Falle also gegen den Willen des Kapitäns den Dienst 
verla-ssen, um seiner Militilrptticht zu genügen, so würde er sich nicht 
nur nicht einer Desertion schuldig macheu, sondern sogar dem (besetze 
gemäss handeln. Entsprechendes moss für alle Fälle gelten, in wel- 
chen die Erfüllung einer öffentlich-rechtlichen Pflicht des SchitTsinamis 
idir möiilich ist wenn er vom Heuervertrage entbuoden wird, inshe- 
^:üa^^ere flir diejenigen Fälle, in welchen es sich um die Krf'iillung 
einer öd'etitlicii-rechtlicheu Zeugnispflicht liandelt. Aus diesem Grunde 
möchte ich selfaet dann dem Schiifemanne das Recht zugestehen, seine 
F^ntlassung zu fordern, wenn er wegen Erreichung des militärpflichtigen 
Altei-s {ifliehtizeniäss zur Gestellung in die Heimat zurUrkkehren will, 
trotzdem er bei der Anheueruiig bezw. Anmusterung wusste, dusa und 
wann er sich zu gesteilen habe, am seiner Militärpflicht Genüge zu 
leisten. Er wird jedoch in diesem Falle die verdiente Heuer nur dann 
heanspnidien koimeti, wenn dem Kapitän resp. Rheder infolge der 
Entlassung kein Schaden erwuchst. Andernfalls kann diest r vom Schitls- 
manue vollen Schadensersat/ torderu, denn der Schiflsmaiiu Iconnte ja 
bei der Anbeuerung resp. Anmusterung die Daner des Dienstverhält- 
nisses beliebig festsetzen. Anderer Ansicht Loewe S. 72, v. Kökig S. 453. 

Nunmehr komme ich zum eigentlichen Kernpunkte der zu be- 
handelnden Frage! Kanu der Schilfsmauu ausser den in § 74 S.O. 
angegebenen Gründen seine Entlassung auch dann fordern, wenn ein 
wichtiger Grund im Sinne des § 626 B.G.B, vorliegt? Die Frage liegt 
hier insofern anders als in 70 S.O., als letzterer Panigraph, wie aus 
§ 72 S.O. hervorgeht, die Auflösung des N'ertratiS aus anderen als den 
in ihm angegebenen Gründen nicht hindert, sondern in eiuem soldieu 
Falle dem SchiffiBmanne nur die besonderen Hechte des § 73 S.O. ge- 
währt, während die erschöpfende Regelung der den Schiflsniann seine 
Entlassung zu fordern Itereeltiijitiden <irUnde in § 74 SO, bedeuten 
würde, dass bei einer schiiidlialien \ ertragsauflösung aus einem andern 
Grunde Bestrafung des SchitTsmauns einzutreten hätte. Die Motive 
S. 73 scheinen dafUr zu sprechen, dass § 74 S.O. nur diejenigen Grttnde 
als „wichtige" anerkannt wissen will, welche in diesem Paragraphen 
ausdrücklich namhaft gemacht .sind, allein die Motive für sich allein 
sind eben nicht entscheidend. Aus § 74 S.O. ergibt sich vielmehr nur, 
wie ich Lobwe zugeben uiu», dass aus den besonderen Verhftltnissen 
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rh'S >' hitfsrIiiMisti's Iierziileitende RUrktrittsprümle ansspr flon ausdrück- 
lich geiianutcu nicht zufjelassen werden sollen, nicht aber auch, dass 
„wichtige" Gründe im Sinne des B.G.H. ^ 626 nicht als zum Rück- 
tritt berechtigend angesehen werden dürfen. Anders als in § 70 8.0. 
möchte ich deshalb hier die sul)s!(liiire Anweudbariceit des § 626 B.G.B. 
zulassen. — Zu verneinen ist hicnach die zur Zeit «ler H«*rrf;chaft der 
alten Setiinauusorduuiig be><trittene Frage, ob der Scliitfsmaun, welcher 
idcli in Friedenszdten verheuert hat, nach Ausbrach des Krie^^es be- 
rechtigt ist, wegen drohender Gefahr seine Entlassung zu fordern. 

„Um niis<?ver?t,nndli 11 \iiff:issunf?en zu be^iegnen" (verjjl. Mo- 
tive zur alten Seeniannsoninunii S. 54), ist in § 74 Abs. 2 S.O. aus- 
drücklich bestinnnt, da.sH der Wechsel des Rhedei-s oder Kapitäns dem 
SchifTsmanne nicht das Recht gibt, seine Entlassung zu fonlem. (An- 
dere R G B. ^ 613, soweit derBheiter in Betracht kommt.) Diese Be- 
jrründmiij: der Motive ist insofern nnir»»naii. als der Wech^^el des Rheders 
dann einen £ntlassungsgrund für <leii SchifTsmann bildet, wenn der 
neue Rheder — er nun Allein- oder Mitrheder — ein Ausländer 
ist, denn dann verliert das Schiff gemILss §§ 2, 3, 13 Abs. 3 des Ge- 
setzes betr. das FlatTL^eiirecht der Kanffahrfeischiffe vom 22. Juni ISftV» 
«las Recht, die Reichstia^!;ge zu führen. Dii'ser Rücktrittsgrund recht- 
fertigt sich schon deshalb, weil der Schiffsmann, welcher sich für ein 
deutsches ScbifF vethenert bat, nicht für verpflichtet erachtet werden 
kann, auf einem irgend einer fremden Nation angebörigen und deren 
(iesetzen unterworfenen ScliifTe den Vertra«? zu erffllleii "iberdies er- 
heischt auch das nationale Interesse eine .solche Von^chrift (vergl. 
Motive zur alten Seemaunsordnung S. 53). Der Schiffsmann darf im 
Falle des Flaggenwechsels auch im Auslande gegen den Willen des 
Kapitäns den Dienst verlassen, ohne dass vorher eine vorläufige Ent- 
scheidung des Seeniannsanites erforderlieb wäre, da naeli Ansieht dc^ 
Gesetzgebers dieser Fall meist sehr klar liegen wird, soiUuss es kaum 
zu Streitigkeiten kommen dürfte. In allen andern Fällen dagegen niuss 
vor dem Veriassen des Dienstes eine solche Entscheidung lierb« {geführt 
werden, wenn der Kapitän sich weiirert. in die Aiiflösme^^ I»ienst- 
verhiiltnisses einzuwilligen, sofern da-s Schiff zu der uias!>gebenden Zeit 
sich im Auslände (vergl. § 6 S.O.) aufhält. Verlilsst der Schiffsmann 
den Dienst vorher, so ist der Kapitftn berechtigt, die Massregeln des 
§ 91 (vergl. § 34) S.O. gegen ihn zur Anwendung zn brinizen , der 
Scbiffsinann wUrde sich also disziplinarischen, ja sogar Strafmassr^eln 
aussetzen: § 95 S.O. im Itdande, zu dem nach § 6 S.O. auch die 
Schutzgebiete zfthloi, dagegen ist eine vorlftnfige Entscheidung des 
Seemannsamtes nicht vorgeschrieben. Nach der alten Seemannsordnung 
§ I l^am es. anders als in § 77 der nenen Seemannsordnnn>r , iiielit 
darauf an. oh der Kapitän die Entlassung verweigerte oder nicht, in 
allen Fallen der Flntlassuug des Schiffsmanns im Auslande war vielmehr 
eine vorherige Entscheidung des Seemannsamtes erforderlich. 

Was nun die weiteren, in § 74 S.O. aufgezählten, den Schiffs- 
niaiui seine Entlassnnir zu fordern l»erechtigenden Gründe anbelanirt, 
sü ist zunächst hervorzuheben, dass die Fälle in Ziff. 1, 4 und 5, wie 
auch der eben besprochene Fall in Ziif. 2 dieses Paragraphen , ohne 
Rücksicht darauf getroffen sind, ob der Schiffsmann auf bestimmte 
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oder uubestiiniute Zeit oder für eine Reise oder -iar tuf T.ebenszeit 
angeheuert ist, während Ziff. 3 § 74 S.O. nur für die Anheuerung für 
eine Reise in Betracht kommen kann. Im einaelnen ist folgendes za 
bemerken. Der SchilTsmaini kann seine EntlaaBung fordern: 

n Wonn sicli der Kai)itaii tnner scliweren Verletzung seiner 
rtiu htün gegen den S( hiffsmann, iiisbesoiideio durch Misshandluug oder 
Duldung solcher seitens anderer Personen der Schiffsbesatzung, durch 
grandlose Vorentbaltung von Speise und Trank oder durch Verab- 
reichttog verdorbenen Proviants schuldig macht. Dabei ist zu betonen, 
dass nicht jede Mi>sliaiullun<i seitens des Kapitfins oder Duldung 
solcher seitens audeiei- l'eisouen der Schitisbesatzung durch den Ka- 
pitän als schwere Verletzung seiner Pflichten gegen den Schiffsmann 
anzusehen ist, ebensowenig wie jede grundlose Vorenthaltung von Speise 
ujid Tranl< oder jede Verabreichung verdorbenen Proviants (vergl. auch 
I*rot. zur alten Seeiiiannsordnung 2(M)4>. Dass die Pflichtverletzung 
eine vorsätzliche sein müsse, wird aljer nicht verlangt, sie kann auch 
auf Fahrlässigkeit beruhen. Da die Vorenthaltung von Speise und 
Trank in den Fällen der §§ 57 und 91 S.O. vom Gesetze zugelassen 
ist, kann hier natürlich ein Rückt ritt.srecht des Schiffsmanns nicht 
ge^reben sein. In der alten Secinauasordnung nicht auftieführt als 
Beispiel einer schweren Verletzung der Pflichten des Kapitäns gegen 
den Schiffsmann war die Verabreichung verborbenen Proviants, es 
unterliegt aber keinem Zweifel, dass auch schon vor der neuen See- 
mannsordnung hierin ein RUcktrittsgrund für den Srliiffsniann zu er- 
blicken war: vei'gl. Abraham S. 34, anderer Ansicht woiü die Motive 
S. 74. Nicht als genttgender Grund zum Rttcktritt galt dagegen in 
der alten SeemannM)rdnung die Duldung von Misshandlungen seitens 
Personen der S( hit^sht satmng durch den Kapitän. Dieser Fall kam 
deshalb in die neue Seeniannsordnnng herein, weil die Schiffsleute, 
und zwar, wie auch von konsularischen Stelleu aus bestätigt wurde, 
nicht ohne Grund, darOber sich beschwert hatten, dass sie vielfiich 
durch andere Mitglieder der Schiffsbesatzung als den KapitAn, ins- 
besondere durcli Vorgesetzte im dienstlichen Verkehr misshandelt wer- 
den, ohne dass der Kapitän zum Einschreiten geneigt sei. Vergl. noch 
§§ 8'4 und III , 54, 56, 99, . 113, 113 Ziff. 3 und 114 Ziff. 19 S.O. 

2) Wenn nach Beendigung der Ausreise eine Zwischenreise be- 
schlnssL'u, oder wenn eine Zwisclieureise heendifrt ist, sofern seit dem 
Dienstantritte imh oder ein und ein halbes .Talir verflossen ist, je nach- 
dem das Sciiiff in einem europäischen 8'J S.O.J oder in einem nicht- 
europ&ischen Elafen sich befind^: § 74 Ziff. 3 S.O. Nach der alten 
Seemannsordnung § 61 wie auch nach §69 des Entwurfs stand dieses 
Kücktrittsrecht dem Schiffsnianne nur zu, wenn seit dem Dienstan- 
tritte zwei resp. drei Jahre verstrichen waren. Mit lUitksicht auf die 
Entwicklung der Dampfschiffahrt wurden jedoch die kürzeren Fristen 
des § 74 Ziff. 3 S.O. als vollständig aasreichend gewählt: vergl. 
Koniin -P.er. S. 52. Unter allen Umständen muss nun der St hiffsmann 
bis zur Beendigung der .Vusreisc im Dienste bleil)eii, wenn uielit 
auf be.stimmte Zeit geschlossener Heuervertrag bereits vorher abgelauleu 
(vergl. § 67 S.O.) oder sein fttr unbestimmte Z^t eingegangenes Dienstp 
verliAltnis nach § 28 Abs. 3 S.O. schon frtttier zu Ende gogangen ist 



Dlgitlzed by Google 



— 103 — 



Ist aber zur Zeit der ni'eiidi^uig der Ausreise der Vertrag? noch iü 
Kraft, &o kunu der Schitfsiuaan bei eiuer Keisedauer von mehr ab> 
ein resp. eineinhalb Jahren seine sofortige Entlassung fordern, wenn 
nicht unverzüglich die KUcIcnsise angeordnet, soudeni hesclilossen ^vird, 
jioclt e iTic Z wisch enrei so zu macheu (§ 75 Ziff. 2 S.O.). Diese Be- 
stniimun^' kann natürlich nur .Anwendung finden bezil^rlich des für 
eine Ueise geheuerten Schiffismanns; hat dagegen ein Schiffsmann auf 
bestimmte Zeit sich verpflichtet, so muss er diese Zeit hindurcli im 
Dienste verbleiben (§ 75 Ziff. 1 S.O.). Als Verheuerung auf ])estimmte 
Zeit wird es jedoch nicht angesehen , wenn rler Vei-tra^: iles Schiffs- 
mamis auf uabestiuuute Zeit lautet oder die allgemeine Bestimmung 
laithält, dass nach Beendigung der Ausreise der Dienst für alle Reisen^ 
welche mch beschlossen werden möchten, foitzusetzen sei. Trotz einer 
derartigen Verhenerung ist also der S( liii^'sni;nin In fiigt, nach dem 
Ablaufe von ein resp. eineinhalb Jahren vom Vertrage zurückzutreten. 
Dies wird nicht der Fall sein bei eiuer Verheuerung auf Lebenszeit, 
bei welcher der SchiÜbmann verpflichtet s^n wird, mindestens fünf 
Jahre im Dienste zu verbleiben (vergl. § 624 B.G.B.). Ans der Tat- 
sache allein, dass die Heuer in Rausch und Bogen hednnjren ist, folgt 
andererseits aber nicht olme weiteres die Beschränkung des Vertrags 
auf eine bestimmte Reise und der Ausschluss der Verptlichtung des 
Schiflfsniaiins, etwaigen Weisungen des Rheders in Betreff von Zwischen- 
reifien Foltie zu jrcbrn. P's ist wohl zulilssifi , die Verpfliclitun-r des 
Schiffsnianns. / wischen reisen mitzumachen, auszuschliessen, diese Klausei 
muss indessen ausdrUcklicii in den Ileuervertrag aufgenommen sein. 
— Ebenso kann der Schiffismann seine Entlsssung fordern, wenn nach 
Beendigung einer Zwischenreise bereits ein resp. ein und ein halbes 
.T;i1ir seit Seinem Dienstantritt verstrichen ist und (hv- Schiff nicht 
bereitij auf der Rückreise sich befindet resp. dieselbe nicht sofort 
angeordnet wird (§ 74 Ziff. 3 in Verbindung mit § 75 S.O.). 
Macht der Schiffsmann aber von seinem Rttcktrittsrechte keinen 
Gebrauch, so dauert der ursprüngliche Vertrag fort vcigl. R.G., 
Band 20, S. 187), eventuell tritt auch eine P>höhung v*mi Ileuf i und 
Rang ein (vergl. § 52 S.O.), — Hat der SchitTsmann auf lieMiuiiute 
Zeit sich verheuert, so kann er seine Entlassung nach allgemeinen 
Rechtsgrundsiltzen dann fordern, wenn eine ganz andere als die im 
Vertrage bezeichnete Rei^** -aMnacht werden soll, denn hierdiiKh wird 
der Vert rai;8g^eu8taud geändert und dies zu tun, steht keinem Kontra- 
henten zu. 

d) Wenn das Schilf nach einem Hafen bestimmt ist oder einen 

Hafen anlaufen soll, der schon zur Zeit dt i Anmusterung durch Pest, 
Cholera oder Gelbfieber verseucht war, sofern nicht dem Schiffsmanne 
bei der Anmusterung dieser Hafen und die Vei'seuchung mitgeteilt 
worden ist: § 74 Ziff. 4 S.O. Hat eine Anmusterung nicht stattgefunden, 
so muss der Zeitpunkt der Anlieu(;ning massgebend sein (vergl. § 13 
S.O.Y Da^s die Mitteilung <ies Hafens und seiner Vei-seticbun«.' dem 
S( hinsuiaune gemacht worden ist, hat der Rheder resp. Kaiiitän nach- 
zuweisen. Uebrigens wird mai| trotz des entgegenstehenden Wortlauts 
des Gesetzes von der Tatsache der Mitteilung dann ganz absehen 
mOssen, wenn der Schiibmann zur Zeit der Anmusterung bezw. An« 
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beueruiig weiss, dass der Hafen, welehen das Schiff nach der Angabe 

des Rhe<Ier8 oder Kapitäns aahiuten soll, verseucht ist. Die Richtigkeit 

dieser Auffassung vmht sir!t ;ius der ratio Icfii«. Di*' Srhwi.M-ifikeit 
wird liiehei aber dann liegen, dass der Rheder resp. Kapitän den lie- 
weis für die Iveuntuis des Schiffsmanns von diesem Umstände zu er- 
bringen hat Hat die Verseochung bereits aufgehört zu der Zeit, als 
der Sfliiffsmann von dem Kündipungsrechte Gebrau( ii inaclien will, so 
fällt (1*1 \n.spnich auf Entlassunji natürlich fort. Wird erst während 
der Ueisc beschlossen, einen nach Ziff. 4 § 74 S.O. verseuchten Hafen 
anzulaufen, so steht dem Schüfinuamie d«* Rttektritt frei, wenn dieser 
Hafen schon zur Zeit der Anmusterung resp. Anheuerung verseucht 
war. und dies auch dann, wenn dfr T?beder bezw. Kapitän damals nicht 
im Stande war, dem SrhitT?inmnne den Hafen und dcsson Verseuch- 
ung mitzuteilen. Darauf, oh tias Schiff schon zur Zeit der Aiiinuhter- 
ung resp. Anheuernng bestimmt war, des verseuchten Hafen anzu- 
laufen, kommt es also nicht an. Aber wenn der Rheder oder Kapitän 
bei der Anmusterung im Ileimatshafen keine Kenntnis von der Ver- 
seuchung hat, sind die Ansprüche des Schiffsmanns nicht so umfassend 
wie sonst (vergl. § 76 Abs. 2 S.O.). — Als yerseudit im Sinne des 
§ 74 Ziff. 4 S.O. gilt nun ein Hafen, in dmu ein Pest-, Cholera- oder 
nelbfielHjrherd vorhanden ist. Das Vorliandensein i'incs Cholerahcrde.«^ 
wird amtlich festgestellt (ver^l. die internationale Vereinbarung l)etr. 
Massregelu gegen die Cholera vom 15. April 1893). Einen Pestherd 
wird nun dann als vorhanden ansehen dürfen, wenn die Ein- und 
Durehführ von Waren und (lebrauchsfiiuenständen aus dem Hafen 
wegen Verseuchung mit Pest verboten oder bescliränkt wird auf (Irund 
der §§ 24 und 25 des Gesetzes betr. die Bekämpfung gemeingefähr- 
licher Krankheiten vom 30. Juni 1900. Hinsichtlich des Gelbfiebers 
ist ein solches Verbot nach §§ 1 und 24 des eben zitierten Gesetzes 
zwar auch möglich, allein in praxi wird von dieser Mii^'liehkeit eben 
kein Gebraurb gemacht rverirl. l'rot. S.4H4ntf. ). und man wird hier des- 
halb zu dem allerdings unsicheren Ke.sultate kommen, dass ein Gelb- 
fieberfaerd dann als vorhanden anzunehmen ist, wenn diese Seuche in - 
dein betreffenden Hafen nicht nur vereinzelt auftritt, soiub-rii bereits 
eine grössere .Vn!^dehnung erlangt hat. Im Streitfälle st^t die Ent- 
scheidung dem Seemannsumte zu. 

4) Wenn der Schiffsmann beabsichtigt, sich filr die Maschinisten-, 
Steuermanns- oder w^hiffer*prüfimg vorzubereiten oder eine ihm 
nachweislich angebotene Stellung als Kapitän anzunehmen, sofern er 
einen geeigneten Ersatzmann stellt und durch den Wechsel dem Schiffe 
kein .Aufenthalt entsteht. Ob der vorgeschlagene Ersatzmann geeignet 
ist, entscheidet im Streitfalle das nächste Seemannsamt: § 74 Ziff. 5 
S.O. Dieser Fall ist in der alten Seemannsordnung nicht enthalten, 
wohl aber war er bereits dem preii^^siscli Mi (li'-ft/c vom 2»». März 1864 
bekannt. Entscheidend für seine Nichtuuhiahnie in die alte Seemanns- 
ordnung war die Erwägung, dass es sich in den betretfendeu Fällen 
um Glieder der Mannschaft handle, welche der Regel nach als Steuer- 
mann oder sonstiger Schiffsoffizier eine auf besonderem Vertrauen be- 
ruhende Stellnni: •Minicbtnen und dass dem Rheder nicht statt einer 
von ihm oder dem Kapit^iu demgeinäss mit besonderer Sorgfalt aus- 
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gewählten Persönlichkeit eine andere :inf<redriingen werden dürfe (vei-gl. 
Motive zur alten Si'eni'ninsordnung S. 54). Diese I»(Hlenken sind in 
der neuen Seeniannsorüuuiig dudurch weggefallen, ünsa die Entscheid- 
ung darOber, ob der gestellte Eraatzmann die erforderlichen Quali- 
fikationen besitzt, im Streitfalle dem Seeinannsamte überwiesen ist. Ist 
für den Ersatzmann eine höhere Heuer zu bezahlen, als der entlassene 
Sehiffsmanu sie hatte, so werdeu die Mehrkosten von dem die Ent- 
lassung fordernden Schilfemanne zu ersetzen sein. 

Im Inlande kann der Schiffsmann, wenn er von seinem Rttck- 
trittsrechte Gehranch macht, ohne weiteres den Dien-t vprln^sen, ohne 
sich strafbar zu machen oder Disziplinannassregehi unterwerfen zu 
müssen. Iin .Auslände dagegen iiiuss er, vom i'alle des Flaggenwechsels 
abgesehen, bei Vermeidung von Strafe (vergl. § 95 S.O.) zuerst eine 
vorläufige Entscheidung des Seemannsamtes herbeifllhn» , wenn der 
Kapitün mit der Dienstaufgabe seitens (h.'s Schiffsmanns nir hf einver- 
standen ist, und zwar aus dem Grunde, weil der Schiüsmaun die 
Bücktrittsgründe des § 74 S.O. nicht nur als Vorwand der Desertion 
benutzen soll. Ist der Kapitän aber einverstanden, so kann der Schiüs- 
mann ancli im Auslände ohne weiteres das Schiff verlassen. Hieraus 
ergibt sicli, dass § H3 S.O. keine Anwendung leiden darf auf die- 
jenigen Fälle, in welchen dem SchitTsinauue ein Anspruch auf Ent- 
lassung zugestanden ist § 83 S.O. ist demnach nur dann anwendbar 
wenn der Kapitän von seinem Rechte Gebrauch machen will, den 
Schiffsmann von Bord des Schiffes zu bringen, sei es mui zwecks Auf- 
nahme desselben in eine Krankenanstalt, sei es zwecks detiuitiver Ent- 
lassung aus dem Dienste, wie auch dann, wenn der Kapitän ihn ohne 
solchen Grund entlftsst. Ob der Fall des | 77 S.O. vorliegt oder der 
des § 83 S.O., kann natürlich nicht den Parteien zur Entscheidung 
überlassen bleiben, diese ßntsclieidung liegt vielmehr in den Händen 
des Seemamtsamtes. 

Beim Schweigen der Seemannsordnung hat die Ausübung des 
Rücktrittsrechtes durch den Schiffsmann nach den R^eln des Bürger» 
lirhell Gesetzbuchs, d. h. durch Erklärung gegen"ther dem Rheder zu 
erfolgen (vergl. 349. tT. R.G.Tl.). Ueber die nähere Begründung 
s. oben S. 28 H. Der KapiUiii kann dem S( liitfsumnne eine angemessene 
Frist setzen zur Ausübung dieses Rechts. Wird von diesem Rechte 
kein Gebrauch gemacht, so befsteht der Vei tra;,' fort, insbesondere liegt 
also im Falle der Ziff. 3 § 74 S.O. nicht der Abschlnss eines neuen 
Vertrags vor, der mit dem früheren identischen Inhalt liat (vergl. R.G., 
Band 90 S. 187) Abgesehen davon wird man aber verlangen dürfen, 
dass der Schiffsmann seinen Ansprucli auf Entlassung sofort geltend 
macht, denn sonst hätte er immer eine Waffe gegen den Rheder resp. 
Kapitän und köimte so lange mit seiner Uücktrittserklärung warten, 
bis solche diesen Personen recht unangenehm werdeu könnte. Dies 
ist von Wichtiglceit natürlich nur dann , wenn dem Rheder resp. Ka- 
))itän der Rücktrittsgrund nicht bekannt ist. Jedoch wird man dem 
Schiffsmanne das Znirestündnis machen dürfen, dass er erst in einem 
solchen Hafen die Rikktrittserklärung abzugeben verpflichtet ist, in 
welchem ihm die Möglichkeit gegebeu ist, neue Arbeit m finden. — 
Ist der Schiffsmano noch nicht angemustert, so darf er beim Vorliegen 
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eines Rücktrittsmuiules die Anmustcruug verweigern, ohne sich 
iiacli % 107 Ziff. 8 S.O. Strafbar zu machen. Ist er bereits aoge» 
iimstert. so kann er nicht geniftss § 33 S.O* zur Diensterflillaiig ge- 
zwungen werden. 

Fordert der Scbiti'ämaun seine tintlassuug aus einem der in Zill. 1 
und i % 74 S.O. erwilhnten Grfinde, so stehen ihm nach § 76 S.O. 
ilie Ueclitc des i; 72 S.O. zu und zwar ohne Rücksicht darauf, ob er für 
ilie Heise oder auf l)estinnnte oder ini bestimmte Zeit angeheuert ist, 
trotzdem >^ 72 S.O. sonst nur für den für eine Heise anueliener- 
ten Schiflsmann gilt. In den übrigen Fällen des § 74 S.O. dagegen 
kann der Schiffsniann nicht mehr als die verdiente Heuer beanspruchen, 
insbesondere hat er also k(?inen .Vnsprucli auf freie Zurückhetorderung, 
es .sei denn, diiss im Falle des § 74 Ziff. 4 S.O. der Hlicder, sein 
Vertreter (§ 12 .\bs. 2 S.o.) oder der Kapitän l)ei der Anmusterung 
im Häniatdiafen. oder der Kapitän in einem andern Hafen von der 
Verseuchung Kenntnis liatten, mag nun der verseuchte Hafen von .Vn- 
fang au (»der ei'st nachtrüglicli als Hestimmnntrs- oder Anlaufehafen 
bezeichnet worden sein. Dnss dies der Fall ist, muss der Schiffsmann 
naibweifien. Gelingt ihm dieser Nachweis, so stehen ihm die Rechte 
des § 7S S.O. zu, ebenso wie in den Fällen des § 74 Ziif. 1 und 2 S.O. 
Stellt sich aber im IVo/css heraus. da>s der Schiffsinann Icein Recht 
zum l{ücktritt hatte, so hat er dem Rheder vollen Schadensersatz 
zu leisten: Vertragsbruch iles Srhif fsmanus: vergl. insbe- 
sondere §§ 93 ff. S.o. — Der Gnuui für die verschiedene Behand- 
lung der Fälle des % 74 S.O. ist der, dass bei Ziff. 1 und 2 dem 
Schiffsmaniie olnie sein Zutun ein berechtigter (irund zum Rücktritte 
gegeben wird, während bei Zif^". M bis 5 ans nillj'jkeitsrücksirhten 
nicht von ihm verlangt wird, den \ ertrag einzuhalten, falls er dies in 
seinem Interesse findet. 

Kündigt endlich der Schiffsmann das Dienstverhältnis auf (irund 
des i)2<^ lÜi.I?.. so kann er •'etnäss H28 H.G.H. einen seinen bis- 
herigen LfisluiiuiMi ei)*s]MiM lieiulen Teil der ihm veitra;i..smä.'<sig zu- 
stehenden Vergütung vi i liiii;.;en. Lokwe S. 75 gewäliit ihm ausserdem 
unter Berufung auf § 688 Abs. 8 B.G.B. einen .\.nspnich auf Enatz 
des durch die Aufbei)ung des Dienstverhältnisses entstehenden Schadens, 
wenn der Rücktritt dnrrb vertiajfswidriges Verhalten des Kapitäns 
resp. Rhe<lers veranlasst ist. Dies kann meines Erachtens nur für den 
auf bestimmte Zeit geheuerten Schiflinnann gelten, denn aus § 72 8.0. 
^IRibt sich, dass dem für eine Reise geheiuM ten Schiffismanne im Falle 
><eiiier nn'jererhtferti<j'teii Entlassung unter k«Mnen Umstilnden weiter- 
gehende .Ansprüclie zustehen sollen als sie 5^ 72 S.O. ilim /u>|nMcht. 

kann doch keinen Untej'schie<l ausim\chen, ob der Ivupaan den 
Schiffsmann ohne jeden Grund entlftsst oder ob der Schiflfsmann wegen 
vertragswidrigen Verhaltens des Kapitäns seine EntlassiWg fordertl 
Ich konnne deinnaeli /u dem Hesnltate. dass der für eine Reise ge- 
heuerte Schiffsinunn keine grösseren als die in 4? 72 S.O. genannten 
.VnsprOche gegen den Kapitän resp. Rheder geltend macheu kann. 
Diese Ansprüche muss er «ilter geltend machen können, ohne dass er 
/UV Litpiidienin-j: sein* - Scliailens verpflichtet wäre. Nimmt der Schiffs- 
mann dagegen seine Entlassung, ohne durch vertragswidriges Verhalten 
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des Kapitäns re^p. Rheders dazu veranlasst zu sein, Jiber doch aus 
einem wichtigen Gruude im Siune dci^ ^ 62b B.G.B., so steht ihm ein 
Anspruch auf die nach §628 Abs. I Satz 1 B.O.B. ihm gebührende Ver- 

(rUtung insoweit nicht zu, als seine hisheri{;en Leistungen infolge der 

KüiKliirnii'j für den Kapitfln resp. Rheder kein Intcresst^ liaben. Vor- 
khüäsu über den betrag der verdienten Heuer hinaus siud zurtlclczu- 
erstatten. 

Wie die Anmusterang den Abschluss des Heuervertrags voraus* 

setzt, so setzt dir Abmusterunp voraus, dass das Dienstverhältnis zu 
Fndt' üo^raiiiren ist. Die Abmusterung besteht nath § 18 S.O. in der 
Verlautbarung der Beendigung des Dienstverhältnisses seitens des 
Kapitäns und der aus diesem Verhftltais ausscheidenden Mannschaft 
vor einem Seemannsamte. .Vus die^ser Bestimmung folgert Lewis S. li>l 
mit Unrecht, dass die .iufliebunp; diircli Vrrrni; erfolpt sein müsse 
und Rihrt x.ur Begründung seiner Au'^irlit au, der „Parai;rapii spreche 
von der \'erlautbarung der Beeudigaug des Dienstverhältnisses seitens 
des Schiffen und der SchiffiBmaniisdiaft''. Ich gestehe offen, dass ich 
in diesen Worten mit dem besten Willen nicht einen Grund für seine 
sonderbare Auffassung? finden kann, eine Auffassung, die den Zweck 
der Abmusterung zu vereiteln nur zu geeignet ist. Meines Eracbteus 
zeigt sich die Abmusterung gerade in den Fällen der einseitigen Ver- 
tragsaufhebung in ihrer vollen Bedeutung: Sie ist voi^escbrieben im 
öffentlichen wie im privaten Tiiterpsse und bezüglich dt s letzteren hier 
allein interessierenden Punktes erhalt das Seemauusa m( dinch die Ab- 
musterung ja Gelegenheit, von den gegeuseiligen .insprüchen der 
SchifÜBleute und des Kapitäns sich Kenntnis zu verschaffen und Strei- 
tigkeiten derselben beizulegen oder zu entscheiden (Motive zur alten 
Seemannsordnung S. 38 ff.). Ich kaim anrli nicht vei-stelion. wie die 
Vornahme der Anmusterung nach .Vhschluss eines jeden Heuerveitrags 
vorgeschrieben sein sollte, wenn die Abmusterung, deren Bewirkung 
ein geordnetes Wirken der Seemannsäinter erst ermöglicht, nur bei 
vertratrfüiülssiger Beendigung dieses Vertrages stattznfiiKlen hätte. .Vuf- 
fallend ist es. das«; die gesamte Literatur auf diese Frage bis jetzt 
noch nicht eingegangen ist. 

Zum Schlüsse dieses Paragraphen soll noch Stellung genommen 
werden zu der Frage, ob die formelle Abmusterung eine Aufhebung 
des Diensvertrags iM L'nliidet. Enhkmann S. 116 ist der Ansicht, da.ss 
die Abmusterung ein selbständiger Aiifhebungsgi-und nicht ist, anderer 
.Ansicht sind .Vbbauam S. 31 und Lüewk S. 25. Der Wortlaut des 
Gesetzes (§ 18 Satz 9) spricht fttr ENBBKAmr, dam es ist dort ge- 
sagt, dass die -\binustemng erfolgen müsse, sobald das Dienstverhält- 
nis beendigt sei ; allein im Falle einer ohne vorhersiehende VtTtrags- 
beendiguug vorgenommenen .Vbmusteruug muss man doch sageu, dass 
die Parteien damit zugleich auch Ton ihrem Vertragsverhältnisse ent* 
biindeti sein wollten, dass in dem Augenblicke, da sie zur Vornahme 
der Abmusterung vor dem Seemannsamte sidi ciiifaiideii. eine still- 
schwei^'(mde, vertrairsmässim' lieendigung des Dienstverhältnisses statt- 
gefunden habe. Nicht die Abmusterung als solche bewirkt also die 
AufUisung des Dienstverhältnisses, sondern die in ihr liegende still- 
schweigende Vereinbarung der beteiligten Parteien. 
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Wie die Ammistüruiij^ . ist ancM die .\i)Uiusterung von Kiii- 
tlutis auf die aus dem Beuervei trage eiitöpviugendeu Rechte und 
Pfliditeii des Rheders und des ScIiifibmaonB: So darf der SchiifS' 
niann vor der Ai»niusterung ohne Krlaubnis des Kapitäns oder eines 
Scliiffsoffiziors das Schiff nicht verlassen (§ 34 Ahs. 3 S.O.). so er- 
streckt sich die Verptlichlung des Rheders zur Gewährung von He- 
kostigung und Wohnung grundsitslich his zur Abmtisterung (§§ 54 
und 55 S.O.). Vergl. ferner § 46 S.O. Uber die Auszahlung des 
Heuerguthabens. 
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§ 7, 

Üesouderlieiten d^s Heuervertrags der ijclüffs- 

ofGziere. 

„Auf die Schiifäoffiziere finden die für die SchifTsmanii- 
schaft oder den Schiffsmann geltenden Vorscliriften Anweaduog, 
soweit nicht ausdrucklich ein anderes festgesetzt ist" 
Nach dieser wichtigen , in § 3 Abs. 2 8.0. cothalteueu Bestini' 
mung gelten also alle bisher Uber den Heiiervertrag des Schiffsmanns 
i^emachten AiisfUhrun<X(!n aucli für das DieiLStverhnltnia der Schiffs- 
ufh/iere, soweit nicht this Üesetz eine Abweiclmnu hievon statuiert, 
Aufgabe dieses Paragraphen wird es deshalb sein, nach einer kurzen Aus- 
ftthning aber den Begriff des Schiffsoffiziers diese »ausdracklichen* 
Festsetzungen der Seeniannsorduung anzuführen und zu besprechen. 

Weder das Handelsgesetzbuch, das die Srhiffsoftiziere in den 
§§ 481, Ö17, Ö18, 522 und 685 erwähnt, uoch auch die Seenianns- 
orduung vom 27. Dezember 1872, die in den 3, 47, 52, 84, 96 
und 102 von denselben spricht, geben eine Definition des PieL- litis des 
Schiffsoffiziers. Erst die n«ue Seemanusordnunfj hebt di - Sc hilfsoftiziere 
mit Rücksicht auf ihre dienstliche und soziale Stelliui-j; aus der Schiffs- 
maiiuschatt heraus und schiebt sie im GegensiU/e zur alten Seemanns- 
ofdaung als eine besondere Gruppe der SehiffsbesatKung zwischen Ka- 
pitän und Schiffsmannschaft ein. Sie folgt jedoch nicht der von der 
Literatur zur alten Seemannsordinni'-r iillueinein angenommenen Be- 
griffsbestimmung, wornacli als Scbiffsolhzier derjenige anerkannt wurde, 
welcher auf dem Schiffe ein Kommando führte, welcher auf dem Schiffe 
mit einer gewissen Dienst- oder Kommandogewalt ausgestattet war 
(vergl. >' I.Kwis S. 18'», Uoyrns S. 450. Schaps S. 159, Motive zur 
neuen Seemauusurdnium S. 57). sie rechuet vielmehr in § 2 .\I)s. 2 /u 
den Schiffisoffizieren nur diejenigen zur Unterstützung des Kapitän» in 
der FQhrung des Schiffs bestimmten Angestellten, welche zur Austtbung 
ihres Dienstes eines staatlichen UefähigungsnadiweiBes bedürfen. In 
Satz 2 dieses Absatzes fUgt sie aber bei . »lass ausserdem auch die 
Aerzte, Proviant- und Zahlmeister als Schittsoftiziere „gelten", d. h. 
die Rechte und Pffichteu von Schiffsof^zieren haben sollen. Schiffs- 
oftizier im Sinne der Seemannsordnung ist also, ganz ohne Rücksicht 
auf die von ilini >j:enilirte Anitsl)ezeichnun|i. nur derjenige Angestellte, 
welcher dazu berufen ist, den Kapititn in der i ühnuig, Leitung des 
Schiffes zu unterstutzen. Diese Aufgabe besteht in der Leitung des 
Decksdienstes, insbesondere von der KommandobrQclce aus, und bei 
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Dampfern auch in der Leitlinie der Maschine: verfxl. Motive S. 38. 
Dies eine Erfordernis genügt aber noch nicht , es imi^s nodi dazu 
koiuwen, dass die Befähigung zu den eben erwähnten Arbeiten durch 
eine staatliche Prüfung nachgewiesen ist. Bilit der HinzufUgung dieses 
zweiten MoiiuMits Inv-weckt die Seeniannsordnuug, den Anschauungen 
der Scliiffiilii tskieisf eiitspie* ht ud, den Rang und die Befugnisse als 
Schiffsoftizier einem engeren Kreise von Personen vorzubehalten, deren 
dienstliche Stellung ein solches Mass von Verautworllichkeit und Bil- 
dung verlangt, wie es nur von denjenigen errncht zu werden pflegt, 
welche die Befähigung dazu durch eine staatliche Prüfung dargetan 
haben. Unter anderem werden durch diese Begelniijr die s()«r. Bestirnte 
auf den kleineren Segeischitieu von der Gruppe der Öchitfsottuiere 
ansg^chlossen. Beide Erfordernisse dagegen liegen vor hei den Steuer» 
leuteu und Maschinisten, die nach § 31 Al)S. 1 R.Gew.O. über den 
Besitz der erforderlichen Kenntnisse durcli l-Iii Bcfähifiuntxszon'^uis dor 
zustiiiidifzcn Verwaltungsbehörde sich auszuweisen habsn. Die auf 
Grund dieses Nachweises erteilteu Zeugnisse gelten für das ganze 
Deutsche Reich. In Abs. 2 dieses Paragrai)hen ist die Erlassung der 
Voi-schriften über den Nachweis der Befähigung dem Bundesrat vor- 
behalten worden, der denn auch allmählich folgende Bekanutwacliungen 
hat ergelien lassen, durch welclie mehrere bereit« frUher erfolgte Ver- 
orduungeu ausser Kraft gesetzt worden sind: 

1) die Bekanntmachung betr. den Befähigungsnachweis und die 
Prüfung der Maschinisten auf Seedanipfschiff«! der deutsdken 

Handelsflotte vom 16. Oktober 1902; 

2) die Bekanntmn'linnLf bt fr Oesetzuiifz; der Kauffahrteischiffe 
nut Kapitänen und Schirtsuth/ieren viiin 16. Juni 1903; 

3) die Bekanntmachung betr. den Befähigungsnachweis und die 
Prüfung der Seeschiifer und Seesteuerleute auf deutschen 
Kaufifahrteischiffen vom 16. Januar 1904 und 

4) die Bekanntmachung betr. die Besetzung der Seefischerci- 
fahr/en^'c mit S(!hiffsführern und Maschinisten vom 5. Mai 19<»4. 

Ein weiterer He;,^ritl als der des Schiffsoffiziere ist der des „V^or- 
gesetzten" oder „Uienstvorgesetzteu" in den 3 und 34 S.O. Dieser 
BegiifT nähert sich sehr dem des Schifisoffiziers der alten Seemanns- 

ordnung, ohne jedoch identisch mit ihm zu sein. Vorgesetzter ist 
nämlich jeilHi-, der innerha]!' s «inc^ Dienstzweiges den ihm uuteratell- 
ten Schitfälüuten Befehle zu erteilen berechtigt ist. Diese Vorgesetzten 
werden vom Kapitän bestimmt und sind durch Aushang bekannt 
zu machen. 

Nunmehr kann auf die Abweichungen des Heuervertrags des 
Schiffsoftizieifj von dem des Schiffsmanns eingegangen werden. Die alte 
8eemaunsordnnng enthielt hierüber, soweit die auch hier allein zu be- 
sprechende privatreehtliche Seite des Heuav^ragB in Betracht kommt, 
nur die eine Bestininmng, dass das Beschwerderecht wegen Seeuntttch- 
tigkeit des Si ttiffes oder wetien ungenügenden oder verdorbenen Pro- 
viants jedem einzelnen 8cliitist»tri/ier zustehe: vergl. § 47 der alten 
Seemauusordnung nut dem die gleiclie Bestimmung euthaltenden ^ 58 
der neuen Seeinanusonlnung. Wenn die neue SeemannsordnuDg es hei 
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dieser einen Abweichung unrh nicht bewenden lässt, so ist dofli zu 
hetouen, dass die wichtijjsteii Hestiniinnngen über die privatrerhtli( he 
Seite des Heuervertrags, insbesondere die Voiiächrifteu über Heuer- 
z&hlung) die Ansprüche auf Verpflegung und Heilb^andlung in Krank- 
heitsfiUlen, fUr die Schifl'soffi/iere genau ebenso gelten, wie fQr die 
Schiffsmannschaft. Im ein/ehien ist nun ahor zu !i»;merken: 

Bei den bt-sonderen Verabredungen mit Schirt.softizifren kann die 
tlintraguug in die Musterrolle auf die Wiedergabe des weseutlichen 
Inhalts dieser oft sehr ängehenden Verabredoi^pHi beschrttukt werden, 
um die Musterrolle nicht mit der wörtlichen Wiedergabe derselben m 
belasten. 

Wie der hchiüsmauu ist mitürlich auch der SchiSisot'tixier ver- 
pflichtet, in Ansehung des Schiffsdtenstes den Anordnungen des Kapi- 
täns unweigerlich Gehorsam zu leisten und zu jeder Zeit alle fUr Schiff 

1111(1 Ladung ihm übertragenen Arbeiten zu verrichten, auch wenn der 
lietretlende Dienst zu den übliegenheitrn eines 8chitt'smanns geliören 
oder vertragsmäaxig von einem andern Sciiiffsoftiziere zu verrichten 
sein warde. Ob ein Schiffsoffizier verpflichtet ist, den Anordnungen 
eines andern Schilfsoffiziers in der von § 34 S.O. bestimmten Weise 
(ielioi-sani zu leisten, bestimmt sich nach den vom Rheder oder Kapi- 
tän getroffenen besonderen Feötset/ungen, die das dienstliche Verhält- 
nis der Schiffsoffiziere untereinamler, insbesondere das Verhältnis zwi- 
schen Offizieren verschiedener Dienstzwei^e zu regeln bestimmt sind: 
§ 3 Abs. 3 S.O. Kraft zwiiii^'t-iidrii Rechts ist jcdocli auf Danipfscliiffen 
während der Ausübung des Wachtdienstes der waelithabende Mascliiuist 
dem wachthabeudeu Steuermann insufern untergeordnet^ als er die von 
diesem nach der Maschine gegebenen Befehle auszufahren hat. 

Kbenso wie der Schiffsmann darf auch der Schiffsoftizier ohne 
Erlaubnis des Kapitiliis das Schiff bis zur Abmusterung nicht verlassen. 
Der Kapitiin kmui natürlich das Recht der Urlaub.serteilung dem einen 
oder audern Schiffsoftizier delegieren, sei es nun allgemein, sei es nur 
fttr einen Spezialfall. So ist es möglich, dass ein Schiffboffizier bei 
einem andern Schiffsoffizier um Urlaub nachzusuchen hat, wenn er an 
das Land zu gehen wünscht. 

Die Vorschrifteu des § 35 S.O. über die Arbeitszeit des Schitts- 
manns an Werktagen im Hafen oder auf der Rhede leiden auf die 
Schiffsoffiziere keine Anwendung, denn diese müssen nicht nur auf 
liolicr Set', sondern nu(h im Hafen, wo sieh -gerade die von den ein- 
zelnen ( Mtizicrschar^'cn zu erle<liir(Mid«!ii < iesi hatte /ji^aiunuMidrUngen, 
dem kapiuin in höherem Mahse zur Verfügung stellen. Anderereeits 
erfordert das offimtUche Interesse gebieterisch, dass die Schiffsoffiziere 
während des Aufenthalts im Hafen oder auf der Rhede nicht so über- 
anstrengt werden, dass sie bei der Weiterfahrt nicht mehr im Stande 
siud, ihre Pflicht voll und ganz zu erfUlleu. Man deuke nur au den 
Zusammenstoss der „Crathie" mit der »Elbe*, der dadurch verursacht 
wurde, dass der wachthabende Offizier des englischen Sthifles vor 
reberniüduiiLi infolge zu anstrengenden Dienstes im letzten Hafen cin- 
geschlalen war! Diesem (iesichtspunkte Heehniin.: Iragend. bestimmt 
die Seemannsurdiiung in § 35 Abs. 2, dass den Schit&oftiziereu im 
Hafen oder auf der Rhede eine Ruhezeit von mindestens 8 Stutulen 
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iunerhalb jeder 24 Stunden zu gewähren sei. Diese Iliihe/eit hraurht 
uiclit aul uiiieu ivuleudertag zu ^Ueu, sie luu^s al»ei' iuuerlialb jeiiei 
auf das Eiotreffen des Schilfes folgendea a48tlbidigett Zeitrttttine ge- 
währt werden. Der Entwurf hatte mit Rücksicht darauf, dass tlie Ma- 
sfltiiii^ti'ii wahrend des Stillelicj^t'iis des Schitfes im Ilafeii von selbst 
eine au^reicliende Iluhepause zu iidben pHegeu, ditöie Bestimmung nur 
auf die mit der Ueberwachung des Ijöscheus und Ladens betrauten 
Offiziere des Decksdienstes angewendet wissen woUeu, die Kommission 
dehnte sie jedoch, um ganz sicher zu gehen , auf sämtlidie Schiflb» 
offuiere aus. 

Die Arbeitszeit auf See ist für die SchitTsoffiziere iu dei-selbeu 
Weise geregelt wie für die Schiffsmannschaft, grundsttbslicb haben also 
auch die Scluftoffiziere Wache um Wache zu gehen. Nur für did 
Maschinisten wird 'I m Dit if^t Itci Danipfschitfen in transatlaiiti.^ther 
Fahrt in drei Waclieii eingeteilt, hin Ünterscliied zwisclien der Ver- 
ptiicbtuüg der SchiiTsmantischaft und der der SchitTsofli/iere zur Leist- 
ung von Diensten auf hoher See besteht aber dennoch, denn, w&hrend 
der Bundesrat von der ilim in § 36 S.O. eingeräumten Befugnis, zu 
bestimmen, unter welchen Umständen, abgeselien vou der Vorschrift 
des § 36 Abs. 2 S.U., eine Mauiiscliaft iu mehr als zwei Wachen zu 
gdieu hat, hinsichtlich der Schiffsmannschaft keinen Gebrauch gewacht 
hat, bestimmt die Bekuuntioachung betr. die Dreiteilung des WacUt- 
dienstes auf Kauifahrteisiliitfeii vom IC». Juni 1903, dass auf l'ussa^iier- 
dampfeni in traii.satlaiili.s( her Fahrt, welche mehr als 2UU Reisende 
Uli iioid iiabcu und eine Durchschuitt^eschwindigkeit von mehr als 
19 Knoten besitzen, der Dienst fllr Schilfitoffiziere auf Deck — der 
der Maschinisten ist es ja schon auf Grund des § 36 Abs. 2 S.O. — 
in drei Wachen einzuteilen ist, soweit nicht die einzelnen Wachen mit 
mehr als einem Oftizier besetzt werden. — Im Ubrigeu ist die Arbeits- 
zeit der Schiffiaoffiziere genau so geregelt wie die der Schiffinnannschaft. 

Hiitöichtlich der Vergütung für üeberstundenarbeit (vergl. 35 
Abs. 3 und 37 Abs. :? S.O.) hestiiiimt ^ 40 S.O., dass eine solche 
Ver^iUtunir mii' dann zu ^^ewähreu sei, wenn der Ileuervertrii*? des 
Schitisofliziers eine auadriickliche Bestimmung über den üebei"stundeu- 
lohnsatz enthalte. ' Der Schiffsoffizier kann also fllr eine die normale 
Arhf it>/eit Überschreitende Dauer seines Dienstes im Hafen oder auf 
der Rhede, sowie filr die von ihm an Sonn- und Festtagen ireleistete, 
nicht zur Sicherung des Schities in dringender Gefahr erforderliche 
xVrbeit eine besondere Vergütung nur dann fordern, wenn eine solche 
zwischen ihm und dem Rheder ausdrücklich Tereinbart worden ist. 
Die „normale" .Vrbeitszeit des Schiffsoffiziers im Hafen oder auf der 
Rhede betril^'f ntin mIm t strenti trenomiuen - nicht wie des Schiffs- 
mauus lu rcsp. » öiuaden, sondern 16 Stunden, wie aus § 35 Abs. 2 
S.O. hervorgeht, wo die RuhefNiuse des Schiffsoffiziers auf mindestens 
8 Stunden festgesetzt ist. Mit Rikksi( ht darauf, dass diese Arbeitszeit 
wohl kaum je dfierschritten werden wird, mit Rücksicht ferner darauf, 
dass § 4<> S.O. die Vorschrift des § 35 Abs. 3 S.O., welcher von 10- 
resp. Sstüudiger Arbeitszeit spricht, mangels anderweitiger Vereinbarung 
fUr unanwendbar erklärt, möchte ich mich indessen dahin entBchliessen, 
dass als Üeberstundenarbeit dem Schiffsoffizier die ttber die Dauer 
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von 10 oder 8 Stunden hinaus j^'t'leistete Arl)eit zw vergüten ist, tinter 
der Vürauüöetüuug, da^s der ileuervertrag die Ikätiniraimg enthält, der 
Schiffsoffizier sei fUr Ueberstundeuarbeit /u bezahlen, und dass eine 
Vereinbarung Uber die Dauer der „nomialen* Arbeitszeit nicht getroffen 
ist. — Der Entwurf wollte kraft zwingenden llechts den Schitfsoffi- 
zieren jeglichen Anspruch auf Ueberstundenlohn versagen, da es nicht 
der sozialen Stellung der Schiffsoftiziere entspreche, eine dos regel- 
mftflsige Mass überschreitende Arbeifsleistung stundenweise besonders 
veiglUet zu erhalten (Motive S. 57). Infolge der in der Kommission 
hicL't'L'"!! vorixehrachteii Bedtinktüi , die insbföoudere die Lage der in 
der mittleren und kleinen Schiffahrt augestellten Schiffsoffiziere be- 
trafen, beschlüss diese aber, eine anderweitige Vereinbarung zuzukssen 
(▼eigl. Bericht S. 84 ff. ; Prot. S. 3863 ff.). Der weitergehende Antrag, 
zu bestimmen, dass die Ueberstundeuarbeit den Sdiiffsoffizieren ebenso 
vergütet werden solle wie der Schiffsmannschaft, wurde abgelehnt 
wegen der hieraus resultierenden Gefahr für die an Bord unbedingt 
erforderliche Disziplin und wegen der schlechten Erfahrungen, die man 
in Norwegen — dem einzigen von allen Seestaaten, dessen Seegesetz 
eine derartige Bestimumng enthält — damit «lemacht liatte. 

Zur Erhebung der Fiesehwenhi , dass ein Schitf iii( lit seetüchtig 
sei oder dass die Vorräte, welche dieses Schitf für den Bedarf der 
Mannschaft au Speisen und Getränken mit sich führt, ungenttgend oder 
verdorben seien, ist jeder einzelne SchilEsoffizier befugt, der für dieses 
Schilf an^MMtiustert ist. Jeder SchififoofiGizier, also auch derjenifie, der 
die Beschwerde nicht erhoben hat, kann mit der für den Fall des 
74 Ziff. 1 S.O. vorgesehenen Wirkung seine Entiassung fordern, wenn 
er Ka|)itiin den zur Abstellung der bei der Untersuchung des Schiffes 
oder seiner Vorräte gefundenen Milngel vom Seemaunsamte getroffenen 
Anordnungen nicht l'ulge leistet. Im .\uslande ist der die Be- 
schwerde erhebeutle Scliiffsoffizier berechtigt, gegen die Mitwirkung 
eines Konsute bei der Wahrnehmung der in § 58 8.0. bezeichneten 
(ieschäfte eines Seemannsamtes in Bezug auf dieses Schiff Widerspruch 
zu erheben, wenn dieser Konsul Mitinhaber oder Airent der Rhederei 
des Schiffes ist Die Wirkung ist dann die, dass der betreffende 
Konsul von der Wahrnehmung dieser Geschäfte kraft Qesetses ausge- 
SChlos.sen ist: § 5 S.O. 

8ul;uiL'i' die Heise iioeli nicht angetri-f cti ist, kann der KapitHn 
wi(; einen Scliitlsmami so auch denjenigen SchilFsof^izier entlassen, der 
zu dem Dienste, zu welchem er sich verheuert hat, untauglich ist 
(§ 70 Ziff. 1 S.O.). Stellt sich aber diese Untauglichkeit erat nach 
Antritt der Reise heraus, so ist der I\apitän, anders als dem S( liiffs. 
manne gef^enüber, nicht befugt, den Schiffsoffizier im Range herabzu- 
setzen und seine Heuer verhältuismässig zu verringern. Als Grund 
fttr diese Regelung führen die Motive S. 60 an, dass eine derartige 
Massregel sich mit der sozialen Stellun;^' il "s Schiffsofliziers nicht ver- 
einigen lasse und dass es auch nicht wohl angängig sei, dass die durch 
eine staatliche Trüfung erworbenen Anspriu lie clurch eine Anordnung 
des Kupilana beeinträchtigt werden. Die alte Seemauasordnung § 34 
hatte die Berechtigung dieser Gesichtspunkte nur hinsichtlich des 
Steuermanns anerkannt Mit Recht bezweifelt aber Lbwis S. 198 die 

8 
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Richtigkeit dieser Argumcntatiou. Mit RücksicUt auf die Sichcrlioit 
der an Bord betiudliclieu Persoueu wie auch vou Scliitf und Laduug 
muss es dem Kapitttu kraft seiner Dieustgewalt jedenfalls gestattet 
Bein, einen untattglicheu Scbifisoffiuer von seinen Funktionen zu ent- 
heben, olipjleich dies im Gesetz nicht ausdrücklich erwiUmt ist. Ja, 
in u! wird noch weiter gehen und sogar sagen dürfen, da.ss unter üni- 
vsuaideu der Kapitän auch verpflichtet ist^ dies zu tun. Da^ Recht 
des Schiffsoffiziers auf die ihm nach dem Heoervertrage gebtthrende 
Heuer darf er jedoeh nicht schmftlern, wie er auch nicht berechtigt 
ist, ihn im Range herabzuseti^en. 

Ist nach den Bestimmunpjen der Seeinauusürdnuug ein Anapruci» 
auf freie Uückbeiorderuug begründet (vergl. §§ 59, 6ü, 66, 69, 71 
Aha. 3, 72, 78), so umfasBt er nach § 78 S.O. auch den Unterhalt 
während der Reise, sowie die Beförderung der Sachen des Aiispruchs- 
berei htiirteu. Ist dieser ein Schitfsoffizicr, so ist die Zurückbeförderuug 
und der Unterhalt in der Kajüte zu gewähren. Diesem Ansprüche des 
Schiflboffisien wird aber auch gemäss § 79 8.0. durch den Nachweis 
einer entsprechenden Ersatzstellung geuUgt. 

Für den SchilFsoffizier vou Bedeutung ist weiterhin die ßestim- 
iimiii des § 74 Ziff. 5 8.0., wornaeh er seine Knthissung fordern 
kann, weua er beabsichtigt, sich für die Maschiuisteu-, Steueriuaaus- 
oder „Schiffer*-Pr1lfung vorzubereiten oder eine Uim nachweislich an- 
gebotene Stellung als Kapitän anzunehmen, sofera er einen geeigneten 
Ersatzmann stellt und durcii den Wechsel dem Schiffe kein Aufenthalt 
entsteht. Ob der vorgeschhigene Ersatmann geeignet ist, entscheidet 
im Streitfälle das Seemannsamt. 

Ohne Bedeutung für die vorliegende Ahhiindlung ist die Hervor- 
hebung der Schiffsoffiziere in den §§ 63 Abs. '2 und 65 Abs. 2 S.O. 
— In andern als den bisher erwähnten Para^^rapheu ist, soweit die 
privatrechtliche Seite des Ueuervertrags in Betracht kommt, die „aus- 
drackliche" Festsetzung einer Abweichung von den Bestimmungen über 
den Heuervertrag des Schiffsmanns nicht erfotgt. Hit Rücksicht auf 
die bevorzu'jtiv (iafür aber auch um so verantwortunjzsvollere Stellung 
der SchiÜsültiziere ist aber eine solche Abweichmig trotz der entgegen- 
stehenden Fassung des § 3 Abs. 2 S.O. zu statuieren, und zwar in den 
Fällen der §§ 7() und 74 S.O., welche die GrQnde au&ählen, in wel- 
chen dem Kapitän ein Kntlassunirsrecht zusteht, resp. der Schiffsmanii 
und der Schiffsothzier ihre sofuitige Kntlassung verUngen können. In 
Betracht kommen zunaclist die Bestimmungen des § 70 Ziff. 2 S.O. 
Darnach darf der Kapitän einen Schiffisoffizier nur entlassen, wenn er 
sich eines groben Dienstvergehens schuldig gemacht hat GemSss § 3 
Abs. 2 S.O. wäre aber ein solches nur dann anzunehmen , wenn der 
SchiÜteurtizier sich eines wiederholten Ungehorsams, fortgesetzter Wider- 
spenstigkeit, wiederholter Trunkenheit im Dienste oder der Schmuggelei 
schuldig gemacht hat Nichts wftre meines Erachtens hier verfehlter, 
als eine Interpretation nach dem Wortlaut: Warum sollte es nicht 
einen freniiiienden Entlassungsgrund für den Kapitün uliizeben, wenn 
der Schiffsoffizier auch nur einmal sich weigert, einen wichtigen Befehl 
auszuflihren? Warum sollte es dem Kapitän nicht gestattet sein, einen 
Scbiffsoffizier sofort zu entlassen, der sich zur Zeit schwerer Seegefahr 
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siniütti betranken hat? Mit Rücksicht auf die in den Ver1iaiKllLinL.'en 
so oft betonte Xot\V{Mi(li<zkeit strengster Disziplin an Bord des ScliitiVs, 
mit Rücksicht insbesondere auch auf die Sicherheit der an Bord be- 
tindlieheu Personen luuss hier eine Interpretation aucli gegen den 
Wortlaut des Gesetzes ihre Berechtigung haben , zumal da ja eine 
Entlassung aus anderen als den in § 70 S.O. genannten Gründen ge- 
mäss den AusfÜhrunf?on oben S. 90 IT. einen Vertratrsbrucii des Rhe- 
ders bedeutet. Andererseits muss ich al)er auf eine um so engere 
Auslegung des § 70 ZifF. 3 S.O. dringen, wenn der zu Entlassende ein 
Schiffsofißzier ist, denn eine strafbare Handlung der in § 70 Ziff. 3 S.O. 
bezeiclineten Art ist einem Mit^liede der jiebildeten Klassen zu untileicli 
schwererem Vorwurf zu machen als einem einfachen Scbiffsmanne. Von 
ähnlichen Gesichtspunkten ausgehend, mochte ich auch einem Schiffs- 
offizier das Recht nicht vei-sagen, seine Entlassung zu fordern, wenn 
der Kapitän sich eine Verletzung seiner Pflichten ihm gegenüber zu 
schnlden kommen lilsst, insht^sondere durch eine Misshnnflliin^ desselben, 
welche, einem Schitfsmaime gegejiüber begangen, die^äeni keinen genü- 
genden Entlassungsgrund bieten würde, wenn ich auch natürlich nicht 
soweit gehe, jede Misshandlnng eines Schiflaoffiziers durch den Ka- 
pitän als eine schwere Verletzung seiner Pflichten gegen denersteren 
anzusehen. 



« 
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S8. 

üeltendiuacliuug der Ansprucke aus dem 

Eeuenrertrag. 

Ueber die \'f'rfol^unfi der aus dem Heuervertnig cntetehetifleu 
Ansprüche des Kapitiias resp. Rheders einerseits und der Sehirtsmaiui- 
ächatt uüd der ächififsofiiziere andererseits sind iu der Seeuiauos- 
ordnung tiar einige wenige Vorschriften enthalten. Die hierttber hau> 
deliiden 104 — 106 der alten Seemannsordnung sind fast unverändert 
in die Seemaniisordnun^i vom 2. Juni 1902 herUbergenommen worden, 
und zwar gelten die in Betracht kommeudeu 1^8—131 gerade so 
gut fUr die Schiiboffiziere wie fOr den SchUbmanD. Besondere Vox^ 
Schriften ttber die Gelteiitlmachung der Ansprüche aus dem Heuer- 
vertrntr kennt indess 'n lic Seeinannsordnung nur, soweit es sich inii 
die Aiii^chiiiiir eines ^eetnannsamtes handelt. Seeiniiinisämter mit den 
durch die Seemauusordnung ilmeu zugewiesenen Uufuguisseu und Ob- 
liegenheiten sind im Reichsgebiete (vergL § 6 S.O.) die landesrechtlich, 
in den Schutzgebieten die vom Reichskanzler bestellten Behörden, im 
Auslande die Konsulat' dt s Ileiches für Hafenplätze. Üie Kinrichtung 
der Seemauusämter im Reichsgebiete steht den Landesregierungen nach 
Massgabe der Landesgesetze zu, ihre GeschAftefEIhrung unterliegt jedoch 
der Oberaufsicht des Reiches. Im Reichsgebiete sind also die ^^ee- 
niiinnsituiter Landesbehörden, im Auslände dagegen Reichsbehörden, 
denn die Konsulate sind Institutionen des Reiches. Das konsular- 
gerichtliche Verfahren ist neu geregelt woideu durcli das Reichsgesetz 
betr. die Konsulargerichtsbarkeit vom 7. April 1900. 

Zu dem Zwc( ke, Prozesse möglichst zu vermeiden, ist jedes See- 
mannsamt verpHii htt t. die ihm zur Kenntnis gebrachten, zwischen 
Kapitän und Öchitismauu bestehenden Strcitigkeiteu auf glitlicheui 
Wege aus der Welt zu schaffen, nicht aber auch die Streitigkeiten 
zwischen SchifTsleuten resp. Sciiitlsolfizieren untereinander und zwischen 
Schiff^l('nten einerseits und ScIiifTsofüzieren andererseits. Das See- 
maiiii>;init . vor welchi iii die .\bnmsterung des DiensverpHichteten er- 
folgt, hat insbesondere hinsichtlich der erstgenannten 8treitigkeiteu 
einen Stthneversuch oder — wie die Seemannsordnung in § 188 sich 
ausdrückt — einen (iUteversuch zu veranstalten. Von .-Vmtswegen bei 
Streitigkeiten der bezeichneten Alt einznsrh reiten . ist a1)er, wie aus 
§ 128 Abs. 1 S.O. sich ergil)t, das Seemaansamt nicht verptiichtet, 
vielmehr wird gerade vorausgesetzt, dass mindestens eine der Parteien 
die Streitigkeiten zu seiner Kenntnis bringt Ist der Gateversuch von 
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Erfolg bcfilcitet, kommt also ein Vorfileich /.u Stande, so \v]n\ flieser 
zu Protokoll festzustellen sein: vergl. § 41 des Gesetzes betr. diu 
Koiisaiargerich(8l»arkeit vom 7. April 1900 mit § 510 C.P.O. Ist da- 
g^en der Guteversuch resultatlos verlanfen oder luit ein solcher Uber- 
haupt nicht statt^;efimden , so fragt es sich, bei welcher Behörde der 
Kapitiln resp. der Schitfsmann ihre Aiispriiclu' aus dem Ileuervertrag 
geltend machen können: Weiiii gegen den Kupitän ein Gerichtsstand 
im Inlande begründet ist, so darf diese Geltendmachung kraft aus- 
drücklicher Vorschrift des § 129 S.O. seitens des Schiffsmanns nicht 
vr»r (Mnem ausläudisrhen (rerichte erfolgen, es sei denn, dass es sich 
uui die Geltendmachung einer Forderung im Falle eines Zwangsver- 
kaufe des SebiiFes handle: § 1S9 Abs. 3 S.O. Mit Rttckslcfat auf 
764, 754 ZiiT. 3 H.G.B, wird man von der Bestimmung des % 1S9 
Abp 1 S.O. eine Ausnahme auch dann statuieren dUrfen, wenn der 
Kapitün in Fällen drin{,?ender Notwendigkeit zum Verkauf des Schittes 
gezwungen ist: § ö30 II.G.B. Ein Gerichtsstand im Inlande ist aber 
gegen den Kapitftn dann begrttndet, wenn gegen den Rheder ein Ge- 
richtsstand im Inlande b^i uM] t ist, denn der Kapitän schliesst den 
Ileuervertrag ja nur in Vertretung des Rheders ab und dieser allein 
wird gi-uudsätzlich nach §§ 527, 533 H.G.B, aus dem Vertrage be- 
rechtigt und verpflichtet, es mttaste denn ein besonderer Grund vor- 
liegen, welclier den Kapitän auch persönlich verantwortlich macht 
(vergl. oben S. 79). Verj:!. aiicli Hl.O.U. Band 13, S. 43. — Mass- 
gebend für die Aufnnhnie dtT eben besprochenen Vorschriften in die 
Seemannsorduuug war die Erwägung, dass es mit dem Interesse der 
Disziplin und mit den Interess^i des Rheders, der dadurch unberechen- . 
baren Schaden erleiden könnte, unverträglich wäre, wenn wälurend der 
Reis»' etnaijxt! Streitigkeiten zwischen Kapitiln und Schitfsmann^fli.ift 
im Rechtswege vor einem ausländ i.schen Gericlite zum Austrag kommen 
würden. Dies gilt insbmndere fUr die Streitigkeiten tther die Zahlung 
der Heuer, die Zahlung von EntBchfldigunßen oder von Pflege- und 
Reisegeldern, sowie über die Entlassung aus dem Scliift'sdionste. Anch 
auf den während einer Reise entlassenen SchitTsinann leiden diese Vor- 
schriften Anwendung, denn sonst würden genide diejenigen Nachteile 
eintreten, wegen deren die Bestimmungen des § 1S9 Abs. 1 S.O. ge- 
troffen worden sind , zunml ein Schiffsmann durch sein Betragen es 
jederzeit dahin bringen kann, dass ihn dt r K ipitän entlässt. D;i'j<"„'*'n 
gilt dieses Verbot nicht fUr die Klagen des Kapitäns gegen den 
Schiffsmann. 

Handelt der Schiffsmann der Bestimmung des § 139 Abs. 1 S.O. 

zuwider, so ist er nicht allein Tür den daraus dem Kapitän resp. 
Rheder entstellenden Schaden verantwortlich, sondern er geht au.sser- 
dem auch der von ihm bis dahin verdienten, jedoch noch nicht er- 
hobenen Heuer verlustig. Mit dieser Vorschrift soll die Einhaltung 
der Bt'stininmng des § 129 Abs. l Satz 1 S.O. gesichert werden, denn 
wenn der Zweck des Para^rraphen zunäclist anch dahin jiciit. dass dem 
Kapitän, welcher von der öchiffsmanuüchaft inj Auslande belangt wird, 
von dem ausländischen Gerichte eine Einrede zugesUiuden werde, so 
ist doch damit zu rechnen, dass dies nicht ttberall geschieht. Deshalb 
soll der Schiffsinann von vornherein durch Androhung von Nachteilen 
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von AiiBteUuog der Klage im Auslande abgehalten werden. Diese 
Kachteile bestehen einmal in der Verpflichtung zum voVim SchMlens- 
ersatze (vergl. § 252 B.G.B.) und weiterhin im Verluste der verdienten 
Heuer. Auch im let/tf i n Falle handelt es sich nicht um eine Strafe, 
sondern um einen civilrcclitiichen Nachteil, der auf der andern Seite 
dem Kapitän bezw. Khedei zu gute kommt Von eiueiu Eingreifen 
des § 133 8.0. kann also nicht die Rede sein. Der Kapitftn kann 
demnach die Aussadilung der verdienten Heuer verweigern und kann 
ausserdem noch den jrnnzen Schaden, den <'r bezw. der Rheder durch 
die .\nrufung des ausläudiüchen Gerichtes erlitten hat, so insbesondere 
den Schaden, der durch eine hiedurch notwendig gewordwie Verzöger- 
ung der Heise entstunden ist, gegen den Scliiffsnuuin ^'cltend machen. 

Aus TJücksicliten der Gerechtigkeit und Billigkeit ordnet jedoch 
die Seeiuaiinsonlnung in § 129 Abs. 2 an. dnss in allen l allen, welche 
keinen Aufschub leide», § 129 Xhs. 1 S.O. zwar auch zur Anwendung 
kommen sollet dass aber in diesen Fallen «ne Torliofige Entsdieidnug 
irgend eines Seemannsamtes vom SchifTsmaune nachgesucht werden 
könne, es liege denn ciii'M- der Fälle des § 130 S.O. vor, in welchen 
nur dsusjenige Seeinaunsamt zuständig ist, in desäen Bezirk das Schiff 
liegt. Die Entscheidung darüber, ob ein solcher, keinen Aufechub 
duldander Fall Torliegt, muss natQrlicta auch in den Händen des See- 
mannsamtes liegen; verneint es diese Frage, so darf es deiunadi seine 
Mitwirkung ablehnen. Der Ka])itän ist bei Vermeidiinj von Strafe 
(vergl. § 114 Ziff. 14 S.O.) verptlichtet, dem Schiffsmauue die Gelegen- 
heit zu gewähren, eine derartige Entsdieidung des Seemannsamtes nach- 
zusuchen, und nur dann ist er berechtigt, ihm diese Gelegenheit zu 
versagen, wenn ein dringender Grnnr) vorliegt, oh dies der Fall ist, 
muss natürlich auch der Entscheidung des Secniannsaintes unterliegen, 
soll die Vorschrift des § 129 Abs. 2 Sat« I S.O. nicht illusorisch 
werden. — Unter denselben Voraussetzungen wie dem Schiffsmanae, 
steht auch dem Kapitän die Befugnis zu, die Entscheidung des See- 
mannsanitef? nachzusuchen. Die alte Seemanusordnung hatte diese Be- 
fugnis ausdrücklich nur dem Schiffsmanne zugestanden; da jedoch kein 
Grand vorlag, sie dem KapitAn zu yenveigern, wurde sie von der Praxis 
schon zur Zeit der Herrschaft der alten Seemannsordnang auch ihm 
gewährt (vergl. R.O.H. Rand 12, S. 419). 

Die v<tiu Seemarnisanite gemäss § 129 S.O. getrotfeiie Entscheid- 
ung — welche die Konsuln auf Grund der allgemeinen Dienstinstruk- 
tion in den in Betracht kommenden Folien unter Angabe der Gründe 
schriftlich abzufassen und <Ien Parteien in einer Ausfertigung zu be- 
hitndiiien haben, sofern darauf nicht verzichtet wird — ist nur eine 
provisorische. Jedem Teil steht es frei, späterhin den ordentlichen 
Rechtsweg m beschreiten, ohne dass einer derselben verpflichtet wäre, 
damit bis zur Beendigung der Heise zu warten und ohne dass eine 
Präklusivfrist für die Gelhüdinac Innig der Ansprüche im ordentlichen 
Rechtswege gesetzt wäre. Abweichend von § H)6 der alten Soemanns- 
ordnuiig g^tattet vielmehr § 129 Abs. 3 S.O. den Parteien, ihre Rechte 
jederzeit vor der zustAndigen Beh^e geltend zu machen, wenn g^eidi 
in den meisten Fällen die endgültige Batscheidung vor Beendigung der 
Reise nicht wird ergehen können, denn es kann doch Ton grossem 
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Vorteil sein, wenn dk Eiuieituiig der erforderlichen Schritte ächou 
während der Heise erfolgt. 

Die vorläufige Entscheidung des Seemannsa iiites ist nur so lange 
für beide Teile verpflichten*!, als mchi (lio nach den allgemeinen pro- 
zessualen R^elu zu8tiui(lige Behurde eine Entscheidung gofilllt bat. 
Bis zu diesem Zeitpunkte aber haben beide Teile bei Vermeidung von 
Strafe die Entscheidung des Seemannsamtes einstweilen zu befolgen: 
veitil. ^§ 107 Ziff. 5, 114 Zitf. 15 S.O. Die zuständige ordentliche 
Behörde ist natürli« Ii ^veder an die tatsilchliche Feststellung noch an 
die rechtliche Beurteilung des Kechtsfalles durch das Seemannsamt 
gebunden (vergl. RO.H. Band 4 S. Band 19 S. 4S0). Gebt die 
Rechtssache gemäss § 101 Ziff. S des Gcriclit.^verfassungsgesetieB im 
ordentlichen Rechtswege an die Kammer f ii Handelssaclion , «50 kann 
die Entscheidung durch den Vorsitzenden uUeni ei tolgen: § eo<l. 

Die nach § 1^9 S.O. getroti'eue Kntäclieidung de.H Seemanosamtes 
steht einem ftir vorlftnfig vollstreckbar erkUrten Urteile gleich: § 131 
S.O. vergl. mit §§ 108—120, insbesondere § 117 C.P.O. Um die so- 
fortige Vollstreckung einer solchen Entscheidung zu erleichtern, ist in 
dem gleichen Paragraphen der Seemauusorduuug im (Gegensätze zur 
alten Seemannsordnung bestimmt, dass es der Erteilung einer Voll- 
streckungsklausel zur Zwangsvollstreckung nicht bedarf (vergl, §§ 724 ff. 
C.P.O.). Dadurch nähert sich die nach § 129 S.O. getroffene Ent- 
scheidung des Seemannsamtes dem Vollstreckungsbefehl und Arrest- 
befehl 796, 929 C.P.O.), die jedoch im Unterschiede von der Eut- 
seheidung nach § 199 S.O. der VoUstreckungsklaiiBel dann bedürfen, 
wenn die Zwangsvollstreckung für einen andern als den in dem Be* 
fehle 1)ezei»'bnpteTi OUiubiger oder gegen einen andern als den in dem 
Befehle bezeichneten Sclmldaer erfolgen soll, d. h. wenn nach Erlass 
des Befehls eine Rechtsnachfo^e seitens des Gläubigers oder Schuld- 
nei-s eingetreten ist. ^ Ist die smständige Behörde angemfea oder der 
Rerhtswc? beschritten, so kann die Zwangsvollstreckun;.' auf Antrag 
gegen oder ohne Sicherheitsleistung einstweilen suspendiert oder iinr 
gegen Sicherheitsleistung gt^tattet oder wieder auigehoben werden, 
wenn Wiedereinsetzung in den vorigen Stand oder Wiederaufbahme des 
Veriiihrens beantragt wird. Ohne SIcMieitsleistung kann jedoch die 
Zw:i PL"! Vollstreckung nur «-inLn^stellt w<'rde)i vvenn diese glaubhafter- 
weise einen nicht m ersetzenden Nachteil iiiit sich brächte fvergl. § 130 
S.O. mit § 707 C.P.O.). Wird die Entscheidung des Seeniannsanites 
im Rechtswege aofgehoben oder abgelnderi, so ist der KiSger zum 
Ersätze des Schadens verpflichtet, der dem Beklagten durch die Voll- 
streckung oder durdi eine mr .\bwendung der Vollstreckung gemachte 
Leistung entsteht. Diesen Schadenser&atzanspruch kann der Beklagte 
in dem anhangigen Rechtsstreite geltend machen: § 717 G.P.O. 

An alli?emeinen Bestimmungen enthält die Seemannsordnung ausser- 
dem noch die Vor-rhrift des § 130, dass bei civilrechtlichen Streitig- 
keiten zwischen dem Kapitiin und dem Scliiffsmann über den Antritt 
oder die Fortsetzung des Dienpttes nach erfolgter Annuisterung dub in- 
Undische Seemannsamt, in dessen Bezirk das Schiff liegt, zur Ent- 
scheidung hierüber zustandig ist. Allerdufigs darf diese auch nur unter 
Vorbehalt des Rechtsweges erfolgen. Obgleich das Gesetz in § 130 
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nicht von ausschliesslicher Zuständigkeit des Öeeinaunsaintes spricht, 
so mtu» eine solche doeh mit Rttclosicht auf die ratio l^fi, d«r be- 
sonderen Dringliclikoit dieeer Fälle zu entsprechen, aogenommen «er- 
den. Ebenso Loewt? S. 112. Ausschliesslich zuständijr ist aher nur 
dasjenige Seeniannsaint , in dessen Bezirk das Schilf liegt, unter der 
Voraussetzung, dass der Liegehafen ein Hafen des Reichsgebiets oder 
der deutschen Schutaf^ebiete ist (Tergl. § 6 S.O.). Die vorläufige Ent- 
schciflniitj der in § IHO S.O. jit'nannteii Streitigkeiten ist deshalb dein 
hiernach zuständigen Öeenmnusainte überwiesen worden, weil dieses 
allein in der Lage ist, der Entscheidung die Vollstreckung unmittelbar 
folgen zu lassen (vergl. Motive S. 86). Hat das Seemannsamt dem 
.Vntrage des SchitTsmannes entsprechend auf Abmusterung erkannt und 
ist darauf vom Kapitän die bis dahin verdiente Heuer deponiert wor- 
den, so ist zwar die einmal jn^chehene Abmusterung auf dem Rechts- 
wege nicht mehr umzustosse» , jedoch bleibt es dem Kapitän unbe- 
nommen, im Rechtswege Schadensersatzansprttche wegen unzeitiger Ab- 
musterung geltend zu machen: vergl. Abraham S. 35. — Die Bestimm- 
ung de,« § 129 Abs. 3 S.O.. dass jeder T(!il verpflichtet sei, diese Ent- 
scheidung einstweilen zu befolgen vorbehaltlich der. Befuguis, seine 
Rechte vor der zuständigen Rebikrde geltend m machen, wird auch 
auf dies(<n Fall analog ausgedehnt werden dürfen. Dagegen halte ich 
eine solche analoge Ausdehnung hinsichtlich der Bestiminunjren der 
§§ 107 -Ziff. 5 und 114 ZilT. 15 S.O. nicht fdr zulässi-. da die Pöna- 
lisierung einer im Gesetze nicht ausdrücklich unter Strafe gestellten 
Handlung durch Analogie gemäss § 2 StG.B. entsprechend dem Fkteb- 
lucn'schen Satze: nulla poena sine lege ausgeschlossen ist (anderer 
Ansieht anscheinend Loewe S. 112). Dagegen macht sicli d< r Kni)itän 
strafbar, wenn er dem Schiffsmanne ohne dringenden Grund die Ge- 
legenheit versagt, die Entscheidung des Seemannsamtes im Falle des 
§ 130 S.O. nachzusuchen: § 114 Ziff. 14 S.O. — Die Kosten des Ver- 
fahrens vor dem Seeniannsanite werden als Kosten des Rechtsstreits 
von dem uiiterlip?r("iiilen Teil ixi'tranen werden müssen, da die Seemaims- 
ordnung keine He^tinuiiung enthält, dass dasselbe wie in dem balle 
des § 123 S.O. gebQhrenfrei sei. — Die oben S. 119 besprochenen 
Bestinmiungen des § 131 S.O. gelten auch hier. 

Endlich ist noch m bemerken, da>s ^ 130 S.O. dann keine .An- 
wendung finden kann, weim der vom Kapitän entlassene Schiffsmaun 
im Auslände vor ^nem Seemannsamte unter Vorbehalt seiner An* 
Sprüche abgemustert wird, vielmehr kann in diesem Falle der SchiffiB- 
mann ohne weiteres seine Klane bei «Icm naeli den allirenieinen pro- 
zessualen Regeln zuständigen Berichte anitringen (vergl. Ai.haiiam S. 35j. 

Abgesehen von diesen allgemeinen Bestimmungen enthält die See- 
mannsordnung noch eine Reihe von Spezialvorschriften Uber das Recht 
der Schiffsmannschaft, gewisse Streitigkeiten dem Seemannsamte zur 
Entscheidung zn unterbreiten. Diese Fillle können also vor das Sec- 
manusamt gebracht werden, auch wenn die Voraussetzungen der §§ 129 
und 130 S.O. nicht vorliegen, d. h. auch dann, wenn ein keinen Auf- 
schub duldender Fall nicht vorli^ und es sich nicht um Streitig- 
keiten über .Vntritt oder Fortsetznnir des Dienste? seitens eines ange- 
musterten Schitfsinanns handelt. Die JSntscheidungeu des äeemanns- 
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amt^ in (Uesen Fällen sind teils endtiilltifio, teils nur vorlüufifzc, unter 
Vorbehalt des Rechtfwepes erlassene Dekrete. Ersteres ist der Fall 
in den §§ 21, 29, 43 Abs. 4, 58, 74 Ziff. 5 S.O., letzteres in den ^§ 57, 
69 Abs. 4, 69 Abs. 6, 61 Abs. 8, 69 Abs. 8, 66, 69 Abs. S, 72, 76, 
77 und 78 S.O. Im einzelnen ist hierttber folgendes auszuführen: 

Verweigert der Kapitän die Ausstellunfr eines Ftlhrunpszeugnisses 
oder enthält dieses oder die Bescheiuiguug im Seefahrtsbucbe (§ 19 
S.O.) Angaben, deren Richtigkeit der Scbiffsmann bestreitet, so hat 
auf Antrag das Seemannsamt, vor welchem die Aliimisterung stattfin* 
det, den Sadiverlialt /m untersnrheii und das Ergebnis der Unter- 
suchung (lern Scliittsiiintine zu bescheinigen. Diese Bescheinigung ist 
ein Ersatz für das verweigerte oder in unzulässiger Weise ausgestellte 
Fahrungszeugnis: § 21 S.O. — K6nnen sich die Parteien über den 
Betrag des im Heuervertrag durch ausdrückliche Satzung nicht fixierten 
Heuerlohnsatzes nicht einifien, so wird unter der Voraussetzung. da.sb 
§ 31 S.O. keine Anwendung linden kann, im Zweifel didijenige Heuer 
als vereinbart angesehen, welche das Se<^mann8arat des Anmusterungs- 
hafens für die daselbst zur Zeit der Anmusterung Übliche erklärt: 
§ 29 S.O. — Nach § 4.3 Abs. 4 S.O. kann der S( liit1sn>:uin ff-nuT 
gegen die vom Kapitän getroffene .\nordnung, dass er im iiaugc herab- 
gesetzt und seine Heuer verringert werde, die Entscheidung desjenigen 
Seemannsamtes anrufen, welches, zuerst angegangen werden Icanu. Eine 
endgültige Entscheidung kann weiterhin das gemäss g S8 S.O. von 
einem SchilTsoffizier oder wenifrsteris 3 SchiflFsleuten angerufene See- 
mannsamt fällen darüber, ob das l)etreffende Schiflf seetüchtig ist oder 
ob die auf dem Schiffe befindlichen, für den Bedarf der Mannschaft 
an Speisen und Getränken bestimmten Vorr&te ungmttgend oder ver- 
dorben sind. Zu seiner üntcrstütznng hat es dabei, soweit möjjrlic]!. 
Sachverständijic herbeizuziehen und aucli die ortsanwesenden Beschwerde- 
führer zu huleu. Das Seemannsamt hat im Streitfalle auch darüber 
zfl entscheiden, ob der vom Schiffsmanne gemäss § 74 Ziff. 6 S.O. 
gestellte Ersatzmann geeignet ist. Endlich «itscheidet das Seemanns- 
amt endffiiltitr über den Finf^prnrli !ie?en den vom Kapitän aufgestellten 
Plan zur Verteilung des Bei-ge- oder Hilfslohnes: § 749 H.G.B. In 
allen diesen Fällen ist also der Rechts w(^ ausgeschlossen. Dagegen 
entscheidet das Seemannsanit nur vorläufig Uber den Anspructi des 
Schitfsmanns auf tüne den ilurcli Kürzung der Rationen oder durch 
Anordnung einer .Venderuiig hinsiciitlich der Wahl der Spei.sen und 
CietrUnke erlittenen Entbehrungen eutspreciiende Vei-gütuug (§ 57 S.O.), 
Uber die dem Schiffomann an Stelle der Men ZnrOckbeförderung nach 
dem Hafen der Ausreise 14 S.O.) infolge Ausiiliuntr des dem Ka- 
pitän in den 59 A1)S. n . r,9 Abs. 2. 72 und 7ti S.O. eince- 
räumten Wahlreelites gebührende anpemc*!sene Vergütung, ülier den 
Anspruch des Schififsmanus auf eine angemessene Vergütung wegen 
einer von ihm bei der Verteid^UDg des Schiffes erlittenen Besehfl- 
digung f§ r,l Abs. 3 S.O.), Uber das Vorliegen der in § 62 Abs. 1 
8.0. genannten, den Rheder von der ihm in den §§ 59 — 61 S.O. auf- 
erlegten Fürsorgepflicht befreienden Voraussetzungen, über die Art der 
Zurttckbeförderung des Schiffsmanns (§ 78 S.O.), sowie darüber , ob 
der seine Entlassung fordernde Schiffsmann im Auslande gegen den 
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willen des Kapitäns den Dienst verlassen darf (§ 77 S.O.). Eine 
solche vorläufige Kiitächeidung kuun endlich auch daua herbeigeführt 
werden, wenn der Schiffsmann sich der Hettbehandlung ohne berech- 
tigten Grund entzieht und hierdurch nacli ärztlichem Gutachten die 
Heilung vereitelt oder erscliwert ]iat, in welchem Falle er gcniilss § 59 
Abß. 4 S.O. den Anspruch aut kostenfreie Verptiegung und Heilbehand- 
lung verliert. Die Entscheidung niuss sich jedoch in diesem Falle aaf 
die Berechtigung des Grundes, sowie anf den Beginn und die Daner 
des Verlustes besehranken. 
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Der Henerrertrag in seinam VerMltuis zum 

allgemeinen Dieustvcrtrag und zum gewerbücheu 

Arbeitsvertrag. 

■ 

/lim S( liliisse <ler vorlie«ren<len Abhandluug möchte ich uoch kurz 
den Uuuervertrag der ächitismauDschaft uud der Schiffsoftiziei-u nach 
seiner privatreehtliehen Säte dem Dienstvertrage des B.G.B. uod deni 
{gewerblichen Arbeitsverträge der R.Gew.O. gegeuUbersteUeo uod Me- 
bei die wichtigsten EigentUniliclikeiten des Heuerveitrages iiu ZU' 
snmnienhange zur Darstellung bringen: Der Heuervertrag ist ja nichts 
anderes als ein auf bestimmte ^'erhältuis8e zugeschnittener Spezialfall 
des gewerblichen Arbeitsvertrages, letzterer wiederum dn besonderer 
Fall des im B.G.B, geregelten allgemeinen Dienst Vertrages. 

Der Ilcurrvertra? ist ein Vertra«i Über zeitliche, enttreltliche 
Leistung von Diensten auf einem bestimmten Schiffe (s. oben ö. 1). 
An seiner Ausgestaltung nimmt der Staat das regste Interesse, denn 
die gttnstige Entwicklung der Schiffahrt bedeutet den Wohlstand eint» 
Volkes und die Grundlage einer gesunden Entwicklui^ bildet ein tilch- 
tiires , seemännischem Personal, das auch unbedingt notwondig ist für 
ilie Wehniiaciit des I^audes selbst Die wachsende Grösse der Schiffe, 
der Uebergang zur Damplschiffohrt und von der EinzeUahrt zur Reiben- 
fahrt, sowie die Errichtung fester Linien bewirkten nun allmählich das 
Vernrhwinden des Kleinbetriebes im Khedereifrewerbe und la^^eii eine 
erfolgreiche Konkurrenz nur beim Vorhandensein von grossen Kapi- 
talien als möglich erscheinen. Dies hat naturgemäss die starke so^ale 
Al)liani;i^ikeit der in der Seeschiffahrt beschäfti^'ten Arbeiter von den 
kapitalkräfti'ien Rliedcni zur FoV'e: Der SchitTsiiiann, welcher in der 
liage ist, dem Rheder gegenüber frei auf seine Herhfe m vtM/ichten, 
niuss dies in vielen Füllen tun, um überhaupt eine Anstcliutig oriuugen 
zu können. 

Der Schiffsniann Iiat Dienste zu leisteji auf einem bestinnnten 
Sdiitfe, welches bald da bald dort sicli l)etiu(let, getrennt von der 
Aut^senwelt, jeder auf den andern angewiesen, ohne die Möglichkeit, 
während der Fahrt das Schiff zu verlassen. Eine Ersetzung der Arbeitw 
auf hober See ist nicht mogücb, jeder muss unter allen Umstftnden 
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so Xiinuvt den Dien.^t fort setze», bis ein Hafen augelaiifeti oder auf einer 
Rhede Anker geworfen hat, vorausgesetzt, dass hier eine solche Mög- 
lichkeit gefzeben ist Ebensowenig kann vorher von einer Enthasung 
der Arbeit iiihnier die Rede sein: Nicht nur dem Interesse des Schiffs- 
manns würde tlaiiiit iiirht jredient sein, sondern ebensoweniir dem de^; 
Rheders Eine Bescliränkung der Arbeitszeit auf See ist ausgeschlossen, 
die zu erledigende Arbeit niuss im Interesse der Sicherheit des Schiffes 
nnter allen Umstftnden erledigt werden. Stürmisches Wetter, Erkrank« 
ung von Arbeitern, Schiffsunfftlle können Arbeitsleistungen bis zur 
üussersten Ki-schöpfung tler ^Schiffsbesatzung erforderlich machen, Ar- 
beitsleistungen, zu welchen sich ein Arbeiter vertragsmässig gar nicht 
verpflichtet hat: Die Sidierheit des Schiffes wie der an Boid befind- 
lichen Personen und der Ladung lassen Einschrttnkangen nicht zu, wie 
sie es andi rechtfcrtitren, dass der Scbiffsmann noch nach Recndipting 
seines Dienstverhältnisses zu u'ewissen Leistungen im ötfentlidien In- 
teresse verpflichtet bleibt. Um so mehr muss darauf Rücksicht ge- 
nommen werden, dass dem Schiffsmanne wentffstens in den Zeiten des 
Stilleliegens eine angemessene Ruhe gewälirt winl, und zwar nicht nur 
im Interesse des Schiffsmannes selber, sondern auch im Interesse der 
Sicherheit des Schiffes, welche eine arbeitskraftige Mannschaft ver- 
langt. Das letztere Interesse wie auch das des Rheders an der promp- 
ten Expedition des Schiffes erfordern stremrste Disziplin an Bord und 
zwar muss die Gehorsamspflicht bestellen dem Ka]iitftn f4C!ienüber als 
(lern Führer des Schiffes, in dessen Hilndeii sicli «iisziplinare und ob- 
rigkeiMiclie Jiefugnisse vereinigen. — Die Dauer des Heuervertrags ist 
fsst immer eine unbestimmte, selbst wenn sich der Schiffsmann auf 
bestimmte Zeit verheuert hat. Xaturgeniäss ist die Anheuerung für 
eine Reise, welche unter Umstftnden sehr lange, länger als beabsichtigt, 
dauern kaiui. 

Das Interesse des Rheders an der prompten Expedition des 
Schiffes ist zu begründet, um dem Schiffsmanne schon aus geringfüg- 

iL'en Cifünden ein Aufkündiiiun'j^recbt /ii 'ii^'p'.'tchen, und die Gefahr 
"iiier Lockcriini-' iler Disziplin muss dazu führen eine solche Kündig- 
ung nur aus gesetzlichen Gründen zuzulassen. Widerrechtliche Dieust- 
entziehung kann ein Schiff in die grdsste Gefahr bringen. 

Eine besondere Gefahr für die Schiffsleute liegt darin, dass sie 
bei ihrer Entlassung nach längerer Reise oft in b n BesitiJ recht be- 
deutender Geldmittel gelangen und nach den langen Entbehrungen nur 
45U leicht der Verführung weichen, um dann nach kurzer Zeit mittel- 
los dazustelien. Andererseits befindet sich aber oft auch der ordent- 
liche Schiffsniann. der vielleicht den TTjiterh.alt seiner Angehörigen aus 
seinem Verdienste zu bestreitm hat. nicht im Besitze genügender l>ar- 
mittel, um die für eine bevorstehende grössere Reise erforderlichen 
Anschaffungen bestreiten und seinen Angehörigen etwas davon zu ihrem 
Unterhalte zurücklassen zu können. 

Aufgalie dt r S.O. war es nun, diesen besonderen Verhältnissen 
Rechnung zu tragen: 

In einer ganzen Anzahl von Vorschriften (vergl. 28, 59, 
H9, 72. 83) sucht die Seemannsordnnng dem Interesse des Staates an 
der Erhaltung der Schiffsleute fUr die heimatliche Handelsmarine und 
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damit für die Welumaciit des Deutschen Ruiclioä Aufdruck zu geben. 
Die ROckincbt auf eine durchgreifende Fttrsorge für den wirtschaftlich 
Bchwilcbereu Ai1)t'ituehmer bestimmte den Gesetzgeber, im Gegensatze 
zu dem im B.i; I'>. und in dor K.(io\v.O. für die daselbst geregelten 
Dienst- und ArbeiUvei träge (^vergi. li.ii.H. §§ 611 ff., H.Gew.O.§$ 105 rt".) 
aufgestellten Grundsatze der Vertragsfreiheit, sämtliche Vorschriften 
der S.O. als ins cogens zu erklttren, es sei denn ausdrücklich eine 
anderweitige Vereinbarung zugelassen. Aus dem j^leicheii Grunde ver- 
pflichtet die S.O. den Kapitän resp. Vertreter der Jlliederei zur Aus- 
händigung eines die wichtigsten Bestimmungen des Heuervertrags eut- 
haltendeo Heuefocheins an den Schiffsmann, um diesem bei der An- 
musteniDg und auch späterhin einen Ausweis iiiier die erfolgte An- 
heuerung zu geben : Praktisch bedeutet dies eine Abweichung von (Um 
Grundsätze der Formlosigkeit der Verträge, wie er für das B.G.Ii, und 
die B.Gew.O. durchgetülirt ist. Das Verlangen und das Bedürfnis nach 
einem dem Heuerscheine entsprechenden Ausweis war bei diesen beiden 
letzteren Gesetzen um so geringer, als ihnen eine öffentlich-rechtliche 
Bestätigung des Abschlusses resp. der Beendigung des Dienstverhält- 
nisses, wie sie die S.O. iu der Au- resp. Abmusterung keuut, voll- 
Ständig unbekannt ist Die Bedeutung und Notwendigkeit der Au- 
mustwung zeigt sich insbesondere darin, dass sie die Voraussetzung zur 
zwangsweisen Anhaltunj; zur Dienstpflichterfüllung bildet: verjil. da- 
gegen r.P.n. $ ftKS und (Tewerbegeriditsgesetz in der Fassung vom 
29. Seplcmber i Joi, ^ 51. Das unbedingte Krtordeniis der Aut'recht- 
erhaltui^ der Disziplin an Bord des Schiffes wie das Interesse des 
Kheders an der prompten Expedition des Schiffes siud die Gründe, 
welche eine solch einschneidende Abweichun«? vom Dienst vertrajje des 
B.G.B. uud dem gewerbiicheu Arbeitsverträge der ii.Uew.o. recht- 
fertigen. 

Viel weitgehender als nach den Bestiinnmngen des B.Ci.ß. und 

der R.Gew.O, resp. den anderen für die ;?ewerl)li( lien Arbeiter in Be- 
tracht kommenden gesetzliciieu N'nrschriften sind die Ansprüelie des 
Schiffsmanus im Volle einer Erkrankung utler Verletzung, hs mag 
genügen, auf § 617 B.G.B. einerseits, die 6, 6 a, 51 Abs. 1, 66, 72 
Abs. 3, 73 des K ranken versicherungsgesetises in der Fassung vom 
10. April 1882 und die §§ 8, 9, 12, 15, 16—21 des Unfallversieher- 
ungsgesetzes iu der Fassung vom 6. Juli lyuii anderereeits zu ver- 
weisen und hervorzuheben, dass nach dem B.G.B, die Kosten der er- 
tbrderlichen Verpflegung und ärztlichen Behandlung auf die für die 
Zeit der Erkraiil;nir4 geschuldete Vcrjjrntung angereclmet werden können, 
dass nach dem Kr;uikenversi( lierun^>ui'S(*t/e die Arbeitnehmer seiher 
ein Drittel der Kosteu der Krankenversiclierung zu tragen haben und 
dass das Unfsllversicheningsgesets nur bei Betriebsunfilllea Vergüt- 
ungen gewährt. 

Der Schiffsmann veqitiichtet sich mm Dienste auf einem be- 
stimmten Schiffe: Geht dits Schiff verloren, so endet auch der lieuer- 
vertrag. Dieses Characteristicum des Heuervertrugs erklärt sich aus 
der Bedeutung, welche die Eigenschaften eines Schiffes fttr die Be- 
stimmung dt's S( hiffsiiianns zum Abschlüsse des Ileuervertrags haben 
uiUsseu. Mit diesei* Biuiluitg an ein bestimmtes Schiff* hängt zusammen 
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die Unabhängigkeit des Srhiffsmanues von den Anordnungen seines eigent- 
lichen Arbeitsgebers, nämlich des Uheders. Nur dem Kapitän ak dem 
Führer des SchitTes, fUr welches er angemustert worden ist, er zum 
Gehorsam verpflichtet, nar dann setzt er aich disapUnarischen und Straf« 
massregeln aus, wenn er diesem letzteren gegenüber sich wcifrert, seine 
Dienstverpttichtnngen zu erfüllen, und nur auf Antrag des Kapitäns 
kann er zwangsweise zur Erfüllung seiner Pflichten angehalten werden. 
Der DienstTerpflichtete des B.G.B. dagegen hat wie der gewerbliche 
Arbeiter der U.Gew.O. den Anordnungen sowohl des Arbeitgeber als 
auch seiner Stellvertreter Folge zu leisten. 

Die Art und das Mass der vom Schittsmanne zu leistenden Dienste 
lassen sich nicht scharf umgrenzen. Durch den Heuervertrag verptiichtet 
sich eben der Schiffismann, auf Verlangen seiner Vorgesetzten alle 
Arten von Diensten zu verrichten, sofern sie nur als Schilfsdienste 
angeijehen werden können. Im Falle der Not rauss ein jeder seine 
ganze Arbeitskraft zur Verfugung stellen. Der DieustverptUcutcte des 
B.O.B. dagegen kann überhaupt alle IMenstverpflichtungen eingehen, 
während andererseits durch den gewerblichen Arbeitsvertrag der Ar- 
beiter zur lieistunt; von hilusliclien Arbeiten nicht bestellt werden kann 
(U.Gew.O, § 121), andere oder weitert^ehende Dienste als er sie ver- 
tragsmässig versprochen hat, braucht er aber nie zu leisten, insbe- 
sondere nicht nach Beendigung des DienstverbAltiiisses, wahrend § 41 
.\bs. 2 S.O. den Schiffsraann zur Leistung von Diensten und § 42 
Abs. 1 S.O. zur Mitwirkung bei der Verldarunfi verpflichtet trotz der 
nach § 69 S.O. erfolgten Beendigung des Heuervertrags. Wie sich 
ans dem eb^n citierten § 121 R.Gew.O. ergibt, besteht auch für den 
gewerblichen Arbeitsvertrag die (iehorsamsptiicht gegenüber den An- 
ordnungen des .Arbeitgebers, wie sie auch eine Folge des allj^enieinen 
Dienstvertrags des B.G.B, ist. Sur die Eigentümlichkeit besteht hin- 
sichtlich der Gehorsamsptlicht des Schitifsmauoes , dass sie mit dis- 
ziplinarischen Massregeln erzwungen werden kann und daas an ihre 
Nichterfüllung sogar schwere Strafdrohungen geknüpft sind. Hire 
Keclitfertigung finden di'* lii<MÜber handelnden HestinimnnL'c!) d(>r S.O. 
in der allseitig anerkauuteu und wiederholt her vorzuhei »enden Not- 
wendigkeit der Aufrechterhaltung strengster Manneszucht an Bord des 
Schiffes. 

Die ScIiifTsdienste stellen an die Krilfte des Ein/einen grosse 
Anforderungen und insbesondere bei Seei^^efahr gehört eine tagelange, 
ununterbrochene Besdiäftiguug gar nicht zu den Seltenheiten. Des- 
halb darf &n Deutscher vor vollendetem 14. Lebensjahre zur Ueber- 
nahme von Schilfisdiensten nicht zugelassen werden — eine Beschränk- 
ung, die dem B.G.B. unbekannt ist, während die K.Gew.O. in § 135 
sogar ab.sulut die Beschäftigung von Kindein unter 13 .Jahren in Fa- 
briken verbietet. Für Kinder unter 16 Jahren und Arbeiterinnen sta- 
tuiert die R.Gew.0. eine Beachrtbiknng der Arbeitszeit im Gegensatze 
zur S.O., die alle Schiffsleute — ohne Unterschied den Alters oder des 
Geschlechts — gleich behandelt. Itehandeln muss. Auch insofern unter- 
.scheidet sich die S.O. von der K.Gew.O., dass sie einen besonderen 
Lehrvertrag fiür den Schiffsjungen nicht kennt. 

Eine gesetzliche Beschrankung der Arbeitszeit für die Dauer der 
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Fahrt lässt die Natur dos ^Scliirtsdieiisfos nicht zu, dajjegeii ist die 
Frage der Arbeit.szeit iiu iiafeu oder aui der Rhede iu der 8.U. ein- 
geheud geregelt uud iusoferu eiue Maximaldauer derselben eiugefUürt 
worden, als der Schiffsmanti nur aus ganz bestimmten GrOnden 2u 
Arbeitsleistungen Uber diese Zeit hinaus gezwungen werden kann und 
auch das nur gejren Bezahlung eines Uebei*sttnidenlohnes, wobei Sojui- 
tagsarbeit gruiidsätzlicii immer als Ueberstuudeuarbeif angesehen wird. 
Das B.G.B, uud die R,Gew.O. kennen solche Beschränkungen grund- 
sätzlich nicht, hinsichtlich der Sonntagsheiligung allerdings enthiUt die 
B.Gew.O. in §§ inSa— i eine Reihe zwingender Nonnen. 

Der Ansi)riich des Dieiistverjttiichteten auf Lohn beginnt sowohl 
nach der b.O. als nach dem B.G.B, und der U.Gew.0. grundsätzlich 
mit dem Dienstantritte des Arbeitnehmers. Mi Rttcksicht darauf, dass 
der Schitl'smann vom AugenbU<^ der Anmusterung ab seiue Freiheit 
verliert, statuiert aber die Seemaimsordnung l^illigkeitsrikksichten 
eine Ausnahme von diesem Grundsätze, indem äie die Heuer dann 
vom Tage der Anmusterung au berechnet wissen will, wemi die An- 
mnsteruDg dem Dienstantritte vorangeht So hat also die Heuer nicht 
inuner die Natur einer Gegenleistung, einer Vergütung für geleistete 
Dienste. Die Aufnahme des Schitfsmannes in den Schiffsverband hat 
ginuidsätziich ausserdem zur Folge seinen Ansprucii auf Beköstigung 
und Unterltunft auf dem Schiffe: veigL dagegen B.G.B. § 618 Abs. 2 
und BüGew.O. § 115. Im Gegensätze zur Heuer entstehen diese An- 
sprüche erst mit dem tatsäclilichen Dienstautritte, stehen aber dafür 
auch dem Schiffsmaniie bis zu seiner fonnellen Abmusterung zu, ura 
ihn vor der Ausbeutung durch gewissenlose Schlaf- und Heuerbaase 
m schätzen. 

Wie im B.G.B, und in der R.Gew.O. hat die Lohnzahlung grund- 
sätzlich postnumerando zu erf()lp:en, für den Heuervertrag ist e*; aber 
charakteristisch, wenn die S.O. mit Rücksicht auf die Disziplin au Bord 
bestimmt, dass der fttr eine Reise oder auf unbestimmte Zeit geheuerte 
Schiffismaim während des Bestehens des Dieustverliältnisses die ver- 
diente Veri^ütiuifi nie voll verlangen kann: Anders hM}' §614, wäh- 
rend die R.Gew.O. sich wiederum der S.O. isähert, indem sie in § 119a 
in gewissen Grenzen eine Lohueiubelialtung iür zulassig erklärt. — 
Die Lohnauszahlung an den Schiflsmann darf nie in Gastr oder Schank* 
wirtschaften o<ter Verkaufsstellen •reschehen, die B^Gew.O. dagegen 
lilsst von diesem auch für sie geltenden Grundsatze eine .\usnabme 
durch Kntscheidung der unteren Verwaltungsbehörde zu. Diese Lohn- 
auszahlung kann nach der 8.0. mittelst einer auf den Rheder aus' 
gesteUten, gewissen Erfordernissen entsprechenden Anweisung erfolgen : 
nach R.Gew.O. § 115 sind die Gewerbetreibenden verpflichtet, die 
Löluie ihrer Arbeiter in bar ausznbezjililen. Voi-schnsszahlungen sind 
wohl der S.O., nicht aber auch der R.Gew.O. bekannt, da sie für den 
Schifibmann nicht zu entbehren sumI, wohl aber füir den gewerblichen 
Arbeiter. Die Auszahlung des dem Schifisnumne bei der Beendigung 
des T'iieKstverhültnisses znsteliiMiden Lolincs muss jrnind>ntz!i*'|i ;ui ihn 
pei-suniieh erfolgen; die R.liew.O. entliälL hierüber eine ausdrückliche 
Bestimmung nicht, während nach dem B.G.B, die ZulSssigkeit der 
Leistung der VergUtung an Mittelspersonen nicht bestritten ist 
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Die Dauer des Ucuervertrags Ist fast immer unbestimmt; ius- 
besondere gilt dies für die Auheuerung fUr eine Reise, da der Sduffs« 
mann in diesem Falle verpflichtet ist, bis zur Beendigung der Rück- 
reise einschliesslich etwai^'t ! Zwisclienreisen im Dienste zu verbleiben. 
l>ies kann zu Dienstleistuiiijeu tühren, welche Uber die ursprllnglich 
beabsichtigte Dauer des Vertrags liiuausreichen. Daher die Bestimmung 
der S.O., dass fUr die gesamte seit mehr als 2 Jahren im Dienste be- 
findliche Schiffsmannschaft eine Erhöhung der nach Zeit bedungenen 
Heuer einzutreten habe (verKl. auch § 67 Abs. 2 S.U.). Ist die Reise 
einmal angetreten, so kann natürlich nicht zu Jeder beliebigen Zeit 
eine Entlassung des Dienstverpflichteten stattfinden, wie auch dieser 
selbst nicht beliebig ankündigen kann. Daher die Befugnis des Kar 
pitäns, den Schiffsmami. welclier sich nach Antritt der Uoisc als un- 
tjuicrlich erweist zu tluiu Dienste, /u welchem er sich verheuert hat, 
im Range lierabzusetzeu und seine Heuer verhältuismiLssig zu kürzen. 
Vom Standpunkte des B.G.B. und der R.Gew.O. aus betrachtet, wird - 
die Dienstuntiiuglichkeit des Arbeituehmei'S wohl immer einen „wich- 
tigen Grund" abgehen, der den Dienstberechtiirten zur sofortigen Kün- 
digung ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist berechtigt Aus deu- 
selbei OrUndeu kann der für eine bestimmte Zeit angeheuerte SchiflTs- 
mann im Falle der Beendigung sdner Dienstzeit während der Reise 
mangels anderweitiger Vereiiil)arung seine Entlassung erst im nächsten 
Hafen verlangen, welchen das Schiff zum Löschen oder Laden anlauft: 
Nach dem ß.U.B. dagegen wie nach der R-Gew.Ü. endet das Dieusl- 
verhttltnis in allen Fttllen mit dem Abhiufe der vertragsmissig verein- 
hatteii Zeit. Aehnlichcs gilt fUr den auf unbestimmte Zeit abge- 
schlnssenen Henervertrag : Der Kapitän soll eben immer die Möglichkeit 
haben, einen Kiisatzmauu anzuheuern Die li.üew.O. dagegen setzt 
für den Fall der unbestimmten Dauer des Arbeitsvertrages eine Kün- 
digungsfrist von 14 Tagen fest, die nur dann nicht eingreift, wenn 
vertragsniässig eine andere Frist vereinbart worden ist: § 122 R.Gew.O. 
Sind aller IviimiigiingslVisten vereinbart, so müssen sie kraft zwingenden 
Rechtes für beide Teile gleich sein: Anders S.O. § 27. 

Ohne Einlialtung einer Kündigungsfrist kann nach der S.O. so- 
wohl der Kapitän wie der Schiffsnninn kündigen, aber nur aus gesetz- 
lichen Gründen, während rlic Ii.fJew.O. und djis B.G.B, auch die Ver- 
einbarung anderer KUndigungsgründe zulassen. ICein gesetzlicher Grund 
zur Kündigung ist im Gegensatze zum B.G.B, und der R.Gew.0. der 
Wechsel des Rheders, es sei denn, dass das Schiff ganz oder teilweise 
in (las Ki;:entum von Ausländern gelan'^t, denn dann erf'M f!; rt nicht 
nur das nationale Interesse die Zulftssitikeit der fiistlösen Kündigung, 
der Gesetzgeber will und muss es vielmehr auch vermeiden, dass der 
Schiffismann nunmehr auf einem irgend einer fremden Nation ange- 
hörigen und deren Gesetzen untenvorfenen Sdiiffe ilen Vertrag erfüllen 
muss. Abgesehen . davon aber kann iler Wechsel des Illieders oder 
gar der des Kapitäns kein genügender Grund zur Diensteiustellung sein, 
denn sonst würde unter Umständen die rechtzeitige E.\peditiou des 
Schiffes in Frage gestellt und dadurch dem Rheder grosser Schaden 
vertn-sacht werden können, lliezu kommt, (huss es sicher unbillig wäre, 
wenn mau im Faile der Ersetzung eines untauglichen KapitUuf( durch 
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eineu tdchtigen Maua aeiteiu» des Konsuls dem Schiffsinanne ein solches 
Recht zugestehen wollte. 

EntlUsst der Kapitän (!eii Schiffamann aus nideren als den ihn 
nach dem Gesetze dazu bereeliti^H udeu GrUndcu, ao macht er sich 
eines Vertragsbruches schuldig, mug nun auf seiner Seite ein Vcr« 
schulden vorliegen oder nicht. Die .\nsprü< lic des für eine Reise ge- 
heuerten Schitfsiniinii*'^ Ix-stiiunifii sirli in diesem Falle iiacli ^5 72 S.O., 
welcher ihm eine Rienau liestiiinute PiUtscliädigung gewahrt ulme Rück- 
sicht auf die Höhe des tatsHchlicheu Schadens. Dasä diese durchaus 
unmotivierte Regelung für den Schiffsmann mit grossen Nachteilen 
verbanden sein kann, liegt auf der ITaiul. Vldmdir zu billigen ist 
dagegen die Hestimmnng des ^ (515 B.G.B., welche auch Anweiulniig 
findet bei der ungerechtfertigten Entlassung eines auf bestiuiuite oder 
unbestimmte Zeit geheuerten Schiffsmauues und noch mehr die des 
§ 134 b R.Gew.O., wo der Arbeiter als Entschädigung eine bestimmte 
Summe verlangen kann, ohne dass difisc Forderung, durcli welche der 
Anspruch auf Erfüllung des Vertrags und auf weiteren Schadeusersatz 
nicht ausgeschlossen wird, an den Naciiweis eines Schadens gebunden 
wftre. Diese Bestimmung des % 124b R.Gew.0. findet entsprechende 
Anwendung auf den Vertragsbruch des Arbeitnehmers, während der 
Dienstverpflichtete des B.G.B, wie der Seliiffsmann in einem soh heu 
Falle immer zur vollen Scha<lensersat/.lei8tung verpflichtet sind. Die 
Folgen dfö Vertragsbruches sind aber für den Schiffsmann insofern 
noch viel härter, als die Seemannsordnung auch einen Vertragsbruch 
ohne Verscluilden des SelüfTsinainies kennt und '.\h dieses Gesetz im 
öffentlichen Interesse der Sicherlieit Schiti'es wie der an Bord be- 
findlichen Personen und der Ladung deu schuldhaft Vertragsbrüchigen 
Schiffsmann mit schwerer Strafe bedroht. 
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Anhang. 



§ 10. 

Die privatrechtliche Seite des Henenrertrags nach 

englischem Becht 

Das Recht der grössten seefahrenden Nation, dem unsere See- 

manusorduuiig so manche Anregung verdankt, kann in einer seerecht- 
lichen Abhandlung nicht mit Stillschweijien übergangen werden, und 
es wird deshall) im folgenden kurz die iirivatrechtliche Seite <les 
Ilcuervertrags nach englischem Rechte, soweit diwjes von unserer See- 
mannsordnun>^ abweichende Bestimmnngen aufstellt, 2ur Darstellung 
gelangen. 

In England hat der Heuervertrag seine Regelung gefunden in 
der Merchaiit Shipping Act 1094, welche jedoch keineswegs ein auf 
neuen GrundsAüsen aufgebautes Gesetz bedeutet, vielmehr auf einer 
Ikihe von älteren Merchant Shipping Acts, insbesondere der von 
1864, beruht. 

Der lleuer\ ertrag ist nach englischem Rechte in einer vom Board 
of Trade vorgeschriebenen Form schriftlicli abzufassen (anders S.O. 
$ 97). Die Gültigkeit des Heuervertrags ist aber durch seine schrift- 
liche Abfassung nicht bedingt, vielmehr macht sicli der Kapitän nur 
strafbar, wenn er auf Grund eines mündlichen Heuervertrags mit einem 
Schitfsmaune die Reise antritt resp. fortsetzt. Diese Formvorschrift 
betrilft aber nicht Schiffe mit weniger als 80 Registertonnen, welche ' 
lediglich Kttstenhandcl betreiben. Der Vertrag, dessen Datum durch 
die ei-ste Untersclirift bestimmt wird, muss mit jedem einzelnen in 
fJrossljritaiuHen j^'eheuerteu Srhiffstnannc abfiesehlossen werden und 
ausser der Unterschrift deä Ivapitäus, welche vor der der Schiffsmann- 
schaft zu erfolgen hat, enthalten: 

1) die Art und soweit möglich auch die Dauer der beabsichtigten 
Roise oder Dienstverpflichtung oder aber den Zeitpunkt, bis zu wel- 
chem sich die Reise bezw. die DienstverpÜichtung höchstens erstrecken 
soll, sowie die etwa in Betracht kommenden Erdteile und Pltttze, auf 
welche sich die Reise nicht ausdeluien wird ; 

2) die Zahl und Khissifikation (h>r SchiiTsmannsduift nebst An- 
gabe der Zahl der aiizulieuernden Matrosen; 

3) den Zeitpunkt, zu welchem jeder Schiiismunü sich an Bord 
einzufinden und seinen Dienst anzutreten hat; 
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4) (Uc Eigeuschaft, tu welcher jeder ScUiiTsiuauD dienen :>oll ; 

5) die Höhe der Heaer fttr jedes einzelnen; 

6) die Angabe der einem jeden zu vcrabreicheiiden Beköstigung; 

7) Verhaltungsiuassregeln an Bord und Straf bestimmunfren, wie 
z. B. Verkürzung der täglichen lliitionen oder andere gesetzlich ge- 
stattete Stnifea fttr schlechte Führung, entsprechend den vom Board 
of Trade gebiUigten Vorschriften^ welchen die Parteien sich zu fttgen 
Übereinkommen. 

Die Vereinbarung soll derart aljgefasst werden , dass Zusätze, 
welche sich auf LohuvorscbUsse, Zahlungsüberweisungen etc. beziehen, 
im jedesmaligen EinT«rständnis zwischen KapitAn und Scfaiffsmanu 
gmnacht werden können, soweit sie nicht gegen das Gesetz Terstossen. 

Nur dann \<i nirlit n<>t\v«'n(lip, ilass der TTetiervcrtrapr in dieser 
Form geschlossen wird, wenn der Kapitän eines in einem ausserhalb 
Grossbritanniens gelegenen Hafen registrierten Scliiffes den Vertrag 
mit der Mannschaft nach dem Rechte dieses oder des Anhenernngs- 
hafeus geschlossen hat und nun einzelne Seeleute in Grossbritannien 
iiiiueheiiert werrlen sollen, denn dann soll eü ^'enllgen, wenn diese dem 
bereits abgeschlossenen Vertrage untei-schriftlich l»eitreteu. 

Soll der Sehiffismann fttr ein fbreign going ship angeheuert wer> 
den, d. h. fttr ein Schift', das nicht lediglich KUstenhandel betreibt, 
also nicht nur den Verkehr zwischen den verschiedenen Häfen Gross- 
britanniens und der dazu gehörigen Inseln Jersey, Guemsey, Sark, 
Äldernay und Man, sowie mit den zwischen Brest und der Elbemün- 
duug des europftiscben Festlandes gelegenen HAfen vermittelt, so mnss 
der Vertrag vor einem Superintendent einer der Mercantile Marine 
Offices al)!xesrhlossen werden, in fremden Häfen vor einem enjjlischen 
Konsularbeamten bezw., wenn ein solcher niclit am Platze ist, die An- 
heuerung aber in einer britischen Besitzung stattfindet, vor einem 
Superintendent, eventuell einem höheren Steuerbeamten. Diese Pereonen 
sind verpflichtet, den \ fitrag einem jeden der anjieheuerten Schiffsleute 
vorzulesen und zu erklären oder sich in anderer Weise zu vergewissern, 
dass diese den Inbalt des Vertrags verstanden haben, sowie die in 
ihrer Gegenwart abgegebene Unterschrift eines jeden Schiffsmanus zu 
bestätigen. 

>fiiss an Stelle eines Schiffsmannes, der den Henervei-trag zwar 
unterzeichnet hat, aber infolge Todes, Desertion oder anderer unvor- 
hei-gesehener Fslle innerhalb 94 Stunden vor der Abfehrt wegfällt, 
ein anderer angeheuert werden, so genügt es, falls der Vertrag nicht 

iiif^r vor einem Superintendent abgeschlossen werden kann, wenn der 
Kajui 1 vnv der Alifalirf oder — wenn untunlich - sobald als 
mögiicii uaciiher den Vertrag dem Sciiiffsmaune vorlesen und erklären 
hmt Jedoch muss letzterer den Vertrag in Gegenwart eines Zeugen, 
der die Unterschrift nachher zu bestätigen hat, unterschreiben. 

Die eben crenannten Restimmuncren ^reiten nur fttr foreifxn '^oing 
ships, nicht auch fUr die ausschliesslich KUstenhandel betreibenden 
sog. home trade ships. Immerhin mnss aber auch hier der schriftlich 
ab^efasste Vertn^^ mit dem oben angegebenen Inhalte einem jeden 
Schiffsmanne vorgelesen und erklärt, sowie mit der Utiterschrift eines 
jeden Schi^mauits iu G^enwart eines Zeugen, der sie nachher zu be- 
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stätigen hat, venehen werden. Uebrigens steht es den Partden frei, 

sich der für die foreigu going shipe vorgeschriebenen strengsren Form 
zu bedienen. Der für ein homc trade ship anj/cheuorte Schiflfsinann 
kann sich aiicli verjiflichten, auf md oder niohrereu ausdrücklich nam- 
haft geiiiaclitcii Schiffen desselben Uhedeiä bcstiuimt geartete Dieuäte 
m leisten. Ebenso ist es hier dem Schiffsmanne gestattet, für zwei 
oder mehrere Reisen sich m v<ffheuem (80g.jrttnning agreeinent). Der 
Vertrag iniiss jedoch dann in einer bestininiten Forin ab'je^chlossen 
werden. Bei foreign going siups ist eine deraitige Verueueiung nur 
dann zulässig, wenn die Dauer der Reisen im Durehschnitt nicbt mehr 
als sechs Monate beträgt und die Verträge rieh nicht Uber dun nächst- 
folgenden 30. Juni oder 31. Dezember hinaus erstrecken. Soklie Ver- 
träge enden beim ersten Anlaufen des Bestimmungshafens in Gross- 
britanuien oder sofort nach der Löschung der Ladung nach obigeu Daten. 

Ansfilbrliche Vorschriften enthält das englische Recht Aber die 
Mitwirkung des Superintendent bei der Anheuerung TOD Schiffsjungen, 
die mindt'stfMis 1-2 J:i)in' ;i]t <r\n m\\<<rn (vergl. dagegen § 7 Abs. 2 S.O.), 
sowie über die Anheuerun;^ der Laskaren. 

Auf Grund des Heuervertrags ist der Rheder kraft zwingender 
Vorschrift verpflichtet, durch alle sachgemftssen Massregeln die See- 
tüchtigkeit des Schiffes bei Antritt und für die Dauer der Reise zu 
sichern, sodass er für allen ans dem Fehlen derselben entstehenden 
Schadeu zu haften hat^ es müsste denn wegen besonderer Umstände 
das Anslaufen des Schiffes vernünftig und gerechtfertigt sein. Unser 
Handel^eset^buch legt in § 613 diese \ erpHiehtung nur dem Kapitän 
auf. Behaupten mehr als ein \ iHrfi 1 der Bet^it/ini'j; oder falls diese 
mehr als 20 Personen betrit-»!. ninidesiens 5 derselUe.n, dass das Schiff 
nicht seetüchtig sei, so muss es von einem ödeatlich ermächtigten 
Beamten untersneht werden (ähnlich § 58 S.O.). Dieses Rechts geht 
die Mannschaft jedoch verlustig, wenn sie das Schilf ohne Urlaub vor- 
lässt, wobei gar nicht der Fall der Desertion vor/,uliegen braucht. Im 
G^eosatze zu § 5Ö S.U. kann aber der Board of Trade auch von 
Amtswegen oder auf die Anzeige dritter Personen dnschreiten. Femee 
kann diese Behörde von deu antraget eilenden Schifisleuten eine Kaution 
fordern, wenn sie den Antrag für frivoloiis oder ve.xatious hiilt. 

üeber den Inhalt des Heuervertrags im einzelnen ist ausser dem 
bereits angefüiirten noch zu bemerken: 

Das Reiseziel muss genau angegeben werden. Allgemeine Rede» 
Wendungen, wie „or elsewhere", ^to any port er ports in Europe", 
werden von der englischen Praxis sehr enge interpretiert. Wird die 
Reise Örtlich verlängert, d. h. eine Zwischeureibe gemacht, so ist der 
Schiflßmiann anders als nach § 74 Abs. 3 S.O. nur auf Grund einer 
neuen \'> reinbarung verpflichtet, seinen Dienst fortzuseticen (vergl. aber 
§ 74 Ziff. 3 S.n t 

Die Bestimmung, der Heuerverl l i-' müsse Zahl und Beschaffen- 
heit der Mannschaft, sowie die Zahl den anzuiieuernden seemännischen 
Personals enthalten, soll es dem Schiffismanne ermöglichen, zu beur^ 
teilen, ob das Schiff geniiuvnd bemannt ist Tritt das Schiff die Reise 
an, ohne dass die vertra.Lis'iKi/^si;; bedungene Zahl von Schiffsleuten 
angeheuert worden ist, so können die Schitisieute, denen hierdurch 
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eine Mehiiiibi'it erwat veiluiltiiisinässipt' Verteilung der orsparten 
Heuer verlaiijzeii. Anders, wenn das Schitf bei Hctiinn der Reise }ze- 
uUgiiiid beiiianut i.st, aber wübrend der Reise ohne Schuld des Kapitäns 
einen Teil seiner Mannschaft verliert, sei es nun dorcb Tod, Krank- 
heit oder Desertion, und ein Ersatz^ nicht beschafft werden kann. Im 
(lei^ensatze zu § 50 S.O. uewülu t hier die englische Praxis dem Schiffs- 
iiiaiiiie grundsätzlich nicht die liefugnis, eine Erhöhung der Heuer la 
torderu. Nur wenn besondere Umstände vorliegen, z. B. wenn die 
Verminderung der Mannschaft eine derart grosse ist, dass die Fort- 
setzung flcr Reise nur mit aussei^ewöhulicher Gefahr für das Leben 
der ßesatsuug stattfinden kann, soll eine Ausnahme statuiert werden 
können. 

Die Heuer Iftuft vom Tage des im Heuervartrage beaeichneten 
Dienst^mtritts an, es sei denn, dass letzterer tatsftchlidi schon frfiher 
erfolgt ist fanders § 44 S.O."). 

Im (ie-zen^atze zum amerikanischen Rechte, das verbietet, den 
für amerikauische Schiffe angeheuetteu Schiffsleuten Vorschüsse zu 
zahlen, kann in testtmmter Form vereinbart werden, dass Vorschllasa 
(sog. advauce not«8) unter der Bedingung, dass der Schiffsmann mit 
dem Schiffe in See geht, bis zur Höhe einer Monatsheuer jjegeben 
werden. Jede audere Vereinbarung wäre nichtig und würde weder zu 
LobnabsOgea berechtigen noch auch m einer gerichtllehen Klage (an- 
ders und nicht so eng §§ 47 und 48 S.O.). 

Nicht :iM--L'e.srhlossen ist es, das.s in den Heucrvertratr ausser den 
bereits crwiluiT n aucli noch andere Punkte aufgenommen werden, 
null und uiciiti}; wäre aber ein Verzicht des Schiffsmaunes auf sein 
Pfandrecht am Schiffe, auf seine Heuer fttr den Fall des Schiffsver> 
- lustes oder auf Bei^elohn. Nichtig wäre auch die Vereinbarung, dass 
die Heuerforderung von der Fracht abhjln^rijr sein solle, nichtig der 
Verziclit auf ein Rechtsmittel, das dem Schiffsmanue zur Geltend- 
machung seiner Forderungen aus dem Heuervertrage von Wert sein 
kann, nichtig Uberhaupt alle Klauseln, welche eine gesetzliche Be- 
stimmung zu umgehen bezwecken. 

Die Heuerforderung des Schiffsmannes unterließt nach englischem 
Rechte nicht der B^hlaguahrae; unsere Seemaunborduung enthält 
hierüber keine Vorschriften und es finden demgemflss die altgemeinen 
Bestimmungen Anwendung, nach denen gmndsätzlich eine Beschlag- 
nahme des Dienst- und Arlteitslohnes nur unter der Voraussetzung 
zulä.ssig ist, dass derselbe verdient, fällig und nicht eingefordert ist 
(vergl. R.Ge8. vom 21. Juni 1869 betr. die Beschlagnahme des Arbeits- 
und DiensÜohnes). Soweit der Gesamtbetrag der Forderung 1500 Mk. 
übersteigt - - ein Fall, der weni^^er hei Schiffsleuten, widil aVior bei 
Scbiffsoffiziereu vorkommen kann. — filllt dieses Privileg jedoch wviX. 

Die Entlassung <ler auf foreign going ships dienenden Schiffs- 
leute findet in Grossbritannien statt vor dftem Superintendent und 
ebenso auch die Lohnregeluug, falls nicht ein zuständii^es (lericht ab- 
weichendes anordnet. Der Kipit.ln hat dem Superintendent miüd'- 
stens 24 Stunden vor der Auszahlung oder P'.ntlassung der Öchitlsleute 
eine in einer vom Itoard of Trade besUmmteu Form zu erstattende 
Abrechnung Uber alle ftlligen Heuerfordemngen einschliesslich der ge- 
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machten Abzüge aiis/uh,lutli^a*?i. Diese Ahrechmui-j: kann je(iocli un- 
ßtatt dessen auch dem Matrosen selbst vor oder beim Verlassen des 
Schiffes Ubergeben werden. Findet die Entlassung nicht im Beisein 
eines Superintendent statt, — was bei home trade slii[)s die Regel ist, 
doch kann auch liit-r iiiif Verlangen des Rliedeis oder Kapitäns die 
Entlassung: in d r cbrii erwähnten Weise erfolgen, — so ist dem Schiffs- 
mauue 24 ötuuden vor der Entlassung oder Auszahlung eine derartige 
Abrechnung auszufolgen. Der Scbilbmann ist befugt, die Vorlegung 
des Buches zu verlangen, in welches die gemachten Abzüge m der 
Zeit, da sie gemacht wtirden, eingetracren werden mOsseii. Abzüge, 
welche nicht rechtzeitig oder überhaupt nicht in das Buch eingetragen 
sind, trotzdem dies hätte geschehen sollen, braucht sich der Schififsmann 
nicbt gefallen zu lassen. Nach der Entlassung und Lohnregelung bat 
der Schiifsmann in Gegenwart des Superintendent in einer vom Board 
oi Trade sanktionierten Form einen Verzicht zu unterzeichnen, des 
Inhalts, dass alle AusprUche der bei<len Parteien aus dem letzten Ver- 
trage oder der letzten Reise getilgt sein sollen. Dieser Verzicht ist 
vom Kapitän und Rheder zu unterzeichnen wie auch vom SchifTsmann, 
während der Superintendent sowohl zu unterschreiben als auch die 
übrigen Unterschriften zu bestätigen hat. Das Original wird vom 
Superintendent aufbewalirt zun» Beweise dafür, dass eine solche Ver- 
einbarung getroffen worden ist. Will der Schiifomann nicht selbst 
aluerlmen, so kann er dies dem Superintendent Überlassen, dessen 
QuittiniLT die trleiche Wirkung hat, wie die eben jienannte Vereinbarung, 
nUmlich die, dass alle gegenseitigen Ansprüche zwischen den Parteien 
aus dem letzten Heuenrertrage getilgt sind. 

Der Kapitän ist verpflichtet, dem entlassenen Schifl&manue ein 
von ibni nnter/eiehnetes Zeugnis zu ^eben und zwar entweder bei 
seiui T Kntlassuiig oder bei der Ausziihluniz. Das Zeujxnis. das iti einer 
bestimmten Form abzufassen ist, h.at zu enthalten die Zeit der Be- 
schäftigung, sowie Zeit und Ort der Entlassung des Scfaiffsmannes. 
Im Falle der Entbissung vor dem Superintendent hat der Kapitüu 
diesem auch einen Berielit über Betragen, Charakter und T.eistimsen des 
Schitfsmaimes zu geben oder in bestimmter Form zu erklären, ditss 
er es abMine, Uber einen dieser Faiücte odar Uberfaanpt Auskunft zu 
geben. Auf Verlangen tb's Schiiismannes ist der Superintendent ver- 
pflichtet, erstereiu eine Kopie dieses SOg. repoit of conduct Auszuhäu« 
digen. (VeiL^l. U» L'l S.0.>. 

Der für ein houie trade sliip geheuerte Schiffsmuau ivann inner- 
halb zweier Tkge nach Beendigung des Heuervertrags resp. bei seipner 
Entlassung, wenn diese vorher erfolg«k sollte, Auszahlung der ihm 
frebUhrenden Heiier verlangen; bei foreign sL'oini; sbipf dagegen hat er, 
von einigen Ausnaiimen abgesehen, beim Verlassen des Schiffes nach 
Beendigung des Vertrags Anspruch auf Auszahlung von 2 Pfund 8t. resp. 
ein Viertel der geschuldeten Heuer, wenn diese weniger als 8 Pfund St 
beträgt, den Rest kann ei innerhalb der zwei daranffol^enden Werktage 
erbeben. Zahlt der iilieiier resp. Kapitän — ^ei es nun aus Vorsatz 
oder Fahrlässigkeit — nicht in der bezeichneteu Weise aus, ohne dass 
er dazu genügenden Grand bat und ohne dass eine Schuld des Schiffs^ 
niannes vorliegt, so hat letzterer bei foreign going ships Anspruch 
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auf Heuer bis zum Augenblick der eudKültigcn RegeUmg, hei home 
trade ships dairegen kaim er für jeden Ta^;. für Nveklioii die Aiiszah!- 
uup: rückstiludi^' ist, den Betrag der Heuer für 2 Tage, iut gau/-eii 
aber nicht für mehr als 2u Tage fordern. Diese Forderung imt die 
rachtliche Natur einer Heuerforderung. 

Auch nach englischem Rechte kann die Heuer gi-iindsätzlich erst 
gefordert werden nach lioistung der vertragsniässig geschuldeten Dienste, 
Aehnlich wie § 45 .\h^. t S.(>. keout es aber auch eine teilweise Aus- 
zahlung denelbeOf knüpft jedoch das Fordernngsrecht des Schiffsmanns 
nicht an die Bedingung, dass das Schiff in dein hetreifenden Hafen 
»ganz oder zum iirössten Teil entlöscht wird" , verlangt ausserdem 
nicht, dass zu der betreffenden Zeit bereits 3 Monate seit der An- 
musterung verstrichen sind, und endlich gilt diese einschränkende Be- 
stimmung aberhaupt nur fttr die Auszahlung im Auslande: In Gross- 
britannien selbst kann der Schiffilmann jederzeit die gesamte verdiente 
Heuer verlangen, vorausgesetzt nattlrlicb, dass die Forderung überhaupt 
fällig ist 

Der Schiflismann kann sich im Vertrage auch ausbedingen, dasa 
seine Heuer bis zur Hiilfte seiner Frau oder einem nahen Verwandten 
oder auch einer Sparkasse (saving bank) überwiesen werde. Der 
Ueberweisun'/sschein (sog. allotment nott i, gegen welchen das (?ehl 
auszufolgen ist, niuss in einer vom Boanl of Trade besliiiiiiiteu 1 orm 
ausgestellt sem. Die Auszahlung auf dnen solchen Schein geschieht 
jedoch frühestens einen Monat nach dein Abschluss des Heuervertrags 
oder an eineni vereinbarten spätiTcn Termin, und zwar am Ende eines 
jeden Monats resp. des ausbedujigeuen längereu Zeitraums, aber itiiuier 
nur soweit es sich um Betrüge handelt, die vor dem Zahlungstage 
verdient worden sind. Ist die Zahlung an eine Sparkasse geleistet, 
so kann erst nach drei Monaten und nur auf Griuid eines Int Ii 
den Superintendent riu/.iuvicliendeii (iesucbs Hückzahluuir aii k\v\\ 
Schifismunn, im Falle seines Ablebens an seinen Uechtsuaclitolger, 
stattfinden. — Ausser diesen Bestimmungen gibt die Merchant Ship- 
ping Act 1894 noch eine ganze Menge Details, die hier aber nicht 
interessieren. 

Aehulich wie § 46 S.O. gewährt das englische Recht den Schills- 
leuten einige Vergünstigungen bei der Uebermittlung der ersparten 
Lohne an ausw&rts wohnende .Angehörige. 

Die Heuer gelüilnt dem Schittsnninne, wie bereits bemerkt, grund- 
siltzlich nur als Kntgelt filr wirklich geleistete Dienste. Ist er aber 
infolge einer uatUrlichen Krankheit während der Fahrt dienst unfuliig 
geworden, so hat er dennoch Anspruch auf die Heuer und zwar so 
lauire, als der Kapitän ihn an Bord behält. Der lUicder hat aber 
nicht nur die Kosten der Heilbehandlung an Bor«! zu tragen, sondern 
auch die zu Laude, wenn der Kranke zur Verhütuug der Ansteckung 
oder ans einem andern, fUr das Schiff förderlichen Grunde vom Schiff 
entfernt wird und nachher wieder in <len Dienst zurückkehrt. Zudem 
hat der Rheder nucli dir Kosten der RückbefÖrdrniie^ in den Ausreise- 
liaten, sowie die etwai'^'cn Ik^gräbniskosten zu trau'eu. Hat sich indessen 
der Schitfsmanu die Krankheit vorsätzlich oder fahrlässig (by Iiis own 
default or wilful act) zugezogen, so besteht weder ein Anspruch auf 
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die Heuer ftlr dm Hauer (l(!r Krankheit noch audi ein solcher auf 
Ersatz der Kosten der Keiibeliandlung. 

Erleidet der bciiitlämanu im Dienst eine Verletzung, so hat der 
Rheder ebenfiills die Kosten der Heilbehandlung zu tragen, und zwar 
80 lange, bis der Schüfsmanu wieder hergestellt ist oder stirbt, aber 
nicht länger, »Is bis er in einen Hafen Gros-hvitaiiniens oder einer 
britischen Besitzung gebracht wird, je nachdem die Reise von Gross- 
britanuien oder der betrelteuden britischen Besitzung aus augetreten 
wunle. Dem Rheder fallen auch die eiwa notwendig werdenden Reise- 
kosten zur Last. — Viel günstiger fllr den Schiffsmann sind dagegen 
die Vorsrhrifteii unserer Seemannsordnun^^ in ^§ 59 ti.: § 61 S.O. 
bestimmt zwar, dass die Heuer nur bis zum Verlassen des Schiifes zu 
zahlen ist, und § 69 eod. beschrftnlct die Verpflichtung des Rheders 
zeitlich, allein die Beschränkun-: des § 69 Ist infolge Eintretens der 
Seeberufs-renovsenschaft nach Beendigunfi der FllrsorgepHicht des Rhe- 
ders für den Sehiffsmann oline srrossc Nachteile. Dagegen hat der 
Rheder die Kosten der Heilbehandlung zu tragen, einerlei, ob der 
Kranke nach seiner Wiederherstellung den Dienst wieder aufnimmt 
oder nicht. Zudem bestimmt insbesondere § 62 S.O., djiss der Schiffs- 
mann nur dann der Vorteile des Gesetzes verlustitr «xi-hen solle, wenn 
er die Krankheit oder Verletzung durch eine strafbare Handlung sich 
zugezogen hat, und endlich leann nach § 61 Abs. 9 S.O. der Schi^mann 
für die Dauer seiner Krankheit oder Verletzung eventaell doch ein 
Viertel seiner Heuer heansprurlien. 

Stirbt der Scliitfsmann nach Antritt des Dienstes, so hat der 
Rheder uacii deutschem Rechte die bis zum Todestage verdiente Lieuer 
zu zahlen und folls der Tod innerhalb seiner FQrsorgepfiicht er- 
folgt, auch die Begräbniskosten zu tragen. Im englischen Recht ist 
dieser Fall sonderbarerweise nicht durrli das Oesetz geregelt. Mehrere 
Entscheidungen sind jedoch im Sinne des deutschen Uchtes ergangen, 
eine konstante Praxis hat sich jedodi bis heute nicht heraasgebildet 
— Die Sorge fUr den Nachlass des Schiffsmannes ist in beiden Ländern 
ziemlich übereinstimmend geregelt, nur trifft das englische Recht sehr 
detaillierte Bestimmungen. 

Der Kayitän liat nach der Merchant Shipping Act 1894 diis 
Recht, einem Schiffismanne, der bei der Anheuemng seine ¥Uiigkelten 
falsch angibt und später die vortragsmässig versprochenen Dienste nicht 
zu leisten vennag, die Heuer zu kürzen, eventuell jnrnichts zu be- 
zahlen, oder aber ihn zu entlassen, wobei jedocii gewisse I<'onualitäten 
einzuhalten sind. WShIt der Kapitän die letztgenannte Möglichkeit, 
so hat er dem Schiffsmanne bis zum Zeitpunkt der Entlassung die 
vereinharte Heuer zu bezahlen. Diese Regel dehnt das eiiirli^rhe Recht 
aus auf den ball, da^s dei- Schitismann bei der Verhenernn^' falsche 
Angaben über seine Gesundheit gemacht hat. (AehnUcii, aber etwas 
enger §§ 43, 70 Ziff. 1 nnd 71 Abs. 1 S.O.). 

Keine Heuer erhält der Schiffsmann für die Zeit, während welcher 
er -äirh grundlos weiprert. seiner Dienstpflicht zu gtuiilgen oder wiihrend 
welcher er wegen eines von ihm begangenen Vergehens sich in Haft 
befindet. Die Kosten seiner Verpflegung während der Haft dCkrfen von 
seiner Heuerfonlerung abgezogen werden. 
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Das Recht dtis Schitfsmamies auf Uuterkuuft und VerpfleguDg 
ynn\ vom deutseben uod englisclieu Kochte nach gleichen Gesicht»- 
puukteu geregelt. (Veigl. 54 — 56 S.O.) 

SezUglicli des dein Schitfsiwume zukommenden Anteils am Hilfe- 
und Bergelühn bestimmt das englische iu Uebereinstimmung mit dem 
äuierikauischen Uechte, dass, weuu die Beteiligten sich nicht eiiii;2;(;n 
können, eine auf fi J'ii'ii^Miuessen beruhende Plntscheidiinp^ einer ssu li- 
verst&ndigen Beliurde erwirkt werden müsse und dass ein Verzicht aut 
Beiigotoliii im Heuscverkrag nichtig sei. Das deutsche Becht dagegen 
bestimmt im H.G.B. § 749 ganz genau die dem einzahlen gebtthrmiden 
Anteile. 

Eine der wiciitigsten iMaterien der beeiiiannsordnung bildet die 
Regelung der Arbeitszeit der äciiitl'smannschaft (vergl. 35 — iü S.O.). 
Attffallend ist, dass die Merchant Shipping Act 1894 hierüber keinerlei 
Bestimnmiigeii enthält: Alles ist der freien Vereinbarung' ülnrlasscn, 
insbesondere aucli die Frage des Ueberstundenlohues. iSur soviel ist 
bestimmt, dass der Dienst iu 4ätUudige Wachen einzuteilen ist, su- 
' dass der Schiifsmann abwechselnd 4 Stunden im DieniBt und 4 Stunden 
dkustCrei ist. 

Nach englischem Keciite endet der Henervertrng, wenn ilus Schilf 
den Eigentümer wechselt, während nach § 71 Zitf. 2 S.O. dies nur 
dann der Fall sein soll, wenn das Schilf die Flagge wecliselt, d. h. ganz 
odar teilweise in die HAnde von Ausländem gelangt. VerUsst der 
Schiffsmann das Schiff, sobald er von der Veräusserung Kenntnis er- 
langt resp. sobald diess nach diesem Zeitpunkte inÖp:Iich ist, so kann 
er von dem Augenblicke de^s Kigentlinierweclisels au bis zum Verlassen 
des Sbhilfes vom neuen ISgeutUmer die gleiche Heuer fordern, wie sie 
ihm vom früheren FJgentUmer, der für die Bezahlung dieses Betrages 
haftet, ^ewälirt wurden war. Anstatt das Schiff zu verlassen, kann er 
natürlich aucli einen neuen lieuerveitraii eingelien. 

lu den Fällen des ^ (>y Zill, l und 2 S.O. endet der ilener- 
vwtrag auch nach englischem Rechte. Die dem Schiffsmanne in diesen 
Pillen zustehenden Ansprüche a))er sind andere als § 69 Abs. 2 sie 
gewährt, denn nach englischem Rechte hat der Schiffsmaim selbst unter 
der Voraussetzung, dass er alles getan hat, um Schiff und Ladung zu 
retten, nur Anspruch auf die Heuer bis zur Auflösung des Vertrags. 
Nach deutschem Rechte dagegen kann er ausserdem neben freier Zu- 
rückiH'f(irdernng in den Ausrei.sehafen noch den Betra;j den- liallien 
Heuer für die Dauer ihTstdlien verlangen. Auf einem ähnlichen 
Staudpunkt wie das englische steht das französische Recht seit dem 
Gesetze vom 12. August 188B, während nach dem Code de commerce 
Art. 258 in Anlehntmg an die ordonnance de la marine von 1681 
All. Vlll „en CHS de prise, bris et nau frage avec perte entiere du 
uavire et des marchandises" die Schiffsinannschaft überhaupt keinen 
Anspruch auf Heuer hatte. Nur die Vergünstigung war den Schiffs- 
leuten gewJlhrt, dass sie bereits erhaltene Vorschüsse nicht zurttcJuai- 
eifstatten brauchten. 

Wesentlich geringere Ansprilche als § 69 S.O. «/ewitlirt das eng- 
lische Recht im Falle der Wegnahme des Schiffes, denn der SchiUbUiaun 
erhält auch hier nur die Heuer bis zum Zeitpunkte dieses Ereignisses. 
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Wird das Schilf anfj^elinicht odw angehalten und ftir gute Prise 

erklärt, so unterscheidet das englische Recht, oh der SchifTsnianii auf 
Zeit oder ftlr die Reise tichciiert ist. Im ersten Falle soll er die 
Heuer bis zur W^ahnie des Schitfes erhalten, sowie Ersatz aller ihm 
notweDdiger>veiBe infolge diesee Ereignisses entstehenden Auslagen; ist 
er fttr die Reise geheuert, so »oll er ausserdem noch Sdiadensersatz ver- 
lan?cn können dafür, dass er durch die TTandlui^sweise des Rbf^ers 
oder Kapitäns verhindert ist. die Heuer flir die ganze Reise zu vpulicuen. 

Das englische Recht keimt wie unsere Seemannsorduuiig eine 
Endigung des Heuenrertrags durch Entlassung des SchiHinnanneB seitens 
des Kapitäns vor Ablauf der Dienstzeit wie auch eine solche durch 
Ausübung des Rechts des SJchiffsmannes, in gewissen Fällen seine Ent- 
lassung zu fordern, es gibt Jedoch im Gegensatze zur Seemamisordnung 
keine Exemplification , überlädst vielmehr alles dem richterlichen Er^ 
messen. Bei SchilTsoifizieren wird dabei in der Praxis ein viel strengerer 
Massstab aiigelejit als hei p:cwühnlichen Schiffslenten. So hat sich z. R. 
die Praxis im Falle des § 70 Zitf. 2 S.O. auf den Standpunkt «gestellt, 
dass schon Nachlässigkeiten im Dienste auf Seiten des Kapitäns oder 
dnes OiSziers zur Dienstentlassung und Entsiehung der Heuer berech- 
tigen, während bei einem gewöhnlichen Schiffsmanne erst gewohnheits- 
mässiger Trunk, aufrührerisches Verhalten oder nnrlere Sfbwere Ver- 
fehlungen gegen die Disziplin, welche diese selbst oder die Sicherheit 
des Schiffes bedrohen, vorliegen milssen, um solche Massregeln gerecht- 
fertigt erscheinen zu lassen. 

Ansdrücklicli als Entlassimgsgrund ist im englischen Rechte je- 
doch genannt der Uebertritt in die Krie<xsTnarine. Selbst gegen cien 
Willen des Kapitäns kann der Schilfsmann diese Absicht jederzeit 
verwirklichen, ein Verzicht auf dieses Vorrecht im Heuervertrag 
würde nichtig sdn. Die bis zum Uebertritt verdiente Heuer ist dem 
Schiffsmanne auszuzahlen, jedoch ist diese Forderung erst dann fiUlig, 
wenn er die Heuer im Falle der Nichtbeeadigung des Vertrags hätte 
fordern können. 

Der fOr eine Reise geheuerte Schiffsmann, welcher vor Antritt 

der Reise aus andern als den in § 70 S.O. erwähnten Gründen ent- 
lassen wird, erhm^ Entschädiirtmcr die Heuer für einen Monat unter 
Anrechnung der eriiotieneu Hand- und Vorschussgelder. War die Reise 
berdts angetreten, so stehen ihm die Ansprttdie der {(§ 72 Abs. 9 und 
79 S.O. zu. Das englische Recht gewährt dem Schilfsmanne, der ohne 
genlijrcnden Grund und ohne seine Ziistimmunfr entlassen wird . im 
ersten Falle die bereits verdiente TTeuer und Ersatz des durch die 
Kntljissuug dem Schiffsmanne entstandenen Schadens, aber nie mehr 
als die Heuer fttr einen Monat. Im zweiten Falle unterscheidet es, ob 
der Sehiffsniaiin bereits die Heuer für einen Monat verdient hat oder 
nicht. Ist die Heuer für einen Monjft iiech nicht verdient, so gilt die 
bereit« erwähnte Regel, andernfalls .soll der Schiffsmann die verdiente 
Heuer erhalten und zudem Ersatz des Schadens, den er dadurch er- 
leidet, dass er die erhoffte Heuer nicht mehr verdienen kann oder 
infolge der Fntlnssiincr ire/rwun^ren ist , Ausgaben zu machen. Diese 
Bestininmniz ist iiesnnders wichtig für den Fall einer widerrechtlichen 
Entlassung im Auslände. 
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In einer britischen Besitzuug ausserhalb Grossbritanniens darf 

kein Kapitän einen Schiffsmanu entlassen ohne ZüStinimung des Super- 
intendent oder eines höheren Steuerbeamten . es sei denn, diiss der 
Schiffsmann sich in der betreflFeiidt'ii britisclieii Besitzung cingejichilft 
hat Anderswo ist notwendig die J*^rlaubuis eines britischen Konsular- 
beamten, eveDtuell zweier britischer Kaufleate. Auch muss der Kar 
pitän sich eine Bescheinigung hierüber von obengenannten Personen 
ausstellen lassen. Mu<s üev Schiffsniann im AusIhc!" zurückjxelassen 
werden, weil seine Weiterbeförderung wegen Kraniihcii unmöglich oder 
unstatthaft ist, so muss ihm der Kapitän eine Lohnabrechnung aus- 
händigen und innerhalb einer britischen Besitzung sein Guthaben p^- 
sönlicli ausbezahlen, wiUireiid ausserlialb derselben das Geld dem Mg- 
lischeii Konsul zu übergelien ist. der davon 'lie fllr flen Ihiterhalt des 
Schiffsmamies bis zur Erlangung einer uuueu Stellung eutstaudeaeu 
Kosten in Absug bringen darf. Endet der Dienst des Schiffisniannea 
in einem fremden Hafen oder wird ein englisches SchiiT in einem 
fremden Hafen verkauft und der Schiffsmann ^^rkläi t sicfi nicht vor 
dem britischen Konsul, eventuell einem augeselieueu britischen Kauf- 
mamie schriftlich bereit, bis ans 'Eaie der Reise im IMenst zu bleiben, 
80 hat ihm der Kapitän eine in bestimmter Form abgefasste Beschei- 
nigung {Iber seine Entlassung zu geben und die Tiitiimnir, sowie die 
Kosten der Heimreise zu bezahlen. Will er letztertüi nicht . so muss 
er dem Schiflfsmanne eine Stelle verschaffen, welche der von ihm bis 
dahin versehenen entspricht, und zwar auf einem Schiffe, das entweder 
nach dem Ausreise- oder nach einem andern von den Parteien verein- 
l)arten Hafen in Grossbritannien fälirt, oder aber muss er iiini ein 
Billet zur Heimreise lösen. Ks ist aber auch zulässig, dass der Ka- 
pitän eine von dem Konsularbeamten resp. den betreffenden britischen 
Kaufleuten zur Bezahlung des Lebensunterlialtes oder zur Heimfahrt 
genüjjfend eraehtete Sumnie deponiert. — Zur Entlassung eines Sclüffs- 
manues im Aushuide ist notwenUii,' die Genehmigung resp. Bestätigung 
des Superintendent resp. eines britischen Konsularbeamten, eventuell 
des hilchsten Steuerbeamten, je nachdem sie in einer britischen Be- 
sitzung ^E61gt oder ausserhall) einer solclien. — Eingehende I>estiiuui- 
ungen trifft das englisclie Keciit noch filr die Auszahlung der Heuer 
in Fällen, wo die Schiffsleute im Auslande zurückgelassen werden. — 
(lieber das deutsche Recht vergl. § 83 S.O.). 

Wenn nun Maolaohlan in seinem grossen Werke Uber das eng- 
lische Seerecht die Schiffsleute als die alten Güiistlin^'e des britif^clien 
Parlaments i>ezeichnet, deren Verdienste und l>ediirfnisse in jedem 
neuen Gesetze anerkannt werden dadurch, dass zu den schon beäteheu- 
den Schutz- und FQrsorgemassregeln neue hinzugefügt werden, so hat 
der deutsche Schiffiftmann wirklich allen Grund, mit dem, w<is ihm 
durch das Recht -meines Vaterhmdt . 'j''\v;ilirt worden ist, reelit zufrieden 
zu dein, denn dass die soziale 1 ili'surge bei uns eine viel intensivere 
ist als in England, dürfte aus obigen Ausführungen Idar hervorgehen. 
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